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Die inhaltliche Neuorientierung und eine organisatorische
Umstrukturierung von ARCH + bedingen sich gegenseitig
und vollziehen sich schrittweise. Zur Veränderung der Re-
daktion gehört auch eine Reorganisation ihrer Arbeits-
weise; sie soll auch dadurch unterstützt werden, daß Her-
stellung und Vertrieb erstmals zusammengefaßt und ihre
Koordination aus dem Aufgabenbereich der nebenberuflich
tätigen Redaktion ausgegliedert wird. Anstelle der Buch-
handlung Krämer ist unser Beauftragter für Herstellung
und Vertrieb und damit auch neuer Vertragspartner der
Abonnenten der VSA / verlag + vertrieb Berlin (s.u.).
Diese zum Beginn des 5. Jahrgangs geplante Umstellung
bietet zugleich die Möglichkeit einer Kooperation auf dem
Gebiet der Buchveröffentlichungen von Analysen
zum Planen und Bauen im Kapitalismus.
Die Redaktion
Der VSA/verlag + vertrieb übernimmt ab sofort die Herstel-
lung und den Vertrieb (auch der alten Nummern) von ARCH+
Ihre Bestellungen und Zahlungen richten Sie bitte direkt an
den Verlag.
Verlag für das Studium der Arbeiterbewegung GmbH,
1 Westberlin 21, Putlitzstraße 14, Postfach 130, Telefon:
030/395 28 37, Postscheckkonto Berlin West 3450 37 — 106.
Der Preis für das Einzelheft beträgt weiterhin DM 7,—.
Der Preis für das Jahresabonnement (4 Hefte) beträgt DM 24,
(incl. Porto). Studentenabonnements sind leider nicht mehr
möglich; Studenten können ARCH+ jedoch verbilligt über
den Direktverkauf an den Universitäten erhalten (Adressen:
siehe 4. Umschlagseite).
Das Abonnement läuft jeweils für ein Jahr und wird automa-
tisch verlängert, wenn nicht ausdrücklich bis zum 1. Oktober
des Vorjahres gekündigt wurde. Die Abonnementsgebühren
für 1973 (Hefte 17 — 20) überweisen Sie bitte im voraus mit
beiliegender Zahlkarte auf das Postscheckkonto des Verlages
Der Verlag
ARCH+ Nr. 18 (erscheint Ende Juni)enthält folgende Beiträge:
— Projektgruppe an der TU Berlin, BERUFSPRAXIS DER
ARCHITEKTEN
Bericht über Ansätze gewerkschaftlicher Arbeit in
Architektur- und Planungsbüros
Folgende alte Nummern von ARCH+ sind noch erhältlich:





Gastvortrag an der ETH Zürich im Juli 1972
I Arbeitsfelder des Architekten in den vor-
kapitalistischen Produktionsweisen
Al Herausbildung der spezifischen Architektentätigkeit
in der Frühphase des Kapitalismus
IN Der Entwicklungsstand der Bauproduktion im
Frühkapitalismus als materielle Basis der selb-
ständigen Architektentätigkeit
IV Die besonderen Bedingungen der Bauproduktion
gegenüber der spezifisch industriellen Produktion
Der Architekt als integrative Klammer der zer-
splitterten frühkapitalistischen Bauproduktion
VI Die historischen Wurzeln der Gebrauchswertillusion
im Architektenbewußtsein
VE Der Einbruch der Warenproduktion in den Tätigkeits-
bereich der Architekten und deren bewußtseinsmäß ige
Verarbeitung
VIII Die zunehmende Komplexität der Planungsaufgaben
im entwickelten Kapitalismus
IX Konsequenzen für den Arbeitsbereich der Architekten
In der Studienberatung für Neuanfänger des Fachbereichs
‘Bauplanung und -fertigung‘ an der Technischen Universität
Berlin wurden im WS 71/72 die frischgebackenen Architek-
tur-Studenten nach ihrer Studienmotivation befragt. Die
bei weitem häufigste Antwort war: „weil man als Architekt
einen unahhängigen Beruf hat‘‘, dann auch: „weil man
gut verdient“, „weil man da etwas gesellschaftlich Nützli-
ches machen kann,“ sogar einige gestalterisch Motivierte
waren darunter.
Dieses Ergebnis soll hier nicht mit dem Glorienschein wis-
senschaftlicher Motivationsforschung umgeben werden,
doch scheint es mir symptomatisch für ein bestimmtes
Architekten-Image, das trotz offenkundiger Realitätsfer-
ne schwer auszurotten ist, selbst bei denjenigen, die in
ihrer Berufspraxis täglich entgegenstehende Erfahrungen
machen. Das heißt nicht, daß die gewandelte Berufssitua-
tion der Architekten, die mittlerweile zu 80 % als Lohn-
abhängige arbeiten, von diesen selber nicht registriert
und intellektuell verarbeitet würde. Kennzeichnend je-
doch als durchgängigste Reaktion auf Veränderungen
gegenüber der Vorkriegszeit und den 50er Jahren ist
eine starke Verunsicherung und eine partielle Anpassung
an die sich abzeichnende andersartige Nachfrage auf dem
Arbeitsmarkt, ohne daß das alte Architekten-Bild dabei
grundlegend infrage gestellt würde. Es wird vielmehr der
Versuch gemacht, das alte Selbstverständnis (nämlich als
„freischaffender Architekt‘“ mit der konkret nützlichen
Arbeit des Häuserbauens in der Vermittlung von Kon-
struktion, Ästhetik und Sozialengagement beschäftigt
zu sein) einfach auf diese neuen Tätigkeiten auszudeh-
nen — beispielhaft war dies bei der Konzeption des „Ge-
neralisten‘‘ der Fall.
Diese im Grunde reaktionäre Einstellung, die sich auf ein
hilfloses Reagieren auf die Veränderungsprozesse beschränkt,
hat nicht zuletzt ihre fatalen Auswirkungen auf die Archi-
tekten-Ausbildung. An Stelle grundlegender Analysen über
die heutige Arbeitssituation und die sich abzeichnenden
Veränderungen im Planungsprozeß wird an den Architek-
turabteilungen der Hochschulen die generationenalte Aus-
bildungskonzeption mit diversen, am Arbeitsmarkt gefrag-
ten Techniken neu ausstaffiert, deren wahlloses Angebot
bei den Studenten auf einem technologisch höheren Ni-
veau jene Halbbildung reproduziert, mit der der Architekt
vor 50 Jahren.im Bauproduktionsprozeß eine wichtige Pla-
nungs- und Koordinationsfunktion übernehmen konnte, die
jedoch heute, wenn sie Inhalt einer Ausbildung für die
nächsten 40 Berufsjahre sein soll, einen hoffnungslosen
Anachronismus darstellt. Wir möchten der unverantwort-
lichen naturwüchsigen Prolongation dieses Berufes zwei
Thesen entvegenstellen:
These I
Der Architekt, wie er gegenwärtig als Berufsbild noch weit-
gehend das Bewußtsein prägt und der Ausbildung der
Architekturabteilungen zugrunde liegt, ist historischer Aus-
druck einer bestimmten Stufe der Entwicklung der Pro-
duktivkräfte: Die Komplexität der Architektentätigkeit,
die aus einer Vielzahl heterogener Teilfunktionen zusam-
mengesetzt ist, entspricht einer Stufe nicht voll entfalte-
ter gesellschaftlicher Produktivkraft der Arbeit mit entspre-
chend relativ geringem Konzentrationsgrad des Kapitals
und einer entsprechend geringen gesellschaftlichen Ar-
beitsteilung.
These II
Mit weiterer Entwicklung der kapitalistischen Produktions-
weise differenziert und verselbständigt sich die beim Archi-
tekten zusammengefaßte Arbeit in eine Reihe gesonderter
Produktions- und Leitungsfunktionen. Der Architekten-
beruf wird somit von der Entfaltung der Produktivkraft
des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens ebenso liquidiert
wie ehedem Berufe wie Wagenbauer von der Arbeitstei-
lung der Fabrikproduktion liquidiert wurden.
Wenn wir im folgenden diese Thesen in groben Linien
ableiten wollen, so soll damit insbesondere das methodi-
sche Vorgehen demonstriert werden, das u.E. erforderlich
ist, um den Wust von Irrationalität, Wunschdenken und
hilfloser kurzfristiger Anpassung an den Bedarf des Ar-
beitsmarktes, wodurch der Architektenberuf gegenwärtig
gekennzeichnet ist, einer rationalen Analyse zugänglich
zu machen,und damit eine grundlegende Neudefinition
von Arbeitsfeldern im Bereich der Bauplanung zu ermög-
lichen.
Wir gehen davon aus, daß das Selbstverständnis einer
Berufsgruppe undihr gesellschaftliches Image Ausdruck
ihrer jeweiligen historischen Funktion im Entwicklungs-
prozeß der arbeitsteiligen gesellschaftlichen Produktion
ist. Um zu zeigen, daß sich im Architektenbild ein be-
stimmtes ideologisches Selbstverständnis von seiner mate-
riellen Basis im gesamtgesellschaftlichen Produktionspro-
zeß losgelöst hat, werden wir zunächst die der vorherr-
schenden Architektenideologie historisch entsprechende
materielle Basis in der Bauproduktion herausarbeiten,
die sich als eine bestimmte Stufe im Entwicklungsprozeß
der Bauproduktion als Teil der gesellschaftlichen Gesamt-
produktion analysieren läßt. In einem zweiten Schritt
werden wir dann einer solchen Bauproduktion die gegen-
wärtig fortgeschrittensten Erscheinungen in diesem Sek-
tor, soweit sie sich bereits als bestimmende Tendenzen
erwiesen haben, gegenüberstellen, um sie von daher als
im großen ganzen historisch überwunden zu kennzeichnen
wir unsere Untersuchung auf die Phase der kapitalistischen
Warenproduktion und den in ihr erscheinenden Formen
des Architektenberufs beschränken. Denn erst mit der
beginnenden kapitalistischen Produktionsweise und der
damit sich durchsetzenden Trennung von Ökonomie
und Politik, von privater Produktion und ihren gesell-
schaftlichen Voraussetzungen, entfalten sich, wie wir
zeigen werden, diejenigen Funktionen des Architekten,
die dem skizzierten ideologischen Selbstverständnis zu-
grunde liegen. Zwar tritt bereits in der vorkapitalistischen
bürgerlichen Produktion, etwa beim Bau spätmittelalter-
licher und barocker Bürgerhäuser der Architekt mit den-
selben Funktionen und derselben gesellschaftlichen
Stellung als unabhängiger, lediglich für das spezifische
Bauvorhaben in Dienst genommener Planer und Koordi-
nator des Bauprozesses auf. Dies bleibt jedoch, ebenso
wie die vorkapitalistische bürgerliche Produktion selbst,
vereinzelte Erscheinung, quasi Anzeichen der heraufdäm-
mernden neuen Epoche der kapitalistischen Produktions-
weise.
In der Regel stand der Architekt im Mittelalter und im Ab:
solutimus im Dienst eines Feudalherren und war mit den
Planungs- und Leitungsfunktionen sämtlicher anfallender
Bautätigkeiten betraut, sei es Palastbau, fürstlicher Sakral-
bau, der Bau von Verteidigungsanlagen oder der Bau ganzer
Städte samt ihrer einzelnen Gebäude. Da in den Feudal-
herren die besitzende Klasse — i.e. Grund und Boden, das
Produktionsmittel der feudalen Produktionsweise, besitzen-
de — mit der politisch herrschenden Klasse unmittelbar in
personeller Identität zusammenfiel, stand der materielle
Reichtum auch zur unmittelbaren gesellschaftlichen Dispo-
sition, so daß die Fülle der anfallenden, gesellschaftlich
notwendigen Bauaufgaben zwar arbeitsteilig, aber unter
dem Kommando eines Bauherren, des Feudalherren in
einem kontinuierlichen Arbeitsprozeß ausgeführt werden
konnte. Die kontinuierliche Bauproduktion erforderte
naturgemäß die-kontinuierliche Wahrnehmung von Funk
tionen der konstruktiven und ästhetischen Planung und
der Organisation und Aufsicht ihrer adäquaten Verwirk-
lichung, die vom dafür in Dienst genommenen Architek-
ten ausgefüllt werden konnten; denn die wissenschaftliche
Grundlage der Bauproduktion war noch nicht so weit
entwickelt, daß in Arbeitsteilung diese Funktionen auf
verschiedene Spezialisten hätte aufgespalten werden
müssen.
Arbeitsfelder des Architekten in den vor-
kapitalistischen Produktionsweisen
Herausbildung der spezifischen Architektentätig-
keit in der Frühphase des Kapitalismus
Eingang in die Geschichtsschreibung hat der Architekt
bereits im frühen Alterum mit Imhotep, dem legendären
Erbauer der Cheopspyramide, gefunden. Vitruv und die
großen Baumeister der Dombauhütten, die sich selbst
ausdrücklich als Architectus bezeichneten, bilden die
nächsten Höhepunkte der ruhmreichen Berufsgeschichte.
Wenn wir jedoch von den eingangs genannten Charakteri-
stica des heutigen Architektenbildes ausgehen, als deren
wichtigstes ‘“Unabhängigkeit‘ genannt wurde. so können
Mit der Durchsetzung der kapitalistischen Produktionswei-
se verselbständigten sich die Planungsfunktionen der gesell-
schaftlichen Bauleistungen wie Straßenbau, Brückenbau,
Verteidigungsanlagen etc. Denn die kapitalistische Produk
tionsweise differenzierte die Bereiche der Bautätigkeit in
öffentlich betriebene, deren Hauptinhalte die Schaffung
von materieller Infrastruktur in Form von Kommunika-
tions- und Transportsystemen bildete, und in den Bereicn
der privaten Bautätigkeit. Der Zusammenhang zwischen
beiden Bereichen, ihre wechselseitige Bedingtheit wurde
auseinandergerissen und trat erst sehr viel später als Neu-
entdeckung wieder ins Bewußtsein der bürgerlichen Ökono
men.
Ein Zusammenhang zwischen der Bauproduktion und Bau-
planung und der jeweiligen Entfaltungsstufe der gesellschaft:
lichen Produktion ist jedoch nicht erst mit entwickelter
kapitalistischer Produktionsweise entstanden. Auch in der
Skalvenhaltergesellschaft und im Feudalismus bedurfte es
ab einer gewissen Entfaltung der Arbeitsteilung infrastruk-
tureller Leistungen, die den Verkehr der Produzenten unter
einander, die Versorgung und Sicherheit der Stadtbevölke-
rung etc. garantierten. Der grundlegende Unterschied zur
kapitalistischen Infrastruktur liegt darin, daß jene nicht
gegen die verselbständigten Einzelinteressen der Produzen-
ten durchgesetzt werden mußte, sondern als unmittelbar
gesellschaftliche erstellt werden konnte. Die feudalistische
Produktion, soweit sie sich über die Agrarwirtschaft und
das Handwerk hinaus entwickelt hatte und in der sich
zugleich die Züge beginnender kapitalistischer Produk-
tion zeigten, war noch eingebettet in einen ansatzweise
gesamtwirtschaftlichen Produktionsplan: die vom Staat
betriebene merkantile Wirtschaft, für die die innerbetrieb-
liche Struktur in gleicher Weise entwickelt wurde wie die
allgemeinen Produktionsbedingungen wie Straßen, Verkehrs-
mittel, Wohnanlagen für die Arbeitskräfte, Wasser- und Energie-
versorgung etc, Die bürgerliche Revolution beseitigte mit der
feudalen Herrschaft den vorsorgenden patriarchalischen Charak-
ter des Staates und propagierte mit “laissez faire, laissez aller‘
die nur durch die Gesetze des Marktes begrenzte Akkumula-
tion des Einzelkapitals, Öffentliche Ausgaben für die allen
Kapitalisten gemeinsam notwendigen Infrastrukturanlagen
stellen für diese unter dem Blickwinkel größtmöglicher einzel
kapitalistischer Akkumulation einen empfindlichen Abzug
vom Profit und damit vom Akkumulationsfond des Einzel-
kapitals dar.
Für die Organisation der Bautätigkeit — und mithin die Posi-
tion des Architekten — hatte dieses Auseinanderfallen der
Bauproduktion in öffentlich betriebene materielle Infrastruk-
tur und privatwirtschaftliche Errichtung von Gebäuden ein-
schneidende Folgen:
War bislang unter absolutistischer Herrschaft Palastbau, Städte-
bau und Festungsbau gleichermaßen ins Ressort eines und
desselben Mannes gefallen — Balthasar.Neumann baute Schlös-
ser wie Festungen —, spaltete sich nun Planung und Konstruk-
tion von militärischen Anlagen und Transportsystemen in den
Bereich Ingenieurbau, und alle Arten von Repräsentations-
bauten in das Fachgebiet Architektur. Auftraggeber der so
eingegrenzten Architekten war nun nicht mehr der Staat, son-
dern der einzelne Kapitalist. Unabhängig vom Prozeß der Ver-
wissenschaftlichung und Verselbständigung von Teilfunktionen
der Architektentätigkeit erfolgte damit in dieser Periode quasi
eine politische Aufspaltung in Ingenieurfunktionen und
Architektenarbeit, verursacht durch das Auseinanderfallen
der Bauherrnschaft in einerseits den Staat und andererseits in
eine Vielzahl von einzelnen Kapitalisten. Die Funktionen, auf
die sich die Bezeichnung Architekt mit der Herausbildung
der kapitalistischen Produktionsweise einschränkte. erschie-
nen nun, erlöst von ihrer feudalen Abhängigkeit, als selb-
ständige Dienstleistungen für den Kapitalisten auf dem
Markt. Ausführende Handwerker waren nicht mehr Hand-
werker, die der Feudalherr in seinen Dienst gestellt und da-
durch zu einem einheitlichen, unter einer Oberaufsicht ar-
beitenden, kombinierten Arbeitskörper zusammengefaßt
hatte, sondern selbständige, konkurrierende Handwerks-
betriebe, wieder zersplittert in eine Vielzahl von Gewerken.
Mit der Überwindung des feudalen Staates durch die bür-
gerliche Revolution war also der einheitliche Träger des
überwiegendsten Teils der Bauproduktion und Baupla-
nung beseitigt und die Bauherrschaft wurde durch eine
Vielzahl von Einzelkapitalisten übernommen, entsprechend
der Zersplitterung der Gesamtproduktion unter die einzel-
nen konkurrierenden Kapitalisten.
Der Entwicklungsstand der Bauproduktion im
Frühkarnitalismus als materielle Basis der selb-
ständigen Architektentätigkeit
Der Zersplitterung des Auftraggebers korrespondierte im
Bauwesen eine Zersplitterung des Produktionskörpers
in einzelne selbständige, konkurriende, noch weitgehend
handwerkliche Betriebe. Der gesellschaftliche Charakter
der Produktion kam nicht mehr unmittelbar in der Orga-
nisation des Produktionsprozesses zum Ausdruck, sondern
war ausschließlich vermittelt über den Markt. In denjeni-
gen Produktionszweigen, in denen sich die industrielle
Produktion durchsetzen konnte, führte die kapitalistische
Produktionsweise zu einer kooperativen Zusammenfas-
sung der verschiedenen Handwerksberufe unter dem Kom-
mando eines Kapitalisten in der Manufaktur, die sich
weiterentwickelte zum komplexen Maschinensystem, in
dem ein kombiniertes Arbeitspersonal (bestehend aus Hand-
langern, Maschinenarbeitern bis hin zum Ingenieur) unter
dem Kommando von Dirigenten, Managern, Arbeitsaufsehern
etc. die massenhafte Produktion von Waren für den Markt be-
treibt. In der Bauproduktion hat sich diese kooperative Zu-
sammenfassung der verschiedenen Tätigkeiten und die Kon-
zentration der Produktion nicht in derselben Weise vollzogen.
Mit der Lösung aus der Stellung des feudalen Dienstes wurde
die Bauproduktion zwar tendentiell zu einem eigenen Sek-
tor neben den anderen industriellen Sektoren; die besonde-
ren Bedingungen der Produktion von Gebäuden verhinderte
jedoch, daß auf dieser Stufe der Entwicklung der kapitalisti-
schen Produktionsweise der Übergang aus dem Feudalsta-
tus direkt zun kapitalistischen Betrieb der Bauproduktion
führen konnte.
Die besonderen Bedingungen der Bauproduktion
gegenüber der spezifisch industriellen Produktion
Wir wollen nun den Produktionsprozeß von Gebäuden,
wie er sich im noch gering entfalteten Kapitalismus dar-
stellt, näher untersuchen, um herauszuarbeiten. wie in
der spezifischen Funktion des Architekten bestimmte
Interpretationsmuster seiner eigenen Tätigkeit angelegt
wurden, die in jener Periode der Bauproduktion in der
Dienstleistungsfunktion für den einzelnen Kapitalisten
ihre reale materielle Basis hatten. Im weiteren wollen wir
dann zeigen, wie mit der Fortentwicklung der kapitalisti-
schen Produktion und der zunehmenden Unterwerfung
auch der Bauproduktion unter die Gesetze der kapitali-
stischen Produktionsweise dieses Selbstverständnis sich
von der Realität in dem Maße, wie diese sich wandelte,
zu entfernen begann und ideologischen Charakter annahm.
Ein Gebäude unterscheidet sich von anderen Produkten
zunächst durch zwei Phänomene: seine Bindung an den
Boden, auf dem es steht, und seine Wertgröße. Die erste
Besonderheit wollen wir hier ausklammern, da sie in
unserem Zusammenhang der Untersuchung der Archi-
tektenideologie nur eine nebensächliche Rolle spielt. 2)
Die Wertgröße des Produktes „Gebäude‘“ macht zu
einem wesentlichen Merkmal der Bauproduktion:
1. einen hohen Kapitalvorschuß, und 2. eine lange Ar-
beitsperiode, während der der Kapitalvorschuß in der
Produktion gebunden ist.
Auf einer niedrigen Entwicklungsstufe der Produktivität
der Arbeit, in der die einzelnen Kapitale noch relativ
geringen Umfang haben, hat dieser hohe Produktenwert
des Gebäudes zur Folge, daß ein Gebäude nicht für einen
anonymen Markt auf Lager produziert werden kann (was
ein Charakteristikum der kapitalistischen Produktions-
weise ist), sondern die Produktion erst ingang kommt,
wenn ein Abnehmer das Gebäude in Auftrag gibt und,
über eine Abnahmegarantie hinaus, das Gebäude portions-
weise im Maße seiner Fertigstellung mit Vorschüssen kauft.
Des weiteren kann die Erstellung eines Gebäudes nicht
von einem einzelnen Kapitalisten vorgenommen werden,
der sämtliche Phasen des Produktionsprozesses durchführt.
Das Gebäude wird vielmehr von einer Vielzahl von selb-
ständigen Unternehmern in Kooperation über eine längere
Periode hinweg produziert. Denn dadurch, daß bei der Pro-
duktion die verschiedenen spezialisierten Teilarbeiten
(Maurer, Zimmermann, Dachdecker, Glaser etc.) nicht
alle gleichzeitig in gleichem Maße beschäftigt sind, bedarf
es, um einen solchen, alle Teilarbeiten umfassenden Pro-
duktionsapparat voll auszunutzen, eines hohen Produk-
tionsvolumens, also einer Vielzahl neben einander her-
laufender Produktionsvorgänge einzelner Gebäude. Ein
solcher Produktionsapparat setzt jedoch einen hohen
Grad von Kapitalakkumulation voraus, ist daher auf
einer Stufe wenig entwickelter Produktivkräfte und
Kapitalkonzentration nicht realisierbar. Marx hat die Ab-
hängigkeit der Bauproduktion von der Entwicklungsstufe
der kapitalistischen Produktion so dargestellt:
„Auf den unentwickelteren Stufen der kapitalistischen
Produktion werden Unternehmungen, die eine lange Ar-
beitsperiode. also große Kapitalauslage für längere Zeit
2) Vgl. dazu: v. Einem, Fassbinder, Lang, Rinkleff: Grundeigen-
tum und Grundrente in der Theorie der politischen Ökonomie
in diesem Heft.
bedingen, namentlich wenn nur auf großer Stufenleiter
ausführbar, entweder gar nicht kapitalistisch betrieben,
wie z.B. Straßen, Kanäle etc. auf Gemeinde- oder Staats
kosten (in älteren Zeiten meist durch Zwangsarbeit, so-
weit die Arbeitskraft in Betracht kommt). Oder solche
Produkte, deren Herstellung eine längere Arbeitsperiode
bedingt, werden nur zum geringsten Teil durch das Ver-
mögen des Kapitalisten selbst fabriziert. Z.B. beim Haus:
bau zahlt die Privatperson, für welche das Haus gebaut
wird, portionsweis Vorschüsse an den Bauunternehmer.
Sie zahlt daher in der Tat das Haus stückweis ‚im Maß,
wie sein Produktionsprozeß vorangeht. In der entwickel-
ten kapitalistischen Ära dagegen, wo einerseits massenhaft
Kapitale in den Händen einzelner konzentriert sind,
andererseits neben den Einzelkapitalisten der assozlier-
te Kapitalist tritt (Aktiengesellschaften) und gleichzeitig
das Kreditwesen entwickelt ist, baut ein kapitalistischer
Bauunternehmer nur noch ausnahmsweis auf Bestellung
für einzelne Privatpersonen. Er macht ein Geschäft daraus
Häuserreihen und Stadtviertel für den Markt zu bauen,
wie einzelne Kapitalisten ein Geschäft daraus machen,
Eisenbahnen als Kontraktoren zu bauen.“‘“ 3)
Der hier beschriebene Entwicklungsgang der Bauproduk-
tion entspricht gegenwärtigen Tendenzen wie der Kon-
zentrationsbewegung in der Bauproduktion, der Produk-
tion von Eigentumswohnungen, Reihenhäusern etc. für
den Markt. Wir werden später noch darauf zurückkommen,
um die Frage zu beleuchten, warum sich diese Entwick-
lung, die offenbar selbst zu Marxens Zeiten schon ablasbar
war, erst so spät durchgesetzt hat, und dann untersuchen,
welche Auswirkungen auf die Architektentätigkeit damit
verbunden sind.
Der Architekt als integrative Klammer der zer-
splitterten frühkapitalistischen Bauproduktion
Untersucht man die Bauproduktion in ihrem historischen
Entwicklungsprozeß in seiner Abhängigkeit vom Grad der
Entwicklung der Produktivkräfte, so wird deutlich, daß
das eingangs genannte Spezifikum der ‘Selbständigkeit‘ im
Architektenbild genuin einer noch handwerklichen Stufe
der Bauproduktion innerhalb der entwickelten Warenge-
sellschaft zugehört: Den einzelnen Kapitalisten, die für
ihren eigenen Bedarf Häuser zu bauen gedachten, standen
selbständige Handwerker der verschiedenen Gewerke gegen:
über, deren Arbeitsvermögen zur Errichtung des Gebäudes
kombiniert werden mußte. Die Funktion des Architekten
wurde notwendig gewissermaßen als integrative Klammer
zwischen dem zersplitterten Baugewerbe und den verein-
zelten Bauherren. Der Architekt trat in Aktion auf den
Auftrag eines Bauherrn hin, der ein Gebäude bestimmter
Nutzung erstellen wollte und zu diesem Behufe mit dem
Architekten einen Kontrakt abschloß, der diesen verpflich-
tete, bestimmte notwendige Arbeiten in diesem Prozeß
zu übernehmen. Aufgabe des Architekten war ein einmal,
3) Marx: Kapital, Bd. 2, MEW 24, S. 236
die Bedürfnis- und Nutzungsvorstellungen des Bauherrn
in bestimmte räumliche und formale Strukturen und
technische Konstruktionen umzusetzen und darüber hin-
aus die Realisierung der Planung im Produktionsprozeß
zu organisieren. Seine Selbständigkeit gegenüber dem Bau-
herrn wie auch gegenüber dem Baugewerbe ergab sich da-
bei aus der mangelnden Konzentration der Bauproduktion.
Weder waren die Bauprojekte des kapitalistischen Auftrag-
gebers groß genug, um den Architekten ganz in seinen
Dienst zu stellen — der Bauherr begnügte sich vielmehr da-
mit, die Tätigkeit des Architekten für begrenzte Zeit und
beschränkte Aufgaben in Anspruch zu nehmen und ihn da-
für zu bezahlen — noch war andererseits der Konzentrations
grad des Baugewerbes groß genug, um den Architekten mit
seiner Planungs- und Konstruktionsfunktion in den kombi-
nierten Arbeitskörper der Bauproduktion zu inkorperieren
und damit unter das Kommando der Bauunternehmer zu
stellen. Der Architekt wurde also zu einer komplexen
Mischung von Restfunktionen, die zwar für den Gesamtar-
beitsprozeß nötig waren, jedoch infolge des geringen Um-
fangs der Produktion nicht in gesonderte Arbeiten aufge-
teilt werden konnten — dies mußte einer späteren Perio-
de größerer Kapitalkonzentration und weiter fortgeschritte-
ner Arbeitsteilung vorbehalten bleiben.
Die historischen Wurzeln der Gebrauchswert-
illusionen im Architektenbewußtsein
Um jedoch den prägenden Momenten des Architektenbil-
des auf die Spur zu kommen, ist es notwendig, weitere
Differenzierungen in der Analyse der Bauproduktion einzu-
führen. Wir haben bislang die Funktion des Gebäudes bei
der Untersuchung seines Herstellungsprozesses außer acht
gelassen. Hier nun ergibt sich für die eben beschriebene
Periode des frühen Kapitalismus als entscheidenen Unter-
schied zur heutigen Situation, daß diejenigen Gebäude,
für deren Errichtung man Architekten in Anspruch nahm
ausschließlich dem Konsum oder der Selbstdarstellung des
oder der Bauherren dienten: Bauaufgaben waren Gemeinde-
bauten und Kirchen für die gesamte Bürgerschaft, reprä-
sentative Wohnbauten für die kapitalistischen Bauherren
und ihre Familien, erst in einer späteren Periode repräsen-
tative Fabrikbauten. Der Massenwohnungsbau blieb lange
Zeit außerhalb des Gesichtskreises der Architekten — für
die Elendsquartiere der Arbeiter in der Industrialisierung
bedurfte es auch keines gestalterischen und bautechnischen
Aufwandes. Nochin der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts
lehnte der Berliner Architekten-Verein empört die Einladung
zu einem Wettbewerb für Arbeitersiedlungsbau ab, da dies
keine würdige Bauaufgabe darstelle. 4)
Der Umstand, in der Regel zum unmittelbaren eigenen Ge-
brauch des Auftraggebers zu planen, also an der Produk-
tion von Gebrauchswerten mitzuarbeiten und nicht an
der Herstellung einer Ware für einen anonymen Markt,
hat folgenreiche Auswirkungen auf das Selbstverständnis
4) s. Werner Hegemann: Das Steinerne Berlin, Geschichte der
größten Mietskasernenstadt der Welt, Berlin 1930, S. 294.
des Architekten. Wir wollen dies an der Gegenüberstellung
mit der Arbeit eines Ingenieurs in der Massenproduktion
klarmachen:
Der Architekt übernimmt von der stofflichen Seite des
Produktionsprozesses her die Aufgabe eines Konstrukteurs
des Produkts vergleichbar etwa dem Fahrzeugkonstrukteur
in der Automobilproduktion. Von diesem Konstruktions-
ingenieur jedoch unterscheiden ihn mehrere wesentliche
Momente: der Architekt entwirft ein Produkt für einen
ihm bekannten Auftraggeber mit dessen besonderen
Wünschen. Seine Arbeit hat, solange der Bauherr nicht
für den Markt baut, sondern zur Befriedigung seiner eige-
nen Bedürfnisse, konkret nützlichen Charakter und steht
zum Konkurrenzkampf der Kapitalisten und der Ausbeu-
tung der Arbeiterklasse nur in höchst vermittelter Bezie-
hung.
Im Gegensatz zum Architekten entwirft der Fahrzeugkon-
strukteur nicht für die Bedürfnisse eines ihm bekannten
späteren Nutzers, sondern entwickelt Produkte für einen
anonymen Markt, die nur in sehr verallgemeinerter Form
die Bedürfnisse der Käufer aufnehmen. Dem Fahrzeug-
ingenieur ist durchaus klar, daß seine Arbeitskraft vom
Kapitalisten in einem Produktionsprozeß angewendet wird,
dessen Ergebnisse als Waren auf den Markt geworfen wer-
den, um dort möglichst schnell zu möglichst hohen Preisen
verkauft zu werden; daß er also die Bezahlung seiner Ar-
beitskraft dem Verwertungsinteresse des Kapitalisten ver-
dankt,der nicht etwa mit Autos die Menschheit beglücken
will, sondern möglichst hohe Stückzahlen mit möglichst
hohem Profit verkaufen will. Ihm ist mehr oder weniger
bewußt, daß der Gebrauchswert der Produkte, an deren
Herstellung er mitarbeitet, nur Träger des Tauschwertes
ist, der Gebrauchswert also nur Mittel zu dem Zweck
ist, das Produkt zu verkaufen mit dem Ziel einer möglichst
hohen Verwertung des eingesetzten Kapitals.
Der Architekt hingegen kann, solange er für einen Auf-
traggeber zu dessen persönlichem Konsum plant, mit
Fug und Recht der Ansicht sein, lediglich dem Wohl
des späteren Nutzers zu dienen, dessen Wohnbedürfnis z.B.
er befriedigt. Hier in der Gebrauchswertproduktion liegt
die Wurzel des humanistischen Anspruchs des Architek-
ten, ebenso wie in in seiner selbständigen Stellung die
Wurzel seines Individualismus liegt.
Doch ein weiteres Bedürfnis, das der Kapitalist an sein
Haus knüpft, zieht schon die Linie zu der harten Realität
der kapitalistischen Akkumulation, jedoch in einer so
schönen Verkleidung, daß der Architekt hinter ihr un-
möglich den Ansatz seiner Instrumentalisierung für die
Kapitalinteressen erkennen konnte: die Repräsentation
des Kapitalisten mittels seines Wohnhauses gegenüber
der Gesellschaft. Die Baugeschichte kennt erlesene Bei-
spiele wie etwa das Palais des Eisenbahnkönigs Dr.
Stronsberg oder die Villa des Berliner Maschinenfabri-
kanten Borsig. 5) „In der Repräsentation ist der be-
stimmende Zweck des Unternehmens. der Profit. ver-
5) Das Palais des Dr. Stronsberg wurde 1867 — 68 von August
Orth in Berlin (Wilhelm-Str. 70) gebaut und kostete die sagen-
steckt unter dem Glanz der Kunst. Das Kapital, das
über sie verfügt, zeigt sich hier nicht nur als Kenner und
Verehrer der hohen Kultur, sondern es setzt sich deren
über die Sonderinteressen erhabenen Schein auf, als
wäre nicht der Profit, sondern als wären die höchsten
Hervorbringungen des menschlichen Geistes sein bestim-
mender Zweck. So scheint alles Gute, Edle, Schöne,
gewaltlos Hohe fürs Kapital zu sprechen. Die Kunst
wird in Dienst genommen als Blendwerk zur Erzeugung
des Scheins, die Herrschaft des Kapitals sei legitim und
sei gleichbedeutend mit der Herrschaft des Guten,
Wahren. Schönen.“ 6)
Der Einbruch der Warenproduktion in den Tätig-
keitsbereich der Architekten und deren bewußt-
seinsmäßige Verarbeitung
Sobald jedoch der Bauherr geradeso wie der Automobil-
fabrikant seine Gebäude als Waren produzieren läßt,
nämlich zum stückweisen Verkauf durch Vermietung,
geht es dem Architekten nicht besser als dem Fahrzeug-
konstrukteur: seine Arbeit dient der Verwertung eines
eingesetzten Kapitals. Dem Architekten allerdings ver-
schließt sich die Einsicht in den Tauschwertcharakter
der Häuserproduktion weitgehend. Er entwirft immer
noch, wenn nicht für einen ihm bekannten Nutzer, so
doch für einen ihm bekannten Auftraggeber. Die formale
Nähe zur vorher geschilderten Situation, die formelle
Selbständigkeit gegenüber dem produzierenden Kapita-
listen verschleiert für ihn, daß das. Ziel der Produktion
eben nicht mehr die Befriedigung von Bedürfnissen des
Käufers, sondern der Verkauf des Produkts und damit die
Verwertung des angelegten Kapitals, d.h. die Realisation
von möglichst viel Profit ist.
In dem Maße jedoch, wie die Arbeit des Architekten nicht
mehr vorrangig ausgerichtet war auf die Repräsentation
der Bourgeoisie, sondern die Architekten den Bau von Häu-
sern übernahmen, die vom Bauherrn nicht selbst genutzt,
sondern vermietet wurden, trat gegenüber dem humanistisch-
künstlerischen Anspruch „Architekt als Träger des abend-
ländischen Kulturgutes‘“ der humanistisch-sozialkritische
Anspruch “Architekt als Sozialanwalt der Mieter“ in den
Vordergrund. Dieser sozialreformerische Anspruch blieb
jedoch befangen in der idealistischen Gebrauchswertfixie-
rung, die unterstellt, es wäre prinzipiell möglich, nach einer
entsprechenden Aufklärung eine inhumane Wohnsiedlung
durch eine humane zu ersetzen. Im Gegensatz beispiels-
weise zum Fahrzeugkonstrukteur ist der Architekt durch-
aus in der Lage, einen Teil der sozialen Implikationen sei-
ner Tätigkeit und der Bauproduktion insgesamt zu erkennen
da er eine unmittelbare Anschauung vom Wohnwert eines
hafte Summe von 900 000 Mark. Das Borsigsche Wohnhaus
wurde 1875 begonnen (Berlin, Wilhelmstr. Ecke Voßstraße),
Architekt Lucae, Vgl. Berlin und seine Bauten. 1966.
6) Wilhelm Fritz Haug: Kritik der Warenästhetik, Frankfurt 1971
S. 167.
unter seiner Aufsicht erstellten Gebäudes hat und sich auch
in gewisser Weise verantwortlich fühlt. Der Fahrzeugkon-
strukteur hingegen wird sich — eingespannt in die Waren-
produktion seines Betriebes — primär der Steigerung des
Marktanteils des von ihm entworfenen Produkts verpflich-
tet fühlen und auf Gedanken über die sozialen Implikatio-
nen seiner Tätigkeit nicht kommen. Sie sind ihm durch
das Marktgeschehen weitgehend verschleiert. Dem Archi-
tekten jedoch ist in seiner Gebrauchswertfixierung verschlei-
ert, daß seinem sozialen Engagement durch die Verwertungs:
interessen der kapitalistischen Bauproduktion eindeutige
Grenzen gesetzt sind. Auf eine ausführlichere Kritik dieser
Illusionen der Sozialanwaltschaft soll hier jedoch verzich-
tet werden. Sie ergibt sich im Grunde implizit aus den
folgenden Ausführungen über die Entwicklung der Bau-
produktion und der dadurch veränderten Architektentätig-
keit.
Die zunehmende Komplexität der Planungs-
aufgaben im entwickelten Kapitalismus
Wir haben bisher darauf abgehoben, daß diejenige Archi-
tektentätigkeit, die dem Architekten-Image entspricht,
Realität eines noch geringen Grades der ökonomischen
Konzentration ist. Es wäre jedoch falsch — und der Augen-
schein widerlegt dies auch —, daraus den Schluß zu ziehen,
daß die oben beschriebene Form der Architektenarbeit
mit der zunehmenden Konzentration des Kapitals sich
lediglich arbeitsteilig auflöst. Ebenso verändert, erweitert
und verlagert sich der gesamte Arbeitsbereich, und dies
aufgrund spezifischer Bedingungen der BRD-Entwicklung
geradezu durchbruchartig.
Man muß sich ins Bewußtsein rufen, daß ökonomische Ge-
setze sich zwar als langfristige Tendenz durchsetzen, jedoch
nicht gradlinig, sondern in widersprüchlicher Bewegung.
Ältere, feudale oder frühkapitalistische, nationale und loka-
le politische Besonderheiten und Verfestigungen können
zeitweilig entgegen der allgemeinen Tendenz die Oberhand
behalten und oft erst aufgrund drohender chaotischer Zu-
spitzung der Widersprüche weggefegt werden. Dies läßt sich
auch an der Bauplanung verfolgen und zeigt sich besonders
kraß in der Entwicklung der 50er Jahre in der BRD: Wäh-
rend bereits im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts der
von Marx erwähnte, in großem Maßstab betriebene,
spekulative Wohnungsbau für den anonymen Marktin den
europäischen Großstädten keine Seltenheit war, ging noch
ein 3/4Jahrhundert später aufgrund besonderer politischer
Konstellationen der Wiederaufbau der deutschen Städte
nach dem 2. Weltkrieg auf den alten Kleinparzellen in
kleingewerblicher Einzelobjektplanung vonstatten. Die
kriegsorientierte, überentwickelte Infrastruktur der Natio-
nalsozialisten, die ohne grundlegende Umstrukturierung
auch noch für die intensivierte Belastung der 50er Jahre
hinreichte, hatte die materielle Basis dafür abgegeben, das
politisch notwendige Bündnis des geschwächten Großka-
pitals mit dem Mittelstand durch Konzessionen an die
Unantastbarkeit des städtischen Grundeigentums herzu-
stellen. Erst die Zuspitzung in der Krise 66/67 verbreitete
die Einsicht, daß durch die Vernachlässigung der Entwick-
lung räumlicher Strukturen, entsprechend der allgemeinen
ökonomischen Entwicklung, das Wirtschaftswachstum
beeinträchtigt worden war.
Bei einem hohen Konzentrationsgrad des Kapitals und
einem hohen technologischen Niveau der industriellen
Produktion wirken sich die gesellschaftliche Arbeitsteilung
und die enge und unmittelbare Verflechtung aller gesell-
schaftlichen Zusammenhänge der Produktion dahingehend
aus, daß die Konkurrenzfähigkeit im Kampf gegen andere
regionale und ausländische Kapitale auf dem Weltmarkt
wesentlich von der optimalen Gestaltung des gesellschaft-
lichen Produktionsorganismus abhängt. Maßnahmen der
kostensenkenden innerbetrieblichen Rationalisierung müs
sen sich verlängern in die Rationalisierung der Struktur
der räumlichen Verteilung der gesellschaftlichen Produk-
tion und die gesellschaftliche Bereitstellung einer ergänzen:
den Infrastrukturausstattung. 7) Für die Planungsinstitu-
tionen der Kommunen und Länder bestimmt sich aus
diesen Anforderungen als Inhalt ihrer Planung, durch Ent-
wicklung und Umstrukturierung der Städte und Stadtregio-
nen die Produktivität und Konkurrenzfähigkeit der in der
Region angesiedelten Kapitale zu unterstützen. Angesichts
dieser Zielsetzung wird das unkoordinierte, kleinteilige
Überwuchern ganzer Regionen mit den Ergebnissen einer
naturwüchsigen Bauproduktion nicht nur zum Anachronis-
mus und ästhetischen Ärgernis, sondern zum Hemmnis für
die industrielle Entwicklung. Planerische Maßnahmen der
Institutionen können sich nicht mehr auf die Beseitigung
der chaotischen Auswüchse eines ungezügelten Prozesses
beschränken, sie sind vielmehr darauf verwiesen,die Agglo-
merationsräume entsprechend den Anforderungen der
in ihnen angesiedelten Kapitale zu entwickeln.
Aufgrund der engen Interdependenz von Wirtschafts-
wachstum und Regionalentwicklung ist also eine der
Aufgaben der Planung der Bauprodukte: die Herstellung
optimaler Zuordnungen von Funktionen, die die Kosten
der Zirkulation des Kapitals senken und die Umschlags-
zeit des Kapitals verkürzen können. Diese Aufgabenstel-
lung bedingt einen komplementären Zusammenhang
der Planung von Einzelobjekten und Infrastruktur, um
die potentiellen Standortvorteile, die durch Infrastruk-
turinvestitionen geschaffen werden, in den Einzelobjekten
zu realisieren und damit die öffentlichen Ausgaben ihrer-
seits zu effektivieren. Dabei kann aber die kleinteilige
Parzellierung des Bodeneigentums nicht länger Maß des
Objekts bilden — man denke an City-Planungen mit über-
greifenden Ebenen von unterirdischer Anlieferung, Par-
ken, 2. Fußgängerebene, horizontaler Vermischung von
gesellschaftlichen und privaten Funktionen etc. Erforder-
lich ist eine großräumige, „integrierte“ Planung, die nicht
mehr von dem Architekten des traditionellen Zuschnitts
bewältigt werden kann.
7) vgl. Dieter Läpple: Staat und allgemeine Produktionsbe-
dingungen. Grundlagen zur Kritik der Infrastrukturtheorien.
Berlin (West) 1973
Konsequenzen für den Arbeitsbereich der
Architekten
Die neue Dimension der Planung, ihre Ursachen im hohen
Konzentrationsgrad der industriellen und merkantilen
Kapitale und ihre Auswirkungen auf Konzentrationsgrad
und Industrialisierung der Bauwirtschaft, haben einschnei-
dende Rückwirkungen auf den Charakter der Architekten-
arbeit und auf die Weise, wie sie im Gesamtprozeß der Bau-
produktion angewandt wird. Die wichtigste Besonderheit
der privaten Bauproduktion, die im unverhältnismäßig
hohen Produktenwert eines Gebäudes in Relation zur
durchschnittlichen Größe der Einzelkapitale bestand, hat
durch den erreichten gewaltigen Akkumulationsgrad ihre
Bedeutung verloren. Die Freiheit des Architekten wird
nicht nur durch der gewachsenen Dimension der Bauauf-
gaben entsprechende Mammut-Büros zunichte gemacht,
in denen dem Chef, der seine Freiheit retten konnte, ein
Heer von lohnabhängigen Architekten untergeordnet ist.
Ebenso subsummieren sich die konzentrierten Einzelkapi-
tale den Architekten direkt: nicht wenige Konzerne be-
sitzen eigene Planungsabteilungen für ihre Bauaufgaben,
in denen lohnabhängige Architekten arbeiten.
Diese Entwicklung wird ebenfalls Anlaß für eine starke
Konzentration in der Bauwirtschaft werden. Der kapitali-
stische Bauunternehmer wird nur noch ausnahmsweise
auf Bestellung für Privatpersonen bauen — das Schwerge-
wicht seiner Tätigkeit verlegt sich auf die Bebauung ganze
Areale. Dies wird wiederum eine weitere Konzentration
und Industrielisierung der Bauproduktion erzwingen, in
der die Architektentätigkeit in ihrer bisherigen Komplexi-
tät weiter aufgelöst wird, wobei sicherlich beim Bauunter-
nehmen angestellte, technisch qualifizierte Lohnarbeiter
Teile der bisherigen Funktionen des Architekten überneh-
men werden.
Die großflächigen planerischen Aufgaben von Stadtsanierung
und -entwicklung verlangen nicht nur eine gewisse quantita-
tive Kapazität des Planungsbüros. Ihren grundlegenden Unter-
schied zur traditionellen Planung macht der qualitative
Sprung aus, den die neue Größenordnung als Ausdruck der
Verflechtung von räumlicher Struktur und ökonomischer
Entwicklung bedingt. Mit dem Schlagwort „Verwissenschaft-
lichung der Planung“ wird diese neue Qualität abgegrenzt
gegen das intuitive Entwurfsverfahren, in dem der Architekt,
sich einfühlend in die Bedürfnisse der Nutzer, sich selbst zum
wahren Katalysator erklärt und damit seine eigenen klassen-
spezifischen Maximen unhinterfragt der Gesellschaft als
Maßstab anlegt und ihr ein entsprechendes Gehäuse anpaßt.
Dieses Verfahren konnte brauchbare Ergebnisse erbringen
solange die mittelständischen Normen nicht kollidierten mit
den Erfordernissen eines maximalen wirtschaftlichen Wachs-
tums und den damit nötigen Verhaltensstrukturen, Sozial-
strukturen und Raumstrukturen. In dem Maße aber, in dem
räumliche Zuordnung — sowohl übergeordneter als auch
kleinster Strukturen — als eigener Wachstumsfaktor der
Wirtschaft Bedeutung erlangt, müssen die in die Entschei-
dung einfliessenden verschiedenen Aspekte (technische,
ökonomische, soziale, psychologische) im methodischen
Zusammenhang der jeweiligen wissenschaftlichen Disziplin
behandelt werden, um dadurch im Gesamtzusammenhang
der Planung kalkulierbar zu werden.
Nicht mehr die Empirie von Jahrzehnten kann als Korrek-
tiv fungieren, wie im Städtebau vergangener Generationen,
da Planungsfehler in ihren weitreichenden wirtschaftlichen
Folgen zu kostspielig werden. Die Korrektive müssen viel-
mehr in den Planungsprozeß selbst eingebaut werden. Der
Planungsprozeß der heute relevanten komplexen Bauauf-
gaben schließt daher die Kooperation mit anderen Diszipli-
nen mit ein. Dies ist neben der rein quantitativen Erweite-
rung der Planungskapazität der zweite Faktor, der bestim-
mend ist für Veränderung der traditionellen Architekten-
tätigkeit. Ebenso wie die Planungsaufgabe nicht in einer
simplen Addition traditioneller Bauobjekte besteht, sondern
in der Durchdringung und Wechselbeziehung einer Vielzahl
verschiedener Funktionen; kann sie nicht mit einer simplen
Addition von gleichausgebildeten Arbeitskräften angegangen
werden, sondern erfordert einmal Differenzierung und
Spezialisierung auf den verschiedenen Ebenen sowie zum
anderen kooperatives Zusammenwirken der Spezialisten.
Eine Ausbildung dieser differenzierten Fachkräfte, in die
der alte all-round-Architekt zerfällt, muß zwei Voraus-
setzungen haben:
sich im Arbeitsprozeß differenzierenden Tätigkeiten
des ehemaligen Architekten entsprechen, wie auch
den sich abzeichnenden gesellschaftlichen Entwick-
lungstendenzen, die über die kapitalistische Produk-
tionsweise hinausweisen.
Ausbildung münden, die sowohl der sich im Arbeitspro-
zeß differenzierenden Tätigkeiten des ehemaligen Archi-
tekten entsprechen, wie auch den sich abzeichnenden
gesellschaftlichen Entwicklungstendenzen, die über die
kapitalistische Produktionsweise hinausweisen.
| Eine Einschätzung der Arbeitsteiligkeit, in die die alte
Architektenfunktion zergliedert wird, und der Anforde-
rungen der transdisziplinären Kooperation, setzt voraus
eine genaue wissenschaftliche Analyse der Bauproduktion
im Zusammenhang mit der nationalen Konzentrations-
bewegung der industriellen und merkantilen Kapitale im
Zusammenhang der Entfaltung des Weltmarkts, sowie
der direkten oder indirekten staatlichen Einflußnahme
auf die Bautätigkeit und ihrer Funktion als struktur-
politisches und konjunkturpolitisches Steuerungsinstru-
ment. In einem weiteren Schritt müßte dann aufgrund
einer solchen Analyse der ökonomischen Bewegung die
Rückwirkung auf den Arbeitsprozeß in der Bauproduktion
in ihren verschiedenen Sektoren untersucht werden.
Eine derartige Analyse wäre aber nicht ausreichend zur
inhaltlichen Bestimmung von Ausbildungszweigen, in
die sich der Architekt differenziert. Denn sie wäre direkt
abgestimmt auf die gegenwärtigen Tendenzen in ihrer
ganzen Widersprüchlichkeit, und ihre Verlängerung würde
die Multiplikation der angelegten Widersprüche bedeuten.
Umweltverseuchung, Verkehrsverstopfung, überfüllte
Krankenhäuser, Schulen, Kindergärten, sind ihre zur
Genüge bekannten Erscheinungsformen. Sie zeigen:
Die mit der Entwicklung der gesellschaftlichen Produk-
tivkraft der Arbeit unter kapitalistischen Produktionsver-
hältnissen verbundene Vergesellschaftung der Produktion
spitzt den Widerspruch zur privaten Aneignung des ge-
sellschaftlich produzierten Reichtums unerträglich zu.
Gerade in den gesellschaftlichen Bereichen, in die die
Arbeitsfelder der Architekten fallen, wie Städtebau,
bricht dieser Widerspruch exemplarisch durch. Die
Generalabrechnung mit dem Architektenberuf muß
deshalb auf der Grundlage einer Analyse der gesell-
schaftlichen Entwicklungstendenzen im Allgemeinen
und der Bauproduktion im Besonderen in eine Be-
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Die im folgenden dargestellten Konzeptionen der Nut-
zungsplanung und des Nutzungsstudiums wurden auf
der Grundlage von Erfahrungen in der Schulplanung, ge-
nauer, Erfahrungen die im Institut für Schulbau der Uni-
versität Stuttgart bei der Schulplanung im Rahmen der
Schulreform gemacht wurden, entwickelt.
Im Rahmen der Schulreform stellte sich die Aufgabe,
Schulen mit Versuchscharakter einzurichten, über die
bezüglich neuer Organisationsmodelle Erfahrungen ge-
sammelt werden sollten, bevor diese Organisationsmo-
delle zu Grundlagen der Planung der Regelschule(n) er-
hoben werden. Genügte es hier einerseits nicht mehr,
von traditionellen Organisationsmodellen auszugehen
und diese durch geringfügige Modifikationen der neuen
Situation anzupassen, so erwies sich andererseits die Or-
ganisation der Planung als unzulänglich für die Aufgabe
die den neuen pädagogischen Aufgaben entsprechenden
neuen Organisationsmodelle zu entwickeln. So zogen
die ersten Schritte zur Schulreform eine partielle Re-
form der Planungsorganisation nach sich. Es wurden die
zur Bewältigung der skizzierten Aufgabe notwendigen
Planungsbereiche schwerpunktmäßig an wenigen Stel-
len und damit in weitgehender institutioneller und per-
soneller Isolierung von der übrigen Tätigkeit von Erzie-
hungswissenschaftlern bzw. Architekten entwickelt.
Was die architektonische Seite betrifft, so wurde ein
bestimmter Aspekt, dessen Berücksichtigung zwar
schon immer integrierter Bestandteil sowohl des pri-
mitiven Bauens als auch der akademischen Architekten-
tätigkeit war, der aber nie in dem Maß wie der Aspekt
der Konstruktion (und der damit verbundenen ästhe-
tischen Umwälzungen) Gegenstand theoretischer und
methodischer Reflexion war — ganz im Widerspruch zu
den Programmen des Funktionalismus, die sich eben
auf diese beiden Aspekte bezogen —, ins Zentrum der
Arbeit gerückt: der Aspekt der Nutzung der baulichen
Umwelt.1) Im folgenden geht es um eine konzeptio-
nelle inhaltliche Bestimmung dieses Planungsbereichs
und seine Abgrenzung gegenüber benachbarten Berei-
chen. Dies erfolgt in verallgemeinernder Form, also
bezogen ncht nur auf die Planung von Schulen, son-
Als äußeriicher Grund für die weitgehende Isolierung die-
ses Planungsbereichs von der übrigen Architektentätigkeit
kann der Umstand genannt werden, daß die Beauftragung
des Architekten, wie bei der Planung öffentlicher Gebäude
mehr oder weniger üblich, über einen Architekturwettbe-
werb erfolgt. Dies erfordert, daß ein Teil der baubezogenen
Planung.eben derjenige, der unten als erste und damit die
weitere Dlanunz wesentlich bestimmende Phase der
Nutzungsplanung beschrieben wird, vorgezogen wird. Es
muß ja cin Programm der baulichen Umwelt vorliegen,
damit der Archtekturwettbewerb überhaupt stattfinden kann,
dern auf die Planung von Betrieben 2) jeglicher Art.3)
Mit der Konzeption der Nutzungsplanung entstand,
sozusagen als Gegenstück im Bereich der Forschung,
die Konzeption des Nutzungsstudiums: Wenn der Ver
suchscharakter der Schulen ernst genommen wird, so
sind während des Betriebsprozesses besondere Unter-
suchungen erforderlich, die alle diejenigen Ebenen des
Betriebsprozesses betreffen, auf die sich der Versuchs-
charakter bezieht, und die folglich auch bei der Pla-
nung der Schule im Vordergrund standen. Es ergibt
sich ein der Nutzungsplanung entsprechender For-
schungsbereich, der ebenfalls kurz inhaltlich bestimmt
wird, und für den in Teil II, bezogen speziell auf Schu-
len mit Versuchscharakter, ein relativ ausführlicher
methodischer Ansatz entwickelt wird.
Die Konzeptionen für die beiden Arbeitsbereiche werden
dargestellt im speziellen als Ansätze für die weitere
Arbeit in diesen Bereichen,4) im allgemeinen, und unab-
hängig davon, wieweit sich die diesen Konzeptionen zu-
grundeliegende Arbeitsteilung in nächster Zeit allgemein
durchsetzen wird, als Beitrag zu einer Architekturtheo-
rie. Diesbezüglich kann im vorweg spezifiziert werden:
Über den Aspekt der Nutzung der baulichen Umwelt wird
die Architektentätigkeit als integrierter und unter-
geordneter Teil der Betriebsplanung bzw. -forschung
bestimmt und somit das traditionelle Bild vom Architek-
ten, nach dem dieser seine Tätigkeit in erster Linie als die
des autonomen Gestaltschaffens begreift, vom Arbeitsin-
halt her als ein rationalem Anspruch nicht genügendes und
wenigstens für einige Bereiche nicht mehr gültiges ausge-
wiesen, und zugleich ein konzeptioneller Rahmen geschaf-
fen für eine gebrauchswertorientierte Planung bzw., so-
weit dies nicht möglich. Analyse der baulichen Umwelt.
A) Der Bereich der Nutzungsplanung
Der Bereich der Nutzungsplanung wird zunächst als ein
2) Der Einfachheit halber sei der Begriff des Betriebs im fol-
genden so weit gefaßt, daß er nicht nur Betriebe „, ...zur
Erzeugung von Produktions- und/oder Konsumtionsmit-
teln, zur Erzeugung von Dienstleistungen, zum Transport
und/oder zum Handel . . . ‘“ (Ökonomisches Lexikon,
Verlag die Wirtschaft, 1970/71) einschließt, son-
dern auch — sozusagen als ‚ursprüngliche Betriebe’ — Haus-
haltungen. In diesem Fall sind auch die üblicherweise zur
näheren Definition verwendeten Begriffe der Arbeitskraft
und des Produktionsmittels zu eng. Der Betrieb könnte in
Vorwegnahme unten erörterter Begriffe definiert werden
als jeweils kleinste wirtschaftstechnische und juristische
Praxis-Nutzungs-Einheit.
Eine erste Skizzierung der Konzeption der Nutzungsplanung
findet sich in: Institut für Schulbau 1970/71 — 4. Werkstatt-
bericht, Architekturwettbewerbe 67, K. Krämer Verlag,
1971.5. 1 bis S. 32.
bestimmter Planungsbereich innerhalb der gesamten Be-
triebsplanung, und zwar in der mit dieser Konzeption
entwickelten Terminologie kurz skizziert. Anschließend
werden die dabei verwendeten Termini bzw. die damit
verbundenen Begriffe, soweit sie die Konzeption der Nut:
zungsplanung unmittelbar betreffen, im einzelnen erläu-
tert. Danach erst kann die Aufgabe der Nutzungsplanung
ausführlicher beschrieben werden. Es folgt dann ein Rück
blick auf die Entwicklung der Konzeption der Nutzungs-
planung und eine Überlegung zu einer auf der Grundlage
der Konzeption der Nutzungsplanung möglichen Neuorgani-
sierung des gesamten Feldes der staatlichen Planung.
In Anbetracht der relativ großen Anzahl neuer Termini
und der relativ großen Raum einnehmenden begrifflichen
Erörterungen noch folgende Vorbemerkung: Da Begriffe
nicht isoliert gebraucht werden, vielmehr einander — mehr
oder weniger gut — ergänzen, erfordert jeder Eingriff in
das Begriffsrepertoire, sei es, daß ein neuer Begriff geschaf-
fen, sei es, daß vorhandene modifiziert werden, daß auch
die benachbarten, also die diesen Begriff ergänzenden Be-
griffe, sowie deren benachbarte Begriffe, usw., modifi-
ziert werden. Es müssen dann für diese Begriffe entweder
neue Termini eingeführt werden, oder es muß die Bedeu-
tung gebräuchlicher Worte oder Termini modifiziert wer-
den. Die Notwendigkeit der begrifflichen und terminolo-
gischen Innovation resultiert im vorliegenden Fall einmal
aus der Bildung der Konzeption der Nutzungsplanung (bzw
des Nutzungsstudiums) selbst, zum andern aus der Inten-
tion, diese Konzeption in einer Form zu entwickeln, die
nicht nur für eine einzelne Betriebsart gültig ist, sondern
für Betriebe jeglicher Art.
Der Bereich der Nutzungsplanung ist zunächst als ein be-
stimmter Planungsbereich innerhalb der gesamten Betriebs-
planung zu lokalisieren, indem er drei weiteren Planungsbe-
reichen gegenübergestellt und zugeordnet wird, welche ich
als ‚Praxisplanung’, ‚tätigkeitstechnische Planung’ und ‚bau:
bzw. fertigungstechnische Planung’ kennzeichne, und auf
welche sich neben dem Bereich der Nutzungsplanung die
13 Um zu klären, inwieweit den hier dargestellten Konzeptio-
nen Relevanz zukommt für die zukünftige Berufspraxis
von Architekten, und inwieweit im Bereich der Architek-
tentätigkeit mit einer durchgängigen Arbeitsteilung entspre-
chend diesen Konzeptionen zu rechnen ist, wäre eine histo-
rische Analyse und eine Prognose der Architekturentwick-
lung unter dem Gesichtspunkt des Grades der funktionalen
Bezogenheit der Organisation der baulichen Umwelt auf
die Tätigkeiten, die darin stattfinden (sollen), sowie unter
dem Gesichtspunkt der Komplexität dieser Beziehung zu
erstellen. Bei ersterer wäre von den planungsorganisatori-
schen und architekturtheoretischen Aspekten zu den po-
litökonomischen Aspekten vorzudringen; bei letzterer
wäre von den politökonomischen Aspekten auszugehen
und von dort über die architekturtheoretischen zu den pla-
nungsorganisatorischen Aspekten zurückzukommen. Eine
solche Arbeit müsste die Grundlage sein für irgendwelche
diesbezüglichen Maßnahmen im Bereich der Ausbildung.
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Planung der gesamten Betriebsorganisation 5) folgender-
maßen verteilt (vgl. Bild 1, das mit den vier Planungsberei:
chen zugleich deren gegenseitige Überlappung im Bereich
des Objekts der Planung, also der Betriebsorganisation,
angibt): Die Praxisplanung und die Nutzungsplanung
übernehmen denjenigen Anteil, der die funktionalen Be-
ziehungen — auf diesen Begriff wird unten ausführlich
eingegangen — zwischen verschiedenen Ebenen des Be-
triebsprozesses betrifft, nämlich einmal die Beziehung
zwischen der Veränderung der Welt auf der einen und
Es sei ausdrücklich hingewiesen auf die im Text gemachte
Unterscheidung zwischen Betrieb, Betriebsorganisation und
Betriebsprozeß. Unter der Betriebsorganisation wird nicht
der Betrieb selbst verstanden, sondern die Art und Weise
der Gliederung des Betriebs — organisations- bzw. system-
theoretisch ausgedrückt: in einzelne (funktional aufeinan-
der bezogene) Elemente und strukturelle Momente. Die
Betriebsorganisation bestimmt somit den Betriebsprozeß.
Wenn hier vor der Betriebsorganisation im Zusammenhang mit
Planung die Rede ist, so ist zu unterscheiden zwischen der
geplanten Organisation und der tatsächlich vorhandenen
Organisation. Diese setzt nämlich die Implementbildung
über jener voraus, Wie aber die Konzeptionsbildung — wo-
von die Planung ein Spezialfall ist — „keine einfache,
keine unmittelbare, keine totale Widerspiegelung” (Lenin,
W.: Werke Bd. 38, Dietz Verlag, 1970, S. 172) der
Realität ist, so ist die Implementbildung keine bloße Kon-
kretisierung der Konzeption — weshalb übrigens der Ter-
minus ‚Implementbildung’ adäquater ist als der Terminus
‚Implementierung’. Die Konzeptionsbildung impliziert eine
Abstraktion gegenüber der Realität, die Implementbildung
eine Interpretation der Konzeption, hier: des Ergebnisses
der Planung. Vgl. hierzu Feldtkeller, C.: Zur Theorie der
Praxis, Arch+ 3 (1969) H. 7, S. 7 bis S. 13; sowie die Aus-
führungen zum Subjekt-Objekt-Verhältnis im Exkurs am
Schluss von Teil II. Im Praxisstudium und im Nutzungsstu-
dium wird deshalb auch nicht von der (geplanten) Organi-
sation ausgegangen, sondern von dem (konkreten) Betriebs-
prozeß, und es wird versucht, die beobachteten Phänomene
mit der tatsächlich vorhandenen, den Betriebsprozeß be-
stimmenden Organisation, die aus ihm konzeptionell her-
auszuschälen ist, in Zusammenhang zu bringen. Bewußt um-
gangen wurde der Terminus ‚System’ — was einen implizit
systemtheoretischen Ansatz nicht ausschließt (vgl. die Ver-
wendung des für die Systemtheorie zentralen Begriffs der
Funktion —, da seine Verwendung, um nicht zu Mißver-
ständnissen zu führen, eine sehr ausführliche Klärung des
Systembegriffs erfordert hätte.
Unter Praxis sei verstanden der (gesellschaftlich in vielfälti-
ger Weise vermittelte) Prozeß der Veränderung der Welt
durch die bewußte zielgerichtete Tätigkeit. Dieser Praxisbe-
griff sei unterschieden von jenem weitverbreiteten Praxisbe-
griff, bei dem der Objektbereich auf den materiellen und/oder
den außerhalb des Subjekts liegenden Bereich der Welt be-
schränkt ist. Vgl.: Philosophisches Wörterbuch, Hrsg. G.
Klaus u. M. Buhr, VEB Bibliographisches Institut, Leipzig
1969: Stichworte ‚Praxis’ und ‚objektive Realität’. Der hier
verwendete Praxisbegriff geht vielmehr auf Hegel und Marx
zurück, die das Praktische’ als das ‚Theoretische’ und das
Objekt der Praxis als ihr Subjekt übergreifend verstanden.
Vgl. Hegel, G.W.F.: Phänomenologie des Geistes, Werke 3,
Surkamp Verlag, S. 240; und Marx, K.: Thesen über Feuer-
bach, Marx/Engels, Werke, Bd. 3, Dietz Verlag, 1969, S. 5
bis S. 7. Der Objektbereich umschließt also den dem Subjekt
gegenüberstehenden (objektiven) materiellen Bereich der
Welt sowie den dem Subjekt gegenüberstehenden (objektiven)
ideellen Bereich der Welt, den Bereich der Konzeptionen und
Theorien, und das Objekt der Praxis umschließt ihr Subjekt
in seinen materiellen und ideellen Aspekten. Dies ist im
Grunde schon zum Ausdruck gebracht, indem gesagt wurde.
den Tätigkeiten (durch welche die Veränderung der
Welt erfolgt) auf der anderen Seite,6) zum andern die
Beziehung zwischen den Tätigkeiten auf der einen und
der baulichen Umwelt (in welcher die Tätigkeiten statt-
finden) auf der anderen Seite.7) Die tätigkeitstech-
nische Planung und die bau- bzw. fertigungstechnische
Planung übernehmen denjenigen Anteil, der die funk-
tionalen Beziehungen innerhalb der Tätigkeiten bzw.
der baulichen Umwelt, sowie die Technik der jeweiligen
Implementbildung 8) betrifft.9) In den Planungen der
daß die Veränderung der Welt durch die bewußte zielgerich-
tete Tätigkeit erfolgt. Darin ist enthalten, daß eine revolutio-
näre Veränderung der Welt eine revolutionäre Veränderung
der Tätigkeiten und damit des Subjekts und seiner Konzeptio-
nen bzw. Theorien einschließt. Durch die Ausschlies-
sung der. Konzeptionen aus dem Objektbereich und des
Subjekts aus dem jeweiligen Objekt wird der Praxis-
begriff gerade um das revolutionäre Moment verarmt.
Ein weiteres Charakteristikum des hier verwendeten Praxis-
begriffs ist dies, daß dieser Begriff hier nicht ausschließlich auf
die Gesamtheit der praktischen Tätigkeiten der Gesellschaft
bezogen ist, sondern auch auf Teilbereiche dieser Gesamtheit.
Die verschiedenen Teilbereiche betreffen jedoch ein und die-
selbe Welt und sind auf vielfältige Weise untereinander vermit-
telt, wobei dem Bereich der materiellen Produktion eine pri-
märe Funktion zukommt. Bei der Praxisplanung sind deshalb
die Beziehungen des jeweiligen Praxisbereichs mit den übrigen
Praxisbereichen, insbesondere dem der materiellen Produktion
zu berücksichtigen. Vgl. schließlich die Anmerkung 36, in wel-
cher der hier verwendete Praxisbegriff gegenüber dem in der
Praxeologie verwendeten abgegrenzt wird.
Insofern, als die bauliche Umwelt mit zu der durch die be-
wußte zielgerichtete Tätigkeit sich verändernden Welt gehört,
nämlich durch die Tätigkeiten — bei produzierenden Betrieben
als Produktionsmittel — verbraucht wird, insofern ist die Nut-
zung nicht als ein Aspekt neben der Praxis, vielmehr als ein
spezieller Aspekt der Praxis zu sehen, der hier zum Zweck der
Gliederung der Betriebsplanung aus ihr herausgehoben wird.
Daraus ergibt sich schon, daß die Nutzungsplanung der Praxis-
planung untergeordnet ist. Sie hat nur indirekt, nämlich über
die Praxisplanung mit der gesellschaftspolitischen Zieldiskus-
sion — soweit diese überhaupt geführt wird — zu tun.
Vgl. Anmerkung 5.
Letzteres scheint selbstverständlich für die bau- bzw. ferti-
gungstechnische Planung, nicht aber für die tätigkeitstechni-
sche Planung. Es ist also hervorzuheben, daß die geplanten
Tätigkeiten nicht von selbst stattfinden, unddaß, soweit diese
die vorhandenen Kenntnisse und Fertigkeiten der Nutzer über-
steigen, im Rahmen der Implementbildung ein spezielles tätig-
keitstechnisches Training erforderlich ist, das auf den vorhan-
denen Kenntnissen und Fertigkeiten aufbaut. Im Fall der
Schule betrifft dies die Lehrer, welche bezüglich der Tätigkei-
ten leitende Funktionen ausüben müssen. Dabei sind sowohl
die Praxisaspekte als auch die Nutzungsaspekte der Tätigkeiten
einzubeziehen, Es sind zum einen die für die geplanten Tätig-
keitsformen (Unterrichtsgespräch, Kleingruppenarbeit, team-
teaching etc.) erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten
zu erwerben. Daneben sind zum andern Kenntnisse zu er-
werben über die physischen Bedingungen der Tätigkeiten
sowie über die physischen Funktionen verschiedener
Elemente und struktureller Momente der baulichen
Umwelt, um nämlich die Nutzungsmöglichkeiten,
die die bauliche Umwelt aufgrund ihrer Veränder-
barkeit bietet, zum Vorteil der Praxis ausschöpfen zu kön-
nen, Es ergibt sich ohne weiteres, daß die hier angegebenen
Inhalte des tätigkeitstechnischen Trainings vor der Über-
tragung neuer Organisationsmodelle auf die Regelschule(n)
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beiden ersteren Bereiche werden die Tätigkeitsorganisa-
tion und die Organisation der baulichen Umwelt in
Form von Programmen bestimmt und im Zusammen-
hang mit den Planungen der beiden letzteren Bereiche
laufend präzisiert — auf die wechselseitige Abhängigkeit
der Erstellung der beiden Programme ist wiederum aus-
führlich einzugehen —; in den Planungen der beiden
letzteren Bereiche werden auf der Grundlage der jewei-
ligen Programme Pläne entwickelt, durch die angegeben
wird, wie die einzelnen in den Programmen aufgeführten
Anforderungen zusammen realisiert werden können.10)
Zur Bezeichnung des zur Diskussion stehenden Planungs-
bereichs habe ich den Terminus ‚Nutzungsplanung’ vor-
geschlagen in Anlehnung an den umgangssprachlichen Be-
griff der Nutzung.11) Der Versuch einer Detintion de-
ses Begriffs, die in der inhaltlichen Bestimmung hinaus-
ging über die in der Anmerkung aufgeführte Definition,
die aber dennoch den gesamten Bedeutungsbereich im
gegenwärtigen Gebrauch des Wortes umfaßte, die also
eine allgemeine Bestimmung der beiden Seiten der Nut-
zung, ihrer aktiven und ihrer passiven Seite, enthielte,
bereitet einige Schwierigkeiten. Offensichtlich bestand
auch in Bezug auf einen speziellen Bereich der Nutzung
in vielen Fällen keine Notwendigkeit zur begrifflichen
Bestimmung der beiden Seiten; offensichtlich genügte es.




Was die begriffliche Unterscheidung zwischen Plan und Pro-
gramm betrifft, so scheint folgendes Paar von Definitionen
brauchbar. Programm: eine Menge von Aussagen, die zwar
aufeinander bezogen sind, deren Zusammenhänge aber,
wenn überhaupt, dann nur abstrakt formuliert sind, so daß
die Konsequenzen, die sich aus diesen Zusammenhängen
ergeben, nicht unmittelbar ablesbar sind. Vielmehr ergeben
sich diese Konsequenzen erst über den Programmablauf,
der sinngemäß der Programmerstellung folgen muß. Das
Programm hat also unmittelbar anweisenden Charakter.
Diese Definition kann als eine Erweiterung des Begriffs des
Programms in der Datenverarbeitung: „in einer Programm-
sprache abgefaßte eindeutige Anweisung zur Lösung einer
Aufgabe, die durch einen Rechner mittels Folge von Befeh-
len ausgeführt wird” (Ökonomisches Lexikon, a.a.0.) im
Sinn des umgangssprachlichen Begriffs des Programms auyf-
gefaßt werden. Plan: eine Menge von Aussagen, die aufein-
ander bezogen sind, und deren Zusammenhänge so darge-
stellt sind, daß sie samt der sich aus ihnen ergebenden Kon-
sequenzen unmittelbar ablesbar sind. Der Plan hat selbst
nicht unmittelbar anweisenden, er hat vielmehr in erster
Linie darstellenden Charakter. Der Begriff der Planung wird
hier als die Programmerstellung oder Programmierung über-
greifend gefaßt.
Das Wort ‚Nutzung’ in der Bedeutung von „die handlung
des nutzens. die benutzung” — und nicht in seiner zweiten
Bedeutung von „„der nutzen und ertrag wovon, die nutz-
nießung‘“ — (Grimm: Deutsches Wörterbuch, 1889) scheint
innerhalb dieses allgemeinen Bedeutungsbereichs — ent-
sprechend dem Stand der Produktivkräfte — zunächst vor-
wiegend innerhalb der Land- und Forstwirtschaft, also in
der Bedeutung von ‚Bodennutzung‘, verwendet worden zu
sein. In diesem Bereich gibt es heute auch bereits den Be-
griff der Nutzungsplanung:
„Nutzungsplanung — in der Landwirtschaft die zweckmä-
Bigste, auf den höchsten Gesamtertrag gerichtete Planung
der Bodennutzung, in der Forstwirtschaft die Planung des
Holzeinschlages für eine längere Zeitspanne. Die N. ist
eine wichtige Voraussetzung, um gegenwärtig und künftig
die Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und
der Industrie mit Rohstoffen zu sichern . .. ”
(Ökonomisches Lexikon, a.a.0.). Zur Nutzungsplanung in
der Land- und Forstwirtschaft gehört die Planung von
Meliorationen, also der Veränderung des zu nutzenden
Bodens. Daneben wird das Wort ‚Nutzung’ sehr früh auch
auf Gebiete im allgemeinen (vgl. ‚Flächennutzungsplan”)
und auf Grundstücke, erst später auch auf Gebäude und
Räume bezogen verwendet. Heute verwendet man wohl in
höherem Maß als früher die Worte Nutzung und Benutzung
in voneinander unterschiedener Bedeutung: jenes wird
mehr auf relativ unbewegliche Dinge wie oben erwähnt,
dieses mehr auf bewegliche Dinge wie Möbel oder Geräte
bezogen verwendet.
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die beiden Seiten als eine Einheit zu behandeln.12) Für
die Konzeption eines Planungsbereichs (bzw. eines For-
schungsbereichs) der gerade die Beziehung zwischen diesen
beiden Seiten betrifft, ist jedoch deren begriffliche Be-
stimmung unumgänglich. Ich habe mich bei der folgenden
Definition zunächst auf denjenigen Bedeutungsbereich des
Wortes ‚Nutzung’ beschränkt, der für die Planung von Be-
trieben relevant ist.13)
Für die aktive Seite wird im folgenden der Begriff der Tä-
tigkeit verwendet. Er ist nicht allzu problematisch 14) und
entspricht den in den angelsächsischen Ländern in diesem
Zusammenhang gebräuchlichen Begriff der activity. Für
die passive Seite ist ebenfalls ein Begriff erforderlich, der
sich, wie der Begriff der Tätigkeit, nicht auf Einheiten be-
stimmter Größenordnung bzw. Komplexität bezieht. In
der Nutzungsplanung (bzw. dem Nutzungsstudium) muß
n ämlich mit Einheiten unterschiedlicher Größenordnung
und Komplexität gearbeitet werden, und es muß von Fall
zu Fall bestimmt werden, welches jeweils die geeignete
Einheit ist. Der ‚Raum’ im Sinn einer von Boden, Decke
und Wänden umgrenzten nutzbaren Einheit (‚Gefäßraum’
oder ‚Zweckraum’), der von den Einheiten verschiedener
Größenordnung und Komplexität, auf die das Wort ‚Nut-
zung’ im allgemeinen bezogen wird,
hier allein in Frage kommt, kann jedenfalls nicht mehr
als die in jedem Fall adäquate Einheit gelten. Bei der Pla-
nung von Großräumen oder ‚offenen Räumen’ (‚offener
Grundriß’”), aber auch bei der Planung von Verkehrszonen
oder der Freifläche (bzw. bei dem entsprechenden Nutzungs
studium) muß zum Zweck der Organisation der Nutzung
mit kleineren Einheiten. wie z. B. Einzelarbeitsplätzen.
12) Vgl. die Ambivalenz bezüglich dieser beiden Seiten bzw
die Einheit, die diese beiden Seiten bilden in Begriffen
der traditionellen Schulorganisation wie ‚Klasse’ oder
‚Schule”.
Es ergeben sich damit für die verschiedenen Bereiche der
Nutzungsplanung etwas unterschiedliche Definitionen
des Begriffs der Nutzung. Vgl. Anmerkung 17.
Im Hinblick auf das relativ entwickelte terminologische
Repertoir der Arbeitswissenschaft bot sich zunächst der
Begriff der Arbeit an. Er wurde jedoch nicht verwendet,
da er als allgemeiner Begriff für die aktive Seite der Nut-
zung zu eng ist, Selbst der Begriff der Tätigkeit ist hier
außerordentlich weit zu fassen, wenn er ‚Tätigkeiten’ wie
z. B. das Speichern von Material, bei dem die Komponente
des Tätigseins im engeren Sinn sehr zurücktritt, einschlie-
ßen soll
13)
Der Terminus ‚bauliche Umwelt’ bezieht sich sowohl auf
die Gebäude wie auf die Außenanlagen (vgl. ‚Gartenbau’,
‚Straßenbau’”), also auf alle baulichen Anlagen eines Betriebs,
Dies zu betonen scheint mir wichtig im Hinblick auf die
gegenwärtige, durch die ökonomischen Verhältnisse bedingte
architektonische Praxis und den ihr entsprechenden Begriff
der Architektur, welche sich schwerpunktmäßig auf Gebäude
beziehen unter Vernachlässigung der jeweils gebäudeäußeren
baulichen Umwelt und der Beziehung zwischen dem Gebäude
inneren und dem Gebäudeäußeren, was sich ausdrückt in der
Beziehungslosigkeit der ‚Architektur’” zu ihrer baulichen Um-
welt. Zuerst hatte ich den Terminus ‚technisch-räumlich”
(technisch-räumliche Einheit, technisch-räumliche Organisa-
tion) vorgeschlagen (vgl.: Institut für Schulbau 1970/71 —
4. Werkstattbericht, a.a.O.). Das Wort ‚räumlich’ bezog sich
Gruppenarbeitsplätzen, Spielstätten, gearbeitet werden,
die schlechterdings nicht als ‚Räume’ im obigen Sinn be-
griffen werden können. Auf der anderen Seite muß auch
mit Einheiten, die mehrere ‚Räume’ umfassen, wie z. B.
Departments, gearbeitet werden. Eine negative Bestim-
mung der Bandbreite der in Frage kommenden Einheiten
hinsichtlich ihrer Größenordnung bzw. Komplexität ergibi
für die aktive Seite, also die Seite der Tätigkeiten, als un-
tere Begrenzung: so kleine bzw. einfache Einheiten wie
der Tafelanschrieb, als obere Begrenzung: so große bzw.
komplexe Einheiten wie das gesamte Schulleben, für die
passive Seite als untere Begrenzung: so kleine bzw. ein-
fache Einheiten wie eine bestimmte Wandfläche, als obere
Begrenzung: so große bzw. komplexe Einheiten wie das
Schulgebäude insgesamt. Als Terminus zu dem hiermit
umschriebenen Begriff wählte ich den Terminus ‚bau-
liche Umwelt‘, 15) 16) Bezogen
auf den Bereich der Nutzung von Betriebsanlagen wäre
der Begriff der Nutzung also definiert als das Stattfinden
— in der Grundbedeutung des Worts — von Tätigkeiten in
einer baulichen Umwelt .17)
Die beiden Begriffe der Tätigkeit und der baulichen Um-
welt sind unter Berücksichtigung ihres gegenseitig kom-
plementären Charakters zu präzisieren. So seien im Be-
griff der Tätigkeit die sie ausübenden Personen mit ihren
Intentionen und psychophysischen Eigenschaften, sowie
die unmittelbar für die Tätigkeit erforderlichen Mittel, im
Begriff der baulichen Umwelt die den psychophysischen
Eigenschaften der die Tätigkeit ausübenden Personen ent-
sprechenden physikalisch-technischen Eigenschaften der
baulichen Umwelt. sowie die bauliche Ausstattung einge-
dabei auf den Raum im Sinn einer von Boden, Decke und
Wänden (mehr oder weniger) umgrenzten Einheit — im Gegen-
satz zur umgangssprachlichen Verwendung dieses Wortes im
Sinn des , wie immer verstandenen, naturwissenschaftlichen
Raumbegriffs. Im Hinblick auf die Notwendigkeit, auch in der
Architekturtheorie die Kategorie des Raums im naturwissen-
schaftlichen Sinn einzuführen (vgl.Haupttext) ist es, um Mißver-
ständnissen vorzubeugen, zweckmäßig, die Worte ‚Raum‘ und
‚räumlich’” in entsprechenden theoretischen Texten nur im
letzteren, nicht auch im ersteren Sinn zu verwenden. Diese
Überlegung sprach dafür, diesen Terminus fallen zu lassen.
Ebenfalls erwogen wurde der Terminus ‚physische Umwelt?
Bei der Verwendung dieses Terminus wäre neben der bauli-
chen die geophysische und die biophysische Umwelt einge-
schlossen, was in gewisser Hinsicht von Vorteil wäre. Einge-
schlossen wäre damit aber auch die soziale Umwelt, die gerade
nicht auf dieser Seite, sondern auf der Seite der Tätigkeiten er-
faßt werden soll.
Für den Ausdruck ‚Einheit der baulichen Umwelt”, der im fol-
genden häufig verwendet wird, sei zur Diskussion gestellt
der Terminus ‚Areal’. Er wurde in diesem Text nicht weiter
verwendet, da entsprechende Termini für die Ausdrücke ‚Tä-
tigkeitseinheit‘ und ‚Nutzungseinheit‘ bisher nicht gefunden
werden konnten
Bezüglich des Unterschieds in der Definition des Begriffs der
Nutzung im Bereich der Nutzung von Betriebsanlagen und im
Bereich der ‚Bodennutzung’ in der Urproduktion und der
Siedlungstätigkeit sei angemerkt, daß die aktive Seite, die Tätig-
keit, im letzteren Fall gerade in der Herstellung der baulichen
Umwelt, im Bau, besteht (vgl. ‚Bergbau‘, ‚Waldbau‘, ‚Feld‘-
bzw. ‚Ackerbau’, ‚Siedlungsbau”), während die passive Seite
in der geophysischen und biophysischen Umwelt besteht.
16)
17)
schlossen. Von Fall zu Fall, und im Hinblick auf die Ver-
änderbarkeit, in mehreren Stufen 18) zu ziehen ist die
Grenze zwischen den unmittelbaren Tätigkeitsmitteln
und der baulichen Ausstattung. Es scheint darüberhinaus
sinnvoll, die Tätigkeit prinzipiell als Gruppentätigkeit zu
definieren, wobei der Fall der Einzelarbeit als Tätigkeit
einer Ein-Mann-Gruppe bestimmt ist. Dementsprechend
sind im Begriff der Tätigkeit auch die gruppendynamischen
Beziehungen eingeschlossen.
Schließlich ist noch einem möglichen Mißverständnis in
Bezug auf den Begriff der Nutzungsplanung vorzubeugen
Ist im umgangssprachlichen Begriff der Nutzung voraus-
gesetzt, daß die passive Seite der Nutzung, hier also die
bauliche Umwelt bereits materiell vorhanden ist, so ist
diese Voraussetzung für den aus den Begriffen der Nut-
zung und der Planung zusammengesetzten Begriff hinfäl-
lig, da bei der Planung beide Seiten der Nutzung ohnehin
nur konzeptionell behandelt werden. Der Begriff der Nut
zungsplanung ist also nicht beschränkt auf die Planung
18) Einen Versuch, unter dem Gesichtspunkt ihrer Anpaßbarkeit
verschiedene Stufen der Veränderbarkeit der baulichen Um-
welt zu bestimmen, habe ich einmal am Beispiel eines Wohn-
hauses unternommen. Feldtkeller, C.: Anpassungsfähige




Dabei kann die eine Seite (a) notwendig und hinreichend,
{b) notwendig, aber nicht hinreichend, (c) nicht notwendig
(also ersetzbar) aber hinreichend, (d) weder notwendig noch
hinreichend sein zur Hervorbringung der anderen Seite. Die
funktionale Beziehung entspricht in gewisser Weise der kausalen
Beziehung: Von einer kausalen Beziehung spricht man, wenn
es darum geht, ausgehend von einer (erfahrenen) hervorgebrach-
ten Größe die hervorbringenden Größen (Ursache) aufzufin-
den; von einer funktionalen Beziehung spricht man, wenn es
darum geht, ausgehend von einer (hypothetisch angenomme-:
nen) hervorbringenden Größe die (zu erwartenden) hervorge-
brachten Größen bzw. ihren Beitrag zu diesen (zu erwartenden)
hervorgebrachten Größen zu bestimmen. Die kausale
Beziehung bezieht sich also auf reale Sachverhalte, die funktio-
nale Beziehung mittelbar selbstverständlich ebenfalls, unmit-
telbar jedoch auf Konzeptionen, speziell auf die Theoriebil-
dung (funktionale Erklärung ) und die Planung.
Der hier verwendete Funktionsbegriff entspricht dem in der
Systemtheorie verwendeten. Vgl. z.B. Müller, J.: Grund-
lagen der systematischen Heuristik, Dietz Verlag, Berlin, 1970
(Schriften zur sozialistischen Wirtschaftsführung). Er unter-
scheidet sich von dem in den programmatischen Begründungen
der funktionalistischen Architektur — von Architekturtheorie
kann diesbezüglich wohl kaum die Rede sein — verwendeten
Begriff, welcher in gewisser Hinsicht dem Begriff des Inhalts oder
des Stoffs in der Kunsttheorie entspricht, aber meines Wissens
nirgendwo einigermaßen klar definiert ist. Er ist insbesondere
gegenüber den Begriffen der Nutzung und
der Konstruktion sowie der Aufgabe und des Zwecks
nicht klar abgegrenzt. (Die beiden letzten Begriffe würde
ich, im Unterschied zur Funktion, die sich nach der obi-
gen Definition auf das dem Subjekt gegenüberstehende
Objekt bezieht, (mit dem Genitivus subjectivus) auf das
Subjekt selbst oder die Praxis, also einen das Objekt zum
Gegenstand habenden Prozeß beziehen).
Zur Klärung des Begriffs der Funktion trägt auch die die
Beziehung von ‚Funktion’ und Form betreffende Analo-
gie zum Bereich des Organischen oder der Natur, wie sie
von Architekten mindestens seit der Renaissance immer
wieder hergestellt wurde, nichts bei, solange dabei auf
metaphvsische Konzeptionen. speziell die des Vitalismus
m
der Tätigkeiten in einer bestehenden baulichen Umwelt.
Primäre Aufgabe der Nutzungsplanung ist die Bestim-
mung der Organisation der baulichen Umwelt in der
Form des Programms, und zwar unter dem Gesichts-
punkt ihrer Funktionalität. Die Funktionalitätsforde-
rung besagt, daß zwischen der baulichen Umwelt und
den geplanten Tätigkeiten — die ihrerseits die bezüg-
lich ihrer gestellten Funktionalitätsforderungen erfül-
len müssen — eine bezogen auf die verfügbaren finan-
ziellen Mittel 19) optimale funktionale Beziehung be-
stehen soll, d. i. eine;Beziehung, bei der die eine Seite.
die bauliche Umwelt, in optimaler Weise an der Her-
vorbringung der anderen Seite, der Tätigkeiten, betei-
ligt ist. Die Funktion ist der Beitrag, den die eine Seite
zur Hervorbringung der anderen leistet.20) 21)
Die Funktionalitätsforderung bezüglich der baulichen
Umwelt kann wie folgt präzisiert werden: Es sollen fü
zurückgegriffen wird, wie sie sich niederschlagen in Aus-
drücken wie „a vital something or other which we do not
see” (Sullivan) oder im Begriff der „Wesenheit’”” (Häring),
welche die Erscheinungsform, die „Gestalt‘“ eben nicht er-
klären, weder im Bereich des Organischen noch im Bereich
der Architektur, vielmehr dazu angetan sind, sie in den
Schleier des „Geheimnisses’”” (Häring) zu hüllen. (Sullivan,
L. h.: Kindergarten Chats, George Wittenborn, Inc.: New
York, 1947, S. 46. Häring, H.: über das geheimnis der ge-
stalt, in: Anmerkungen zur Zeit 3, Hrsg. Akademie der
Künste, Berlin, 1957.) Der Bereich des Organischen ist je-
doch für die Architektur nicht uninteressant, Von der
Konzeption der Nutzungsplanung (bzw. des Nutzungs-
studiums) her gesehen könnten wissenschaftliche Theo-
rien über diesen Bereich auf neue Weise interessant wer-
den. Lamarck, bis zu welchem Mumford die Entwicklung
des Funktionalismus in der Architektur über die Bildhaue-
rei zurückverfolgen zu können glaubt, stellt in seiner Ab-
stammungstheorie gegenüber und setzt in Beziehung nicht
Form und ‚Funktion’, sondern „Gestalt”” und „Organisa-
tion” des Tieres auf der einen und die zur „Gewohnheit ”
werdenden „Tätigkeiten”” auf der anderen Seite. Gestalt
und Organisation verändern sich infolge von Veränderun-
gen der Tätigkeiten, welche ihrerseits sich verändern in-
folge von Veränderungen der „Bedürfnisse‘‘, welche wie-
derum ihrerseits sich verändern in Abhängigkeit von den
„Verhältnissen”., (Lamarck, J.: Philosophische Zoologie
(1809), passim.) Die von Lamarck untersuchten Beziehungen stel-
len in der einen Richtung einen Anpassungsprozeß dar — hier
der einen Richtung einen Anpassungsprozeß dar — hier
ist die Lamarck’sche Theorie durch die Darwin’sche zu
ergänzen — in der anderen Richtung eine, je nach dem
Grad der Angepaßtheit mehr oder weniger funktionale
Beziehung. Eine Analogie zur Beziehung zwischen den
Tätigkeiten eines Betriebs und ihrer baulichen Umwelt
ist möglich bezüglich beider Richtungen. Dabei sind fol-
gende Unterschiede zwischen dem Anpassungsprozeß und
dem diesem in der Analogie entsprechenden Planungspro-
zeß zu berücksichtigen. Die Erzeugung von Varietät er-
folgt im Planungsprozeß nicht über „Abänderung‘‘ durch
verstärkten Gebrauch oder Nichtgebrauch bestimmter
Organe oder über Mutation, sondern über den Einfall oder
das kombinatorische Spiel; die Reduzierung der Varietät ,
die Auswahl funktionaler Variationen, erfolgt nicht durch
die „natürliche Zuchtwahl‘‘, sondern durch mehr oder
weniger bewußte Entscheidung entweder aufgrund der
sinnlichen Erfahrung oder anhand rationaler Kriterien.
die Tätigkeiten,sowohl was ihre räumliche Dimension
— Raum begriffen im naturwissenschaftlichen Sinn,
nämlich als Funktion der Materie- und Energievertei-
lung —,also den (nach den verschiedenen physiologi-
schen Aspekten zu differenzierenden) ‚Tätigkeitsraum’,
betrifft, als auch was ihre zeitliche Dimension, den Tä-
tigkeitsablauf,betrifft,igeeignete Umweltbedingungen
hergestellt werden. Die Herstellung dieser Bedingungen
über die Kontrolle bzw. Umformung günstiger und
widriger, betriebsexterner sowie betriebsinterner Bedin-
gungen durch den Bau (einschließlich der gesamten Installa-
tion) 22) soll ihrerseits in möglichst geringem Maß zu
Einschränkungen der Tätigkeiten in allen ihren Dimensio-
nen führen.
Diese generelle Forderung enthält verschiedene bezüg-
lich ihrer Erfüllbarkeit bis zu einem gewissen Grad zu-
einander widersprüchliche Forderungen. Der gesamte
Komplex der Tätigkeiten zerfällt in verschiedene von-
einander relativ unabhängige Tätigkeiten, die einerseits
relativ störungsfrei nebeneinander stattfinden können
sollen und die entsprechend ihrer Tätigkeitsform mehr
oder weniger unterschiedliche, also in gewisser Hinsicht
spezifisch zugeschnittene und aüsgestattete Einheiten
der baulichen Umwelt erfordern, zwischen denen anderer
seits Interaktionen stattfinden können sollen. Den sich
2 Als hervorragende Studie der Architektur unter diesem’
Gesichtspunkt, allerdings allenfalls beiläufig bezogen auf
bestimmte Tätigkeiten, sei erwähnt: Banham, R.: The
architecture of the well-tempered environment, The
Architectural Press, London, 1969
Im Fall der Schule wird die Funktionalitätsforderung
dadurch kompliziert, daß die Tätigkeiten z. T. ineinan-
der übergehen, also sich spalten und vereinigen können
sollen, bzw. daß von allen Schülergruppen sehr viele
in ihrer Form sehr unterschiedliche Tätigkeiten ausge-
führt werden (Fachunterricht), so daß unter der ökono-
mischen Bedingung des sparsamen Umgangs mit teuren
Ausstattungen sowie der platzmäßigen und zeitlichen
Auslastung der Einheiten der baulichen Umwelt (vgl.
den im Zusammenhang mit den Lagerhaltungsmodellen
entwickelten Begriff der Platz-Zeit-Menge) ein relativ
hohes Maß an Raumwechsel erforderlich ist, was im
Widerspruch steht zu der unter funktionalen Gesichts-
punkten erwünschten Kontinuität der Tätigkeiten und
Permanenz der Zuordnung der Schülergruppen zu bestimm-
ten Einheiten der baulichen Umwelt.
Etwas ausführlicher und mit Beispielen aus dem Wohnbe-
reich ist das Problem der Überschneidung der verschiedenen
Tätigkeitszonen ausgeführt bei Feldtkeller, C.: back to back,
Baumeister, Sept. 1970 (leider ist der Titel des Artikels dort
von der Redaktion verändert worden).
Konsequenterweise wäre bei der Bestimmung der Organisa-
tion der baulichen Umwelt, sowohl was die Erstellung des
Programms als auch was die Entwicklung des Plans betrifft,
nicht von ‚Räumen’ im Sinn vom Boden, Decke und Wänden
umgrenzten Einheiten auszugehen, sondern von verschiede-
nen, nicht notwendigerweise allseitig umgrenzten Einheiten
im oben beschriebenen Sinn, und es wären Vorstellungen
darüber zu entwickeln, bzw. entsprechende Festlegungen vor-
zunehmen, wie diese Einheiten zu unterteilen bzw. zu kop-
peln sind in bzw. zu Einheiten anderer Typen. Das Programm
der DT Umwelt bestünde dementsprechend nicht ause.ner .Raumliste’ und Angaben über die Verbindungen zwi-
daraus ergebenden widersprüchlichen Forderungen, näm-
lich auf der einen Seite nach Abgeschirmtheit, auf der an-
deren Seite nach Offenheit, ist so weit als möglich nachzu-
kommen durch veränderbare oder durch eine nach den
verschiedenen physiologischen Aspekten der Tätigkeit dif-
ferenzierte selektive und hinsichtlich des jeweiligen Grads
der Durchlässigkeit des Baumaterials relative Abschirmung
zwischen den verschiedenen Tätigkeitszonen.23) 24) 25)
Werden auf der Seite der Tätigkeiten bzw. der Tätigkeits-
organisation Erstzustand und Folgezustände unterschieden,
so gilt die Funktionalitätsforderung für alle diese Zustände;
d. h. es muß entweder die bauliche Umwelt relativ nutzungs
neutral sein, oder es muß auch auf der Seite der baulichen
Umwelt bzw. der Organisation der baulichen Umwelt zwi-
schen Erstzustand und Folgezuständen unterschieden wer-
den, und der Übergang von einem Zustand zum anderen
durch entsprechende Veränderbarkeit möglich sein.26)
Ausgangsbasis für die Nutzungsplanung bildet ein mehr
oder weniger ausgereiftes Konzept der Tätigkeitsorganisa-
tion. das im Bereich der Praxisplanung entwickelt wurde.
Was die Bestimmung der Tätigkeitsorganisation betrifft,
so ist hervorzuheben, daß deren Ausentwicklung und
Festlegung nicht getrennt von der Entwicklung der Orga-
schen den ‚Räumen’, sondern würde sich darstellen als ein
System von ineinandergeschachtelten Einheiten mit Angaben
über die jeweiligen Abschirmungen zwischen den Einheiten,
Gegen die allzu global gestellte Forderung nach Veränderbar-
keit ist eine Konzeption zustellen, die sich aus der Konzep-
tion der Nutzungsplanung ohne weiteres ergibt — wenn man
einen Begriff von der Relativität jeglicher Veränderbarkeit
bzw. jeglicher Festlegung voraussetzt. Dies bes a'gt, daß Ver-
änderbarkeit an sich gegeben ist, wo immer etwas festgelegt
ist, daß jede bauliche Umwelt ihre spezifische
Veränderbarkeitsstruktur hat. Es sind bestimmte Verände-
rungen mit relativ geringem, andere nur mit relativ großem
Aufwand möglich, So kann z. B. eine Faltwand relativ leicht
geöffnet und geschlossen werden; eine Veränderung ihrer
Position ist aber nicht vorgesehen und erforderte, wollte man
sie dennoch vornehmen, einen relativ großen Aufwand. Eine
Wand aus versetzbaren Tafeln erfordert dagegen zu ihrer De-
montage oder Montage einen im Vergleich zum Öffnen bzw.
Schließen der Faltwand relativ großen Aufwand; eine Verän-
derung ihrer Position erfordert aber einen im Vergleich zur
Veränderung der Position der Faltwand relativ geringen Auf-
wand. Entsprechende Differenzierungen wären für die in ihrer
Veränderbarkeitsstruktur allerdings viel komplexere bauliche
Umwelt insgesamt vorzunehmen. Es gilt nun, zu versuchen,
der baulichen Umwelt eine derartige Veränderbarkeitsstruktur
zu geben, daß diejenigen Veränderungen mit relativ geringem
Aufwand möglich sind, durch die erreicht werden kann, daß
die hinsichtlich der baulichen Umwelt gestellten Funktionali-
tätsforderungen auch bei bestimmten Veränderungen der Tä-
tigkeiten bzw. der Tätigkeitsorganisation erfüllt werden. Ich
nenne eine solche Veränderbarkeit Anpaßbarkeit. Die Gewähr
leistung der Anpaßbarkeit ist desto eher möglich, je genauere
Aussagen über mögliche Folgezustände auf derSeite der Tä-
tigkeiten bzw. der Tätigkeitsorganisation gemacht werden
können. (Wenn die Entwicklung auf der Seite der Tätigkeiten
nicht eindeutig prognostiziert werden kann, so solite versucht
werden, bezüglich dieser Entwicklung möglichst klare Varian-
ten herauszuschälen, so daß bezüglich dieser Varianten für
Anpaßbarkeit gesoöret werden kann}
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nisation der baulichen Umwelt erfolgen kann, daß vielmehr
beide Organisationen in wechselseitiger Abhängigkeit von-
einander entwickelt werden müssen, also eine enge Koope-
ration zwischen dem Bereich der Praxisplanung und dem
Bereich der Nutzungsplanung erforderlich ist — während
eine Zusammenfassung der beiden Bereiche nicht sinnvoll
ist. Die Tätigkeitsorganisation muß einerseits im Zusam-
menhang mit der Strategie der Veränderung der Welt ent-
wickelt werden, damit nämlich dafür gesorgt werden kann,
daß sie den bezüglich der Tätigkeiten gestellten Funktiona-
litätsforderungen genügt; sie kann andererseits nicht ohne
Erwägung der verschiedenen Möglichkeiten der Organisa-
tion der baulichen Umwelt festgelegt werden, da anders der
Funktionalitätsforderung bezüglich der baulichen Umwelt
nicht optimal genüge geleistet werden kann: Es sind die in
der Vorstellung mehr oder weniger unorganisiert vorhande-
nen oder unreflektiert organisierten Komplexe der Tätig-
keiten und der baulichen Umwelt so zu organisieren, daß
die beiden Organisationen einander zugeordnet werden
können auf der Grundlage ihrer gegenseitigen Eignung 27),
d. h. der gegenseitigen Eignung der korrespondierenden
Elemente der beiden Organisationen, also der durch die Zu-
ordnung entstehenden Kopplungen von Tätigkeitseinheiten
bzw. Tätigkeitsgängen und Einheiten der baulichen Um-
welt, sowie der gegenseitigen Eignung einzelner struktu-
reller Momente der einen oder anderen Organisation und
der Gesamtorganisation. (Mit dem Terminus ‚Tätigkeits-
gang’ bezeichne ich eine Folge von Tätigkeitseinheiten
(z. B. die Tätigkeitseinheiten, die zu einem Kurs gehören)
welche die gleiche(n) Tätigkeitsform(en) haben und der-
selben Einheit der baulichen Umwelt oder verschiedenen
Einheiten desselben Typs zugeordnet werden können.) 28)
Eine Zusammenfassung der beiden Planungsbereiche ist
ra Zum Begriff der Eignung siehe auch Alexander, C.: Notes on
the Synthesis of Form, Harvard University Press, 1964,
S. 15 ff..Barker und Wright verwenden zur Charakterisierung
der Beziehung zwischen „Verhaltensmustern”” und dem
„nichtpsychologischen Milieu’”” neben dem Terminus „Eig-
nung” („fittingness””) auch den Terminus „Synomorphie”
(„sy nomorphism’”). Wenn auch gegen diesen Terminus, ver-
wendet etwa im Sinn von: in der Gestalt zusammenpassend
oder zusammenwirkend, nichts einzuwenden ist, so doch
gegen Barker’s und Wright’s Definition, zumal, wenn man
bedenkt, daß ihr Begriff des Milieus nicht nur die nicht-
menschliche, sondern auch die gesellschaftliche Umwelt
einschließt: „Das Adjektiv synomorph bedeutet: von ähn-
licher Struktur (Gestalt, Form) . . . Das Kriterium der Syno
morphie liegt im Bereich des Wahrnehmbaren; sie wird un-
mittelbar gesehen.” Barker, R. G., Wright, H. F.: Midwest
and its Children, Row Peterson, Evanston, Illinois, 1954,
S. 46. Zum relativen Charakter des Begriffs der Eignung
bzw. Nichteignung siehe Teil II.
Vgl. den Begriff des Arbeitsgangs (Ökonomisches Lexikon,
a.a.O.: „selbständiger Teil des technologischen Prozesses,
der aus allen technologisch unmittelbar aufeinander folgenden
Arbeiten besteht, die an ein und demselben Arbeitsgegen-
stand an einem Arbeitsplatz ausgeführt werden.‘‘
Diese wechselseitige Abhängigkeit der Entwicklung der
beiden Organisationen muß Hannes Meyer im Blick ge-
habt haben, als er schrieb: „bauen heißt die überlegte or-
ganisation von lebensvorgängen / bauen als technischer
vorgang ist daher nür ein teilprozeß . . .‘‘ Mever, H.:
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deshalb nicht sinnvoll, weil für die beiden Bereiche sehr
unterschiedliche Qualifikationen erforderlich sind, und
zwar — weshalb eine Zusammenfassung besonders unöko-
nomisch wäre — in asymmetrischer Weise, nämlich im
Bereich der Praxisplanung betriebsartspezifisch, im Be-
reich der Nutzungsplanung betriebsartübergreifend.29)
Ungeachtet der wechselseitigen Abhängigkeit der Ent-
wicklung der beiden Organisationen bleibt die Tätig-
keitsorganisation in ihrem jeweiligen Entwicklungs-
stand während des ganzen Prozesses der Nutzungspla-
nung führende Größe — wie die Strategie der Verän-
derung der Welt während des ganzen Prozesses der Praxis-
planung.
Die Forderung, daß die Entwicklung der beiden Orga-
nisationen in wechselseitiger Abhängigkeit erfolgen
soll, widerspricht nicht der Funktionalitätsforderung.
Diese bezieht sich nämlich nicht wie jene auf den Pla-
nungsprozeß, sondern auf das Ergebnis der Planung
und Implementbildung, den Betriebsprozeß. Im Be-
griff der funktionalen Beziehung ist impliziert die Dis-
parität der beiden Seiten: Sie sind nicht vollständig
aufeinander zurückführbar. Folglich ist die entsprechende
Planung 30) nicht möglich als deduktiver Prozeß, sondern
nur als Prozeß der Erzeugung von Varietät auf einer oder
beiden der disparaten Seiten und ihrer Reduzierung unter
dem Gesichtspunkt der Funktionalität der einen Seite im
Bezug auf die andere. 31)
Es können mehrere Phasen der Nutzungsplanung un-
terschieden werden. Die Abgrenzung verschiedener
Phasen ist in hohem Maß abhängig von der Art und
bauen, 1928, in: Schnaidt, C.: Hannes Meyer, Verlag
Gerd Hatje, 1965, S. 94 bis S. 96.
Die nicht vollständige Zurückführbarkeit der funktional
untergeordneten auf die übergeordnete Größe ist ein charak-
teristisches Merkmal jeglicher Planungsaufgabe. Sie gilt z.B.
auch für die Beziehung zwischen Programm und Plan.
Von hier aus läßt sich ein Grundproblem der Theorie
einer funktionalen Architektur angehen, nämlich die Be-
ziehung zwischen der Funktionalität und dem Symbol-
charakter der baulichen Umwelt. Zunächst einmal läßt
sich zeigen, da® die Funktionalität der baulichen Umwelt
nicht ausschließt, daß diese auch Symbolcharakter hat.
Die Elemente und strukturellen Momente der Organisa-
tion der baulichen Umwelt stammen aus einem Reper-
toir, dessen Elemente sich — in im einzelnen kaum feststell-
baren Schritten — geschichtlich entwickelt haben und
deshalb nicht nur als Anzeichen, sondern auch als Symbole
fungieren, d.h. beim Nutzer Vorstellungen hervorrufen und auf
diese Weise die jeweils ablaufenden geistigen Prozesse beeinflussen.
Die Unterscheidung zwischen Anzeichen und Symbol
findet sich seit Peirce („Index”, „Icon”, „Symbol”’)
bei verschiedenen Autoren. Der grundsätzliche „„struk-
turelle’”” Unterschied ist wohl am deutlichsten herausge-
arbeitet bei Langer, S. K.: Philosophie auf neuem
Wege, S. Fischer Verlag, 1965, S. 61 ff..In einer strengen
Theorie wird sich die Forderung der Funktionalität auch
auf den Symbolcharakter der baulichen Umwelt beziehen.
Aufgrund des geschichtlichen Vermitteltseins der Ele-
mente und der strukturellen Momente der Organisation
30)
31)
Weise der Einbeziehung des die bau- bzw. fertigungs-
technische Planung übernehmenden Architekten in
den Planungsprozeß, Die im folgenden dargestellten
Phasen beziehen sich auf Planungsfälle, bei denen
diese Einbeziehung über einen Architekturwettbewerb
erfolgt.
In der ersten Phase, die der ersten Phase der Praxispla-
nung folgt, gleichzeitig mit der zweiten Phase der Pra-
xisplanung stattfindet und der ersten Phase der bau-
bzw. fertigungstechnischen Planung vorausgeht, werden
die Programme für die Tätigkeiten und die bauliche
Umwelt, und, als Bindeglied zwischen diesen beiden
Programmen, das Programm der Zuordnung von Tä-
tigkeitseinheiten bzw. Tätigkeitsgängen und Einheiten
der baulichen Umwelt bis zu einem solchen Detaillie-
rungsgrad entwickelt, als ausreichend ist für die erste
Phase der bau- bzw. fertigungstechnischen Planung.
Falls eine enge Kooperation zwischen dem Bereich
der Nutzungsplanung und dem Bereich der bau- bzw.
fertigungstechnischen Planung in dieser Phase nicht zu-
standekommen kann - womit!inach den Erfahrungen
des Instituts dann zu rechnen ist, wenn zwischen die-
ser Phase der Nutzungsplanung und der Auftragsertei-
lung an den die bau- bzw. fertigungstechnische Planung
übernehmenden Architekten ein Architekturwettbe-
werb eingeschaltet wird — so ist unter einem Teil der
im Programm der baulichen Umwelt enthaltenen An-
forderungen eine Rangordnung aufzustellen, damit
die Organisation der baulichen Umwelt nicht überde-
terminiert ist, die Aufgabe der bau- bzw. fertigungs-
technischen Planung vielmehr so bestimmtist, daß
nicht unbedingt alle, sondern der Rangordnung nach
möglichst viele der Anforderungen zu erfüllen sind.
Findet ein Architekturwettbewerb statt, so ergibt sich
mit der Beurteilung der Wettbewerbsarbeiten eine zweite
Phase der Nutzungsplanung. Diese Beurteilung gehört in-
sofern in den Bereich der Nutzungsplanung als sie nicht
nur unter dem Gesichtspunkt der Erfüllung des Pro-
gramms, sondern — wegen der nicht vollständigen Zurück-
führbarkeit des Plans auf das Programm — auch unter dem
Gesichtspunkt der Funktionalität der baulichen Umwelt
in Bezug auf die geplanten Tätigkeiten erfolgen muß. Die
der baulichen Umwelt kann das Planungsergebnis zugleich
funktional sein, wie auch symbolisch über die aktuelle
Situation hinausweisen. Dadurch kann allerdings die Wi-
dersprüchlichkeit der Forderung nach Funktionalität bei
widersprüchlichen gesellschaftlichen Verhältnissen, die
darin besteht, daß ‚etwas zugleich funktional und dysfunk-
tional sein kann, je nachdem, wie die Bezugsgröße gewählt
wird (vgl. Adorno, T. W.: Funktonalismus heute, Neue
Rundschau, 77. Jg., 4. Heft, 1966), nicht aufgehoben,
allenfalls symbolisch zum Ausdruck gebracht werden
— falls sich so etwas baulich überhaupt symbolisieren
läßt. Was nun den Umstand betrifft, daß die Versuche
einer funktionalen Architektur, selbst wenn man von
dieser Widersprüchlichkeit absieht, in so hohem Maß zu
unbefriedigenden Ergebnissen geführt haben, so liegt dies
nicht, wie manche Kritiker unterstellen, daran, daß di e
bauliche Umwelt eines Symbolgehalts ermangelte, son-
dern resultiert daraus. daß über das Aufbrechen dertra-
verschiedenen Pläne implizieren sozusagen unterschied-
liche Spezifizierungen und Detaillierungen des ursprüng-
lichen Programms, von denen eine auszuwählen ist eben
über die Beurteilung unter dem Gesichtspunkt der Funk-
tionalität.
Als dritte Phase ergibt sich eine Kontrolle bzw. entspre-
chende Beratung einerseits der tätigkeitstechnischen,
andererseits der bau- bzw. fertigungstechnischen Planung
bei der (weiteren) Entwicklung bzw. Detaillierung der
Pläne.
Vor Inbetriebnahme der Betriebsstätte ergibt sich als
vierte Phase die Detaillierung der Zuordnung von Tätig-
keitseinheiten bzw. Tätigkeitsgängen und Einheiten der
baulichen Umwelt, die zunächst in pauschaler Weise, näm-
lich nach Typen von Einheiten der baulichen Umwelt und
— bei der Schulplanung — nach der jeweiligen Wochenstun:
denzahl (Stundentafel), vorgenommen wurde, für jede ein-
zelne Einheit der baulichen Umwelt und jede einzelne Tä-
tigkeitseinheit — bei der Schulplanung in Form des Stun-
denplans und des ‚Raumbelegungsplans’
Während der gesamten Nutzungsdauer schließlich sind
weitere Phasen der Nutzungsplanung erforderlich, in de-
nen sowohl die Tätigkeiten bzw. die Tätigkeitsorganisa-
tion als auch die bauliche Umwelt bzw. die Organisation
der baulichen Umwelt im Rahmen ihrer jeweiligen Verän-
derbarkeit, sowie schließlich die Zuordnung von Tätig-
keitseinheiten und Einheiten der baulichen Umwelt et-
waigen inzwischen aufgetretenen neuen Erfordernissen
angepaßt werden.
Nachdem ich die Konzeption der Nutzungsplanung darge-
stellt habe, möchte ich kurz auf den ursprünglichen Pla-
nungsansatz des Instituts sowie auf einen englischen Pla-
nungsansatz, der bei der Entwicklung des ersteren Pate ge-
standen hat, eingehen, um das Charakteristische der Nut-
zungsplanung vor diesem Hintergrund deutlicher werden
zu lassen.
Von Anfang an wurde das Arbeitsgebiet des Instituts in
der Erstellung des Programms der baulichen Umwelt. der
ditionellen Gestaltkanons das tatsächliche Erreichen der
Funktionalität nicht mehr, wenigstens bis zu einem ge-
wissen Grad, durch die Tradition gewährleistet ist, son-
dern vom jeweiligen Architektenverstand abhängig
wird, Dies hat zur Folge, daß viele Elemente oder struk-
turelle Momente der Organisation der baulichen Um-
welt, die im Rahmen traditioneller Gestaltkanons sich
über große Zeiträume als funktionale herauskristalli-
siert haben, deren Funktionalität aber nicht rational er-
faßt werden konnte, aufgegeben und durch in mancher
Hinsicht weniger funktionale ersetzt bzw. aus dem Zu-
sammenhang gerissen und dysfunktional angewandt
werden. Eine funktionale Architektur setzt die ratio-
nale Durchdringung der Funktion der verschiedenen
Elemente und strukturellen Momente der Organisation
der baulichen Umwelt voraus. Diese rationale Durch-
dringung ist es, was dem Nutzungsstudium (s. u.) als
Aufgabe gestellt ist
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„Raumprogrammaufstellung” 32), wie es damals hieß,
gesehen, somit eine Arbeitsteilung vorgenommen inner-
halb der Gebäudeplanung, oder, in der hier verwendeten
Terminologie, der Planung der baulichen Umwelt, nämlich
zwischen der Erstellung des Programms der baulichen Um-
welt auf der einen und der Entwicklung eines Plans auf
der Grundlage dieses Programms auf der anderen Seite.
Was nicht geleistet war, das war die konzeptionelle Her-
ausarbeitung der mittleren Ebene des Betrieb Ssprozesses,
bzw. derjenigen Ebene, auf die sich die Funktionalität der
baulichen Umwelt bezieht, also der Ebene der Tätigkeiten,
als einer einerseits relativ selbständigen in sich zu organi-
sirenden, andererseits mit der baulichen Umwelt verknüpften
Ebene, Aus diesem, von der Konzeption der Nutzungsplanung aus
gesehen, konzeptionellen Mangel erklärt sich, weshalb ein-
zelne Daten zur Tätigkeitsorganisation — wenn man die-
sen Begriff einmal unterstellt — als relativ unabhängig von-
einander betrachtet wurden, und weshalb man glaubte,
diese über eine standardisierende Befragung erheben zu
können, und weshalb die Beziehung zwischen der Tätig-
keitsorganisation und der Organisation der baulichen Um-
welt reduziert wurde auf eine einseitige Beziehung zwi-
schen der Ermittlung der Daten über die Tätigkeiten und
der Erstellung des Programms der baulichen Umwelt.33)
Zwar zeigte sich die Unzulänglichkeit dieses Ansatzes
schon während der Arbeit an den ersten Projekten, aber
die Versuche, dieser Unzulänglichkeit Herr zu werden,
hatten mehr oder weniger spontanen Charakter und wa-
ren nicht verbunden mit einer grundsätzlichen Revision
des ursprünglichen Ansatzes.
Was die Beziehung zwischen der Ermittlung der Daten
über die Tätigkeiten auf der einen und die Planung der
baulichen Umwelt auf der anderen Seite betrifft. so ent-
32) Dieser Terminus ist abgeleitet von dem Terminus
„Raumprogramm“‘, der im Grunde nichts anderes be-
zeichnete als eine Raumliste, die dem Architekten als
Planungsgrundlage diente, Im Zuge der Erhöhung der
Anforderungen an ein solches Programm und der zu-
nehmenden Orientierung mancher Architekten an
Wissenschaftsbereichen wie Informationstheorie und Ky-
bernetik verschob sich allmählich die Bedeutung des Ter-
minus ‚Programm’”, und es wurde zunehmend auch der
Terminus ‚Programmierung’, und zwar ohne nähere Kenn-
zeichnung des Objekts der Programmierung verwendet.
Aber die neuen Bedeutungen dieser Termini sind nicht prä-
zisiert worden; ihr Gebrauch hatte neben oder eigentlich
vor der (beschränkten) informativen Funktion (über den
Symbolcharakter der Termini) auszeichnende Funktion
(über den Signalcharakter der Termini). Legt man die in der
Anmerkung 10 gegebene Definition zugrunde, so enthält
der Begriff der Programmierung ohne nähere Kennzeichnung
des Objekts der Programmierung im Grunde keine andere
Information über den betreffenden Arbeitsbereich, als die,
daß er einer weiteren Arbeitsphase, für welche eben das
Programm entwickelt wird, vorausgeht.
Dasselbe gilt übrigens für den Terminus ‚Bedarfsermittlung’
In jeder Phase der Planung wird ein Bedarf angemeldet, der
in der nächsten Phase gedeckt bzw. umgesetzt weitergegeben
wird. So mag in der einen Phase ein Bedarf an soundsoviel-
fachem Luftwechsel angemeldet werden, der in der nächsten
Phase umgesetzt wird in einen Bedarf an soundsoviel Qua-
dratmeter Fensterfläche oder in einen soundsogroßen Lüf-
spricht dieser Planungsansatz einem englischen Ansatz,
der entwickelt wurde unter dem Gesichtspunkt der Sy-
stematisierung der Informationsaufbereitung für die Pla-
nung von baulichen Anlagen für die Armee.34) Dieser
Ansatz basiert auf der Überlegung, daß dem Architekten
als Planungsunterlage nicht ein Raumverzeichnis zu geben
sei, sondern Information über die Tätigkeiten, und daß
die Planung der baulichen Umwelt zur Gänze dem Archi-
tekten zu überlassen sei. Die Planungsunterlagen sollen
aus folgenden Teilen bestehen: einer allgemeinen Beschrei-
bung des Betriebs (organization), einer Liste der Tätigkeiten
(activities), einer Sammlung von Blättern mit verschiede-
nen Tätigkeitsdaten und einer Darstellung der Verbin-
dungen zwischen den Tätigkeiten. Analysiert man die
Projekte, in Bezug auf welche dieser Ansatz entwickelt
wurde, so zeigt sich, daß es sich um Projekte handelt, bei
denen die Nutzungsproblematik sich als eine äußerst ein-
fache darstellt. Die verschiedenen Tätigkeiten, bzw., in
der hier verwendeten Terminologie, Tätigkeitseinheiten,
können nämlich relativ unabhängig von Überlegungen
zur Organisation der baulichen Umwelt bestimmt werden.
da man davon ausgehen kann, daß für jede dieser Einhei-
ten ein besonderer Raum geschaffen werden muß.
Was dieser Ansatz leistet, das ist die Sicherstellung, daß
die Ermittlung der Daten über die Tätigkeitsorganisation
im Hinblick auf den Informationsbedarf der Planung der
baulichen Umwelt erfolgt, und daß die Daten diesem Be-
darf entsprechend organisiert und aufbereitet werden. Für
die Bearbeitung von Planungsaufgaben aber, bei denen
die Ermittlung der Daten über die Tätigkeiten selbst
eine sehr komplexe Aufgabe darstellt und so eng mit
der Planung der baulichen Umwelt verflochten ist, daß
sich aus Entscheidungen bezüglich bestimmter Momente
tungsschachtquerschnitt, der schließlich als ein Bedarf an
Holz oder Glas auftauchen wird usw.
Vgl. Modell einer Ganztagsschule — Programmierung und
Auswertung des Wettbewerbs für das Gymnasium Osterbur:
ken, Hrsg. Kultusministerium Baden-Württemberg, Neckar
Verlag, 1968 (Schriftenreihe A „Bildung in neuer Sicht” des
Kultusministeriums Baden-Würtemberg, Nr. 13), S. 26 fund
Modell einer differenzierten Gesamtschule — Programmie-
rung und Auswertung des Wettbewerbs Weinheim/Bergstraße.
Hrsg. Kultusministerium Baden-Württemberg, Neckar Verlag,
1970 (Schriftenreihe A „Bildung in neuer Sicht” des Kul-
tusministeriums Baden-Württemberg, Nr. 21), S. 11 bis S. 20.
Was den genannten konzeptionellen Mangel betrifft, vgl.
z. B.: Modell einer Ganztagsschule a.a.0. S. 39. Vgl. auch
den Versuch der Definition des Wortes ‚Nutzung” unter Eli-
minierung der passiven Seite des hier verwendeten Begriffs
der Nutzung, nämlich als eine Menge von Tätigkeiten, deren
nähere Bestimmung aber gerade aufgrund des Versuchs dieser
Eliminierung nicht gelingen konnte. (Modell einer diffe-
renzierten Gesamtschule, a.a.0., S. 31). Über den genannten
Mangel kann auch der pauschale Hinweis darauf, daß die Dar-
stellung des Planungsprozesses in ihrer Linearität der Kom-
plexität des Planungsporzesses selbst nicht in vollem Maß ge-
recht wird. nicht hinweghelfen.
23)
34) Planning a Major Building Programme, Hrsg. Ministry
of Public Building and Works, Her Majesty‘s Stationary
Office, London, 1966, Acitivity Data Method, Hrsg.
Ministry of Public Building and Works, Her Maijesty‘s Statio-
nary Office, London (ohne Datum).
(C
der Tätigkeitsorganisation über die entsprechenden Mög:
lichkeiten der Organisation der baulichen Umwelt viel-
fache Konsequenzen oder Abhängigkeiten ergeben für
andere Momente der Tätigkeitsorganisation, oder daß ge
eignete Möglichkeiten der Organisation der baulichen
Umweltevtl. gar nicht entwickelt werden können ohne
eine allseitige und umfassende Untersuchung der Nut-
zungsproblematik, — für die Bearbeitung solcher Pla-
nungsaufgaben ist dieser Ansatz unbefriedigend. Das
Fortschrittliche dieses Ansatzes bestand darin, durch die
explizite Trennung zwischen der Planung der baulichen
Umwelt auf der einen und der Ermittlung der Daten über
die Tätigkeiten auf der anderen Seite auch im staatlichen
Sektor einen gesonderten aber mit dem Bereich der Pla-
nung der baulichen Umwelt in Zusammenhang stehenden
Bereich der Praxisplanung im Keim angelegt zu haben.
Zum Schluß einige Überlegungen zur Organisation der
gesamten Planung im staatlichen Sektor. Diese Überlegun-
gen sind als Diskussionsbeitrag aus der Sicht der hier dar-
gestellten Entwicklung aufzufassen; sie sind mit entspre-
chenden Überlegungen aufgrund anderer Differenzierungs
tendenzen im Bereich der Architektentätigkeit sowie in
benachbarten Bereichen zu kombinieren.
Denkt man sich die Differenzierung in Praxisplanung,
Nutzungsplanung, tätigkeitstechnische Planung und bau-
bzw. fertigungstechnische Planung auf die Betriebsplanung
im allgemeinen und damit auf die Infrastrukturplanung,
die als eine Menge von Betriebsplanungen aufgefaßt werden
kann, ausgedehnt, so ergibt sich für die Planung im staat-
lichen Sektor 35) neben der Differenzierung (1.) nach terri-
torialen Zuständigkeitsbereichen (Bund, Länder, Regionen,
Kreise, Gemeinden) und (2.) nach „sachlichen“ Zuständig-
keitsbereichen (Ressorts, Referate) eine weitere Differen-
zierung, nämlich (3.) nach funktional aufeinander bezoge-
nen Zuständigkeitsbereichen (Praxis, Tätigkeitstechnik,
Nutzung, Bau- bzw. Fertigungstechnik). Jeder Planungs-
bereich wäre in ieder dieser drei Dimensionen lokalisierbar
Eine vollständige Verflechtung der Planungsbereiche des
staatlichen Sektors wäre gewährleistet dadurch, daß zwi-
schen jedem der Bereiche und seinen Nachbarbereichen in
allen drei Dimensionen operationale Beziehungen herge-
stellt würden.
Für den Bereich der Nutzungsplanung auf Kreis- bzw. Ge-
meindeebene im Schulwesen z. B. ergäben sich folgende
35) Für den privatwirtschaftlichen Sektor gilt die zweite Dimen-
sion der Differenzierung, nämlich die Differenzierung nach
territorialen Zuständigkeitsbereichen nicht. Hier ist die Pla-
nung sowohl innerhalb des Sektors wie innerhalb der ver-
Nachbarbereiche:
1.) der Bereich der Nutzungsplanung desselben Referats,
aber auf der nächst höheren Stufe der Hierarchie der
territorialen Zuständigkeitsbereiche, also auf Regions:
bzw. Landesebene (Festlegung der Betriebsgröße und
des Standorts),
die Bereiche der Nutzungsplanung der übrigen Referate
auf gleicher Stufe der Hierarchie der territorialen Zu-
ständigkeitsbereiche (Festlegung der Mitbenutzung der
baulichen Anlagen durch ‚fremde’ Institutionen, bzw.
der gemeinsamen, institutionen-übergreifenden Nutzung
ein und derselben Betriebsstätte bzw. ein und derselben
baulichen Anlage),
die Bereiche der Praxisplanung, der tätigkeitstechnischen
Planung und der bau- bzw. fertigungstechnischen Pla-
nung desselben Referats auf derselben Stufe der Hierar-
chie der territorialen Zuständigkeitsbereiche ( — inhalt-
lich wie oben ausgeführt —).
Indem man der Orts -, Regional- und Landesplanung (nicht
zu verwechseln mit den genannten Zuständigkeitsbereichen)
nicht mehr die Gebäudeplanung, sondern die Betriebspla-
nung gegenüberstellt, und indem man bezüglich der letzteren
differenziert in Praxisplanung, Nutzungsplanung, tätigkeits-
technische Planung und bau- bzw. fertigungstechnische Pla-
nung, zeichnet sich eine Konzeption ab, in der beide als
eine Einheit begriffen werden. Die Planungen im Bereich
der Orts-, Regional- und Landesplanung bestünden nach
dieser Konzeption im wesentlichen (d. h. unter Berück-
sichtigung der obigen Maxime zur Gewährleistung einer
vollständigen Verflechtung) in der Kooperation zwischen
den Bereichen der Nutzungsplanung der verschiedenen
Referate bzw. Ressorts auf der jeweiligen Stufe der Hier-
archie der territorialen Zuständigkeitsbereiche
B) Der Bereich des Nutzungsstudiums
Bei der nun folgenden Darstellung des Bereichs des Nut-
zungsstudiums kann ich mich, ausgehend von der im Zu-
sammenhang mit der Darstellung des Bereichs der Nut-
zungsplanung entwickelten Terminologie, auf wenige
Absätze beschränken.
Den oben aufgeführten und in Bild 1 dargestellten Pla-
nungsbereichen entsprechen die Forschungsbereiche.
schiedenen Wirtschaftsbereiche und--zweige, da in der Hand
von konkurrierenden Unternehmungen bzw. Unternehmungs:
gruppen, von vornherein zersplittert.
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die ich als ‚Praxisstudium“‘ 36), ‚Nutzungsstudium‘,
‚tätigkeitstechnische Forschung’ und ‚bau- bzw. ferti-
gungstechnische Forschung‘ kennzeichne. Die beiden
ersten betreffen die funktionalen Beziehungen zwischen
den Ebenen des Betriebsprozesses, also einmal zwischen
der Veränderung der Welt und den Tätigkeiten, zum andern
zwischen den Tätigkeiten und der baulichen Umwelt.
Sie begleiten sozusagen die Praxis des Betriebs bzw. die
Nutzung der Betriebsstätte in Felduntersuchungen. Ihre
Ergebnisse dienen zum einen der Verbesserung der unter-
suchten Situation, zum anderen der zukünftigen Planung.
Die beiden letzteren betreffen die funktionalen Beziehungen
zwischen den Tätigkeiten bzw. innerhalb der baulichen Umwelt,
und zwar sowohl in der Phase der Implementbildung als
auch während des Betriebsprozesses; sie bedienen sich
sowohl der Methode der Felduntersuchung als auch der
Methode der Laboruntersuchung. Ihre Ergebnisse dienen
der Entwicklung der Technik der beiden Ebenen des Be-
triebsprozesses und’schlagen sich über diesen Weg auch
in zukünftigen Planungen nieder.
Aufgabe des Nutzungsstudiums ist die Überprüfung der
Funktionalität der baulichen Umwelt und, im Fall der
Feststellung von Dysfunktionalitäten, die Aufstellung
und, soweit dies im Rahmen der durch die,bestehende
Umwelt gegebenen Bedingungen noch möglich ist, die
experimentelle Überprüfung von Hypothesen über Mög-
lichkeiten der Herstellung der Funktionalität. Das Nut-
zungsstudium beschränkt sich also nicht auf die Beschrei-
bung und Erklärung von beobachteten Sachverhalten,
sondern schließt einen Prozeß der Optimierung ein. Dabei
geht es in erster Linie um Veränderungen der baulichen
36) Im Zusammenhang mit der Erwähnung des Praxisstudiums
ist eine kurze Anmerkung zur Praxeologie erforderlich. Der
der Praxeologie zugrundeliegende Praxisbegriff wird als iden-
tisch angegeben mit dem Begriff der Tätigkeit bzw. der
Handlung. Dementsprechend sollen in der Praxeologie die
Tätigkeiten oder Handlungen nur im Hinblick auf das Errei:
chen bestimmter gegebener Ziele untersucht, und es sollen
Aussagen gemacht werden über die Leistungsfähigkeit ver-
schiedener Tätigkeiten eben im Bezug auf bestimmte gege-
bene Ziele. Nach dem hier verwendeten Praxisbegriff (vgl.
Anmerkung 6) müssen die einzelnen Ziele als Teil einer um-
fassenden Strategie der Veränderung der Welt gesehen werden
Sie können nicht absolut gesetzt werden, sondern müssen im
Rahmen der gesamten Strategie je nach den vorhandenen
Möglichkeiten der Tätigkeitsorganisation relativiert werden
und ihre adäquate Stelle bekommen. Die Beziehung, um die
es in der Praxisplanung und dem Praxisstudium geht, ist also
nicht eine Beziehung zwischen bestimmten Zielen und be-
stimmten Tätigkeiten, sondern es ist eine komplexere Be-
ziehung, nämlich die zwischen der Zielorganisation (der
Strategie der Veränderung der Welt) und der Tätigkeits-
organisation. Vgl. Kotarbinski, T.: Praxiology, Pergamon
Press, 1965; und Praxeologie, Hrsg. K. Alsleben u. W.
Wehrstedt, Verlag Schnelle, 1966.
Wenn das Nutzungsstudium auf diese Weise relative Selb-
ständigkeit gegenüber der Nutzungsplanung gewinnt,
selbst die Hypothesenbildung und die darauf bezogene Ein-
richtung von Experimentalssituationen enthält, so ist es
nicht nur Komplement der Planung, sondern in seiner
Methode zugleich ein — allerdings primär erkenntniso-
rientiertes — Spiegelbild der gesamten, es umgreifenden.
Umwelt. Nicht ausgeschlossen sein sollen aber Überlegun-
gen über Veränderungen der Tätigkeiten bzw. der Tätig-
keitsorganisation. Denn es geht nicht ausschließlich um
eine Optimierung im Rahmen der ursprünglichen Zielset-
zung; es können vielmehr bei dem Versuch Probleme
auftauchen, die eine Modifikation der einzelnen Ziele und
letztlich der gesamten Strategie der Veränderung der Welt
erforderlich machen. 37) Folglich ergibt sich, entspre-
chend der Überlappung des Bereichs des Nutzungsstu-
diums mit den Bereichen des Praxisstudiums und der tä-
tigkeitstechnischen Forschung überall dort, wo ein Man-
gel bei den Tätigkeiten hypostasiert bzw. (zum Zweck
der Optimierung) eine Veränderung der Tätigkeitsorga-
nisation vorgeschlagen wird, die Notwendigkeit der Ko-
operation zwischen den drei Bereichen.
In Anbetracht der hohen Komplexität des Planungs- bzw.
Untersuchungsobjekts und des mutmaßlichen Charakters
vieler der Planung zugrundeliegender Hypothesen, insbe-
sondere aber im Hinblick auf die sehr hohe Wahrschein-
lichkeit, daß sich schon die Zielsetzungen bei zukünftigen
Planungen nicht unwesentlich verändern werden, scheint
ein Studium der Funktionalität der baulichen Umwelt
insgesamt wenig sinnvoll. Vorrangig ist das Studium der
Funktionalität einzelner Einheiten und struktureller As-
pekte der baulichen Umwelt. Diese stellen sozusagen das
Repertoir für die zukünftige Planung dar.
Die unmittelbare Planungsbezogenheit des Nutzungsstu-
diums erfordert allerdings, daß die Funktionalität nicht
nur bezüglich einzelner psychologischer und physiologi-
scher Aspekte — entsprechend den Forschungsbereichen
der verschiedenen Disziplinen —.38) sondern umfassend
38)
— primär problemlösungsorientierten — Praxis.
Zu dem Dilemma, in dem der Planer sich gegenüber den
Ergebnissen disziplinärer Forschung befindet, siehe
Dyckman, J. W.: City Planning and the Treasury of
Science, in: Environment for Man, Hrsg. W. R. Ewald,
Indiana University Press, 1967. Untersuchungen zu ein-
zelnen Aspekten spielen bei der Nutzungsplanung und
beim Nutzungsstudium sicherlich eine Rolle und müssen
gegebenenfalls vom Nutzungsstudium her initiiert werden
Hier sind zu nennen zum einen die ökologisch orientier-
ten Bereiche der Soziologie, der Sozialpsychologie und
der Psychologie, welche sich auf der einen Seite zwar
u, a. mit der baulichen Umwelt, auf der anderen Seite
aber weniger mit bestimmten Tätigkeiten als vielmehr
mit relativ abstrakten Größen, wie der Verhaltensweise
befassen, zum andern die Arbeitsphysiologie und die
Arbeitspsy chologie, welche sich im Unterschied zu den
zuerst genannten Bereichen mehr mit bestimmten, aller-
dings vorwiegend industriellen, Tätigkeiten befassen.
Einen umfassenden Überblick über die Forschung auf
dem Gebiet der Beziehung zwischen menschlichem Ver-
halten und der Umwelt unter psychologischen und sozial-
psychologischen Gesichtspunkten gibt Craik, K. H.: Envi-
ronmental Psychology, Hrsg. T. M. Newcomb, Vol. 4,
Holt, Rinehart and Winston, 1970. Aus der mageren
deutschsprachigen Forschung auf diesem Gebiet seien,
weil bei Craik nicht enthalten, extra erwähnt: Fischer,
F.: Der Wohnraum, Verlag für Architektur im Artemis
Verlag, 1965; und Silbermann, A.:: Vom Wohnen der
Deutschen, Westdeutscher Verlag, 1963. Zu den Brei-
chen der Arbeitsphysiologie und der Arbeitspsychologie
untersucht wird, 39) Im Nutzungsstudium geht es gerade
um die Interdependenz, der verschiedenen Aspekte in be-
stimmten komplexen Situationen bzw. um ihre Relevanz
für bestimmte Tätigkeiten.
In dieser Hinsicht läßt sich das Nutzungsstudium vielleicht
am ehesten vergleichen mit der ökologischen Forschung
und mit dem Arbeitsstudium.40) Die Unterschiede zu die-
sen beiden Forschungsbereichen sind im wesentlichen fol-
gende: Befaßt sich das Nutzungsstudium mit der Beziehung
zwischen baulicher Umwelt und Tätigkeiten, so die ökolo-
gische Forschung mit der Beziehung zwischen Umwelt und
Mensch bzw. Lebewesen. Das Nutzungsstudium kann also,
wenn man einmal absieht von dem Umstand, daß es das
Moment der Optimierung enthält, als Spezialfall der ökolo-
gischen Forschung aufgefaßt werden. Es geht beim Nut-
zungsstudium nicht um die Frage der Notwendigkeit bzw.
Erträglichkeit und Zumutbarkeit bestimmter Umweltbe-
dingungen für den Menschen bzw. das Lebewesen ansich,
sondern um die Frage der Notwendigkeit bzw. der Erträg-
lichkeit und Zumutbarkeit bestimmter baulicher Umwelt-
bedingungen im Hinblick auf bestimmte auszuführende
Tätigkeiten. Es geht also z. B. — wenn ich einen Aspekt der
Funktionalität herausgreifen darf — nicht nur um die Frage
der Notwendigkeit des Tageslichts oder der Erträglichkeit
und Zumutbarkeit des Kunstlichts für den menschlichen
Organismus, sondern um die Frage der Eignung dieser ode
jener Beleuchtungsart für bestimmte Tätigkeiten: Das
Licht soll als Beleuchtung bestimmte Tätigkeiten ermög-
siehe Handbuch der gesamten Arbeitsmedizin, Urban &amp;
Schwarzenberg, 1961; und Lehmann, G.: Praktische Ar-
beitsphysiologie, 2. Auflage, Georg Thieme Verlag, 1962.
Zunehmende Relevanz gewinnen daneben informations-
bzw. kommunikationstheoretisch orientierte Ansätze, in
denen die bauliche bzw. die gesamte technische Umwelt
als ein Komplex von Nachrichtenübertragungskanälen
mit größerer oder kleinerer Kanlkapazität betrachtet wird
entsprechend ihrer jeweiligen Funktion bei der Nach-
richtenvermittlung bzw. Nachrichtensperre. Siehe
Meier,R.: A Communication Theory of Urban Growth
(1962), M. I. T. Press;und Evans, R.: The Rights of
Retreat and the-Rites of Exclusion — Notes towards the
Definition of WALL, Architectural Design, June 1971,
S. 336 bis S. 339
Die Sichtung der wissenschaftlichen Arbeiten auf diesem
Gebiet ergibt nur geringe Ausbeute. Genannt seien fol-
gende Arbeiten: Chombart de Lauwe: Soziologie des
Wohnens, Bauen und Wohnen, Juni 1961; ein Forschungs-
konzept, bei dem zwar im wesentlichen von sozialpsycho-
logischen Gesichtspunkten ausgegangen wird, bei dem
aber eine relativ umfassende Darstellung der Komplexi-
tät des Untersuchungsobjekts erreicht wird. Alexander,
C., Poyner, B.: The Atoms of Environmental Strukture,
Ministry of Public Building and Works, London (ca.
1966); ein methodischer Forschungsansatz, auf den im
Teil II noch kritisch eingegangen wird. Als Nutzungsstu-
dien könnten bezeichnet werden die Untersuchungen
von Meyer-Ehlers, G., insbesondere : Wohnerfahrungen,
Wiesbaden, 1963; und Boudon, P.: Die Siedlung Pessac
— 40 Jahre Wohnen a la Corbusier, Bertelsmann Fachver-
lag, 1971 (Bauwelt Fundamente 28). Diese Untersuchun-
gen sind allerdings dadurch gehandikapt, daß hier, im
Fall der Nutzung von Wohnungen, die Methode der Beob-
achtung (s. Teil II), es sei denn die der Selbstbeobachtung.
2?
lichen, und zwar so, daß dabei der Gesundheit der die Tä-
tigkeiten ausführenden Personen nicht geschadet wird.
Was hier evtl. Schaden anrichtet, das ist nämlich nicht
notwendigerweise das Licht unmittelbar, sondern u.U.
das Ausführen der Tätigkeiten unter bestimmten Lichtver-
hältnissen. Steht beim Nutzungsstudium der Tätigkeit die bau-
liche Umwelt gegenüber,so beim Arbeitsstudium die Maschine-
rie. Befaßt sich der auf den Menschen bezogene Bereich der ökolo-
gischen Forschung vor allem mit der Ermittlung von Ex-
tremwerten für die Aufrechterhaltung des ökologischen
Gleichgewichts zum Zweck der Kontrolle der Überlebens-
chancen unter extremen Umweltbedingungen, z. B. im
Krieg, bei der Raumfahrt oder — auf der in rücksichtsloser
Weise ausgebeuteten und verschmutzten Erde, und das
Arbeitsstudium mit den Grenzen der menschlichen Lei-
stungsfähigkeit zum Zweck der Effektivitätssteigerung der
Arbeit, so geht es beim Nutzungsstudium mehr um die Ab-
wägung verschiedener Werte in den mittleren Bereichen.
Teil II: Methodischer Ansatz für das Nutzungs-
studium, entwickelt für das Nutzungsstudium in
Schulen mit Versuchscharakter
Während die Nutzungsplanung dem allgemeinen Pla-
nungsmodell 41) folgt und keine gegenüber der Planung
in anderen Bereichen grundsätzlich neuen methodischen
kaum anwendbar ist.
Zu dem Begriff des Arbeitsstudiums siehe Ökonomisches
Lexikon, a.a.O.. Die Nutzungsplanung läßt sich dement-
sprechend mit der Arbeitsgestaltung vergleichen.
Ich beziehe mich hier auf Modelle von Zwicky und Luckman,
die sich teilweise sehr unterschiedlicher Terminologie bedie-
nen, obwohl ihr Gegenstand weitgehend derselbe ist. Sie be-
treffen — in. meiner Terminologie — die Bildung von Planungs-
varianten durch Zerlegung des Entscheidungskomplexes in
Optionen mit jeweils mehreren Optionselementen (unter ei-
ner Option sei verstanden die Menge der planerischen Mög-
lichkeiten, die sich unter einem bestimmten Aspekt des Pla-
nungsobjekts ergeben, zwischen denen man wählen kann, für
eine von denen man sich jedoch entscheiden muß; unter ei-
nem Optionselement sei verstanden eine dieser Möglichkeiten)
und Einengung des so hergestellten Entscheidungsfeldes durch
Bildung bzw. Auswahl von Kombinationen aus Optionsele-
menten, die von jeder Option gerade ein Element enthalten.
Das Modell von Zwicky ist enthalten in der in zahlreichen
Veröffentlichungen dargestellten ‚morphologischen Methode’.
In deutscher Sprache ist zuletzt erschienen: Zwicky, F.:
Entdecken, Erfinden, Forschen im morphologischen Welt-
bild, Droemer Knaur, 1966. Danach werden alle nach den
Gesetzen der Kombinatorik denkbaren Kombinationen er-
faßt, um sie anschließend zu bewerten. Ersteres geschieht
mit Hilfe des ‚morphologischen Kastens’, gleichsam einer
n-dimensionalen Tabelle, wobei n = der Anzahl der Optionen,
so daß für jede nur denkbare Kombination ein Feld zur Ver-
fügung steht. Das Modell von Luckmann ist dargestellt
bei Luckman, J.: An Approach to the Management of
Design, Operational Research Quarterly, Vol. 18, 1967.
Dt. Übersetzung: Zur Organisation des Entwerfens, in:
Arbeitsberichte zur Planungsmethodik 4, Hrsg. vom Institut
für Grundlagen der modernen Architektur, Universität Stutt-
40)
Probleme aufwirft ‚42) erscheint das Nutzungsstudium
als nicht nur keineswegs rein naturwissenschaftliche,
vielmehr in den geselischaftlich-geschichtlichen Prozeß
verflochtene, sondern zudem unmittelbar planungsbe-
zogene Forschung zunächst in besonderem Maße pro-
blematisch: Aufgrund dieser beiden Merkmale erreichen
bestimmte Aspekte, die im Grunde bei jeglicher For-
schung zu finden sind, eine kritische Relevanz, die Skep-
sis hervorruft bezüglich der Möglichkeit ihrer methodi-
schen Bewältigung. Es soll deshalb im Teil II ein metho-
discher Ansatz, der allerdings bezogen ist auf den spe-
ziellen Fall des Nutzungsstudiums in Schulen mit Ver-
suchscharakter, dargestellt werden, in dem auf diese
Probleme eingegangen wird, und der entsprechende Un-
tersuchungen mindestens im Prinzip als erfolgverspre-
chend ausweist. Gleichzeitig wird dieser Ansatz Licht
werfen auf die Nutzungsplanung, denn die Nutzungspla-
nung und das Nutzungsstudium betreffen im Grunde
ein und dieselbe Sache. Während das Nutzungsstudium
sich die Problematik der Nutzungsplanung zu eigen
macht, ja im Zuge der Optimierung sogar selbst Pla-
nung mit einschließt, nimmt die Nutzungsplanung die
Ergebnisse des Nutzungsstudiums in Form von Vermu-
tungen bzw. Hypothesen vorweg.
In Teil II ist die in Teil I entwickelte Terminologie als
bekannt vorausgesetzt. ‚An
Über eine allgemeine Beschreibung der Aufgabe des Nut-
zungsstudiums hinausgehend, ist es.notwendig, schon vor
oder während der Untersuchungen Vorstellungen zu ent-
wickeln darüber, welcher Art die Ergebnisse der Untersu-
chungen sein müssen, damit diese einen sinnvollen Beitrag
leisten können, einmal zur Verbesserung der untersuchten
Schulen selbst,43) zum andern für die Planung neuer
Schulen. sei es in neuen. sei es in bestehenden Gebäuden.
Wenn die folgenden Überlegungen auf das Nutzungsstu-
dium bezogen sind. so mit der Einschränkung bezüglich
gart, K.Krämer Verlag, 1970.
Nach diesem Modell werden nicht alle nach den Gesetzen der
Kombinatorik sich ergebenden, sondern nur die realisierbaren
Kombinationen erfaßt. Dazu müssen alle Paare von Options-
elementen aus je einem Element von zwei Optionen auf die
Verträglichkeit der beiden Elemente hin geprüft werden. Die
nach der Verträglichkeitsprüfung verbleibenden, realisierbaren
Kombinationen werden rechnerisch ermittelt. Unter dem Ge-
sichtspunkt der Nutzeffektmaximierung ist jedoch über die
Verträglichkeitsprüfung hinausgehend eine Bewertung der
verbleibenden Kombinationen erforderlich. Dies macht den
Einsatz von Rechenautomaten und damit, was den Prozeß
der Einengung des Entscheidungsfeldes betrifft, ein Ver-
fahren der vollständigen Analyse unmöglich. Damit entfällt aber
auch der rationale Grund dafür, die beiden Momente des Planungs
prozesses, die Zerlegung des Entscheidungskomplexes und die
Einengung des Entscheidungsfelds, in aufeinander folgenden
Phasen zu behandeln: Von heuristischen Überlegungen aus-
gehend bietet sich vielmehr an, sie als zeitlich verschränkte
und dialektisch aufeinander bezogene Momente zu betrachten
(vgl. Anmerkung 57). Schließlich wären die Modelle dahinge-
hend zu erweitern, daß sie nicht nur die Bestimmung des Pla-
der Notwendigkeit der Kooperation zwischen den ver-
schiedenen Forschungsbereichen entsprechend ihrer ge-
genseitigen Überlappung im Bereich des Obiekts der Pla-
nung.
Allgemein können die Ergebnisse gekennzeichnet werden
als Empfehlungen zur Organisation und Nutzung der bau-
lichen Umwelt unter dem Gesichtspunkt ihrer Funktiona-
lität im Bezug auf bestimmte Tätigkeiten. Für beide der
oben genannten Fälle gilt allerdings, daß diese Empfeh-
lungen nicht die bauliche Umwelt und ihre Nutzung ins-
gesamt betreffen, sondern einzelne Einheiten und einzelne
strukturelle Aspekte. Je nachdem, ob die Empfehlungen
die untersuchten Schulen selbst oder neue Schulen betref-
fen, werden sie sich hinsichtlich der Systematisierung und
Ausführlichkeit der Beschreibung der jeweiligen Bezugs-
größen unterscheiden: Im ersten Fall handelt es sich um
Empfehlungen zu bestimmten vorhandenen Situationen,
die zu kennzeichnen aber nicht notwendigerweise ausführ-
lich zu beschreiben sind. Anders ist es im letzteren Fall;
hier nehmen die Empfehlungen zusammen die Form eines
Katalogs von Typen von Nutzungseinheiten und kommen-
tierten Organisationsprinzipien an:
Die Typen von Nutzungseinheiten sind solche Kombina-
tionen von Typen von Tätigkeitseinheiten bzw. Tätigkeits-
gängen (s. 0.) und Typen von Einheiten der baulichen Um-
welt, die unter dem Gesichtspunkt ihrer gegenseitigen Eig-
nung und unter Berücksichtigung der verfügbaren Mittel
besonders günstig sind. Dabei sind normalerweise jeweils
mehrere Typen von Tätigkeitseinheiten bzw. Tätigkeitsgän-
gen ein und demselben Typ einer Einheit der baulichen Um-
welt zuzuordnen. Indem die Typen von Nutzungseinheiten
nicht nur die Fläche betreffen, sondern auch andere wich-
tige Merkmale der Einheiten der baulichen Umwelt, und
indem nicht nur die Typen von Einheiten der baulichen Um-
welt beschrieben werden, sondern auch die Typen von Tä-
tigkeitseinheiten bzw. Tätigkeitsgängen, für welche sie sich
eignen, wird mit ihnen ein schwerwiegender Mangel bishe:
verfügbarer Standards im Bereich dessen. was hier unter
nungsobjekts betreffen, sondern die Bestimmung von sowohl
Planungsobjekt als auch Planungssubjekt, also daß in ihnen
das Subjekt-Objekt-Verhältnis als dialektisches begriffen wird.
Dies heißt nicht, daß hier keine Innovationen notwendig
wären. Vgl. Anmerkung 25.
Die bisherigen Untersuchungen im Rahmen des Nutzungsstu-
diums in Schulen mit Versuchscharakter haben gezeigt, daß
die tatsächlich ausgeführten Tätigkeiten, auch was ihre Form
betrifft, in vielen Fällen den geplanten Tätigkeiten, auf das
die bauliche Umwelt abgestimmt wurde, und damit selbstver:
ständlich auch der geplanten Nutzung der baulichen Umwelt
nicht entsprechen. Dies liegt z. T. daran, daß die der Praxis-
planung zugrundeliegenden Theorien sich in der Praxis als
teilweise falsch herausstellen, so daß die Tätigkeitsorganisa-
tion im Interesse der Praxis geändert werden muß, z.T. aber
auch daran, daß für den Bereich der tätigkeitstechnischen
Planung und für das tätigkeitstechnische Training keine aus
reichende Kapazität zur Verfügung steht, bzw. daß bei der
Praxisplanung die zur Verfügung stehende Kapazität nicht
richtig eingeschätzt oder ausreichend berücksichtigt wurde
42)
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Nutzungsplanung verstanden wird, beseitigt, der darin be-
steht, daß die Fälle, für die der Standard anwendbar ist,
nicht ausführlich genug gekennzeichnet sind. Damit ist für
den Bereich der Nutzungsplanung eine Form des Standards 44)
gefunden, die nicht nur eine sinnvolle Anwendung der Stan-
dards ermöglicht — man sucht im Katalog den fraglichen
Typ einer Tätigkeitseinheit bzw. eines Tätigkeitsgangs
und findet ihm zugeordnet den aufgrund des Nut-
zungsstudiums für geeignet gehaltenen Typ
einer Einheit der baulichen Umwelt —, sondern auch ihre
Nachprüfung und gegebenenfalls begründete Veränderung.
Letzteres aber ist notwendig, einmal, da damit zu rechnen
ist, daß die fraglichen Kombinationen von Typen von Tä-
tigkeitseinheiten bzw. Tätigkeitsgängen nicht in jedem Fall
in dem Katalog zu finden sind, bzw. die Typen nicht bezüg:
lich aller Merkmale mit den im Katalog aufgeführten über-
einstimmen. Somit gewährleistet diese Form des Standards
auch ein Mindestmaß an Kontinuität bei der zukünftigen
Arbeit der Standardisierung. Unter dem Gesichtspunkt der
Anwendbarkeit scheint es sinnvoll, sowohl einfache als auch
komplexe Typen von Nutzungseinheiten zu entwickeln. Die
einfachen betreffen relativ genau bestimmbare Tätigkeits-
einheiten, ‚Operationen’, bzw. Einheiten der baulichen Um-
welt, ‚Arbeitsplätze‘; aus ihnen läßt sich, je nachdem, welche
Opterationen nebeneinander oder nacheinander ausgeführt
werden sollen, eine große Anzahl verschiedener zusammen-
gesetzter Typen von Nutzungseinheiten entwickeln.45)
Die komplexen Typen von Nutzungseinheiten betreffen
relativ komplexe Tätigkeitseinheiten, wie z. B. binnendif-
ferenzierten Unterricht bei bestimmter Gruppengröße, be-
stimmtem Schüleralter und bestimmten Fächern, bzw. re-
lativ komplexe Einheiten der baulichen Umwelt, wie z. B.
‚Räume‘. Die Typen von Tätigkeitseinheiten und Einheiten
der baulichen Umwelt wären zu beschreiben anhand von
Merkmalskatalogen. (Die Darstellung der Typen von Ein-
heiten der baulichen Umwelt und deren Möblierung in
Grundrissen und Schnitten wie in Neufert’s Bauentwurfs-
lehre reicht in vielen Fällen nicht aus, da damit die Typen
von Tätigkeitseinheiten selbst nicht beschrieben sind, und
die Anzeichen bezüglich dieser Typen, die der Möblierung
entnommen werden können, zu wenig Information enthal-
ten.) Die gegenseitige Eignung der kombinierten Typen wäre
jeweils zu belegen oder doch mindestens anschaulich dar-
Zur begrifflichen Unterscheidung zwischen Standard und
Typ schlage ich in Anlehnung an das Ökonomische Lexi-
kon (a.a.0,) vor, den Begriff des Typs als Unterbegriff zu
verwenden und zu beziehen auf Gegenstände bzw. Situa-
tionen insgesamt, den Begriff des Standards als Oberbegriff
zu verwenden und zu beziehen auf einzelne Merkmale ode
beliebige Merkmalskombinationen von Gegenständen bzw.
Situationen oder Prozessen. Zweck der Standardisierung
und Typisierung ist Rationalisierung durch Einigung auf
bzw. verbindliche Festlegung von bestimmte(n) Lösungen.
die sich als besonders günstig erwiesen haben.
Einzelne Merkmale der zusammengesetzten Typen von
Nutzungseinheiten, wie z. B. die Fläche oder die Lüftung ,
lassen sich mit mathematischen Modellen angehen. Die
mathematischen Modelle bieten über ihre doppelte Funk-
tionenform, nämlich einmal ihre allgemeine Funktionen-
form, in der die konstituierenden Größen als Wertebereiche
zustellen mit Hilfe von Zeichnungen und Fotos, wenn nicht
gar Filmen.
Die kommentierten Organisationsprinzipien betreffen
zum einen strukturelle Aspekte der baulichen Umwelt,
zum andern die Zuordnung von Tätigkeitseinheiten bzw.
Tätigkeitsgängen und Einheiten der baulichen Umwelt
— diese Zuordnung ist ja durch die Feststellung der gegen-
seitigen Eignung bestimmter Einheiten noch nicht hinrei-
chend bestimmt. Die Organisationsprinzipien sind, wie die
Typen von Nutzungseinheiten, Abstraktionen realer Situa-
tionen, die nur einzelne, hinsichtlich der Funktionalität
der baulichen Umwelt bzw. der Nutzung wesentliche Merk:
male enthalten. Die Frage der Eignung betrifft hier nicht
die Beziehung zu einem bestimmten anderen Organisa-
tionsprinzip sondern die Beziehung zur gesamten öbri -
gen Organisation. Bei solcher Betrachtung ist allerdings
kaum damit zu rechnen, daß allseitig befriedigende Orga-
nisationsprinzipien gefunden werden können; es wird
vielmehr notwendig sein, in Kommentaren zu den ein-
zelnen Organisationsprinzipien Vor- und Nachteile ge-
genüberzustellen und Vorschläge zu machen, wie be-
stimmte Nachteile evtl. durch zusätzliche Maßnahmen
kompensiert werden können.
Es ist also zu umreißen, auf welchem Wege Typen von Nut-
zungseinheiten entwickelt werden können, deren beide
Seiten, Typen von Tätigkeitseinheiten bzw. Kombina-
tionen solcher Typen, und Typen von Einheiten der bau-
lichen Umwelt, sich füreinander eignen, bzw. auf welche
Weise Vor- und Nachteile bestimmter Prinzipien der Or-
ganisation der baulichen Umwelt und der Zuordnung von
Tätigkeitseinheiten bzw. Tätigkeitsgängen und Einheiten
der baulichen Umwelt ermittelt werden können. Ich werde
mich im folgenden auf die erste der beiden Aufgaben be-
ziehen in der Annahme, daß die zweite keine gegenüber
der ersten grundsätzlich neuen Probleme aufwirft.
Da die Eignung bzw. Nichteignung 46) selbst nicht wahr-
nehmbar ist, muß auf sie geschlossen werden aus anderen,
wahrnehmbaren Sachverhalten (Phänomenen) und der
repräsentiert durch Variablen, bestimmt werden, zum an-
dern ihre besondere Funktionenform, in der die Variablen
durch bestimmte Werte aus dem Wertebereich der Varia-
blen ersetzt werden, auch eine doppelte Möglichkeit der
kritischen Überprüfung und der Modifizierung. Es können
einmal die bestimmten Werte innerhalb der Wertebereiche,
zum andern die Wertebereiche selbst verändert werden. Um
die Modifizierung zu erleichtern, sollte deshalb der Gesamt-
komplex der konstituierenden Größen so zerlegt werden,
daß solche Wertebereiche, bei denen die Auswahl eines be-
stimmten Werts in besonders hohem Maß von der jeweils
besonderen Planungssituation abhängt, von vornherein als
besondere Wertebereiche aufgeführt werden.
Vgl. die Ausführungen zur Funktionalitätsforderung be-
züglich der baulichen Umwelt in Teil I einschließlich der
in diesem Zusammenhang gemachten Anmerkung zum
Begriff der Eignung (Anmerkung 27)
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Erfahrung.47) Auf Nichteignung kann evtl. geschlossen
werden aus Phänomenen, die im Ablauf der Tätigkeiten
(unerwarteterweise) erscheinen und zum Ablauf der Tä-
tigkeiten widersprüchlich 48) sind. Ein solches zum Ab-
lauf der Tätigkeiten widersprüchliches Phänomen kann z.B
sein, daß in einer Gruppe häufig Aussagen auf Aufforde-
rung wiederholt werden müssen, da sie von Einigen aku-
stisch nicht verstanden wurden. Das Aufsuchen der Ur-
sache für solche zum Ablauf der Tätigkeiten widersprüch-
liche Phänomene führt u. U. zu der hypothetischen Fest-
stellung der Nichteignung — wenn nämlich außer den wi-
dersprüchlichen Phänomenen Diskrepanzen festgestellt
werden zwischen der vorhandenen Organisation der bau-
lichen Umwelt und der nach der Erfahrung zur Vermei-
dung der widersprüchlichen Phänomene erforderlichen
Organisation der baulichen Umwelt. Umgekehrt kann auf
Eignung geschlossen werden, wenn im Ablauf der Tätig-
keiten keine widersprüchlichen Phänomene erschei-
nen.49) 50)
Nicht immer allerdings läßt sich von widersprüchlichen
Phänomenen im Ablauf der Tätigkeiten auf die gegensei-
tige Nichteignung von Elementen der Tätigkeitsorganisa-
tion und der Organisation der baulichen Umwelt schließen.
In manchen Fällen wird man von solchen widersprüchlichen
Phänomenen auf einen Widerspruch zwischen der Tätig-
keitsorganisation und den organisatorischen Fähigkeiten
der Nutzer schließen. In anderen Fällen wiederum ist so-
47) Zur logischen Struktur des Forschungsprozesses vgl. den
Exkurs am Schluß von Teil II.
Der Widerspruch sei definiert als Gegensatz, dessen beide
Seiten nicht nur durcheinander bestimmt, sondern auch
(in ihrer Entwicklung) voneinander abhängig sind. Vgl.
Hegel: Wissenschaft der Logik II, Werke 6, Surkamp,
1969, S. 64 ff. . Die Widersprüchlichkeit eines bestimm-
ten Phänomens zu der Situation, in der es erscheint, ist
nicht etwas, was zusätzlich zu dessen Wahrnehmungfest-
gestellt werden müßte; die Feststellung der Widersprüch-
lichkeit ist vielmehr in der Wahrnehmung enthalten, denn
die Widersprüchlichkeit ist die Voraussetzung, daß das
Augenmerk gerade auf dieses und nicht auf ein anderes
Phänomen fällt. Vgl. die Ausführungen im Exkurs am
Schluß von Teil II
48)
4A0Q1 Es gibt Arten der Nichteignung, die sich nur langfristig
auwirken, z. B. in gesundheitlicher Schädigung. Phäno-
mene dieser Art sind nur in Untersuchungen, die ent-
sprechend große Zeiträume umfassen, wahrnehmbar, und
es ist äußerst schwierig, einen kausalen Zusammenhang
mit einer bestimmten baulichen Umwelt auch nur mit
relativer Gewißheit nachzuweisen, da die Nutzer sich
nicht ausschließlich in dieser Umwelt aufhalten.
Es ist bedacht, daß die Tätigkeiten in ihrer Form dazu
tendieren, sich der jeweils gegebenen baulichen Umwelt
anzupassen, eben zur Vermeidung von Widersprüchen
im Ablauf der Tätigkeiten. Dies spielt aber — für das
Nutzungsstudium — insofern keine Rolle, als die Tätig-
keiten ja jeweils in ihrer tatsächlichen Form notiert
werden. Aus der Überlegung ergibt sich aber, daß für
das Nutzungsstudium gerade auch die erste Nutzungs-
phase in neuen Schulen von besonderem Interesse ist,
da hier diese Anpassungsprozesse gut beobachtbar sind
und da diese für die Beobachtung eine Vielzahl nur in
Sa
wohl der eine wie der andere Schluß naheliegend. So läßt
sich in dem Beispiel der ungenügenden akustischen Ver-
ständigung je nach den näheren Umständen vielleicht auf
gegenseitige Nichteignung der Tätigkeitsorganisation und
der Organisation der baulichen Umwelt schließen (mehrere
Gruppengespräche gleichzeitig in ein und demselben Raum
auf der einen Seite, sehr geringe Schalldämpfung auf der
anderen Seite); es läßt sich aber vielleicht auch auf einen
Widerspruch zwischen der Tätigkeitsorganisation und den
organisatorischen Fähigkeiten der Nutzer schließen (For-
derung von Kommunikation auf der einen Seite und Tole-
ranz von Rücksichtslosigkeiten der Schüler oder einzelner
Schüler (in akustischer Hinsicht) auf der anderen Seite).
An dem Umstand, daß das Aufsuchen der Ursache für wi-
dersprüchliche Phänomene im Ablauf der Tätigkeiten eine
Entscheidung in der einen oder der anderen Richtung er-
fordert, exemplifiziert sich die oben aus allgemeinen Über-
legungen abgeleitete Notwendigkeit der Beziehung zwischen
dem Nutzungsstudium und dem Praxisstudium.5 1)
Generell gilt, daß die Ursache eines bestimmten Sachver-
halts vieldimensional ist. Ich nenne deshalb eine bestimmte
Größe, von der vermutet wird, daß sie an der Verursachung
eines Sachverhalts beteiligt ist, eine mitverursachende
Größe. 52) Sinn des Aufzeigens der (hypothetischen) Kau-
salbeziehung ist es, eine solche Größe oder mehrere solche
Größen ausfindig zu machen. durch deren Veränderung die
einzelnen Merkmalen voneinander abweichender und
daher gut vergleichbarer Nutzungssituationen ergeben
In diesem Zusammenhang sei auf den oben erwähnten
Forschungsansatz von Alexander und Poyner eingegan-
gen. Dieser Ansatz unterscheidet sich von dem hier
dargestellten ganz wesentlich hinsichtlich der Ein-
schätzung des normativen Charakters der Untersuchung.
Der Fehler von Alexander und Poyner besteht darin,
daß sie nicht berücksichtigen, daß die Tätigkeiten be-
bestimmten gesellschaftlichen Zwängen unterliegen und in
sich Widersprüche enthalten. Es ist töricht, die bauliche
Umwelt so organisieren zu wollen, daß sie funktional ist in
Bezug auf jedwede auftretende „Tendenz” (Alexander’s
und Poyner’s operationale Fassung des Begriffs des Bedürf-
nisses). Vielmehr ist — im Zusammenhang mit dem Praxis-
studium und der tätigkeitstechnischen Forschung — jeweils
zu entscheiden, welche Tätigkeiten oder Aspekte von Tä-
tigkeiten unterstützt werden sollen, d. h. in Bezug auf
welche Tätigkeiten bzw. Aspekte die bauliche Umwelt funk-
tional sein soll.
Der Begriff der Ursache, unproblematisch für so allgemeine
Aussagen wie : „alle Erscheinungen haben eine Ursache‘,
wird im Zusammenhang mit der Erklärung eine$ speziellen
Sachverhalts problematisch, weil mißverständlich. Entweder
man betrachtet, wie ich es getan habe, als Ursache eines
Sachverhalts das Zusammentreffen aller jener Größen, die
zusammen den fraglichen Sachverhalt hervorbringen — und
diese sind ihrerseits Wirkungen von Ursachen usw. — und
bezeichnet eine einzelne Größe, die an der Hervorbringung
des Sachverhalts beteiligt ist, als mitverursachende Größe,
oder man versteht, wie König in Interpretation der umgangs-
sprachlichen Verwendung des Wortes darlegt, unter Ursache
„im Prinzip das, was uns verstehen macht, warum . ..”,
also jenes Element des gesamten kausalen Zusammenhangs,
51)
57)
untersuchte Situation verbessert werden kann. Um hierbei
gezielt vorgehen zu können, ist es notwendig, die (hypo-
thetischen) Kausalbeziehungen nicht nur durch Aufzeigen
von Korrelationen, sondern durch die funktionale Erklä-
rung zu stützen. Letzteres ermöglicht es, solche Größen zur
Veränderung auszuwählen, die einerseits möglichst unmit-
telbar, und nicht nur über dritte Größen, mit dem im Ab-
lauf der Tätigkeiten als widersprüchlich empfundenen Sach-
verhalt zusammenhängen, die andererseits relativ unabhän-
gig sind von (oder im Sinn der erforderlichen Veränderung
positiv zusammenhängen mit) anderen für die Schulorga-
nisation wichtigen Sachverhalten, so daß durch die Verän-
derung einerseits die Situation wirksam verbessert werden
kann und andererseits keine wesentlich nachteiligen Ne-
benwirkungen in Kauf genommen werden müssen.
Jede Nutzungssituation kann beschrieben und von anderen
Nutzungssituationen unterschieden werden durch Spezifi-
zierung der für sie zutreffenden Ausprägungen bestimmter
Merkmale 53). Bezogen auf dieses Identifikationsschema
wäre das Ziel der Untersuchung zu beschreiben als das Auf-
finden einer Nutzungssituation mit einer relativ optimalen,
d. h. den größten Nutzen gewährleistenden Kombination
von Merkmalsausprägungen — optimal in Bezug auf die ver.
fügbaren, begrenzten, sprich, die im Durchschnitt bewillig-
ten Mittel,54) Insofern bzw. insoweit als es gelingt, die
verschiedenen Merkmale wie verschiedene Arten von Gü-
tern und die verschiedenen Ausprägungen eines Merkmals
wie unterschiedliche Mengen gleichartiger Güter zu behan:
deln, lassen sich, jedenfalls im Prinzip, die ‚Gossen’schen
Gesetze’ anwenden.55) Dazu müssen folgende Bedingun-
dessen Fehlen in unserer Konzeption zu einem Widerspruch
führte zwischen dem erwarteten und dem tatsächlich vorlie-
genden Sachverhalt, was zu der Frage „warum? ” führte,
und dessen Eingehen in die Konzeption zu der befriedigen-
den Antwort „darum” führt. König, J.: Bemerkungen über
den Begriff der Ursache, in: Das Problem der Gesetzlich-
keit I, Hrsg. J. Jungius-Gesellschaft der Wissenschaften e.V.
Meiner Verlag, 1949.
Zur Merkmalsbildung siehe Klix, F.: Information und Ver-
halten, Verlag H. Huber, 1971.
Die Kosten wurden bewußt aus dem Katalog dieser Merk-
male ausgenommen. Es wird hier davon ausgegangen, daß
mit den im Durchschnitt bewilligten Mitteln auszukommen
ist. Bei insgesamt begrenzten Ressourcen — welche Aussage
übrigens nicht absolut zu verstehen, oder in ihrer Absolutheit
als Bestandteil des von der kapitalistischen Produktionsweise
hervorgebrachten Ideologie zu verstehen ist — ist eine ratio-
nale Entscheidung über den Umfang der in einem bestimm-
ten Haushaltsbereich aufzuwendenden Mittel von diesem Be:
reich aus gar nicht möglich; sie ist vielmehr nur möglich von
einer übergeordneten Haushaltsebene aus. (Vgl. die Ausfüh-
rungen zur Grenznutzenanalyse im Haupttext). Dies gilt
auch für Entscheidungen über die für eine bestimmte Nut-
zungssituation aufzuwendenden Mittel. Im Rahmen des Nut-
zungsstudiums in Schulen können allerdings Argumente
sich ergeben für Aufwandsverschiebungen zwischen verschie-
denen Nutzungssituationen innerhalb der Schule, nicht aber
für Aufwandsverschiebungen zwischen dem Schulwesen und
anderen Haushaltsbereichen. Sicherlich gibt es Gründe, der-
artige Verschiebungen zu fordern, aber diese ergeben sich
nicht. jedenfalls nicht allein. aus dem Nutzungsstudium in
52)
gen vorliegen bzw. sich herstellen lassen: Erstens muß die
Nutzungssituation bezüglich jedes der Merkmale verän-
dert werden können, und zwar unabhängig von einer Ver-
änderung bezüglich der übrigen Merkmale. Zweitens muß
aus der jeweils aufwendigeren Ausprägung eines Merkmals
auch ein größerer oder mindestens gleich großer Nutzen
resultieren. 56) Drittens dürfen die Unterschiede zwischen
den verschiedenen Ausprägungen eines Merkmals keinen
wesentlichen qualitativen, also die Art des Guts bzw. des
Nutzens betreffenden Unterschied enthalten. Die „Gossen’
schen Gesetze‘ besagen, bezogen auf den hier diskutierten Un-
tersuchungsfall, erstens, daß das Verhältnis des Nutzens,
der aufgrund einer bestimmten Merkmalausprägung
sich ergibt und des Aufwands, der für diese Merkmalsaus-
prägung erforderlich ist, bei jedem Übergang zu einer
aufwendigeren Ausprägung desselben Merkmals ungünsti-
ger wird, und zweitens, daß bezüglich der Verteilung der
Mittel anzustreben ist, daß das Verhältnis des Zuwachses
an Nutzen und des Zuwachses an Aufwand, der sich aus
dem jeweils letzten Übergang ergab — das ist der ‚gewo-
gene Grenznutzen’ — bei allen Merkmalen gleich ist. Ich
beschränkte die Gültigkeit der ‚Gossen’schen Gesetze’
auf eine nur prinzipielle, weil im hier diskutierten Fall
die Merkmalsausprägungen nicht stufenlos veränderbar
sind, und folglich das angegebene Optimalitätskriteriuum
nur annäherungsweise erfüllt werden kann. Im hier dis-
kutierten Fall ist schließlich zu berücksichtigen, daß die
Nutzen aus den Aufwendungen bezüglich der verschiede-
nen Merkmale u. U. interdependent sind, und folglich
die Beurteilung des Grenznutzens vom Grenzaufwand
bezüglich einee bestimmten Merkmals über die Beurtei-
Schulen.
So wenig die subjektive Werttheorie, zu deren Urhebern
auch Gossen gezählt wird, taugt zur Erfassung der Wertbe-
stimmung in der Marktwirtschaft, so wichtig ist doch der
Beitrag der Grenznutze nanalyse, auf welcher die subjektive
Werttheorie aufbaut, für die Quantifizierung des Nutzens
von Gütern bzw. Arbeits- oder Zeitaufwendungen und damit
für die Planung. Im Gegensatz zu der Auffassung der Ver-
treter der subjektiven Werttheorie ist allerdings zu unter-
scheiden zwischen dem Nutzen durch unmittelbare Befrie-
digung psychophysischer Bedürfnisse (Genuß) und dem so-
genannten wirtschaftlichen Nutzen (Ertrag). Ersterer resul-
tiert aus der konsumtiven Konsumtion, letzterer aus der
produktiven Konsumtion von Gütern und Arbeitskraft. Im
Kapitalismus ist das Streben nach letzterem nicht, wie die
subjektive Werttheorie es will, funktional auf das Streben
nach ersterem bezogen, sondern aufgrund der Produktions-
verhältnisse diesem gegenüber verselbständigt. Bezüglich des
wirtschaftlichen Nutzens gelten auch die ‚Gossen’schen Ge-
setze’ nicht. Leider ist festzustellen, daß die gegenwärtige
Planungsmethodik, jedenfalls ‚was die gängigen Verfahren
zur Bewertung des Nutzens betrifft, den Stand der Ökonomie
in der Mitte des letzten Jahrhunderts noch nicht erreicht
hat. Auf die Bedeutung der Grenznutzenanalyse für die Pla-
nung möchte ich in einer anderen Arbeit ausführlich eingehen.
Eine Darstellung der geschichtlichen Entwicklung der Grenz-
nutzenanalyse findet sich bei Schneider, E.: Einführung in
die Wirtschaftstheorie, IV. Teil. 1. Band. J.C.B. Mohr, 1965
Diese Bedingung läßt sich leicht herstellen, indem nur die
bezüglich des Verhältnisses van Nutzen und Aufwand jeweils
günstigsten Merkmalsausprägungen berücksichtigt werden
R
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lung der gesamten Nutzungssituation erfolgen muß. Ich
nenne die einzelnen Merkmalsausprägungen, die in ihrer
Kombination dem 2. ‚Gossen’schen Gesetz’ genügen,
relativ optimale Merkmalsausprägungen — sie sind optimal
jeweils in Bezug auf die übrigen Merkmalsausprägungen.
Ist also Nicht-Eignung hypostasiert, d.h. eine Hypothese
aufgestellt, die beinhaltet, daß eine bestimmte Merk-
malsausprägung weit entfernt von der relativ optimalen
ist, so ist eine Situation zu suchen bzw. durch Verände-
rung der ersten herzustellen, die sich bezüglich dieses
einen Merkmals und möglichst nur bezüglich dieses ei-
nen Merkmals von der ersten Situation positiv unterschei-
det, und es ist die Nutzung in dieser Situation wiederum
zu studieren. In dieser Weise fortfahrend ist zu versuchen.
Verbesserungen zu erzielen, bis eine zufriedenstellende,
eine relativ optimale Nutzungssituation gefunden ist.57)
Da die Untersuchungssituationen nur in sehr beschränk-
tem Maße manipulierbar sind,58) ist es notwendig, ver-
schiedene, nebeneinander bestehende, ähnlich Situatio-
nen aufzusuchen. Die Einbeziehung von Vergleichsob-
jekten muß bei der Felduntersuchung die bei der Labor-
untersuchung vorhandene Manipulierbarkeit des Objekts
ersetzen.
Die Anwendung der Methode der vergleichenden Untersu-
chung läßt sich nicht nur heuristisch, sondern auch ‚bewer:
tungstechnisch‘ begründen: Der Be-
griff der Eignung bzw. Nichteignung erweist sich, soll
er in der Praxis überhaupt eine Funktion haben, als ein
relativer.59) D.h., daß die Erwartungen bezüglich des
Untersuchungsobiekts nur in qualitativer. nicht auch
57) Die Optimierung folgt nicht der Einschrittmethode sondern
der Mehrschrittmethode (vgl. Feldtkeller, C.: Zur Theorie
der Praxis, a.a.O.). Die Einschrittmethode bestünde, bezogen
auf das Konzept der Merkmalsbildung und der Variation
bestimmter Merkmalsausprägungen, darin, daß zunächst die
Untersuchungssituation mit Hilfe der Merkmalsbildung ana-
lysiert und für die einzelnen Merkmale jeweils ein Katalog
von alternativen Merkmalsausprägungen entwickelt. würde,
um anschließend aus der Gesamtmenge der nach den Ge-
setzen der Kombinatorik sich ergebenden Kombinationen
aus je gerade einer Ausprägung jeden Merkmals eine Kom-
bination auszuwählen. Die Auswahl unter diesen Kombina-
tionen erforderte eine Bewertung aller dieser Kombinationen
Diese könnte aber infolge der Interdependenz der Merkmale
hinsichtlich der jeweiligen Grenznutzen nicht erfolgen über
die Aufstellung von Grenznutzenfunktionen, das Vorneh-
men von Gewichtungen für die einzelnen Merkmale und
die anschliessende rechnerische Ermittlung der einzelnen
Werte für die Kombinationen, sondern nur, indem jede
einzelne Kombination im gegenseitigen Vergleich mit
allen anderen Kombinationen beurteilt würde. Ein solches
Vorgehen ist bei der großen Anzahl der Kombinationen,
die sich schon bei einer relativ geringen Anzahl von Merk-
malen bzw. Merkmalsausprägungen ergeben, praktisch
nicht durchführbar (vgl. Ashby, R.: Introdoctory Remarks
at Panel Discussion, n: Views on General Systems Theory,
2nd Systems Symposium Proceedings, Case Institute ed.,
Wiley, 1964). Außerdem ist, da nicht gewährleistet ist,
daß bei der Analyse die Situation in ihren wesentlichen
Aspekten erfaßt wurde, auch nicht gewährleistet, daß die
Mengeder gebildeten Kombinationen die optimale Kombi:
in quantitativer Hinsicht festgelegt sind, und daß zur
Ermittlung der tatsächlichen (quantitativen) Werte inner-
halb der (qualitativ) festgelegten oder festzulegenden Di-
mension keine Maße zur Verfügung stehen.60) Die Funk:
tionalität des Untersuchungsobjekts kann also nicht ge-
messen, muß vielmehr beurteilt werden. Hier bieten ver-
gleichende Untersuchungen, Vorteile gegenüber Einzelun-
tersuchungen. Bei der vergleichenden Untersuchung, bei
welcher zwei oder mehrere Situationen, die sich in min-
destens einem und möglichst nicht mehr als einem Merk-
mal unterscheiden, verglichen werden, ist es möglich, un-
ter den verglichenen Situationen in Bezug auf eine be-
stimmte Erwartung eine Rangordnung herzustellen. Bei
der Einzeluntersuchung, bei der im hier diskutierten Fall,
also bei Fehlen entsprechender Maße, das Untersuchungs-
objekt vor dem Hintergrund der bisherigen Erfahrung, welche
sozusagen als ein Komplex von Vergleichssituationen
fungiert, beurteilt werden muß, erscheint, wenn dieser
Hintergrund nicht expliziert wird —
womit die Einzeluntersuchung in die vergleichende Unter-
suchung überginge — das Urteil willkürlich. Es bekommt,
sobald es nicht mehr vor diesem Hintergrund gesehen wird,
absolutistischen Charakter. Es hat darüberhinaus mehr
oder minder illusionistischen oder reaktionären Charakter,
wo dieser Hintergrund nicht konkrete Alternativen ent-
hält bzw. die Alternativen nicht dem Stand der Produktiv-
kräfte entsprechen.
Die Vergleichssituationen können in ein und derselben
Schule, gleichzeitig oder nacheinander, oder in verschiede-
nen Schulen gesucht werden. Im Hinblick auf die Notwen-
digkeit der Verallgemeinerung der jeweiligen Untersuchungs-
ergebnisse ist beides geraten, nicht nur. weil überhaupt
nation überhaupt enthält. Die Mehrschrittmethode besteht
in iterativen Phasen der (beschränkten) Analyse und der
Modifikation (jeweils einer beschränkten Anzahl) von
Merkmalsausprägungen. Sie unterliegt bei gleichen Erhe-
bungsmethoden demselben Risiko bezüglich der Erfassung
der wesentlichen Aspekte, enthält aber neben dem for-
schungsökonomischen Vorteil die Chance der Korrektur.
Vergleiche auch die Darstellung der logischen Struktur des
Forschungsprozesses im Exkurs am Schluß von Teil IL
58) Hier ist insbesondere das Lehrerverhalten zu erwähnen, das
im Vergleich mit anderen Größen von sehr großem Einfluß
ist auf die Störanfälligkeit der Tätigkeiten. Es müßte gelin-
gen, das Lehrerverhalten anhand geeigneter Merkmale zu
Charakterisieren und ebenfalls bei der Beschreibung der Tätig:
keitsform aufzunehmen
59) Ich spreche also von der Eignung als einem im Hinblick auf
die verfügbaren Mittel befriedigenden Zustand, von der Nicht
eignung als einem unbefriedigenden Zustand. Unbefriedigend
im Hinblick auf die verfügbaren Mittel erscheint ein Zustand
dann, wenn in dem (unbefriedigenden) Zustand aufgrund der
sinnlichen oder der rationalen Erfahrung eine Konzeption
gebildet wird über einen alternativen Zustand, der für befriedi-
gender gehalten wird und der mit den verfügbaren Mitteln her-
stellbar ist
60) Damit ist nicht gemeint, daß eine Quantifizierung der Erwar-
tungen und eine Vereinbarung entsprechender Maße prinzipiell
unmöglich wäre, vielmehr, daß dies im Rahmen unmittelbar
planungsbezogener Untersuchungen nie bezüglich aller Erwar-
tungen geleistet werden kann.
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eine relativ große Anzahl ähnlicher Situationen verglei-
chend untersucht werden muß, sondern insbesondere, um
den Einfluß einerseits des individuellen Lehrerverhaltens,
andererseits des Verhaltens des Lehrerkollegiums insge-
samt einschätzen zu können. Die Einbeziehung verschiede-
ner nacheinander hergestellter Nutzungssituationen in ein
und derselben Schule dient gleichzeitig dazu, die Empfeh-
lungen zur Verbesserung der Nutzung aufgrund der ersten
Untersuchung zu überprüfen. Die Einbeziehung verschiede-
ner Schulen hat auch den Vorteil, daß die einzelnen Schulen
über die Empfehlungen zur Verbesserung der Nutzung
schon während der Untersuchung aus Erfahrungen der an-
deren Schulen Nutzen ziehen können.
Eine weitere Spezifizierung der Methode des Nutzungsstu-
diums läßt sich vornehmen aufgrund der Forderung der
Komprehensivität der Untersuchungen, einer Forderung,
die sich ihrerseits aus dem Charakteristikum der unmittel
baren Planungsbezogenheit des Nutzungsstudiums ergibt.
Die Forderung der Komprehensivität bezieht sich einmal
auf die Erfassung derjenigen im Ablauf der Tätigkeiten
erscheinenden widersprüchlichen Phänomene, in denen
sich Probleme der Nutzung manifestieren, zum andern auf
die Erfassung der diese Phänomene mitverursachenden
Größen auf der Seite der baulichen Organisation.
Was die Erfassung der im Ablauf der Tätigkeiten erschei-
nenden widersprüchlichen Phänomene betrifft, so geht es
dabei nicht nur um die Überprüfung derjenigen Hypothe-
sen, die mehr oder weniger explizit der Planung zugrunde
lagen, sondern auch um das Aufspüren solcher Pro-
bleme, die in den untersuchten Schulen als neue Probleme
auftauchen, die folglich dem Untersuchungsteam
zunächst nicht bekannt sind, und deren sich auch die
Nutzer in vielen Fällen nur sehr vage bewußt sind. Um
dieser Intention gerecht werden zu können, ist eine
Untersuchungsmethode bzw. Methodenkombination
erforderlich, bei welcher möglichst wenig Einschränkun-
gen des Untersuchungsobjekts — über die mit der Aufga-
benstellung des Nutzungsstudiums vorgenommenen Ein-
schränkungen hinausgehend — im vorweg vorgenommen
werden, und bei welcher auf Verbalisierung seitens der
Nutzer zunächst weitgehend verzichtet werden kann —
wohlbemerkt: es ist hier nur von Problemen die Rede,
die die Beziehungen der Tätigkeiten und der baulichen
Umwelt betreffen. Es bietet sich also zunächst die
(nichtstandardisierte und nichtteilnehmende) Beobach-
tung 61) an, und zwar sowohl die unmittelbare als auch
die vermittelte (z. B. über Teleskop). sowohl die direkte
61) Vgl. Philosophisches Wörterbuch, Hrsg. G. Klaus u. M, Buhr.
a.a.O., Stichwort ‚Beobachtung‘.
Die Befragung wird von Manchen als Spezialfall der Beo-
bachtung aufgefaßt. Wenn die Befragung auch die Beobach-
tung einschließt, so geht sie m.E. doch insofern über die Be-
obachtung hinaus, und zwar in Richtung auf das Experiment.
als das Verhalten des Objekts, auf das sich die Datenerheb-
ung bezieht, über die Fragestellung zielgereichtet manipuliert
wird, Vgl. die Unterscheidung Barkers zwischen folgenden
Typen von „Datenerzeugungssystemen‘‘: Beim Typ 1 fun-
67°
als auch die indirekte (z. B. über Film). Im Zusammen-
hang mit der Beobachtung kann allerdings die Befrag-
gung 62) (mit verbalen oder ikonischen Antworten), ins
besondere in der mündlichen Form, also der Form des
Interviews, indem über sie die unterschiedlichen Sicht-
weisen der verschiedenen Nutzer erfaßt werden, und in-
dem die untersuchte Situation in einen breiteren ‚Kontext
gestellt wird, dazu beitragen, die Probleme genauer zu be-
stimmen, als mit der Beobachtung allein möglich wäre.
Um ein möglichst umfassendes Erfassen der im Ablauf der
Tätigkeiten erscheinenden widersprüchlichen Phänomene
zu gewährleisten, ist es darüberhinaus zweckmäßig, bei der
Bestimmung der Untersuchungseinheiten für die Beobach-
tung zum einen von Einheiten der baulichen Umwelt, zum
andern von Tätigkeiten einzelner Personen oder Personen-
gruppen auszugehen. Im ersten Fall wird die Nutzung einer
bestimmten Einheit der baulichen Umwelt durch verschie-
dene Gruppen, im zweiten Fall die Nutzung verschiedener
Einheiten der baulichen Umwelt durch die sich ändernde
und die Einheiten der baulichen Umwelt wechselnde Tätig-
keit einer Person oder Personengruppe während eines länge:
ren Zeitabschnitts, z. B. eines Schultags, untersucht. Die
Beobachtung von Untersuchungseinheiten der ersten Art
führen in erster Linie zu Daten für die Entwicklung von
Typen von Nutzungseinheiten, die Beobachtung von Un-
tersuchungseinheiten der zweiten Art zu Daten die Orga-
nisationsprinzipien betreffend — beidesmal jedoch nicht
ausschließlich, denn ein Mangel in der Struktur der Or-
ganisation wirkt sich auf die Elemente der Organisation
aus. wie umgekehrt.
Was die Beobachtung von Untersuchungseinheiten der
ersten Art betrifft, so hat es sich als zweckmäßig erwiesen.
die Beobachtungen zu zweit durchzuführen, d. h., ein und
dieselbe Situation gleichzeitig von zwei Standorten mit un-
terschiedlichen Seh- und Hörzonen zu beobachten. Dies
ist besonders hilfreich zur Erfassung gegenseitiger Störun-
gen zwischen nebeneinander stattfindenden Tätigkeiten,
z. B. Tätigkeiten von zwei Unterrichtsgruppen, zwischen
denen irgendwelcher Sichtschutz und ein nicht unbeträcht
licher Schallschutz besteht, bzw. der Schall wie beim nach
akustischen Gesichtspunkten gestalteten Großraum mit
der Entfernung von der Schallauelle abnimmt.
Vielleicht ein noch wichtigeres Argument für die Methode
der Beobachtung ergibt sich aus dem anderen im Zusam-
menhang mit der Forderung der Komprehensivität ge-
nannten Aspekt der Untersuchungen. Wie oben dargelegt,
giert das Untersuchungsobjekt nur als Überführer (trans-
ducer); es siebt die Phänomene und übersetzt sie in Überein-
stimmung mit Codierungskategorien in Daten. Beim Typ 2
fungiert das Untersuchungsobjekt als Operator und Über-
führer; zusätzlich zu der obigen Funktion reguliert er den
Input des Objekt-Subsystems und/oder beeinflußt seine
inneren Bedingungen und/oder unterwirft seinen output
gewissen Einschränkungen. Barker, R.G.: Explorations in
Ecological Psychology, American Psychologist, 1965.
20, p. 1to p. 14
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ist neben der Erfassung der widersprüchlichen Phäno-
mene im Ablauf der Tätigkeiten die Erfassung von solchen
Merkmalen der Nutzungssituation erforderlich, die in
Frage kommen als diese widersprüchlichen Phänomene mit-
verursachenden Größen. Die Anzahl der die Entwicklung
der Tätigkeiten beeinflussenden und möglicherweise die
widersprüchlichen Phänomene mitverursachenden Größen
bzw. Kombinationen von Größen, bzw. die Anzahl der bild-
baren Merkmäle der Nutzungssituation ist im Prinzip unend
lich, und die Wahrscheinlichkeit, daß bei der datenmäßigen
Erfassung der Untersuchungssituation, welche immer eine
Reduzierung der Komplexität impliziert, die tatsächlich re-
levanten Größen miterfaßt werden, ist dann nicht allzu
groß, wenn diese Erfassung unabhängig von der Erfassung
der widersprüchlichen Phänomene im Ablauf der Tätigkeiten
erfolgt. Dies aber wäre notwendigerweise der Fall, wenn
diese Erhebung über eine Befragung erfolgte. Die Beobach-
tung ermöglicht es dagegen, ausgehend von den erfaßten
widersprüchlichen Phänomenen im Ablauf der Tätigkeiten,
in der betreffenden Nutzungssituation selbst — und nicht
in einem mit einer begrenzten Datenmenge hergestellten
Modell dieser Situation — nach Größen zu suchen, auf
welche diese widersprüchlichen Phänomene sich evtl. zu-
rückführen lassen. Das Aufsuchen mitverursachender Grö-
ßen muß sich also nicht auf die Auswahl unter vorgegebe-
nen Merkmalen beschränken, sondern schließt die Merk-
malsbildung selbst mit ein, bei welcher sich der Beobachter
von den jeweils erfaßten widersprüchlichen Phänomenen
leiten lassen kann.
Schließlich garantiert die Methode der Beobachtung (durch
ein und dasselbe Untersuchungsteam) auch ohne aufwen-
dige Kontrolluntersuchungen eine weitgehende Vergleich-
barkeit der erhobenen Daten. Viele Merkmale mit sehr un-
terschiedlichen Ausprägungen in den zu vergleichenden Si-
tuationen, die bei der (standardisierten schriftlichen) Be-
fragung u. U. nicht mit erfaßt werden, ziehen bei der Be-
obachtung gerade wegen der Unterschiedlichkeit der Merk-
malsausprägungen die Aufmerksamkeit der Beobachter auf
sich und werden folglich mit erfaßt.
Exkurs: Wissenschaftstheoretische
Charakterisierung des Nutzungssstiz-
diums bzw. seiner Ergebnisse
In diesem Exkurs soll eine Antwort gegeben werden auf
die Frage, wie die Ergebnisse des Nutzungsstudiums bezüg:
lich ihrer Verwendbarkeit in der Planung einzuschätzen
sind. Die wissenschaftstheoretische Charakterisierung
des Nutzungsstudiums, über welche die Beantwortung dieser
Frage erfolgen soll, dient gleichzeitig zur Stützung des me-
thodischen Ansatzes, der infolge der unmittelbaren Planungs-
bezogenheit des Nutzungsstudiums und der sich daraus er-
gebenden Konsequenzen als problematisch erscheinen mag:
Ist einerseits damit zu rechnen, daß die Untersuchungser-
gebnisse unmittelbar zukünftigen Planungen zugrundegelegt
werden — zudem Planungen von Situationen, die den unter-
suchten nur ähnlich sind — so bedingt die Planungsbezogen-
heit andererseits , daß das Untersuchungsobjekt nicht be-
schränkt werden kann auf im vorweg ausgewählte relativ
einfach kontrollierbare bzw. meßbare ©3) Aspekte, wie
es für Laboruntersuchungen im Gegensatz zu Feldunter-
suchungen charakteristisch ist, was seinerseits zur Folge
hat, daß die Nachvollziehbarkeit der Untersuchungen,
ein anerkanntes Kriterium der Wissenschaftlichkeit , nur
sehr indirekt möglich ist. Wie die Diskussionen bei der
Entwicklung des methodischen Ansatzen zeigten, ist es
notwendig, einerseits die absolutistische Vorstellung, daß
wenn man nur methodisch richtig vorginge, schließlich
solche Aussagen gemacht werden könnten — und diese
allein verdienten es, als wissenschaftliche Aussagen be-
zeichnet zu werden — die der Realität in jeder Hinsicht
entsprechen, also, wie Manche sagen, ‚objektiv‘ 64) sind.
andererseits die relativistische Vorstellung, daß, wie im-
mer man vorginge, eine solche Entsprechung nicht er-
reicht werden könne, weshalb die Aussagen keinerlei
Allgemeingültigkeit beanspruchen könnten. zu überwin-
den.
Zur wissenschaftstheoretischen Charakterisierung des
Nutzungsstudiums sind folgende Aspekte zu behandeln:
einmal seine logische Struktur, zum andern das jeder
Forschung zugrundeliegende Subiekt-Obiekt-Verhältnis.
In der Behandlung der logischen Struktur werde ich vom
Forschungsprozeß im allgemeinen ausgehen — dabei
werde ich weitgehend Charles Sanders Peicre folgen, der
den Forschungsprozeß in seiner logischen Struktur wohl
am ausführlichsten untersucht hat 65) — um anschlies-
63) Vgl. Anmerkung 60.
64) Durch solchen Gebrauch des Terminus ‚objektiv‘ wird die
für die Wissenschaft grundlegende Subjekt-Objekt-Dicho-
tomie mißachtet. Der Terminus ‚objektiv‘ ist grundsätzlich
auf das Objekt, nicht auf Konzeptionen des Subjekts der
Forschung zu beziehen. Er dient dazu, um auszudrücken,
daß ein Sachverhalt in der Realität — objektiv — gleich oder
anders ist als er in iemandes Kopf — subiektiv — erscheint.
65 Im Vordergrund stehen dabei modallogische Untersuchungen,
die Peirce im Zusammenhang mit Transformationsmöglich-
keiten einfacher syllogistischer Schlußfiguren und deren
Kopplung anstellt. Über die Kopplung verschiedener Schluß-
figuren unterschiedlicher Modalität gelingt es ihm, den For-
schungsprozeß insgesamt in seiner logischen Struktur abzu-
bilden und damit das Grundgerüst einer formalen dialekti-
schen Logik zu schaffen. Dieses Thema durchzieht Peirce‘s
ganzes Lebenswerk. Besonders hingewiesen sei jedoch auf
if
send zum besonderen Fall des Nutzungsstudiums über-
zugehen.
Der Forschungsprozeß beginnt, sobald in der Praxis eine
unerwartete Erfahrung gemacht wird. Sein Ziel ist es, für
den (unerwarteterweise) erfahrenen Sachverhalt eine zu-
friedenstellende Erklärung zu finden, um die Kontroll-
kapazität gegenüber der Umwelt zu erhöhen und in der
Praxis erfolgreicher zu werden. Peirce gliedert den For-
schungsprozeß seiner logischen Struktur nach in folgende
Schritte:
(1.) Hypothesenbildung: Die Hypothese bezeichnet,
wenn möglich gestützt durch eine funktionale Erklärung
und nicht nur durch Aufzeigen statistischer Korrelatio-
nen, eine Beziehung zwischen dem erfahrenen Sach-
verhalt und einer oder mehreren diesen Sachverhalt
mitverursachenden Größe(n) 66), Die logische Struktur
der Hvpothesenbildung ist von der Form der Abduktion:
bisb;e B
AB
a;,a; € A, (möglicherweise)
ist, das ist dies, daß die Modalität der Konklusion, also der
Grad oder die Stufe der Gewißheit, mit der sich die in der
Konklusion enthaltene Aussage aus den in den Prämissen
enthaltenen Aussagen ergibt, nicht wie im Fall der Deduk:
tion oder der Induktion die der absoluten bzw. relativen
Gewißheit (s.u.), sondern die einer Möglichkeit ist: Mög-
licherweise ist aj, aj £ A, der Fall; aber daß a; der Fall
ist, ist nicht notwendige Voraussetzung dafür, daß b; der
Fall ist; es kann auch sein, daß nicht aj, aj £ A, sondern
z.B. fi, fi € F (als mitverursachende Größe) der Fall ist.
Die Abduktion hat jedoch nicht den Charakter des blinden
Versuchs, kommt sie doch zustande durch Inbeziehung-
setzen einer Beobachtung mit der Erfahrung.
(2.) Ableitung der erwarteten Ergebnisse des Experiments:
Durch diese Ableitung wird angegeben, zu welchem Ergeb-
nis das Experiment führen muß, damit die Hypothese als
durch das Experiment bestätigt angesehen werden kann.





Die erste Prämisse, ein praktischer Satz, bezeichnet den
neuerlich erfahrenen Sachverhalt, somit ein Besonderes.
Die zweite Prämisse, ein theoretischer Satz, bezeichnet
eine bereits vorhandene Erfahrung, somit ein Allgemeines,
welches erinnert wurde aufgrund einer im Zusammenhang
mit der neuerlichen Erfahrung gemachten Beobachtung.
Man darf sich durch die formale Gleichheit einer allge-
meinen und einer besonderen Aussage in der (nicht-for-
malen) Sprache über die inhaltliche Unterschiedlichkeit
der jeweiligen Aussagen nicht hinwegtäuschen lassen.
In der formalen Logik ist der theoretische Satz als Satz-
funktion zu fassen mit Termini allgemeiner Bedeutung,
hier ‚A‘ und ‚B‘, die sich den jeweils besonderen Fällen, be-
zeichnet durch ‚aj‘ bzw. ‚b;‘ zuordnen lassen: a; © A,
bj = B. 67) Das jeweilige Allgemeine wird im Forschungs-
prozeß mit immer neuem Besonderen in Beziehung gesetzt
und so im Laufe der Entwicklung immer adäquater gefaßt.
Das Zeichen ‚&gt; ‘ im theoretischen Satz bezeichnet eine
konditionale Beziehung. Die Konklusion — hier gekennzeich
net durch das von Boole eingeführte Zeichen , .‘.‘, welches
auch von Peirce verwendet wird —, ebenfalls ein praktischer
Satz, bezeichnet eine Größe, die als eine den in der ersten
Prämisse bezeichneten Sachverhalt mitverursachenden
Größe in Frage kommt. Was hier von besonderer Relevanz
seine Arbeit: The Logic of Drawing History from Ancient
Documents, in: Peirce, Ch, S.: Collected Papers[7.162 ]
bis [7.255 ], Belknap Press of Harvard University Press,
1931 bis 1958, Peirce‘s Konzeption des Forschungsprozesses
ist eine eminent praxisbezogene. Dieser Praxisbezug, durch
den sich der Peirce‘s Pragmatismus auszeichnet (vgl. Peirce:
Collected Papers [5.196 ], a.a.O.) ist allerdings idealistischer
Prägung. Wenn ich zur wissenschaftstheoreitschen Charakte-
risierung des Nutzungsstudiums bzw. seiner Ergebnisse, was
die logische Struktur betrifft, dennoch weitgehend Peirce
folge, so ist das so gewonnene Ergebnis vom Standpunkt des
dialektischen Materialismus aus zu relativieren. Dies geschieht
Die erste Prämisse ist der theoretische Satz des Syllogismus
des Schritts (1.). Als zweite Prämisse, als praktischer Satz
(experimentelle Anordnung), wird gesetzt: die Konklusion
des Syllogismus des Schritts (1.). Die Modalität der Konklu-
sion eines praktischen Satzes (erwartetes Ergebnis des Ex-
periments), ist die der Gewißheit. 68) Wenn das tatsächliche
Ergebnis des Experiments dem erwarteten Ergebnis ent-
spricht, so kann die Hypothese als bestätigt gelten; wenn
nicht. so gilt die Hypothese als falsifiziert.
(3.) Verallgemeinerung: Über die Verallgemeinerung wird
die in der Hypothese bezeichnete und über das Experiment
bestätigte Beziehung zwischen a i und b i als eine für alle
entsprechenden Fälle a i, a i£ A, und b i, bis B gültige
erklärt. Die logische Struktur der Verallgemeinerung ist
von der Form der Induktion:
D
A &gt;B(relativgewiß)
Beide Prämissen sind praktische Sätze. Die erste ist die
über die anschließende Behandlung des Subjekt-Objekt-
Verhältnisses.
Vgl. Anmerkung 52.
In der Unterscheidung von praktischen und theoretischen
Sätzen folge ich Schickel, J.: I Ching, in.: Schickel, J.:
Große Mauer, Große Methode, Ernst Klett Verlag, 1968,
S. 231 bis S. 283. Schickel bezieht sich, was diese Unterschei-
dung betrifft, seinerseits auf König, J.: Bemerkungen über
den Begriff der Ursache, a.a.O., S. 48 ff. .
Die Begriffe der Gewißheit und der relativen Gewißheit




zweite Prämisse des Syllogismus des Schritts (2.); die
zweite ist die Konklusion des Syllogismus des Schritts (2.)
Die Modalität der Konklusion, eines theoretischen Satzes,
ist die der relativen Gewißheit ©9): Es kann sein, daß A
und B nicht genau genug definiert ist, also daß Fälle auf-
treten, die der Definition gemäß unter A bzw. B sub-
sumiert werden können, obwohl für sie nicht gilt: A —&gt; B
Die Modalität des Gesamtergebnisses der Schritte (1.)
bis (3.) kann die der Konklusion des letzten Schrittes
nicht übersteigen: sie ist die der relativen Gewißheit.
Im Fall des Nutzungsstudiums ist eine Erweiterung der
dargestellten Schrittfolge erforderlich, wodurch jedoch
die logische Struktur nicht grundsätzlich verändert
wird. Im Nutzungsstudium ist, wie oben dargestellt,
ein Prozeß der Optimierung enthalten, welche erfordert.
daß die als Experimentalsituation dienende Nutzungs-
situation sukzessive verändert wird, bzw. daß verschie-
dene vergleichbare Nutzungssituationen in die Untersu-
chung einbezogen werden. Dementsprechend sind zwi-
schen den oben dargestellten Schritten weitere Schritte
erforderlich, durch welche die Veränderung der Experi-
mentalsituation bzw. die Auswahl der Vergleichssitua-








A": die Schalldämpfung wird über diesen Wert hin-
aus erhöht
B”: die akustische Verständigung wird nicht mehr
wesentlich verbessert
(2.2) Ableitung der erwarteten Ergebnisse in der veränder-











bj: die akustische Verständigung ist ungenügend
ai: die Schalldämpfung ist sehr gering
(2.1) Umformung des theoretischen Satzes der Syllogis-
mus des Schritts (1.) zur Bestimmung der Veränderung
der Experimentalsituation bzw. der Auswahl der Ver-
gleichssituation (Deduktion):
1)
(A + B) &gt; (A' &gt; B')
(A =&gt; B)
(A' &gt; B') (gewiß)
Im Beispiel:
A': die Schalldämpfung wird erhöht, bleibt aber
unter einem bestimmten Wert
B‘: die akustische Verständigung wird wesentlich
verbessert
sche Beweis, VEB Deutscher Verlag der Wissenschaften,
Berlin, 1967, passim, insbesondere S. 28 ff..Peirce verwen-
det diese Begriffe nicht, jedenfalls nicht als Schlüsselbe-
griffe; er umschreibt die Modalitäten vielmehr auf verschie-
dene Weise
(2.1) und (2.2) werden repetiert bis äj, a;' &lt;a; &lt; ai",
und bj, bj‘ &lt; b; &lt; bj” , durch sukzessive Annäherung genau
genug bestimmt sind.
Im Beispiel:
Ai: ein bestimmter Schalldämpfwert — bezogen auf
„bi der relativ optimale Wert
b;: die relativ optimale Verständigung
(3.) Verallgemeinerung (Induktion):
— B (relativ gewiß)
Die Schritte (1.) bis (3.) werden so lange wiederholt, bis
eine relativ optimale Nutzungssituation gefunden ist.
Von der logischen Struktur des F Oorschungsprozesses zu
unterscheiden ist der normative Charakter der Forschung
69) Vegl. Anmerkung 68.
und ihrer Ergebnisse. Dieser soll aus dem der Forschung
zugrundeliegenden Subjekt-Objekt-Verhältnis 70) abge-
leitet werden.
Die Konklusionen beziehen sich jeweils nicht unmittelbar
auf die Realität, sondern auf die in den Prämissen genann-
ten Momente der Realität. Diese Prämissen werden gewon-
nen durch die Bildung von Konzeptionen über der Realität
und Repräsentation dieser Konzeptionen in Modellen. Die
Konzeptionsbildung erfolgt durch ein Subjekt, und zwar
im Rahmen (als Moment) der Praxis dieses Subjekts. Sie
impliziert eine Abstraktion gegenüber der Totalität der
Realität, wodurch eben jene Momente von ihr erfaßt wer-
den, die von Bedeutung sind bzw. zu sein scheinen für diese
Praxis. Diese Praxis ist nun aber nicht nur eine menschliche
schlechthin, wie der Idealismus die Sache darstellt, 71) son-
dern immer auch eine klassen- bzw. personenspezifische. Es
sind die konkreten, für die verschiedenen Klassen und Per-
sonen jeweils unterschiedlichen gesellschaftlich-geschicht-
lichen Lebensbedingungen und die daraus resultierenden
Probleme, wodurch die Konzeptionsbildung von Anfang an
gelenkt und wodurch die Art der Abstraktion bestimmt
wird. Insofern, als die Konzeptionsbildung ein Moment der
Praxis und damit klassen- und personenspezifisch ist, die
70) Hierzu vgl. auch Feldtkeller, C.: Zur Theorie der Praxis,
a.a.0. -.
px Ein anderer Versuch des Idealismus, mit diesem Problem,
also der Abhängigkeit der Konzeptionsbildung von der je-
weiligen Praxis und der Praxis von der Konzeptionsbildung
zurechtzukommen, besteht darin, die Konzeptionsbildung
und die Implementbildung als ‚Vor‘- bzw. ‚Nachwissenschaft‘
auszuklammern, wodurch allerdings für die ‚eigentliche
Wissenschaft‘ nichts anderes übrig bleibt als die logischen,
und zwar, genau genommen, nur die deduktiven Schluß-
folgerungen.
Praxis aber eine gesellschaftliche ist, also Auswirkungen hat
für die Gesellschaft insgesamt, insofern kann man sagen,
daß die Konzeptionsbildung von Anfang an normativen
Charakter hat. 7/2)
Als Konsequenz für zukünftige Planungen ergibt sich aus
der wissenschaftstheoretischen Charakterisierung des
Nutzungsstudiums: Dann und nur dann ist vernünftiger-
weise von ihren Ergebnissen auszugehen, wenn eine Iden-
tifikation mit den in die Untersuchung eingegangenen
normativen Setzungen möglich ist, und wenn keine wi-
dersprechenden Untersuchungsergebnisse von einer aus-
führlicheren Untersuchung vorliegen, bzw. wenn aufgrund
der eigenen Erfahrung gegenüber den Untersuchungsergeb-
nissen nicht so große Skepsis angemeldet wird, daß die
Entscheidung aufgeschoben wird, bis das Ergebnis einer
umfassenderen Untersuchung vorliegt.
Weiterhin ergibt sich, daß sich das Nutzungsstudium, was
die Modalität und den normativen Charakter der Unter-
suchungsergebnisse betrifft, nicht grundsätzlich, sondern
nur zraduell von anderen Forschungen unterscheidet
77) A Zu trennen ist hiervon die Frage nach der jeweiligen
Adäquatheit der Konzeption. Die Praxis tendiert auf-
grund ihres gesellschaftlichen Charakters sowie des Um-
stands, daß sie die Auseinandersetzung mit der Natur
einschließt, dazu, Inadäquatheiten der Konzeption bezüg-
lich der Praxis, die sich gerade aufgrund des klassen- bzw.
personenspezifischen Charakters der Praxis immer wieder
ergeben, immer wieder zu überwinden, so daß sie über
die Akkumulation der Erfahrung zu insgesamt immer
adäquateren Konzeptionen führt. Damit 1äßt sich allerdings
die Dichotomie zwischen Subjekt und Objekt oder zwischen
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Die Diskussion um die Neuordnung des Bodenrechts
wird in der Bundesrepublik seit ihrer Gründung, ja schon
seit dem Ende des zweiten Weltkrieges mit Heftigkeit und
persönlichem Engagement geführt. In den 50er Jahren
sollte mit Hilfe von „Eingriffen in den Bodenmarkt” vor
allem Bauland für die Errichtung von Eigenheimen be-
schafft werden. Grundbesitzer und Bauern sahen sich
einer Front von Sozialpolitikern gegenüber, die bis hin
zu den Gewerkschaftsführern der auf Privateigentum ge:
gründeten „freiheitlich-demokratischen Grundordnung”
ihre materielle Basis im freien Grundbesitz eines jeden De
mokraten sichern wollten. Die individuelle Bindung des
kleinen Mannes an die heimatliche Scholle sollte sich als
Bollwerk gegen den verabscheuungswürdigen Kollektivis-
mus des Ostens deutlich sichtbar in den Vorstädten und
Dörfern Westdeutschlands manifestieren, um in den Köp-
fen der Bürger um so besser haften zu bleiben.
Seit der zweiten Hälfte der 60er Jahre hat sich die Ebene
der Argumentation unverkennbar verlagert. Als zentrales
Problem schält sich nun das Wachstum der Städte und
Agglomerationen heraus, dem sich das meist kleinteilige
private Grundeigentum als Hindernis jeder großflächig ord-
nenden Planung in den Weg stellt. Die Ursachen für die
neue Form der Auseinandersetzung mit dem Grundeigen-
tum liegen in den räumlichen Auswirkungen der zuneh-
menden Zentralisation und Konzentration der Kapitale
und zunehmender Schwierigkeit ihrer Verwertung. Wir
sind Zeugen eines „Booms” räumlicher Konzentration de
Wirtschaft und sprunghaft gestiegener Anforderungen an
die Infrastrukturausstattung. Das Grundeigentum ,Hinder-
nis notwendiger Veränderungen, aber zähneknirschend ge-
duldeter Gast beim Verzehr des nationalen Reichtums,
streicht weiterhin die großen Portionen ein: Räumliche
Konzentration bedeutet intensivere Nutzung der Grund-
stücke, und dies jagt die Bodenpreise raketenartig in die
Höhe.
Der Stadtplaner sieht sich verstrickt im Netz der ökono-
mischen Bewegungen und ihrer gesellschaftlichen Formen.
Sein Handlungsspielraum, meint er, sei beengt, denn Bo-
den unter die Füße bekommt er erst, wenn Geld genug da
ist, um das Grundeigentum abzufinden, von den langwie-
rigen juristischen Querelen bei Enteignungsverfahren ganz
abgesehen. Aber nichts läßt sich in den westdeutschen
Kommunen schwieriger auftreiben als die notwendigen
Mittel. Also schränkt der arme Planer seine Ziele ein, ob
sinnvoll oder nicht, und wendet sich händeringend und
hilfesuchend an den Gesetzgeber: Ein Hilferuf, der sofort
auf lang gehegte Dogmen (etwa die Wesensgleichheit aller
Einkommensarten) und den organisierten Widerwillen gegen Ein-
gritte in die liberal vertaßte Wirtschaftsordnung stößt.
Das Aufgebot der „Fachökonomen” steht der Problema-
tik ebenso theoretisch-ökonomisch hilflos wie praktisch-
politisch machtlos gegenüber. Die Kommunalpolitiker
wurschteln sich pragmatisch vom Regen in die Traufe und
sind die letzten, die in der Lage wären. hinter all den
a
Sachzwängen noch das wirkliche Problem zu sehen.
Trotzdem aber geht es, so scheint es, real wie gesetzgebe-
risch in kleinen Schritten vorwärts, weil die Zustände un-
haltbar und die Lasten zu drückend geworden sind. Das Städte-
bauförderungsgesetz als erster kleiner Schritt beinhaltet
denn auch hauptsächlich Regelungen zur zügigen Enteig-
nung bzw. Ausschaltung der Grundeigentümer im Sanie-
runfsfall, da die parzellierte Kleinteiligkeit der Grund-
stücke die Stadtplaner in ihren Vorbereitungen zu einem
jahrelangen Feilschen mit dem Haus- und Grundbesitz
verurteilt hatte. Aber niemand scheint über diesen beschei-
denen Ansatz hinaus über eine „klare Linie” oder ein
„gesichertes Konzept” zu verfügen, wie die Gesetzgebung
im Hinblick auf das Bodenproblem den geeigneten Rah-
men gesetzlicher Absicherung für die erforderlichen Pla-
nungen abstecken kann.
Bei eingehenderer Beschäftigung mit den bisherigen Ver-
suchen, die Ursachen der städtischen Misere zu analysie-
ren, wird ein grundlegender Mangel der bisherigen Arbei-
ten sichtbar. Es zeigt sich, daß die erste Voraussetzung
des aktuellen Problems der Bodenordnung gar nicht oder
nur in unzulänglicher und z. T. verzerrender Weise gelei-
stet worden ist: die umfassende Analyse der Stellung des
Grundeigentums im ökonomischen und gesellschaftlichen
System des Kapitalismus 1).
Der Gedanke des vorliegenden Papiers 2) war, eine syste-
matische Grundlage zu erarbeiten, von der aus die kriti-
sche Aufarbeitung moderner Probleme der Bodengesetz-
gebung auf einem Niveau möglich wäre, das dem der Marx
schen Kritik der Politischen Ökonomie entspräche, das
mit anderen Worten den Bereich bloß empirischer Verar-
beitung des Stoffes und eventuell damit verbundener hilf-
loser, weil moralisierender Kritik überwinden könnte. Der
Weg. sich dazu zunächst die Marxsche „„Theorie der
Auch der Artikel „Die Bedeutung des Grundbesitzes in den
Städten” von Rainer Neef (in Kurs buch 27: Planen, Bauen,
Wohnen) hilft diesem Mangel nicht ab. Im Gegenteil: das
gegebene Versprechen, die „verbreitete Beschäftigung mit
dem ‚Grundbesitzer als Klasse’ und mit der Theorie der
Grundrente” zu erleichtern, wird nicht nur nicht eingelöst;
vielmehr dürfte der grobschlächtige Umgang mit ökonomi-
schen Kategorien die verbreitete Unsicherheit über den Ge-
genstand der Untersuchung noch verstärkt haben, Man
braucht sich nur die (unlösbare) Aufgabe zu stellen, aus der
Neefschen Verwendung der Begriffe „Wert”, „Herstellungs -
kosten””, „Bodenprofit’”, „materielle Gestalt’”” usw. usw.
auf den ersten Seiten des Artikels eine verständige Ordnung
ableiten zu wollen, um zu erkennen, daß eine solche unge-
wollte Verwirrung nur entspringen kann dem ahnungslosen
Zugriff auf das, was Neef in naiver Selbstentblöß ung
Marx’ Theorie, die immer noch stringenteste Ableitung
des Bodenprofits aus der Gesamtbewegung der kapitalisti-
schen Wirtschaft” nennt.
Das Papier entstand als Arbeitsergebnis eines Grundkurses
im Rahmen des Projekts MATERIALIEN ZUR STADT-
SANIERUNG (Projektleitung Helga Fassbinder) am Fach-
bereich Bauplanung und -fertigung der TU Berlin, In
ARCH+.,16 sind bereits Teile der Arbeitsinhalte des Pro-
jekts im Rahmen der Diplom-Arbeit von Eberhard von
Einem „zur Entstehung + Funktion des Städtebauförde-
rungsgesetzes’””’ veröffentlicht worden.
Grundrente” anzueignen, drängt sich für ein solches Vor-
haben auf — allerdings wäre er, wollte man ihn sozusagen
im Wortsinn beschreiten, von Anfang an zum Scheitern
verurteilt. Denn eine „Marxsche Theorie der Grundrente” ,
die man sich losgelöst vom übrigen System der Kritik der
Politischen Ökonomie aneignen könnte, gibt es nicht,
ebensowenig wie sich irgendeine andere einzelne „Theorie”
(etwa „Theorie der Produktionspreise”, „Verelendungs-
theorie”, „Arbeitswerttheorie” etc.) aus der Einheit des
Gesamtzusammenhanges der Darstellung der Kritik der
Politischen Ökonomie herauslösen und isoliert behandeln
läßt, ohne dabei auf Positionen zurückzufallen, deren end:
gültige Überwindung das Marxsche Werk selbst unmittel-
bar ist.
Andererseits gebot die praktische Notwendigkeit, das
Thema und den zu behandelnden Stoff einzugrenzen und
für die unmittelbaren Bedürfnisse des Projektthemas zu-
zuspitzen. Die Schwierigkeiten, die sich daraus ergaben
und die geradezu mit denen der Quadratur des Kreises
vergleichbar sind, spiegeln sich direkt im Aufbau und der
Form der Darstellung dieses Papiers wider: es galt, den
hoffnungslosen Versuch zu machen, eine kurzgefaßte Ab-
handlung über die Grundrente im Rahmen des Gesamtsy-
stems der Kritik der Politischen Ökonomie zu liefern, die
einerseits den Fallstricken „einzelwissenschaftlicher”” Ver-
flachung entging, andererseits nun aber auch nicht ein-
fach eine weitere, mehr oder weniger präzise Paraphrasie-
rung des „‚.Kapital” darstellte.
Der Aufbau des Papiers gliedert sich in drei Abschnitte.
Im ersten wird behandelt das Verhältnis von Grundeigen-
tum und ursprünglicher Akkumulation, genauer gesagt:
Die Rolle, die das kapitalistische Grundeigentum im Pro-
zeß seiner Verwandlung aus dem feudalen Grundeigen-
tum für die Entstehung des Kapitals gespiegelt hat — da-
durch nämlich, daß es das notwendige Gegenstück, die
unerläßliche Ergänzung schuf, ohne die das Kapital kein
Kapital sein kann: den modernen Lohnarbeiter. Gleich-
zeitig wird in diesem Abschnitt eine kurze Darstellung des
historischen Vorgangs der ursprünglichen Akkumulation
gegeben, aus der zweierlei durchsichtig werden soll. Er-
stens, die Entstehung des Kapitals zu begreifen als einer-
seits das „Sich-Selbst-Setzen” des Kapitals, zweitens aber
denselben Vorgang immanent aus der Entwicklung und
dem Untergang der feudalen Produktionsweise her ableit-
bar zu machen. Hierbei ist es überflüssig zu bemerken, daß
wir es bei bloßer Andeutung und Stellung des Problems,
dessen konkrete Darstellung überaus differenzierte histo-
rische Studien nötig machen würde. belassen müssen.
Der zweite Abschnitt behandelt die Auffassungen der klas-
sischen bürgerlichen Ökonomie über das Grundeigentum
und die Grundrente. Anhand der kurzen Darstellung der
Theorien der Physiokraten, von Adam Smith und David
Ricardo soll gleichzeitig indirekt die letzte Phase der end-
gültigen Herausbildung der bürgerlichen Gesellschaft ge-
zeigt werden; d. h. die Entwicklung der ihr gemäßen Pro-
duktionsform, der großen Industrie. Theoretisch spiegelt
sich dieser Prozeß des endgültigen Herauswachsens der
kapitalistischen Produktionsweise aus der Feudalgesell-
schaft geradezu paradigmatisch wider in der Entwicklung
der Auffassungen vom Grundeigentum und der Grund-
rente von den Physiokraten bis Ricardo, d. h. von der
Auffassung der Grundrente als einziger Form des Mehr-
werts bis zu Ricardos Leugnung der absoluten Rente, also
praktisch der theoretischen Leugnung des Grundeigen-
tums als Schranke für die freie Anlage von Kapital auf
Grund und Boden überhaupt.
Der dritte Abschnitt befaßt sich dann mit Marx’ Darstel-
lung der Grundrente im vierten Abschnitt des 3. Bandes
des „Kapitals”, d. h. mit den Erscheinungsformen der
Grundrente in der entwickelten kapitalistischen Gesell-
schaft, wobei das „begriffene Wesen‘‘ dieser kapitalisti-
schen Gesellschaft (also die Gesamtheit des 1. Bandes)
vorausgesetzt ist. In diesem Teil werden Begriffe benutzt
werden wie Durchschnittsprofit, Produktionspreis, orga-
nische Zusammensetzung des Kapitals u. a., die vorher in
unserer Darstellung nicht entwickelt worden sind. Ein
solches Vorgehen ließ sich aber nicht vermeiden.
Hier wird die prinzipielle Schwierigkeit des Papiers beson-
ders deutlich: Einerseits läßt sich die Marxsche Entwick-
lung der Grundrente nicht nachvollziehen ohne das Spe-
zifikum der agrarischen Produktion gegenüber der indu-
striellen Produktion hinsichtlich der Bildung der Durch-
schnittsprofitrate herauszuarbeiten — dies ist aber nur
möglich auf der Grundlage des entfalteten Kapitalbegriffs,
Andererseits können wir nicht — ohne einen einschüch-
ternden oder ärgerlichen Bluff zu betreiben — beim Leser
soviel Kapital-Studium einfach voraussetzen, daß die oben
erwähnten Begriffe keiner weiteren Erläuterung mehr be-
dürften. Die Voraussetzungen dieses Papiers aber inner-
halb des Rahmens dieses Papiers darzustellen, würde uns
zu dem Unmöglichen verpflichten, dem 3. Abschnitt eine
Kurzdarstellung des Kapitalbegriffs auf der Abstraktions-
ebene des 3. Bandes des Marxschen Kapitals vorzuschal-
ten.
Wir glauben dennoch, daß wir angesichts der herrschen-
den Konfusion über den Begriff Grundrente uns mit un-
serem Papier nicht nur an einen kleinen Kreis von „Ein-
geweihten”” wenden sollten (den nämlich möglicherweise
die Zielsetzung des Papiers als Grundlage für einen
realanalytischen Ansatz nicht interessiert);
daß unsere Arbeit vielmehr eine wichtige Funktion als
Leitfaden beieiner gründlichen Erarbeitung der
Kategorie besitzen kann. Dies zeigt auch die Erfahrung
der Verbreitung des Papiers: ohne bislang einem größe-
ren Kreis über die TU hinaus zugänglich zu sein, ist es
doch über inoffizielle Vervielfältigen bereits von einer
Reihe von Gruppen in Westberlin und Westdeutschland
für Grundrente-Kurse verwendet worden. Da eine solche
gründliche Arbeit anhand des Papiers ermöglicht, an den
Stellen, an denen das Papier seine eigenen begrifflichen
Voraussetzungen nicht erklärt, über vertiefende Lektüre
ein Verständnis herzustellen, haben wir davon abgesehen,
solchen Begriffen formelhafte Kurzdefinitionen beizufügen.
1. ABSCHNITT
DIE ENTSTEHUNG DER KAPITALISTISCHEN
PRODUKTIONSWEISE UND DAS MODERNE
GRUNDEIGENTUM
1. DIE FRAGE NACH DEM HISTORISCHEN AUS—
GANGSPUNKT DES KAPITALS
In der Darstellung des Kapitals im allgemeinen im ersten
Band des „Kapital”’ erfolgt die Entwicklung des Kapital-
begriffs unmittelbar aus dem Wert. „In der Geschichte”,
schreibt Marx in den „Grundrissen der Kritik der Politi-
schen Ökonomie”, „gehn andere Systeme vor, die die
materielle Grundlage der unvollkommenen Wertentwick
lung bilden.” 3)
Mit anderen Worten: Wir müssen in der Marxschen Dar-
stellung des Kapitals zwei verschiedene Aspekte genau un:
terscheiden, Der erste dieser Aspekte ist der logische, wie
er in den beiden ersten Abschnitten des „Kapital”” entwik-
kelt ist. Marx geht hier von der erscheinenden Oberfläche
der kapitalistischen Produktionsweise, der Zirkulations-
sphäre aus, und folgt damit dem Vorgehen der bürgerlichen
Ökonomen selber, für die die Sphäre der Zirkulation, in
der nur Äquivalente getauscht werden, das Ganze der bür-
gerlichen Gesellschaft überhaupt ist. Gleichzeitig aber
macht er klar, daß das Kapital seiner Bestimmung, seinem
Trieb, „Geld zu hecken”, in der Zirkulationssphäre nur
mit Hilfe des Zufalls oder sonstiger günstiger Umstände
nachgehen kann (wie das Handels- oder Wucherkapital),
daß aber das Wesen des Kapitals als mehrwerthecken-
der Wert erst im industriellen Kapital erscheint: hier eben
liegt die Quelle des Mehrwerts nicht in der Sphäre der
Zirkulation, sondern in der „verborgenen Stätte der Pro-
duktion, an deren Schwelle zu lesen steht: No admittance
except on business.” 4)
Die Darstellung des wirklichen historischen Vorgangs nun,
die Schilderung des Entstehens der Komponenten des Ka-
pitalverhältnisses, aufgrund derer sich das industrielle Kapi-
tal erst entwickeln kann, bis es sich in der großen Industrie
die ihm adäquate Produktionsform schafft, wird erst am
Ende des ersten Bandes des „Kapital”” gegeben, nämlich
im Kapitel über die „sogenannte ursprüngliche Akkumula-
tion”. In diesem historischen Prozeß nun spielt das mo-
derne Grundeigentum eine entscheidende Rolle.
Die Fragestellung, um die es hier also geht, ist die Frage
nach dem historischen Ausgangspunkt. Ist in den voran;
gegangenen Kapiteln des ..Kapital”” in genauer logischer
3) K. Marx, Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie,
Moskau 1939, S. 163.
K. Marx, Das Kapital, Bd. 1, Marx-Engels-Werke, MEW 23.
Berlin, DDR 1969.58. 189
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Abfoige der Kategorien der allgemeine Begriff des Kapitals
entwickelt worden, so geht es jetzt um die notwendige
Feststellung, daß die wirkliche Geschichte selbst, bevor
sie als eine Selbstbewegung des Kapitals beschrieben wer-
den kann, erst bestimmte Grundbedingungen, Grund-
komponenten des Kapitalverhältnisses hervorbringen
muß. Oder anders ausgedrückt: Es ist die Frage zu klären,
wie der offensichtliche Zirkel, daß kapitalistische Akku-
mulation die Produktion von Mehrwert, Mehrwertpro-
duktion wiederum Akkumulation zur Voraussetzung hat,
einmal seinen Anfang hat nehmen können.
„... Sobald das Kapital als solches geworden ist, schafft
es seine eigenen Voraussetzungen, nämlich den Besitz der
realen Bedingungen für die Schöpfung von Neuwerten
ohne Austausch — durch seinen eigenen Produk-
tionsprozeiß. Diese Voraussetzungen, die ursprünglich als
Bedingungen seines Werdens erschienen — und daher noch
nicht von seiner Aktion als Kapital entspringen konnten —
erscheinen jetzt als Resultate seiner eigenen Verwirkli-
chung, Wirklichkeit, als gesetzt von ihm, nicht als Bedin-
gungen seines Entstehens, sondern als Resultate seines
Daseins. ... Die Bedingungen daher, die der Schöpfung
des Surpluskapital I vorausgingen, oder die das Werden
des Kapitals ausdrücken, fallen nicht in die Sphäre der
Produktionsweise, der das Kapital als Voraussetzung
dient; liegen als historische Vorstufen seines Werdens hin-
terihm.. ”5)
Das Kapital ist also fähig, einmal geworden, die Grundbe-
dingungen seiner Existenz stets neu zu schaffen. Dies
heißt aber, daß es die Bedingungen, unter denen es ge-
worden ist, nicht in gleicher Weise selbst schaffen konnte.
„Diese ganze Bewegung (der kapitalistischen Akkumula-
tion, d. Verf.) scheint sich also in einem fehlerhaften
Kreislauf herumzudrehen, aus dem wir nur herauskom-
men, indem wir eine der kapitalistischen Akkumulation
vorausgehende, ‚ursprüngliche’ Akkumulation (‚previous
accumulation’ bei Adam Smith) unterstellen, eine Akku-
mulation, welche nicht das Resultat der kapitalistischen
Produktionsweise ist. sondern ihr Ausgangspunkt.” 6)
Adam Smith, für den die kapitalistische Gesellschaft in
erster Linie arbeitsteilige Gesellschaft ist, der Kapital da-
her nur in seiner Eigenschaft als gegenständliche Elemente
des Arbeitsprozesses (Arbeitsmittel, Rohstoffe, Hilfs-
stoffe) begreift, verlegt die ursprüngliche Akkumulation
in die idyllische Periode des Urfischers, Urjägers oder
— verblüffender Anachronismus — in die Periode des Ur-
webers:
„A weaver cannot apply himself entirely to his peculiar
business, unless there is beforehand stored up some-
where, either in his own possession or in that of some
other person, a stock sufficient to maintain him, and to
supply him with the materials and tools of his work. till
5) Grundrisse, a. a. O., S. 364
6) MEW223., a.a.0., 5.741.
he has not only completed, but sold his web. This accu-
mulation must, evidently, be previous to his applying his
industry for so long a time to such a peculiar business.” 7)
Doch nicht nur, daß nicht schon jede aufgestockte Menge
Lebensmittel Kapital ist, auch „Geld und Ware sind nicht
von vornherein Kapital . . . sie bedürfen der Verwandlung
in Kapital.” 8)
Die unerläßlichen Bedingungen, die vorhanden sein müs-
sen, bevor sich Geld in Kapital verwandeln kann, sind
folgende: „Zweierlei sehr verschiedene Sorten von Wa-
renpesitzern mussen sch gegenüber und in Kontakt tre-
ten, einerseits Eigner yon Geld, Produktions- und Lebens-
mitteln, denen es gilt, die von ihnen geeignete Wertsumme
zu verwerten durch Ankauf fremder Arbeitskraft; anderer-
seits freie Arbeiter, Verkäufer der eignen Arbeitskraft und
daher Verkäufer von Arbeit.” 9)
„Das Kapitalverhältnis kann also nur entstehen, wenn
dem Käufer der Arbeitskraft die von ihm erworbene Ware
bloß als Mittel dazu dient, die in seinem Besitz befindlichen
Werte zu erhalten und zu vermehren. Zu diesem Behufe
muß aber der Arbeiter nicht nur persönlich frei sein; er
muß auch in die Lage gebracht werden, wo es ihm nicht
mehr möglich ist, von ihm selbst erzeugte Produkte auszu-
tauschen, und wo die einzige Ware, die er anbieten kann,
seine eigene Arbeitskraft ist ... Der Eigentümer der Ar-
beitskraft muß also besitzloser Proletarier sein.” 10)
Obwohl Smith und Marx das gleiche Problem behandeln.
daß nämlich erst einmal gewisse Bedingungen geschaffen
sein müssen, bevor Kapital und Arbeit in Beziehung tre-
ten können. geben beide ganz verschiedene Antworten.
Für Smith, der die bürgerliche Produktionsweise als ewige,
„natürliche” Form des menschlichen Stoffwechsels mit
der Natur begreift, ist deshalb der Moment der „previous
accumulation” verlegt in die graue Vorzeit, er betrachtet
sie losgelöst von ihrer bestimmten historischen Form.
Marx dagegen, dessen Darstellung der Kritik der Politi-
schen Ökonomie zum wesentlichen Teil darin besteht,
den historischen Formcharakter der spezifischen Produk-
tionsweise, die die „bürgerliche” heißt, zu analysieren,
faßt daher das Problem viel bestimmter:
„Der Prozeß, der das Kapitalverhältnis schafft, kann also
nichts andres sein als der Scheidungsprozeß des Arbeiters
vom Eigentum an seinen Arbeitsbedingungen, ein Prozeß,
der einerseits die gesellschaftlichen Lebens- und Produk-
tionsmittel in Kapital verwandelt, andrerseits die unmit-
telbaren Produzenten in Lohnarbeiter. Die sog. ursprüng
7) Adam Smith, The Wealth of Nations, Book I - Il, Harmons-
worth 1970, S. 371.
MEW 23, a.a.O., S. 742.
a.a.O., S. 742.
R. Rosdolski, Zur Entstehungsgeschichte des Marxschen





liche Akkumulation ist also nichts als der historische
Scheidungsprozeß von Produzent und Produktionsmittel.
Er erscheint als „ursprünglich”, weil er die Vorgeschichte
des Kapitals und der ihm entsprechenden Produktions-
weise bildet ” 11)
Das Geheimnis der ursprünglichen Akkumulation ist da-
mit weit weniger geheimnisvoll, als es den bürgerlichen
Theoretikern erscheinen mag, da die Epoche, in die die
ursprüngliche Akkumulation fällt, durchaus nicht die
graue Vorzeit ist, in der Urfischer und Urjäger sich mit
dem Dinosaurier das Revier teilten, sondern vielmehr die
Zeit vom 14. bis zum 16. Jahrhundert:
„Historisch epochemachend in der Geschichte der ur-
sprünglichen Akkumulation sind alle Umwälzungen, die
der sich bildenden Kapitalistenklasse als Hebel dienen;
vor allem aber die Momente, worin große Menschenmas-
sen plötzlich und gewaltsam von ihren Subsistenzmitteln
losgerissen und als vogelfreie Proletarier auf den Arbeits-
markt geschleudert werden, die Expropriation des länd-
lichen Produzenten, des Bauern, von Grund und Boden.
bildet die Grundlage des ganzen Prozesses.” 12)
II. DAS MODERNE GRUNDEIGENTUM IM ENT-
STEHUNGSPROZESS DES KAPITALS
Bevor wir darangehen, die wichtigsten Aspekte der ursprüng-
lichen Akkumulation kurz nachzuzeichnen, müssen wir uns
noch in aller Kürze mit dem theoretischen Problem befassen
das mit der Darstellung dieses Phänomens verbunden ist.
Der Grundgedanke ist hier, die Entwicklung und Darstel-
lung der historischen Genese des Kapitals. In der dialekti-
schen Logik Hegels erscheint der Begriff als Selbstbewegung,
als Sich-Selbst-Setzen. Für die materialistische Dialektik
Marxens ergibt sich bei der Darstellung der historischen
Entstehung des Kapitals ein Problem, was er zunächst, um
es zu fixieren, für sich auszusprechen, in Hegelsche Sprech-
weise faßt. Hegel selbst drückt dieses Problem des Anfangs
in der Dialektik folgendermaßen aus: „Sein und Nichts ist
dasselbe . . . Ebenso richtig als die Einheit des Seins und
Nichts ist es aber auch, daß sie schlechthin verschieden
sind. Allein, weil der Unterschied hier sich noch nicht be-
stimmt hat, denn eben Sein und Nichts sind noch das Un-
mittelbare, so ist er, wie er an demselben ist, das Unsag-
bare.. ” 13)
Was bei Hegel als rein philosophisches Kauderwelsch er-
scheint, ist in der Tat nur die Widerspiegelung im Begriff
dessen, was als unser Problem der ursprünglichen Akkumu:
lation sich dem Verstande stellt, der diese wirkliche histo-
rische Entwicklung begreifend nachvollziehen will: Um
11) MEW 2323, a.a.O0., S. 742.
12) MEW 223, a.a.0., 5. 744.
13) G.F. Hegel, Enzyklopädie, 888.
auf die Welt zu kommen, benötigt das Kapital eine Umwäl
zung der feudalen Produktionsweise. Diese Umwälzung ist
einerseits Voraussetzung für das Kapital, kann aber ande-
rerseits nur begriffen werden als Aktion des Kapitals selbst
Das Kapital braucht zu seiner vollständigen Herausbildung
eine Akkumulation, die nicht dem fertigen Kapitalverhält-
nis entspringen kann, weil dies noch nicht existiert.
Das Kapital muß also eine von ihm „spezifisch unterschie-
dene Form des Reichtums” setzen. Diese kann in der vor-
findlichen Produktionsweise nur aus dem Grundeigentum
entwickelt werden, das jedoch in seiner feudalen Form
dem Kapital nicht entspricht. In dieser Form ist es näm-
lich rein stofflicher Reichtum, zum andern läßt es eine
natürliche Verknüpfung der Produzenten mit ihrem Pro-
duktionsmittel Boden bestehen; die Bauern sind ähnlich
dem Boden Eigentum des Feudalherrn. Das Kapital hin-
gegen muß das Grundeigentum als abstrakten Wert setzen,
der der Arbeit oder dem Arbeiter gegenübertritt: ‚,...Da:
Kapital, um zu werden, setzt eine gewisse Akkumulation
voraus, die schon im selbständigen Gegensatz der verge-
genständlichten gegen die lebendige Arbeit liegt; im selb-
ständigen Bestehn dieses Gegensatzes.” 14)
„Die Form, worin die beginnende kapitalistische Produk-
tionsweise das Grundeigentum vorfindet, entspricht ihr
nicht. Die ihr entsprechende Form wird erst von ihr selbst
geschaffen durch die Unterordnung der Agrikultur unter
das Kapital . . . Das Grundeigentum erhält so seine rein
Ökonomische Form durch Abstreifung aller seiner frühe-
ren politischen und sozialen Verbrämungen und Verquik-
kungen,” wird auf die Kategorie der kapitalistischen
Grundrente reduziert 15), Die Grundrente als ökonomische
Ausdruck des modernen Grundeigentums bezeichnet den
Übergang des Bodens in ein reines „Wertobjekt”, in dem
alle früheren natürlichen Beziehungen zu seinem Bebauer
ausgeschlossen sind
„Sowohl seiner Natur nach wie historisch ist das Kapital
der Schöpfer des modernen Grundeigentums, der Grund-
rente; wie seine Aktion daher auch als Auflösung der alten
Form des Grundeigentums erscheint. ...Das Kapital ist
dies — nach einer Seite hin betrachtet — als Schöpfer der
modernen Agrikultur, In den ökonomischen Verhältnissen
des modernen Grundeigentums, das als ein Prozeß erscheint:
Grundrente — Kapital — Lohnarbeit, . . . ist daher die
innere Konstruktion der modernen Gesellschaft, oder das
Kapital in der Totalität seiner Beziehungen gesetzt. Es
fragt sich nun, wie ergibt sich der Übergang aus dem Grund-
eigentum in die Lohnarbeit? (Der Übergang von der Lohn-
arbeit in das Kapital ergibt sich von selbst; da dieses hier in
seinen aktiven Grund zurückgegangen ist). Historisch ist
der Übergang unstreitig. Er liegt schon darin, daß das
Grundeigentum Produkt des Kapitals ist. Wir finden daher
überall, daß da, wo durch Reaktion des Kapitals auf die
14) Grundrisse, a.a.0., S. 226.
15) K. Marx, Das Kapital, Bd. 3, Marx-Engels-Werke, MEW 23,
Berlin, DDR 1969, 5. 630. Vgl. auch R. Rosdolski, a.a.0..
Ss. 53
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älteren Formen des Grundeigentums das letztere sich in
Geldrente verwandelt (dasselbe findet in andrer Weise
statt, wo der moderne Bauer geschaffen wird) und daher
gleichzeitig die Agrikultur als durch das Kapital betrieben
sich in industrielle Agronomie verwandelt, notwendig aus
den cottiers, Leibeigenen, Fronbauern, Erbpächtern,
Häuslern, etc, Taglöhner werden, Lohnarbeiter, also die
Lohnarbeit in ihrer Totalität erst geschaffen wird durch
Aktion des Kapitals auf das Grundeigentum und dann,
sobald dies einmal als Form herausgearbeitet ist, durch
den Grundeigentümer selbst, Dieser selbst clears dann,
wie Steuart sagt, das Land von seinen überflüssigen Mäu-
lern, reißt die Kinder der Erde los von der Brust, worauf
sie gewachsen, und verwandelt so selbst die Erdarbeit, die
ihrer Natur nach als unmittelbare Subsistenzquelle er-
scheint, in vermittelte Subsistenzquelle, von gesellschaft-
lichen Beziehungen rein abhängige. ... Es kann also kein
Zweifel existieren, daß die Lohnarbeit in ihrer klassischen
Form, als die ganze Breite der Gesellschaft durchwatend
und sicht statt der Erde zu dem Boden machend, worauf
sie steht, erst durch das moderne Grundeigentum geschaf-
fen wird, d. h. durch das Grundeigentum als vom Kapital
selbst geschaffter Wert. Daher führt also das Grundeigen-
tum zurück zur Lohnarbeit.” 16)
„Es kann . . . nichts alberner sein, als die Urbildung des
Kapitlas (das heißt die ursprüngliche Akkumulation, d.Verf.)
so aufzufassen, als habe es aufgehäuft und geschaffen die
objektiven Bedingungen der Produktion — Lebensmittel,
Rohmaterial, Instrumente — und sie dem davon entblößten
Arbeiter angeboten . . . Sondern seine Urbildung geschieht
einfach dadurch, daß der als Geldvermögen existierende
Wert durch den historischen Prozeß der Auflösung der al-
ten Produktionsweise befähigt wird, einerseits zu kaufen
die objektiven Bedingungen der Arbeit, andererseits die
lebendige Arbeit selbst gegen Geld von den freigeworde-
nen Arbeitern einzutauschen. Alle diese Momente sind vor-
handen; ihre Scheidung ist ein historischer Prozeß, ein Auf-
lösungsprozeß, und es ist dieser, der das Geld befähigt, sich
in Kapital zu verwandeln.” 17)
Erst mit Abschluß dieses Prozesses der ursprünglichen Ak-
kumulation sind alle Voraussetzungen für das Kapital gege-
ben, seinen historischen Weg als Selbstbewegung auf eigene1
Grundlage zu gehen, sich zunächst in der großen Industrie
die ihm adäquate Produktionsform zu schaffen, dann auf
dieser Grundlage seinen Krisenzyklus zu beginnen.
Wir halten also fest: Das moderne Grundeigentum entsteht
als Aktion des Kapitals auf das alte (feudale) Grundeigen-
tum; der ökonomische Ausdruck des neuen Grundeigen-
tums ist die Grundrente. Wie realisiert sich aber nun diese
Grundrente? Sie muß dem Grundeigentümer wohl oder
übel aus der Produktion der Kapitalisten gezahlt werden
und schränkt so trotz oder gerade wegen der notwendigen
Rolle, die es in der Entstehung des Kapitals spielt, die Pro-
16) Grundrisse, a.a.O., S. 187 f.
17) Grundrisse, a.a.0., S. 408 u. 406, zit. nach R. Rosdolski,
a.a.0., 5. 325.
fite der Kapitalisten ein
Es darf nicht vergessen werden, daß „die kapitalistische
Produktion unter der Voraussetzung des nicht aus ihr ent-
sprungenen, sondern vor ihr vorhandenen Grundeigentums
ihre Carriere eröffnet.” Die Einwirkung des Kapitals auf
das Grundeigentum hat deshalb ihre Schranken. „Alles,
was das Kapital tun kann, ist die Agrikultur den Bedingun
gen der kapitalistischen Produktion zu unterwerfen.” 18)
Es kann aber nicht verhindern, daß außer und neben den
eigentlichen Kapitalisten in Gestalt der Großgrundeigen-
tümer eine besondere Klasse von monopolistischen Besit-
zern der Produktionsmittel bestehen bleibt, die „als eine
fremde Macht und Schranke . . . dem Kapital bei seinen
Anlagen in Grund und Boden (gegenübertritt) 19),“ und
die ihm mit Erfolg einen Teil des von den Arbeitern ge-
schaffenen Mehrwerts abpressen kann.” 20)
„Nachdem das Kapital das Grundeigentum gesetzt und da-
mit seinen doppelten Zweck erreicht: 1. Industrieller Acker-
bau und dadurch Entwicklung der Produktivkraft Erde;
2. Lohnarbeit, also Herrschaft des Kapitals allgemein auf
dem Lande, betrachtet es die Existenz des Grundeigentums
selbst als eine bloß vorübergehende Entwicklung, die nötig
ist als Aktion des Kapitals auf die alten Grundeigentums-
verhältnisse, und ein Produkt ihrer Zersetzung; die aber als
solche — diesen Zweck einmal erreicht — bloße Beschrän-
kung des Profits ist, keine Notwendigkeit für die Produk-
tion. Es sucht also das Grundeigentum als Privateigentum
aufzulösen und auf den Staat zu übertragen.” 21)
Das Kapital braucht also das moderne Grundeigentum als
seinen Geburtshelfer (da es ihm den Lohnarbeiter schafft).
Steht es aber erst einmal auf seinen eigenen Füßen, er-
scheint ihm der Grundeigentümer mit seinen Rentenforde-
rungen als ein erpresserischer Mehrwerträuber, ein Schma-
rotzer am vom Kapital erzwungenen Mehrwert. Zähne-
knirschend zahlt es weiterhin quasi Zins und Zinseszins
für die historische Tat, den Lohnarbeiter erzeugt zu haben.
Denn der Grundeigentümer besitzt im Grundeigentum
„einen Titel, der ihn befähigt, einen Teil dieser Mehrar-
beit oder des Mehrwerts, zu deren Direktion und Schöp-
fung er nicht beiträgt, in die Tasche zu stecken.” („In
Kollisionsfällen” — fügt Marx hinzu — „betrachtet ihn
der Kapitalist daher als bloßen Auswuchs, ein Sybariten-
gewächs, Schmarotzerpflanze der kapitalistischen Produk-
tion. die Blattlaus. die ihm im Pelze sitzt.”) 22)
18) K.Marx, Theorien über den Mehrwert, Teil 2, Marx-Engels-
Werke, MEW 26.2, Berlin, DDR 1967, S. 242
19) MEW 25, a.a.O., S. 770.
20) KR. Rosdolski, a.a.O., S. 53
21) Grundrisse, a.a.O., S. 190.
22) var 26.2, a.a.O., S. 325 f., zit. nach Rosdolski, a.a.O.,Ss.
III. DAS WESEN DER URSPRÜNGLICHEN AKKU-
MULATION ALS KERN DER WAKEFIELD’ schen
KOLONIETHEORIE
Wie die von Marx formulierte Grundeinsicht über die Natur
des Kapitals und Verlauf seines Entstehungsprozesses auch
von der bürgerlichen Ökonomie erkannt wird, wenn es’
sich nicht mehr darum handelt, die bestehende Wirklichkeit
zu verklären, sondern darum, diese Wirklichkeit anderswo
neu zu schaffen, dies zeigt das Beispiel „der modernen Ko-
lonisationstheorie.” 23)
Dort, wo die ursprüngliche Akkumulation im wesentli-
chen abgeschlossen war, im Westen Europas, erklärte die
politische Ökonomie die herrschenden Produktionsverhält
nisse „theoretisch für ihr eigenes Gegenteil”, indem sie
diese nämlich als „einfache Warenproduktion”” beschrieb,
jenen Hort der Freiheit, der Gleichheit und der Menschen-
rechte, an dem jeder nur die Früchte seiner eigenen Arbeit
in solidarischer Brüderlichkeit mit seinen Mit-Produzenten
tauscht. Wird dagegen dieselbe politische Ökonomie in de
Tat mit den Verhältnissen konfrontiert, die sie apologe-
tisch der bürgerlichen Gesellschaft andichtet — es geschiel
dies da, wO sich das kapitalistische Mutterland jungfräu-
licher Kolonien bemächtigt, in denen unbebauter Boden
zunächst praktisch unbegrenzt zur Verfügung steht —,
dann schlägt ihre Preisung der paradiesischen Freiheitszu-
stände der einfachen Warenproduktion, die im Mutterlanc
angeblich herrschen sollen, angesichts der für das Kapital
höchst unangenehmen Wirklichkeit solcher Zustände um
in die praktische Analyse vorher nie wahrgenommener
feiner historischer Unterschiede
E.G. Wakefield, der Schöpfer einer Theorie der „syste-
matic colonization”, die die britische Regierung jahrelang
in Australien praktisch anwandte, ist der Mann, um den e
hier geht. Marx beschreibt uns zunächst, aufgrund welche
empirischer Beobachtungen der praktische Verstand des
Mr. Wakefield zu arbeiten begann: „Zunächst entdeckte
Wakefield in den Kolonien, daß das Eigentum an Geld,
Lebensmitteln, Maschinen und andren Produktionsmit-
teln einen Menschen noch nicht zum Kapitalisten stem-
pelt, wenn die Ergänzung fehlt, der Lohnarbeiter, der
andre Mensch, der sich selbst freiwillig zu verkaufen ge-
zwungen ist. Er entdeckte, daß das Kapital nicht eine
Sache ist, sondern ein durch Sachen vermitteltes gesell-
schaftliches Verhältnis zwischen Personen, Herr Peel, jam-
mert er uns vor, nahm Lebensmittel und Produktionsmittel
zum Belauf von 50.000 Pfd. St. aus England mit nach dem
Swan River, Neuholland. Herr Peel war so vorsichtig,
außerdem 3000 Personen der arbeitenden Klasse, Männer,
Weiber und Kinder mitzubringen. Einmal am Bestimmungs-
platz angelangt, „blieb Herr Peel, ohne einen Diener, sein
Bett zu machen oder ihm Wasser aus dem Fluß zu schöp-
fen.’”” Unglücklicher Herr Peel, der alles vorsah, nur nicht
den Export der englischen Produktionsverhältnisse nach
dem Swan River!” 24)
23) Vgl. MEW 23, 5. 792 ff.
24) Vegl. MEW, a.a.0., 5. 793 f
Die Frage, die sich nun aufdrängt, nämlich wo denn die
„3000 Personen der arbeitenden Klasse” abgeblieben
sind, ist leicht zu beantworten. Sie sind vermutlich, kurz
nachdem Herr Peel sie in Neu-Holland an Land gesetzt
hatte, ausgeschwärmt und haben sich des frei herumliegen-
den Landes, frei vor allem von Hecken, Steinmauern und
bissigen Hunden, selbst bemächtigt und alsbald damit be-
gonnen, die von Herrn Peel so weitblickend geplante Pro-
duktion auf großer Stufenleiter vollkommen unökonomisch
in viele kleine, unabhängige „Produktionsstätten” auf ei-
genem Grund und Boden aufzulösen. Mit den von ihm
mitgebrachten Pfundnoten konnte Herr Peel seine selbst-
gebaute Schilfhütte tapezieren,
Solche unerhörten Verhältnisse, solch unökonomische
Zersplitterung von Nationalreichtum, verbunden mit
nicht wiedergutzumachendem Brachliegen von Kapital,
analysierte Wakefield als die herrschenden in den ameri-
kanischen Kolonien. Um nun die Kolonien für die Zivi-
lisation zu retten, verfiel er auf folgende geniale Idee der
„künstlichen”” ursprünglichen Akkumulation in den Kolo-
nien. Marx berichtet darüber: „Wollte man allen Grund
und Boden mit einem Schlag aus Volkseigentum in Pri-
vateigentum verwandeln, so zerstörte man zwar die Wur-
zel des Übels, aber auch — die Kolonie. Die Kunst ist,
zwei Fliegen mit einer Klappe zu schlagen. Man gebe von
Regierungswegen der jungfräulichen Erde einen vom Ge-
setz, der Nachfrage und Zufuhr unabhängigen, einen
künstlichen Preis, welcher den Einwanderer zwingt, län-
gere Zeit zu lohnarbeiten, bis er genug Geld verdienen
kann, um Grund und Boden zu kaufen und sich in einen
unabhängigen Bauern zu verwandeln. Den Fonds, der
aus dem Verkauf der Ländereien zu einem für den Lohn-
arbeiter relativ prohibitorischen Preis fließt, also diesen
aus dem Arbeitslohn durch Verletzung des heiligen Ge-
setzes von Nachfrage und Zufuhr erpreßten Geldfonds,
verwende die Regierung andererseits um im selben Maß
wie er wächst, Habenichtse aus Europa in die Kolonien
zu importieren und so dem Herrn Kapitalisten seinen
Lohnarbeitsmarkt vollzuhalten. Unter diesen Umständen
tout sera pour le mieux dans le meilleur des mondes
possibles . . . ” 25)
25) Vgl. MEW, a.a.O., 5.799 f
2. ABSCHNITT
DIE LETZTE PHASE DES HERAUSWACHSENS
DER BÜRGERLICHEN GESELLSCHAFT AUS
DER FEUDALEN PRODUKTIONSWEISE, DAR-
GESTELLT ANHAND DER THEORETISCHEN
AUFFASSUNG DER GRUNDRENTE BEI DEN
PHYSIOKRATEN, ADAM SMITH UND DAVID
RICARDO
I. DIE PHYSIOKRATEN
Im ersten Teil unserer Darstellung haben wir gesehen, daß
die Geschichte der sogenannten ursprünglichen Akkumu-
lation — also der Prozeß, in dem das Kapital zugleich sich
selbst setzt als auch aus vorherigem Nicht-Vorhandensein
gesetzt wird — ökonomisch sich darstellt in der Verwand-
lung des feudalen Grundeigentums in das moderne Grund-
eigentum. Die kapitalistische Form der
Gründrente 26), d. h. der Zins auf die Vermietung des
aller natürlichen Bande an seine Eigentümer gelösten Bo-
dens, mit denen ihn nichts mehr verbindet als die für ihn
gezahlte Kaufsumme, ist somit die erste spezifische Form
des bürgerlichen Reichtums. Sie ist sozusagen das Kapital
in seiner Bestimmungals abstrakter Reichtum, aber noch
nichtals sich selbst heckender Wert und Mehrwert — als
der das Kapital erst in seiner fertigen Form der großen
Industrie voll bestimmbar ist — sondern noch in feudaler
Hülle befangen. Dieser Zustand ist der ökonomische Aus-
druck des historischen Widerspruchs des Kampfes zweier
Produktionsweisen: der untergehenden feudalen und der
aufkommenden bürgerlichen. Das kapitalistische Grund-
eigentum ist zugleich Geschöpf wie Schöpfer des Kapitals,
Es entstand durch die Aktion des Kapitals auf die alten,
feudalen Formen des Grundeigentums und stellte dann
auch aus sich heraus das Kapital entgültig auf eigene Füße,
indem es den modernen Lohnarbeiter schuf, den „anderen
Menschen, der freiwillig seine Arbeitskraft zu verkaufen
gezwungen ist”, ohne den das Kapital nichts ist als ein
Haufen nutzlosen Zeugs, ob nun als Geld oder als Arbeits-
mittel. Im Begriff wie in der historischen Realität des mo-
dernen Grundeigentums steckt daher ein Widerspruch:
als Grundeigentum ‚, als Rechtstitel auf ein
Stück Erdoberfläche, istes feudal; als moder-
nes Grundeigentum, als verschacherbarer
Rechtstitel auf ein Stück verschacherbarer
Erdoberfläche, mit dem man nicht den Boden als solchen,
sondern nur die Grundrente (praktisch als Zins
für das im Bodenpreis verauslagte Kapital) erwirbt. ist es
kapitalistisch.27)
26) Vgl. MEW 25, a.a.U., S. 790 ff.
27) Es ist im übrigen an dieser Stelle darauf hinzuweisen, daß
dieser Prozeß der Umwandlung des feudalen Grundeigen-
tums in modernes ein historisch notwendiger ist (der nicht
etwa mit Bedauern zu konstatieren st). Denn auch im
„gemütlichen” Feudaleigentum liegt bereits das Wesen der
verschacherten. von wenigen auf Kosten von vielen ange-
Die Theoretiker des modernen Grundeigentums, damit
die Theoretiker des Agrarkapitalismus, waren die
Physiokraten. Inihrer Theorie ist die Widersprüch-
lichkeit des modernen Grundeigentums handgreiflich,
gleichzeitig sind sie vom Standpunktder Kritik der Poli-
tischen Ökonomie aus betrachtet die „eigentlichen Väter
der modernen (meint hier: klassischen) Ökonomie” 28),
da sie die ersten waren, die die Entstehung des Mehrwerts
— das Grundproblem, quasi die Gretchenfrage der klas-
sischen Ökonomie — aus der Produktion heraus
erklärten. Diese erste richtige Lösung des Problems der
Herkunft des Mehrwerts geschah aber nicht in England,
dem ersten und ältesten Land mit bürgerlicher Produk-
tionsweise, sondern in Frankreich, einem vergleichsweise
rückständigen Land, in dem sich der Prozeß der ursprüng-
lichen Akkumulation viel später abspielte und das zur
Zeit der Physiokraten noch ein rein ackerbauendes Land
war. Auchdies ist als notwendig und nichtals zufällig zu
begreifen, wie wir zeigen werden. Zunächst wollen wir je-
doch in aller Kürze die Theorie der Phvsiokraten darstellen.
Bevor Marx in den „Theorien über den Mehrwert” den Rei-
gen der kritischen Behandlung all jener bürgerlichen Theo-
retiker, die sich aufgrund ihrer Beschäftigung mit dem Ur-
sprung des Mehrwerts den Namen „Ökonomen” verdient
haben, mit den eigentlichen Vätern der Klassischen Ökono-
mie, den Physiokraten, beginnt, geht er, quasi propädeu-
tisch, kurz ein auf den letzten und besten Vertreter der
„vorwissenschaftlichen Ökonomie”, Sir James Steuart. Die
„vorwissenschaftliche Ökonomie” erklärt den Mehrwert
aus dem reinen Austausch, d. h. also aus dem Verkauf der
Ware über ihren Wert. Steuart.nun ist deshalb
der „rationellste Ausdruck” jener Auffassung, da er immer-
hin nicht mehr, wie die Ideologen des Monetar- und Merkan-
tilsystems, von dem Wahn befallen ist, daß der Verkauf der
Waren über ihren Wert eine positive Vermehrung
des Reichtums sei 29)
Steuart unterscheidet nämlich, allerdings ohne diese Unter-
scheidung weiter analytisch zu verfolgen, zwischen poSi-
tivem und relativem Profit. Positiver Profit
ist für Steuart Vermehrung von stofflichem Reichtum, be-
deutet für niemanden einen Verlust, wohingegen relativer
eigneten’ Erde; das’schändliche Monopol auf Stücke des un-
erläßlichen Lebenselements allet Menschen. Marx schreibt
hierzu in etwas pathetischem Tonfall der „Pariser Manu-
skripte”: „(Es ist) nötig, daß das Grundeigentum, die
Wurzel des Privateigentums, ganz in die Bewegung des
Privateigentums hineingerissen und zur Ware wird, daß die
Herrschaft des Eigentümers als die reine Herrschaft des
Privateigentums, des Kapitals, abgezogen von aller poli-
tischen Tinktur erscheint, daß das Verhältnis zwischen Ei-
gentümer und ;Arbeiter sich auf das nationalökonomische
Verhältnis von Exploiteur und Exploitiertem reduziert
„.. Es ist notwendig, daß, was die Wurzel des Grundeigen-
tums ist, der schmutzige Eigennutz, auch in seiner zynischen
Gestalt erscheint.”
(zit. nach K. Marx, Ökonomisch-philosophische Manuskripte,
Leipzig 1970, S. 145).
K. Marx, Theorien über den Mehrwert, Teil 1, Marx-Engels-
Werke, MEW 26.1, Berlin, DDR 1971, 5. 12.
Vel. dazu auch MEW 23, a.a.O., $.75.
28)
29)
Profit (profit upon alienation oder Veräußerungsprofit)
eine bloße Verschiebung des Reichtums von einem zum
anderen sei. Die zweite Sorte ist der Profit der Kapitalisten
die sich immer nur gegenseitig übers Ohr hauen, indem sie
sich Waren über Wert verkaufen. Über den positiven Profit
weiß Steuart nur zu sagen, daß er entspringt aus der „Ver-
mehrung der Arbeit, Industrie und Geschicklichkeit”,
ohne sich weiter um nähere Bestimmungen zu kümmern.
Doch liegt in jener Unterscheidung zwischen „positivem“
und „relativem“ Profit gleichsam die theoretische Grund-
lage, aufgrund derer die Physiokraten — ob nun bewußt
auf Steuart aufbauend oder nicht — als erste, sozusagen
als logische Fortsetzung von Steuart, die Untersuchung
über den Ursprung des Mehrwerts aus der Zirkulations-
sphöre in die Sphäre der Produktion verlegen konnten.
Wie sieht nun diese erste Form der im Kern korrekten Auf.
fassung des Mehrwerts aus?
Die „Achse” der physiokratischen Lehre bildet die rich-
tige Einsicht, daß der Wert des Arbeitsvermögens zunächst
als fixe Größe zu bestimmen ist (was natürlich im ahisto-
risch-absoluten Sinne falsch ist, wohl aber richtig im je-
weilig gegebenen Zeitpunkt). Dieser Wert bestimmt sich
nach dem Preis der für die Reproduktion des Arbeitsver-
mögens notwendigen Lebensmittel, die Agrikulturprodukte
sind. Dieser konstante Preis der Arbeitskraft ist das Mini-
mum des Salairs.
Die zweite wichtige korrekte Auffassung der Physiokraten
liegt darin, daß sie nur die Arbeit als produktiv begreifen,
die Mehrwert schafft. Da sie aber den Wert selbst noch
nicht entschlüsseln konnten als abstrakte Arbeitsquantität
(und zwar deswegen nicht, weil ihnen ihr noch feudal ver-
stellter Blick das bürgerliche Volksvorurteil von der Gleich-
heit aller Menschen nicht in ihr Denken eingehen ließ),
muß für sie das „Minimum des Salairs” selbstverständlich
Naturgegebenheit sein. Daher muß ihnen der Mehr-
wert entspringen nicht aus der Mehrarbeit der produk-
tiven Arbeiter, sondern aus der Differenz zwischen dem
notwendigen „Minimum des Salairs”, also dem konstanten
Wert der Arbeitskraft, und dem Wert der während eines
Arbeitstages von den Arbeitern produzierten Gebrauchs-
werte. Für die Physiokraten besteht der Mehrwert also aus
der Differenz zweier in gleicher Weise natürlicher Konstan-
ten: dem Wert der Arbeitskraft und der
Länge des Arbeitstages. Unter diesen theo-
retischen Voraussetzungen ergibt sich für die Physiokraten
logischerweise nur eine mögliche Quelle des Mehrwerts:
die Natur, die Erde. Die Tatsache des Mehrwerts ergibt
sich also aus dem günstigen Umstand, daß der Boden, der
bebaute Boden, mehr Nahrung hergibt als jenes selbstver-
ständlich vorausgesetzte Minimum der unmittelbaren Re-
produktion der Arbeitskraft. Der Mehrwert ist somit also
der Üherschuß der in der Agrikultur produzierten Ge-
brauchswerte. (vgl.S.18) Dies ist sozusagen handgreiflich sichtbar
in der Agrikultur, auch ohne Wertbegriff. Dagegen ist der
Mehrwert, wie ihn die Physiokraten begreifen, völlig ver-
hüllt in der Manufaktur, wo die Arbeiter überhaupt keine
Lebensmittel produzieren. Daraus ziehen die Physiokraten
nun den notwendigen Schluß, daß allein in der Agrikultu:
Mehrwert geschaffen wird, daher die Grundrente
die einzige Form des Mehrwerts sei. „Industrieller Profit
und Geldzins sind nur verschiedene Rubriken, worin sich
die Grundrente verteilt und zu bestimmten Teilen aus der
Hand der Grundeigentümer in die Hand anderer Klassen
übergeht.” 30)
Somit ist die Mehrwerttheorie der Physiokraten die ge-
naue Umkehrung der Auffassung der Klassischen Öko-
nomen: Nicht die Grundeigentümer erscheinen hier als
erpresserische Schmarotzer und ungebetene, aber zähne
knirschend gedultete Tischgäste beim Verzehr des Mehr
werts, sondern bei den Physiokraten erscheint vielmehr
vice versa der Kapitalprofit als reine Revenue aus dem
vom Grundeigentum produzierten Mehrwert (als eine
Art „höherer Arbeitslohn, die in die Kostenrechnung
der Kapitalisten eingeht wie das „Minimum des Salairs.”)
Damit sind für die Physiokraten die nicht-agrikolen Kapi-
talisten zu Unrecht, was für die Kapitalisten zu Recht die
Grundeigentümer: eine überflüssige Klasse, die mit der
Produktion des bürgerlichen Reichtums nichts zu tun hat
Auf den ersten Blick scheint es also, als seien die Physio-
kraten die Theoretiker der feudalen Reaktion gegen die
aufkommende kapitalistische Produktionsweise. Doch
wie fast immer, trügt auch hier der Schein ganz gewaltig.
Die Physiokraten waren gerade trotz — oder vielmehr, wiewir noch sehen werden, wegen- ihrerVerherrlichun:des Grundeig tums, damit der feudalen bzw. halbfeud:
len Grundbesitzerklasse Frankreichs die ersten wirklichen
Dolmetscher des Kapitals, indem sie nämlich, wie schon
bekannt, den Ursprung des Mehrwerts in der Produktion
entdeckten. Sie übersetzten damit die halbfeudalen Agrar-
verhältnisse des vorrevolutionären Frankreich in die
Sprache der englischen Manufakturkapitalisten jenseits
des Kanals, die allerdings auf ihren eigenen Dolmetscher,
zumindest was die Ökonomie betrifft. noch warteten.
So haben wir das scheinbar paradoxe Ergebnis, daß die
erste wissenschaftlich-ökonomische Theorie des Kapitals
erscheint im Gewand einer feudal inspirierten Rechtferti-
gung des Grundeigentums. Marx sagt darüber folgendes:
„Es sind dies alles Widersprüche der kapitalistischen Pro-
duktion, die sich aus der feudalen Gesellschaft herausar-
beitet und letztere selbst nur mehr bürgerlich interpre-
tiert, ihre eigentümliche Form aber noch nicht gefunden
hat, wie etwa die Philosophie, die sich erst in der reli-
giösen Form des Bewußtseins herauskonstruiert und da-
mit einerseits die Religion als solche vernichtet, anderer-
seits positiv sich selbst nur noch in dieser idealisierten, in
Gedanken aufgelösten Sphäre bewegt.” 31) Und:
„Die Emanzipation der bürgerlichen Gesellschaft von der
auf den Trümmern der Feudalgesellschaft errichteten ab-
soluten Monarchie findet also (in der Theorie der Phrysio-
30) MEW26.1,a.a.0.,5.17 f
31) MEW 26.1, a.a.0.,5S. 22.
kraten, d, Verf.) nur im Interesse des in einen Kapitalisten
verwandelten und auf bloße Bereicherung bedachten
Grundeigentümers statt.’ 32)
wo er versucht, die „Innere Physiologie”” der bürgerlichen
Gesellschaft zu analysieren, hält er fest an der Bestim-
mung des Tauschwertes der Waren durch das in ihnen
enthaltene Quantum Arbeit.
So führte die Verdolmetschung des feudalen Grundeigen-
tums in bürgerliche Begrifflichkeit und seine damit ver-
bundene Rechtfertigung im konkreten Fall der Physio-
kraten geradewegs zur ehrenvollen Aufgabe für die Grund-
eigentümer, gemäß ihrer einzigartigen Stellung im Gefüge
der Gesellschaft sowie ihrer Avantgardeposition im En-
semble der Schöpfer des gesellschaftlichen Reichtums auch
dementsprechende finanzielle Lasten auf sich zu nehmen:
„Die Verherrlichung des Grundeigentums schlägt prak-
tisch darin um, daß die Steuern ausschließlich auf die
Grundrente zu legen — virtuelle Konfiskation des Grund-
eigentums durch den Staat, ganz wie bei dem radikalen
Teil der Ricardians. Die Französische Revolution, trotz des
Einspruchs Roederers und anderer, nahm diese Steuer-
theorie an.” 33)
„Man sieht den großen Fortschritt, den A. Smith in der
Analyse des Mehrwerts und daher des Kapitals über die
Physiokraten hinaus gemacht hat. Bei ihnen ist es nur
eine bestimmte Art realer Arbeit — die Agrikulturarbeit —,
welche Mehrwert schafft. ( . . .) Bei A. Smith ist es die
allgemein gesellschaftliche Arbeit, (...) die bloße Quan-
tität notwendiger Arbeit, die den Wert schafft. Der Mehr-
wert, erscheinend in der Form von Profit, Grundrente
oder der sekundären Form des Zinses, ist nichts als ein
Teil dieser Arbeit, den sich die Eigentümer der gegen-
ständlichen Bedingungen der Arbeit im Austausch mit
der lebendigen Arbeit aneignen. Bei den Physiokraten
erscheint der Mehrwert daher auch nur in der Form der
Grundrente. Bei A. Smith sind Grundrente, Profit und
Zins verschiedene Formen des Mehrwerts.” 35)
II. ADAM SMITH (1723 - 1790)
Smith setzt die Tradition der Physiokraten fort in Bezug
auf deren wichtigste Grundeinsichten, nämlich erstens die
Auffassung von der Ökonomie als einem selbstlaufenden,
vom Bewußtsein der Menschen unabhängigen Mechanis-
mus, zweitens die Verlegung des Ursprungs des Mehrwerts
in die Sphäre der Produktion.
Gegenüber den Physiokraten verstärkt Smith die Betonung
der Selbstgesetzlichkeit des ökonomischen Mechanismus.
Er erklärt das Prinzip der freien und unbehinderten Kon-
kurrenz zum natürlichen Grundprinzip der menschlichen
Gesellschaft überhaupt. Dadurch, daß die jeweiligen Einzel-
nen ihr individuelles, egoistisches Sonderinteresse verfolgen.
vollzieht sich nach Smith am besten das Wohl der gesam-
ten Gesellschaft.
In der Frage des Ursprungs des Mehrwerts geht Smith in
entscheidender Weise über die Theorie der Physiokraten
hinaus. Während diese eine bestimmte Form konkreter
Arbeit, nämlich die Agrikulturarbeit, als allein mehrwert-
produzierende Arbeit auffaßten, die Erde selbst als
Quelle des Mehrwerts begriffen, da sie durch ihre Frucht-
barkeit einen „Überschuß der produzierten Materie über
die konsumierte Materie” bereitstellt, entdeckt Smith die
Mehrwertproduktion auf allen Gebieten der Produktion
und entschlüsselt als Quelle des Mehrwerts „die allgemein
gesellschaftliche Arbeit, ganz EST in welchen Ge-brauchswerten sie sich darstellt.“ 34) Bei Smith also
taucht zum ersten Mal die Arbeit als Substanz des Wertes
auf. Zwar hält er diese Bestimmung im Laufe seiner Ein-
zeluntersuchungen nicht durch, aber überall da, wo er den
kapitalistischen Produktionsprozeß als ganzen untersucht.
32) 2205.23.
33) aa.0., 83.37.
34)  a.a.0., 5.56
„Sobald der Boden eines Landes durchweg Privateigen-
tum geworden,” schreibt Smith, „lieben es die Grundbe-
sitzer, wie andre Leute auch, zu ernten, wo sie nicht ge-
sät, und fordern Rente selbst für die natürlichen Erzeug-
nisse des Bodens . . . ” Der Arbeiter „... muß dem
Grundbesitzer einen Anteil von dem abtreten, was seine
Arbeit gesammelt oder produziert hat. Dieser Anteil,
oder was dasselbe, der Preis dieses Anteils, macht die
Bodenrente aus.” 36) Die Grundrente entstammt, und
darin in nichts unterschieden vom Profit, dem Teil des
Wertes der Waren, der vom Arbeiter produziert worden
ist. ohne daß er einen Lohn dafür erhielte.
Smith leitet also die verschiedenen Formen des Einkom-
mens, Profit, Grundrente und Zins als diejenigen Formen
ab, auf die sich der durch unbezahlte Arbeit geschaffene
Wert verteilt. Damit ist de facto der Mehrwert als allge-
meine Kategorie bestimmt, aber „dennoch hat er den
Mehrwert als solchen nicht als eigene Kategorie geschie-
den von den besonderen Formen, die er in Profit und
Grundrente erhält.” 37)
Auf der anderen Seite schimmern bei Smith immer wie-
der physiokratische Elemente durch. Im Kapitel über
„Different Employment of Capitals” schreibt Smith:
Die Grundrente „kann angesehen werden als Produkt der
Kräfte der Natur, deren Gebrauch der Grundbesitzer dem
Pächter überläßt. ( . . . )Sie ist das Werk der Natur, welches
übrigbleibt nach Abzug oder Ersatz alles dessen, was als
Menschenwerk betrachtet werden kann. Sie ist selten weni-
ger als ein Viertel und oft mehr als ein Drittel des Gesamt-
produkts. Keine gleiche Menge produktiver Arbeit, ange-
wandt in der Manufaktur, kann je eine so große Reproduk-
tion bewirken. In der Manufaktur tut die Natur nichts, der
35) a.a.0.,5S.56f.
36) a.a.O., S. 53.
37) a.a.0., 5.53.
Mensch alles . . . ” 38)
So unverkennbar die Potenz der Natur als wertschöpfend
der physiokratischen Theorie entnommen ist, so stellt sich
auch in diesem Abschnitt der Schritt Smiths dar über die
Physiokraten hinaus. War es bei jenen nur eine bestimmte
Form der konkreten Arbeit, die Wert zu schaffen in der
Lage war, und erschien darum aller Mehrwert nur in der
Form der Grundrente, so dehnt Smith die Kategorie des
Mehrwerts auf alle Bereiche der gesellschaftlichen Arbeits
teilung aus. Die allgemeine gesellschaftliche Arbeit ist es,
die Wert schafft. Solange Smith diese Bestimmung des
Wertes durchhält, nennt er Grundrente, Profit und Zins
Abzüge vom Produkt des Arbeiters beziehungsweise von
dessen Wert. „Sobald der Boden Privateigentum gewor-
den ist, verlangt der Grundbesitzer einen Anteil fast aller
Produkte, die der Arbeiter darauf erzeugen oder einsam-
meln kann. Seine Bodenrente macht den ersten Abzug
vom Produkt der auf den Boden verwandten Arbeit aus.” 39)
Aber es gehen bei Smith zwei verschiedene Arten des
wissenschaftlichen Vorgehens durcheinander. Einmal
fragt er nach dem inneren Zusammenhang der bürger-
lichen Produktionsweise (die Resultate haben wir bisher
betrachtet), zum anderen werden rein äußerlich die Ka-
tegorien so aufgegriffen und behandelt, wie sie unmittel
bar dem praktischen Verstand erscheinen, Marx nennt
dies den „Widerspruch zwischen dem esoterischen und
dem exoterischen Smith.”
Die Auffassung des Verhältnisses zwischem dem Wert
der Waren und den verschiedenen Einkommensrefor-
men, die aus dieser zweiten Vorgehensweise resultiert,
gipfelt in folgendem Satz:
„Arbeitslohn, Profit und Rente sind die drei Urquel-
len alles Einkommens sowohl wie allen Tausch
werts. ” 40) Hier nun stellt Smith seine vorher bewie-
sene wissenschaftliche Einsicht auf den Kopf und behaup-
tet schlankweg, daß der Wert sich nicht auflöst in
Profit, Lohn und Rente, sondern daß er sich vielmehr aus
diesen drei Elementen konstituiert. Die Quelle,
aus der diese Anschauung bei Smith stammt, ist offen-
sichtlich: die alltägliche, praktische Erfahrung des Lebens
in der bürgerlichen Gesellschaft zeigt, daß für den Kapital-
besitzer in der Tat sein Kapital „Quelle von Wert” ist,
schon allein in der Form des Zinses ihm kontinuierlich
Frucht abwirft, scheinbar ganz von selbst aus ihm inne-
wohnenden Kräften heraus. In dem Augenblick, in dem
Smith diese empirisch „richtige” Beobachtung als solche
nicht weiter hinterfragt und sogar noch in dem Satz zu-
sammenfaßt, daß diese drei Einkommensarten „Quellen
allen Tauschwerts” seien, verfällt er in die „exoterische
Betrachtungsweise” und stellt damit genau die Nahtstellen
her, an die die spätere Vulgärökonomie unmittelbar an-
schließ...
38) 2a.2.0., 8. 31.
39) 2a.a.0., 5.55.
40) a.a.0., 5. 65.
Smith meint am Ende seiner Abhandlung über die Grund-
rente, daß das Interesse der Grundeigentümer direkt und
untrennbar mit dem Gesamtinteresse der Gesellschaft ver-
bunden sei. Als Begründung führt er an, daß die Zunehme
des Reichtums der Gesellschaft, jede Verbesserung des
Zustandes der Gesellschaft direkt oder indirekt eine Stei-
gerung der Grundrente zur Folge habe. Sie steige direkt,
wenn durch Verbesserung der Ausnutzung des Bodens der
Anteil des Grundeigentümers am Produkt sich zwangs-
läufig erhöhe, und zwar sowohl relativ wie absolut. Indi-
rekt werde die Grundrente erhöhteinerseits durch Stei-
gerung der Produktivität in der Manufaktur, die die Preise
der Manufakturwaren senke, die der Grundeigentümer
eintausche, andererseits durch Zunahme des gesellschaft-
lichen Reichtums überhaupt, die Vermehrung der Bevöl-
kerung und damit Steigerung der Nachfrage nach landwirt
schaftlichen Produkten zur Folge habe. Was auch immer
gut oder schlecht sei für die gesamte Gesellschaft, nütze
oder schade den Grundeigentümern in gleicher Weise.
Ill. DAVID RICARDO ( 1772 - 1823 )
Mit A. Smith ist bereits der Höhepunkt der wissenschaft-
lichen politischen Ökonomie erreicht. Ricardo unterschei:
det sich von Smith im wesentlichen dadurch, daß er das
Smithsche Denken systematisiert, von offensichtlichen
Widersprüchen und Unentschiedenheiten reinigt und sich
darüber hinaus noch um eine logisch konsistente Darstel-
lung bemüht, wenigstens was die ersten sechs Kapitel
seines Hauptwerkes, „On the Principles of Political Eco-
nomy and Taxation”, angeht. Die entscheidende Schwäche
von Smith ist der ständige, unbewußte Wechsel des wissen-
schaftlichen Ausgangspunktes: einerseits bemüht er sich,
eine wissenschaftliche Analyse des Gesamtzusam-
menhanges der bürgerlichen Produktionsweise zu
leisten, ihr Wesen als reichtumsproduzierende Gesell.
schaft zu ergründen, andererseits fällt er aber immer wie-
der aus diesem Ansatz heraus und zurück auf den indivi-
duell-praktischen Standpunkt des einzelnen Kapitalisten,
indem er die Kategorien des bürgerlichen Geschäftslebens
naiv so behandelt, wie sie dem praktischen Verstand des
Kapitalisten fix und fertig vorkommen.
Auf welche Weise versucht nun Ricardo, entsprechend
dem von Marx formulierten wissenschaftlichen Motiv der
klassischen Ökonomie die innere Einheit der bürgerlichen
Produktionsweise analytisch zu konstituieren? „Er geht
aus von der Bestimmung der Wertgröße der Ware durch
die Arbeitszeit und untersucht dann, ob die übrigen öko-
nomischen Verhältnisse, Kategorien, dieser Bestimmung
des Werts widersprechen oder wie weit sie dieselbe modi-
fizieren.” 41)
Des weiteren geht Ricardo aus vom Standpunkt der voll
entwickelten kapitalistischen Produktionsweise. Er un-
41) MEW 26.2., a.a.O.,S. 161.
terstellt, daß das Kapital Besitz ergriffen hat von allen
Sphären der Produktion, einschließlich der Agrikultur,
und daß folglich nirgends eine Schranke für die Anlage
von Kapital bestehe, Daraus folgt, daß die Grundrente als
eine besondere Form des Mehrwerts überhaupt nicht
existieren kann. Der Agrikulturkapitalist, also der Pächter,
ist ein Kapitalist wie jeder andre auch. Er macht, wie jede
andere Branche der Produktion, seinen durchschnittlichen
Profit. Er verkauft, wie jede andere Branche auch, seine
Produkte zu ihrem Wert, Die Frage, die sich dem Ökono-
men stellt, ist nun die folgende: Wie ist es möglich, daß
die Produktion in der Landwirtschaft allem Augenschein
und aller täglichen Erfahrung nach außer dem Durch-
schnittsprofit für den Pächter noch für den Eigentümer
des Bodens eine Rente zahlt? Beides ist empirisch der
Fall: denn wenn der Pächter nicht den allgemeinen Durch-
schnittsprofit erzielen würde, dann wäre für ihn die Anlage
seines Kapitals nicht rentabel, er würde es schleunigst aus
der Agrikultur abziehen und woanders, etwa in der Indu-
strie, anlegen. Ebenso klar ist aber auch, daß der Eigentü-
mer trotzdem noch seine Rente erhält.
Noch Adam Smith hudelte über dieses Problem hinweg, in-
dem.er mystifizierte: die Grundeigentümer seien quasi
Agenten der Mutter Natur, und die Natur sei infolge ihrer
Fruchtbarkeit Quelle von Wert, daher gebühre ihr, resp.
dem Grundeigentümer, sein Anteil. Ricardo aber, der ganz
konsequent an der Bestimmung des Werts durch die Ar-
beitszeit festhält, muß diese „Lösung” (den Rückfall in
die Physiokratie) ablehnen. Wie löst Ricardo auf der Grund:
lage der Bestimmung des Werts durch die Arbeitskraft nun
das Problem der Grundrente?
Zunächst muß er folgerichtig die Existenz der Rente als be-
sonderer Form des Mehrwerts leugnen. „Normalerweise”
also zahlt das vom Pächter in den Boden investierte Kapi-
tal nichts als den Durchschnittsprofit. Wir nennen diesen
Fall hypothetisch „Boden I”. Jetzt, sagt Ricardo, tritt fol-
gender Fall ein: Aufgrund verschiedener Umstände steige
die Nachfrage nach Lebensmitteln. Der bisher bebaute Bo-
den I reicht nicht mehr aus, um diese erhöhte Nachfrage
zu befriedigen. Also wird die Produktion aufgenommen auf
bisher unbebautem (schlechterem) Boden: Boden II. Dieser
Boden, weil unfruchtbarer, erfordert zur Herstellung einer
gleichen Menge von Ackerbauprodukten ungleich mehr
Arbeitszeit, d. h. folglich: in den Produkten von Boden II
steckt mehr Wert als in den Produkten von Boden I. Unter
„normalen” Bedingungen der kapitalistischen Konkurrenz
nun, sagt Ricardo, würde die Konkurrenz bewirken, daß
die Wertunterschiede in den Produkten, je nachdem sie
unter Bedingungen höherer oder niedrigerer Produktivität
der Arbeit erzeugt werden, sich im Preis ausgleichen, so
daß der Kapitalist mit geringerer Produktivität sich mit
geringerem Profit zufriedengeben muß, da er die Ware un-
ter ihrem individuellen Wert loszuschlagen gezwungen ist.
Dies ist aber nicht der Fall, was die Agrikultur betrifft. Da
die Nachfrage ja erst die Inbetriebnahme des schlechteren
Bodens hervorgerufen hat, kann der Pächter des schlech-
testen Bodens allemal davon ausgehen, daß seine Produkte
auch abgenommen werden. wenn er sie zu ihrem individu-
ellen Wert verkauft. Dies schließt für den Pächter des Bo-
dens II den gewöhnlichen Profit ein, allerdings nicht eine
Rente für den Eigentümer des Bodens. Für den Pächter des
besseren Bodens I ergibt sich allerdings daraus, daß der
Preis der Agrikulturprodukte bestimmt ist durch den Wert
der Produkte des schlechteren Bodens II, ein Surplus-
profit. Denn er verkauft ja seine Produkte, die auf
besserem Boden mit weniger Arbeit erzeugt werden, daher
geringeren Wert besitzen, deshalb noch lange nicht zu die-
sem ihrem geringeren Wert, sondern zu dem höheren Preis,
der bestimmt wird durch den Wert der Produkte des Bo-
dens II.
Diesen Surplusprofit nun kann der Pächter des Bodens I
als Rente abführen an den Grundeigentümer. Mit anderen
Worten: Ricardo hat, auf der Grundlage der Bestimmung
des Wertes durch die Arbeitszeit, die Rente, eine em-
pirisch vorfindbare, zur selbstverständlichen Existenz er-
starrten Form des gesellschaftlichen Reichtums, ökono-
misch-wissenschaftlich erklärt als Surplusprofit,
ihr damit den Schein als Gabe der Natur oder sonstwelcher
mystischer Quellen entstammend, genommen.
Ricardo hat somit als einzige Form der Rente die Dif-
ferentialrente anerkannt, d.h. den Surplusprofit,
den der bessere Boden gegenüber dem schlechtesten ab-
wirft. Die absolute Grundrente, also den
Fall, daß auch der schlechteste Boden Rente für seinen
Eigentümer abwirft, mußte er konsequenterweise als nicht
existierend behaupten, gegen alle Erfahrung. Erst
Marx weist dann gegenüber Ricardo nach, daß auch die
Existenz einer absoluten Grundrente auf der Basis der
Geltung des Wertgesetzes möglich ist, ohne zu der Vorstel-
lung zu flüchten, daß die Waren über ihrem Wert ver-
kauft werden müßten, um als Produkte des schlechtesten
Bodens Grundrente zahlen zu können.
3. ABSCHNITT
DAS GRUNDEIGENTUM UND DIE GRUND-
RENTE IN DER ENTWICKELTEN BÜRGER-
LICHEN PRODUKTIONSWEISE (NACH DER
ANALYSE VON K. MARX IM 3. BAND DES
“KAPITAL“)
Bereits bei Ricardo zeigte sich, wie die volle Entfaltung
der bürgerlichen Produktionsweise das Grundeigentum
an den Rand des Produktionsprozesses verweist, der al-
lein und wesentlich vom Kapital bestimmt wird. Von
daher ist es begreiflich, daß Marx die Grundrente im
dritten Band des „Kapital”” behandelt, denn der dritte
Band stellt im Unterschied zum ersten, der den Begriff ,
den inneren Zusammenhang des Kapitals zum Gegen-
stand hat, dessen empirische Oberfläche dar. Oder, wie
J. Zeleny es formuliert: „Wenn wir den Gesamtaufbau
unter dem Gesichtspunkt der Beziehung von Erscheinung
und Wesen untersuchen, dann können wir sagen, daß die
spiralförmigen Analysen der Erscheinung und des Wesens
des ersten Bandes ganz und gar auf die Reproduktion des
Wesens der kapitalistischen Produktionsweise abzielen,
während der dritte Band die Erscheinungsformen der ka.
pitalistischen Wirtschaft als Erscheinungsformen des be-
griffenen Wesens darlegt.”” 42)
Die Behandlung der Grundrente setzt also zum einen voll
entwickelte kapitalistische Produktionsverhältnisse vor-
aus, zum andern die vorher erfolgte und begriffene Dar-
stellung des Wesens dieser Produktionsverhältnisse. Unter
diesen Voraussetzungen fällt die Grundrente unter den
Obertitel „Verwandlung von Surplusprofit in Grund-
rente” (Kapital II, sechster Abschnitt), da nur in dieser
Weise die Zahlung einer Grundrente vom Kapitalisten an
den Grundeigentümer stattfinden kann.
Surplusprofite können aus verschiedenen Ursachen ent-
stehen und sich unterschiedlich in Rente umwandeln las-
sen. Das Wesen und die Arten der Rente im einzelnen
sind Gegenstand der Marxschen Analyse, die wir in den
Kapiteln I bis III als Exzerpt wiedergeben. Dabei ist ver-
sucht worden, die wesentlichen Punkte und den gedank-
lichen Zusammenhang so herauszustellen, daß die Arbeit
als Leitfaden und Orientierungshilfe bei der Lektüre des
„Kapital“ dienlich ist, andrerseits aber auch ohne diese Lek:
türe einen verständlichen Einblick in das Rentenpro-
blem gibt.
Das vierte Kapitel faßt die Möglichkeiten, Surplusprofite
in Renten zu verwandeln, oder umgekehrt durch Renten-
forderungen Surplusprofite zu erzwingen, unter dem
Aspekt des Monopols zusammen und leitet über in den
Bodenpreis, in dem die Besonderheiten der einzelnen
Rentenarten völlig eingeebnet erscheinen. Die Preisbil-
dung auf dem Bodenmarktführt schließlich in die aktu-
elle Problematik der Bodendiskussion, die hier selbstver-
ständlich nicht ausführlich abgehandelt werden kann.
Es ist lediglich beabsichtigt, die Linie von der Stellung
des Grundeigentums in der bürgerlichen Gesellschaft über
das Wesen der Rente bis zu ihren Erscheinungsformen
aufzuzeigen, und das Verständnis der letzteren aus diesem
Zusammenhang zu erschließen.
[. EINLEITENDES: DIE ÖKONOMISCHE REALISIE-
RUNG DES KAPITALISTISCHEN GRUNDEIGEN -
TUMS IN DER GRUNDRENTE
Die Voraussetzung des kapitalistischen Privateigentums
an Grund und Boden, mit dem wir uns hier ausschließlich
befassen, ist die Befreiung der unmittelbaren Produzen-
ten (Sklaven, Leibeigene) aus’ihrer Stellung eines bloßen
Zubehörs zum Bodens einerseits und der Vertreibung der
Masse des Volkes von Grund und Boden andrerseits. Da-
durch wurde das Grundeigentum von der unmittelbaren
Verknüpfung mit Herrschafts- und Knechtschaftsbedingun:
gen gelöst, der Boden wurde zu einer reinen Arbeitsbedin-
gung, die getrennt von der Person des Eigentümers fungie-
ren kann.
42) Jindrich Zeleny, Die Wissenschaftslogik bei Marx und
„Das Kapital”, Frankfurt 1970, 5. 165 £.
Dies geleistet zu haben, ist das historische Verdienst der
kapitalistischen Produktionsweise, die damit erst die be-
wußte Anwendung wissenschaftlicher Agronomie und die
Rationalisierung der Agrikultur ermöglichte.
Die vollständige Durchsetzung der kapitalistischen Produk
tionsweise in der Landwirtschaft zeigt sich in ihrer klassi-
schen Form in England: Der Grundeigentümer verpachtet
seinen Boden als Produktionsbedingung an einen Pächter-
kapitalisten, der seinerseits landwirtschaftliche Lohnarbei-
ter beschäftigt. Der Pächter verfügt über Kapital, das ihm
wie in jeder anderen Produktionssphäre Profit bringen
muß. Er produziert in der Landwirtschaft Weizen, wie er
anderswo als Fabrikant Garn oder Maschinen produzieren
würde, „Die Unterstellung, daß die kapitalistische Produk-
tionsweise sich der Landwirtschaft bemächtigt hat,
schließt ein, daß sie alle Sphären der Produktion und der
bürgerlichen Gesellschaft beherrscht, daß also auch ihre
Bedingungen, wie freie Konkurrenz der Kapitale, Über-
tragbarbeit derselben von einer Produktionssphäre in die
andere, gleiche Höhe des Durchschnittsprofits usw. in ih-
rer ganzen Reife vorhanden sind.” 43)
Es gilt nun zu untersuchen, wie unter diesen Bedingungen
sich das juristische Eigentum bestimmter Personen am Bo-
den ökonomisch realisieren kann, d. h. also wie sie sich
Teile des Mehrwerts aneignen können.
„Das Grundeigentum setzt das Monopol gewisser Personen
voraus, über bestimmte Portionen des Erdkörpers als aus-
schließliche Sphären ihres Privatwillens mit Ausschluß aller
anderen zu verfügen. Dies vorausgesetzt, handelt es sich
darum, den ökonomischen Wert, d. h. die Verwertung die-
ses Monopols auf der Basis der kapitalistischen Produktion
zu entwickeln. Mit der juristischen Macht dieser Personen,
Portionen des Erdballs zu brauchen und zu mißbrauchen,
ist nichts abgemacht. Der Gebrauch derselben hängt ganz
und gar von ökonomischen Bedingungen ab, die von ihrem
Willen unabhängig sind. Die juristische Vorstellung selbst
heißt nichts weiter, als daß der Grundeigentümer mit dem
Boden verfahren kann, wie jeder Warenbesitzer mit seiner
Ware _” 44)
Für den Grundeigentümer stellt sein Grundeigentum — öko-
nomisch gesehen — nichts weiter dar als die Möglichkeit der
Erhebung einer bestimmten Geldsteuer, die er vermittels
seines Monopols für die Benutzung des Bodens von einem
indsutriellen Kapitalisten, dem Pächter, verlangen kann.
Der Pächter zahlt also dem Grundeigentümer eine kontrakt-
lich festgesetzte jährliche Summe für die Erlaubnis, sein
Kapital in diesem besonderen Produktionsfeld anlegen zu
dürfen, Die Geldsumme heißt Grundrente, einerlei, ob sie
von Ackerboden, Bauboden, Bergwerken, Fischerei oder
Wald gezahlt wird
43) MEW 235, a.a.O., S. 627.
44)  a.a.O., 5. 628 £.
Praktisch erscheint nun alles Pachtgeld als Grundrente,
obwohl es sich kategorial aus ganz verschiedenartigen Be-
standteilen zusammensetzen kann. Bevor versucht wird,
das Wesen der eigentlichen Rente zu fassen, sollen daher,
um Verwechslungen auszuschließen, die möglichen Femd
bestandteile der Rente gekennzeichnet werden.
In der Erde kann Kapital investiert werden, wie z. B.
Düngemittel — als mehr kurzfristige Investition — oder
Ent- und Bewässerungsanlagen und Wirtschaftsgebäude
als längerfristige. Hierbei handelt es sich kategorial um
konstantes fixes Kapital, das zunächst auch vom Grund-
eigentümer aufgebracht werden kann. „Der Zins für das
der Erde einverleibte Kapital und die Verbesserung, die
sie so als Produktionsinstrument erhält, kann einen Teil
der Rente bilden, die dem Grundeigentümer vom Pächter
gezahlt wird, aber sie konstituiert nicht die eigentliche
Grundrente, die für den Gebrauch des Bodens als solchen
gezahlt wird ... ” 45)
Historisch wurden diese Kapitalauslagen allerdings häu-
fig vom Pächter gemacht. Nach dem Ablauf der Pachtzeit
fielen die Verbesserungen als „untrennbares Akzidens des
Bodens” an den Grundeigentümer, der im nächsten Ver-
trag eine um diesen Zins erhöhte Rente fordern konnte,
Der steigende Zinsanteil an der Rente ist einer der Gründe
für ihr ständiges Steigen mit dem Fortschritt der Produk-
tivkräfte, Denn „auch diese in Zins auflösliche Rente
wird zur reinen Differentialrente, sobald das augelegte
Kapital amortisiert ist. Dasselbe Kapital müßte sonst als
Kapital doppelt existieren.” 46)
Die Erscheinung einer auf Zins zurückgehenden Rente ver-
führt manche Ökonomen dazu, Rente überhaupt für den
Zins auf ein ausgelegtes Kapital zu halten. Besonders die
Beobachtung, daß der Kaufpreis eines Grundstücks in ei-
ner der Höhe des Zinssatzes entsprechenden Relation zur
Rente steht, scheint die Annahme zu erlauben, daß die
Rente der Zins auf ein imaginäres Kapital ist, das den
Kaufpreis oder Wert des Bodens bildet. Tatsächlich aber
ist der Kaufpreis nicht der Kaufpreis des Bodens, sondern
der Rente, die der Boden abwirft, berechnet nach dem
durchschnittlichen Zinssatz. Die Kapitalisierung der Rente
in ihrem Kaufpreis setzt die Rente voraus, während diese
nicht umgekehrt aus ihrer eigenen Kapitalisierung erklärt
werden kann. Dies-hieße nämlich, die Existenz der
Rente aus ihrer Existenz erklären.
geldes an den Grundeigentümer gezahlt wird. Marx belegt
dies mit Berichten über die Lage der irischen Kleinbauern,
über die Rente bei Kleingärten englischer Fabrikarbeiter
und über die Lage der englischen Pächter während des
Streites um die Korngesetze.
Von hier aus ist es verständlich, „wie Mehrarbeit und
Mehrwert überhaupt mit Gruhdrente, diesem wenigstens
auf der Basis der kapitalistischen Produktionsweise quan-
titativ und qualitativ spezifisch bestimmten Teil des Mehr-
produkts verwechselt wird” 47), und wie es scheinen
kann, „daß dieser besondre und spezifische Bestandteil
des Mehrwerts dadurch erklärt sein, daß man die allge-
meinen Existenzbedingungen von Mehrwert und Profit
überhaupt erklärt.” 48)
Diese Bedingungen’ müssen in der Tat gegeben sein: Die
unmittelbaren Produzenten müssen gezwungen sein,
Mehrarbeit zu verrichten (subjektive Bedingung), und
sie müssen Mehrarbeit auch verrichten können (objektive
Bedingung), d. h. die Produktion der für sie selbst not-
wendigen Lebensmittel darf nicht alle verfügbare Arbeits-
zeit in Anspruch nehmen. Diese Bedingungen sagen jedoch
nichts darüber, wieso und in welcher Höhe sich die Grund-
rente aus der Gesamtmasse des Mehrwerts als besondere
Form desselben abspalten kann.
Diese Frage soll nun in den folgenden Kapiteln beant-
wortet werden. Wir wollen hier nur noch einmal kurz
die Ausgangsthese zusammenfassen:
Die Rente kann sich als Geldrente nur entwickeln auf Ba-
sis der kapitalistischen Warenproduktion. In dem Maße,
in dem sich die Warenproduktion entwickelt und daher
die Produktion von Wert, in dem Maße entwickelt sich
auch die Produktion von Mehrwert. Soweit die Produk-
tion an Boden überhaupt oder an bestimmte Bodenbe-
dingungen geknüpft ist, entwickelt sich aber auch die Fä-
higkeit des Grundeigentums, einen immer größeren Teil
des Mehrwerts vermittels seines Monopols am Boden ab-
zufangen. Die Rente steigt also, gebunden jedoch an die
von ihr unabhängige Entwicklung des Mehrwerts. „Der
Kapitalist ist noch selbständiger Funktionär in der Ent-
wicklung dieses Mehrwerts und Mehrprodukts, Der
Grundeigentümer hat nur den so ohne sein Zutun wach-
senden Anteil am Mehrprodukt und Mehrwert abzufan-
gen. Dies ist das Eigentümliche seiner Stellung . . . ” 49).
Als weiteren Fremdbestandteil kann die Rente einen Ab-
zug vom normalen Arbeitslohn oder vom Durchschnitts-
profit enthalten. Dieser Teil des Arbeitslohnes oder des
Profits erscheint hier in der Form der Rente, weil er
nicht, wie normalerweise, dem Arbeiter oder dem Päch-
terkapitalisten zufällt. sondern in der Form des Pacht-
45) a.2.0.,5. 632.
46) 3a.2.0.,5. 755.
47) a.a.0., 5. 645.




Der allgemeine Begriff der Differentialrente
„Das Eigentümliche (der Grundrente, d. Verf.) ist, daß
mit den Bedingungen, worin sich die Agrikulturprodukte
als Werte (Waren) entwickeln, und mit den Bedingungen
der Realisation ihrer Werte auch die Macht des Grundei-
gentums sich entwickelt, einen wachsenden Teil dieser
ohne sein Zutun geschaffenen Werte sich anzueignen, ein
wachsender Teil des Mehrwerts sich in Grundrente ver-
wandelt.” 50)
Unter den Bedingungen entwickelter kapitalistischer Pro-
duktionsverhältnisse werden die Werte der Waren zu Pro-
duktionspreisen ausgeglichen, und die Produktionspreise
regulieren die Marktpreise der betreffenden Waren; (Der
Produktionspreis setzt sich zusammen aus den Kostenele-
menten konstantes und variables Kapital, d. h. dem Kost-
preis der Ware, und aus dem Durchschnittsprofit). Die
durchschnittlichen Marktpreise der Waren sind also gleich
ihren Produktionspreisen. Man muß nun annehmen, daß
dies auch für Produkte gilt, die über ihren Durchschnitts-
profit hinaus noch eine Rente abwerfen, wie zum Bei-
spiel Boden- und Berwerksprodukte.
„Es fragt sich dann, wie unter dieser Voraussetzung sich
eine Grundrente entwickeln, d. h. ein Teil des Profits sich
in Grundrente verwandeln, daher ein Teil des Warenprei-
ses dem Grundeigentümer anheimfallen kann.” 51)
Marx macht dies an einem Beispiel klar: Nehmen wir an, in
einem Lande würde die überwiegende Mehrzahl von Fa-
briken mit Dampfmaschinen betrieben, einige wenige je-
doch durch natürliche Wasserfälle. Da Dampfmaschinen
und Kohlen als bereits vergegenständlichte Arbeit höhe-
ren Aufwand an Kapital erfordern, als die Anwendung des
von Natur vorhandenen Wasserfalls, können diese wenigen
Fabriken billiger produzieren als die Mehrzahl. Sie würden
aber genauso teuer verkaufen wie jene, denn der Markt-
preis wird reguliert vom durchschnittlichen Produktions-
preis unter durchschnittlichen Produktionsbedingungen.
Unser individueller Kapitalist, dessen Kapital unter aus-
nahmsweise günstigen Bedingungen fungiert, verkauft die
Waren zum allgemeinen Produktionspreis, der höher liegt
als sein individueller. Die Differenz ist für den Kapita-
listen zusätzlicher, also Surplusprofit, denn der allgemeine
oder Durchschnittsprofit ist im allgemeinen Produktions-
preis bereits enthalten.
Gesetzt, der Kapitalist ist nicht selbst Eigentümer des Was-
serfalls, und der Besitzer dieser Naturkraft fordert den auf
sie zurückgehenden Surplusprofit für sich als Rente, so ist
es klar, „daß diese Rente immer Differentialrente ist.
50) a.a.0., 5.6532.
51)  a.a.0., S. 653.
denn sie geht nicht bestimmend ein in den allgemeinen
Produktionspreis der Ware, sondern setzt ihn voraus. Sie
entspringt stets aus der Differenz zwischen dem individu-
ellen Produktionspreis des Einzelkapitals, dem die mono-
polisierte Naturkraft zur Verfügung steht, und dem allge-
meinen Produktionspreis des in der fraglichen Produktions-
sphäre überhaupt angelegten Kapitals.” 52)
Diese Differenz ist begrenzt einerseits durch den allgemei-
nen Produktionspreis, andrerseits durch den individuellen
Kostpreis: Bei Anwendung des Wasserfalls kann das Pro-
dukt mit weniger Arbeit hergestellt werden, es hat weniger
Wert, oder anders herum: Eine gleiche Menge Arbeit er-
zeugt größeres Produkt. Die Produktivkraft der Arbeit ist
gestiegen.
Für den Einzelkapitalisten stellt sich dies dar als ein Sin-
ken seines Kostpreises und damit des Produktionspreises.
Die andere Grenze bildet der allgemeine Produktionspreis.
Würde er fallen, weil in unserem Beispiel möglicherweise
Kohlen für die Dampfmaschinen billiger zu haben wären,
so müßte die Differenz,folglich auch der Surplusprofit
sinken. Würde gar der allgemeine Produktionspreis auf
das Niveau des vorher begünstigten fallen, so verschwände
der Surplusprofit ganz. „Diese Grundrente entspringt
nicht aus der absoluten Erhöhung der Produktivkraft
des angewandten Kapitals, resp. der von ihm angewende-
ten Arbeit, die überhaupt nur den Wert der Waren vermin-
dern kann, sondern aus der größeren relativen Fruchtbar-
keit bestimmter, in einer Produktionssphäre angelegter
Einzelkapitale, verglichen mit den Kapitalanlagen, die von
diesen ausnahmsweisen, naturgeschaffenen Gunstbedingun
gen der Produktivkraft ausgeschlossen sind.” 53)
Der Surplusprofit in unserem Beispiel unterscheidet sich
von der allgemeinen Art des Surplusprofits in einem we-
sentlichen Punkt: Die Bedingung, die ihn ermöglicht, ist
eine Naturkraft besonderer Ausprägung. Selbstverständlich
benutzt das Kapital überall in der Industrie Naturkräfte
{vgl. den Dampf in der Dampfmaschine), um den Kost-
preis der Produkte zu verringern. Hier entspringt jedoch
der Surplusprofit aus der Tätigkeit des Kapitals selbst. Da
diese Tätigkeit aber allem Kapital freisteht, wird der an-
fängliche Surplusprofit eines Einzelkapitals bei allgemei-
ner Anwendung auf den Durchschnittsprofit gekürzt. Der
allgemeine Produktionspreis ist dann gesunken, entspre-
chend der Marktpreis, die Ware ist also billiger geworden.
Bei Anwendung der Naturkraft Wasserfall gilt dies jedoch
nicht. Der Surplusprofit entspringt hier nicht der Tätig-
keit des Kapitals, sondern der größeren „naturwüchsigen”
Produktivkraft der Arbeit, gebunden an die Benutzung
einer Naturkraft, die dem Kapital als ganzem nicht zur
Verfügung steht. „Die Naturkraft ist nicht die Quelle des
Surplusprofits, sondern nur eine Naturbasis desselben,
weil die Naturbasis der ausnahmsweise erhöhten Produk-
tivkraft der Arbeit.” 54)
52) a3.a.0., 5.659.
53) 2.8.0., 5. 659.
54) a.a.0., 5. 659 £.
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Statt aber den Preis der Waren zu senken, erhöht diese ge-
steigerte Produktivkraft den Profit, weil das Kapital natür-
liche wie gesellschaftliche Produktivkräfte als seine eigenen
betrachtet. Da diese „natürlichen” Produktivkräfte aber
nicht allem Kapital gleichermaßen zugänglich sind, wird
sich der daraus entsprungene Surplusprofit nicht in glei-
cher Weise ausgleichen wie jener, dem die Tätigkeit des
Kapitals zugrunde liegt. Er kann sich fixieren, da er nicht
aus dem Kapital entspringt, sondern aus der Anwendung
einer monopolisierbaren und monopolisierten Naturkraft
durch das Kapital. Der Surplusprofit wird daher nicht als
Ergebnis des Kapitals, sondern als Ergebnis der Anwendung
einer Naturkraft betrachtet. Falls der Eigentümer der Na-
turkraft nicht mit ihrem Anwender identisch ist, wird des-
halb der Eigentümer den Surplusprofit für sich beanspru-
chen. „Das Grundeigentum schafft also nicht den Wertteil
der sich in Surplusprofit verwandelt, sondern es befähigt
nur den Grundeigentümer, den Eigentümer des Wasser-
falls, diesen Surplusprofit aus der Tasche des Fabrikan-
ten in seine eigene zu locken. Es ist die Ursache, nicht
der Schöpfung dieses Surplusprofits, sondern seiner Ver-
wandlung in die Form der Grundrente, daher die Aneig-
nung dieses Teils des Profits, resp. des Warenpreises,
durch den Grund- und Wasserfallseigentümer.” 55)
Sobald der Surplusprofit als Rente jährlich abgefangen
wird, kann er aufgefaßt werden als Profit auf ein Kapi-
tal bestimmter Größe, das sich in der Naturkraft verkör-
pert. Der kapitalisierte Profit erscheint dann als Kapital-
wert der Naturkraft selbst. Damit bekommt diese an
sich wertlose, da ohne Arbeit vorhandene Naturkraft
einen Preis, ganz so, als ob sie Wert hätte. In Wirklich-
keit ist daher „dieser Pres des Wasserfalls überhaupt ein
irrationeller Ausdruck, hinter dem sich ein reelles öko-
nomisches Verhältnis versteckt.” 56)
Der entwickelte allgemeine Begriff der Differentialrente
zeigt: Die Differentialrente ist ein Surplusprofit und als
solcher nichts weiter als eine Differenz zwischen dem
individuellen und dem allgemeinen, gesellschaftlich
durchschnittlichen Produktionspreis. Solche Differenzen
sind der bürgerlichen Produktionsweise nichts Fremdes,
sie sind im Gegenteil die Regel. Während sie im allgemei-
nen auf Bedingungen beruhen, die ihren Ausgleich zu
einem niedrigeren durchschnittlichen Produktionspreis
ermöglichen und durch die Konkurrenz auch erzwingen,
können besondere Bedingungen wie Naturkräfte diesen
Ausgleich verhindern. Auf jeden Fall aber sind Ent-
stehung und Bewegung dieser Surplusprofite unabhän-
gig von der Existenz oder Nichtexistenz des Grundeigen-
tums. Folgerichtig behandelt Marx die Differentialrente
als den eigentlichen , den allgemeinen Fall der Grund-
rente in der bürgerlichen Produktionsweise. Im folgenden
werden ihre Formen in der Agrikultur entwickelt,
55) aa.a.0., 5. 660.
56)  a.a.0., 5. 660.
Die erste Form der Differentialrente (Differentialrente I)
Die Agrikultur ist der Zweig der Wirtschaft, in dem das
Rentenproblem zuerst und vorrangig auftaucht, denn
die landwirtschaftliche Produktion ist als ganze an die
Benutzung einer Naturkraft, der natürlichen Fruchtbar-
keit des Bodens, gebunden, der sich fast immer im Ei-
gentum einzelner Grundbesitzer befindet. Unter entwik-
kelten kapitalistischen Verhältnissen bewirtschaften die
Eigentümer ihr Land nicht selbst, sondern verpachten
die Produktionsbedingung Boden an einen Agrarkapi-
talisten.
Vor dem Hintergrund dieser Verhältnisse werden nun
die Formen und die Bewegung der Differentialrente in
der Landwirtschaft betrachtet. Wir lassen hier jedoch
Besonderheiten, die nur für die Agrikultur bedeutsam
sind, weitgehend unbeachtet, und beschränken uns auf
die allgemeinen Kennzeichen der Rentenformen, soweit
sie in der Agrikultur beispielhaft hervortreten. Die Über-
tragung der Rentenkategorien auf andere Sphären der
Kapitalanlage soll in diesem Zusammenhang allerdings
noch nicht geleistet werden.
Aus dem allgemeinen Begriff der Differentialrente ist
bekannt, daß sie die Verwandlung eines Surplusprofits
darstellt. Für die agrikole Produktion formuliert daher
Marx in Fortführung Ricardos: „Surplusprofit, wenn
normal und nicht durch zufällige Begebenheiten im Zir-
kulationsprozeß erzeugt, wird immer produziert als Dif-
ferenz zwischen dem Produkt von zwei gleichen Mengen
Kapital und Arbeit, und dieser Surplusprofit verwandelt
sich in Bodenrente, wenn zwei gleiche Mengen Kapital
und Arbeit auf gleichen Bodenflächen mit ungleichen Re
sultaten beschäftigt werden.” 57)
Ungleiche Ergebnisse können zweierlei Ursachen haben:
Einmal verschieden günstige Lage, zum andern unterschied-
liche Fruchtbarkeit der Ländereien. (Die Lagegunstist für
den Bauboden das entscheidende; ihre Besonderheiten
gegenüber der Fruchtbarkeit ändern zwar am Gesetz der
Differentialrente nicht das geringste, können aber die
Höhe der Rente und ihre Bewegung unterschiedlich be-
einflussen. Verwiesen sei hier zum Beispiel auf die unter-
schiedliche künstliche Veränderbarkeit von Bodengüte und
Lagegunst.) In der Agrikultur spielt naturgemäß die Frucht-
barkeit des Bodens die Hauptrolle. Sie liegt daher der Marx-
schen Analvse ausschließlich zugrunde.
Angenommen, es sei in einem Lande nur Boden von glei-
cher Qualität bebaut bei gegebener Produktivität der
landwirtschaftlichen Arbeit, so gäbe es keine Differential-
rente. Die Produktionskosten wären überall gleich, die
Möglichkeit eines Surplusprofits nicht gegeben. Die Nach-
frage nach Bodenprodukten möge nun soweit steigen,
daß neuer Boden. nun von schlechterer Qualität als der
57) a.a.O., 5. 662.
alte, in Bebauung genommen werden muß. Dies geschieht,
wenn die steigende Nachfrage von Marktpreis bis zu dem
Punkt hochgetrieben hat, an dem sich eine Kapitalanlage
auf dem weniger fruchtbaren Boden lohnt. Die hier nöti-
gen, höheren Produktionskosten bestimmen nun den
Marktpreis des Produkts, und alles Kapital, das auf bes-
seren Böden mit geringeren Produktionskosten arbeitet,
erbringt jetzt einen Surplusprofit, der als Rente abge-
schöpft werden kann. Von hier aus kann der Schritt zu
noch schlechterem Boden getan werden usw.
Diesen Verlauf hat Ricardo vorliegen, wenn er erklärt,
Differentialrente könne nur stattfinden bei Fortgang
von besserem zu stets schlechterem Boden. Dabei täuscht
ihn die Erscheinung der fertigen Reihe rententragender
Böden, die immer so aussieht, als sei sie absteigend ent-
standen. Marx weist jedoch nach, daß die Differential-
rente ebensogut hervorgehen kann „durch Fortgang von
besserem zu schlechterem Boden wie umgekehrt von
schlechterem zu besserem oder durch Kreuz- und Quer-
züge in abwechselnder Richtung . . . Je nach ihrer Bil-
dungsweise kann die Differentialrente sich daher auch
bei stationärem, steigendem und selbst fallendem Preis
des Bodenprodukts ausbilden.” 58)
Ganz unabhängig von ihrer Bildungsweise bleibt als ein-
zige Bedingung der Differentialrente die Ungleichheit der
bebauten Bodenarten. „Die Differentialrente entspringt
aus dem für den jedesmal gegebenen Entwicklungs grad
der Kultur gegebenen Unterschied in der natürlichen
Fruchtbarkeit der Bodenart (hier noch abgesehen von der
Lage), also aus dem beschränkten Umfang der besten
Ländereien, und dem Umstand, daß gleiche Kapitale an-
gelegt werden müssen auf ungleiche Bodenarten, die also
für dasselbe Kapital ungleiches Produkt abwerfen.” 59)
Oder anders gesagt, die Differentialrente entspringt, weil
gleiches Produkt auf besseren Böden zu geringeren Kosten
produziert werden kann, jedoch zu einem Marktpreis ver-
kauft wird, den der höchste Produktionspreis auf dem
schlechtesten bebauten Boden reguliert, dessen Produkt
noch zur Befriedigung der Nachfrage gebraucht wird. „Der
Produktionspreis des schlechtesten, keine Rente tragenden
Bodens ist stets der regulierende Marktpreis.” 60)
Daß der schlechteste Boden keine Rente trägt, ist hier nur
angenommen, um das Wesen der Differentialrente klar
herauszustellen. Ob er Rente trägt oder nicht, ist für das
Gesetz der Differentialrente in der Tat belanglos. Wir
kommen jedoch auf diesen Punkt später zurück.
Nachdem das Wesen der Differentialrente aufgeführt ist,
bleibt noch die Höhe des „‚Gesamtrentals” (absolute
58) 3.2.0, SS 671,
59) 22.0.,5.671.
60) a.a.0..5.671
Größe der Rentenmasse) in ihrer Bewegung und die Höhe
und Entwicklung der „Rentrate” zu verfolgen (die Rent-
rate bezeichnet das Verhältnis des Gesamtrentals zum
insgesamt in der betreffenden Sphäre angelegten Kapital).
Dabei zeigt sich als neuer Gesichtspunkt der flächenmä-
ßige Anteil der verschiedenen Bodengüten am gesamten
Kulturland, oder was auf dasselbe hinauskommt, die Ver-
teilung des angewandten Gesamtkapitals auf die Boden-
arten von verschiedener Fruchtbarkeit. 61)
„Es handelt sich nicht nur um die Rente per Acre oder
Hektare überhaupt, um den Unterschied zwischen Pro-
duktionspreis und Marktpreis, oder zwischen individu-
ellem und allgemeinem Produktionspreis per Acre, son-
dern es kommt auch darauf an, wieviel Arcres von jeder
Bodenart in Kultur sind. Die Wichtigkeit betrifft hier
unmittelbar nur die Größe des Rentals, d. h. der Total-
rente der ganzen bebauten Fläche; es dient uns aber
zugleich als Übergang zur Entwicklung des Steigens
der Rate der Rente, obgleich die Preise weder steigen,
noch die Differenz in der relativen Fruchtbarkeit der
Bodenarten bei fallenden Preisen.” 62)
Ohne nun weiter einzugehen auf die Notwendigkeit,
weiteres Land zu bebauen, und auf die Vermittlung die-
ses Zwanges durch die Marktpreise, ergibt sich, daß das
Gesamtrental wächst durch bloße Ausweitung der Kul-
tur, Die Stärke des Wachstums hängt aber davon ab,
auf welche Bodenqualitäten sich die Ausweitung vor-
nehmlich erstreckt. (Dabei bleiben Renthöhe und Rnt-
rate je Bodenart und Flächengröße gleich.)
Bleibt bei der Ausweitung die alte proportionelle Zusam-
mensetzung der Bodengüten erhalten, so wächst das Ren-
tal bei gleicher Rentrate. Die Rentrate steigt jedoch mit,
wenn die Ausweitung sich mehr auf besseren als auf
schlechteren Böden vollzieht. Sie fällt, falls es umgekehrt
geschieht, wobei das Rental absolut immer noch steigen
würde. „Jedenfalls zeigt sich, . . . daß die verhältnismäßige
Höhe der Durchschnittsrente per Acre und die Durch-
schnittsrentrate oder das Verhältnis des Gesamtrentals zu
dem im Boden angelegten Gesamtkapital steigen oder fal-
len kann bei gleichbleibenden Preisen, gleichbleibender
Rente per Acre, resp. Rentrate für das per Acre angelegte
Kapital in jeder wirklich Rente tragenden Bodenklasse,
resp. für alles wirklich Rente tragende Kapital, durch
bloße extensive Ausdehnung der Kultur.” 63)
Man kann sich diese zusätzlichen Kapitalanlagen auf neu
bebauten Böden so vorstellen, daß gleichzeitig in ver-
schiedenen Ländern verschieden viel Boden bestimmter
Oder variierender Gütezusammensetzung bebaut wird,
oder auch so, daß in einem Land in zeitlicher Abfolge
diese verschiedenen Stufen durchlaufen werden. Man
kann sich aber auch vorstellen, daß zusätzliche Kapital-
61) Vgl. a.a.O., S. 679.
62) a.a.0., 5. 674.
63)-4.2.0.S.680.
anlagen zeitlich nacheinander auf dem schon in Bebau-
ung befindlichen Boden vorgenommen werden. An den
Prinzipien der Rentenbildung und -bewegung, wie sie an
der Extensivierung des Anbaus dargestellt wurden, än-
dert sich mit der Intensivierung nichts. Jedoch entwickeln
sich einige Besonderheiten, die in der zweiten Form der
Differentialrente näher charakterisiert werden.
Die zweite Form der Differentialrente (Differentialrente II)
Wir haben verfolgt, wie sich Surplusprofite bilden durch An-
lage von Kapital auf Ländereien verschiedener Fruchtbar-
keit und Lage (Diff.-Rente I), und werden nun sehen, wie
sie aus der Differentialproduktivität mehrerer Kapitalanla-
gen auf dem gleichen Bodenstück fließen können (Diff.-
Rente I1). Die beiden Formen sind ihrem Wesen nach
gleich, doch setzt die zweite Form die erste voraus, sowohl
im historischen Ablauf als auch zu jedem beliebigen Zeit-
punkt.
Zu jedem Zeitpunkt bleiben nämlich die unterschiedlichen
Bodengüten auch bei unterschiedlicher Höhe der Kapitalan-
lagen erhalten. Denn mit diesen Unterschieden würde die
Möglichkeit der Differentialrente überhaupt wegfallen.
Gleichzeitig werden also nebeneinander Böden verschiede-
ner Güte bebaut, so daß zusätzliche Kapitalanlagen die
Möglichkeiten zu Profit und Surplusprofit mehrfach nut-
zen können.
Historisch gesehen hat die vorkapitalistische Produktions-
weise die Ausweitung der Landwirtschaft meist extensiv
betrieben. Es wurden neue Böden in Kultur genommen,
während der Aufwand für die Produktion pro Bodenfläche
überall gleich war und sich auch gleichmäßig verschob:
„Die kapitalistische Produktionsweise geht aus von frühe-
ren Produktionsweisen, worin die Produktionsmittel tat-
sächlich oder rechtlich das Eigentum des Bebauers selbst
sind, mit einem Wort, vom handwerklichen Betrieb der
Agrikultur. Der Natur der Sache nach entwickelt sich aus
dieser erst allmählich die Konzentration der Produktions-
mittel und ihre Verwandlung in Kapital gegenüber den in
Lohnarbeiter verwandelten unmittelbaren Produzenten.
... Es liegt ferner in den Naturgesetzen des Feldbaus, daß
bei einer gewissen Höhe der Kultur und der ihr entspre-
chenden Erschöpfung des Bodens das Kapital, hier zugleich
im Sinne schon produzierter Produktionsmittel, das ent-
scheidende Element der Bodenkultur wird.” 64)
Mit der Entwicklung der Produktivkräfte treten zur Ver-
schiedenheit der Fruchtbarkeit die Unterschiede in der
Verteilung des Kapitals unter den Pächtern. Hier, wie in
jedem andern Geschäftszweig, stellt sich ein Minimum an
Kapitalausstattung ein, das mit dem Fortschreiten der ka-
pitalistischen Wirtschaft ansteigt. Nur mit diesem Mini-
mum ist es möglich, ein Geschäft ohne Verlust zu betrei-
ben; die Masse muß deshalb über ein das Minimum über-
schreitendes normales Durchschnittsmaß an Kapital ver-
fügen, um den Durchschnittsprofit zu erhalten. Diejeni-
64)  a.a.0., 5. 688.
solange abgeworfen, bis die intensivere Bebauung zur all-
gemeinen wird und den Marktpreis reguliert. 66) Die
Größe des Surplusprofits wird nun auch von der Größe
des angelegten Kapitals mitbestimmt. Deshalb hat der
Grundeigentümer ein Interesse daran, einen Pächter zu
finden, der über genügend Kapital verfügt, um die Bebau-
ung intensiv durchzuführen. .
Bei der Differentialrente II tritt ein Moment hinzu, das
sich bei der Differentialrente I nicht entwickeln konnte.
Dort waren Differentialfruchtbarkeiten sofort an der
Menge der erzeugten Produkte zu erkennen. Bei zuschüs-
sigen Kapitalanlagen lösen sich jedoch die Ergebnisse
jedes Kapitalquantums in einem Durchschnitt auf, wo-
tin die Wirkungen der einzelnen Teilaniagen nicht mehr
unterscheidbar sind, Es bildet sich eine neue individuelle
Durchschnittsproduktivität, die jetzt die Höhe des Sur-
plusprofits beeinflußt.
Für die Bildung des Surplusprofits macht dies keinen Un-
terschied, wohl aber für seine Verwandlung in Grundrente.
Denn der Surplusprofit zuschüssiger Kapitalanlagen ist
nicht so einfach nachzuweisen und wird schnell zum
Zankapfel zwischen Pächter und Grundeigentümer. Hi-
storisch bildet sich das Geschäft des Taxators, der die
Rente „berechnete” bzw. schätzte; heute erfüllen diese
Funktion vielfach die Gutachterausschüsse.
Die möglichen Fälle und Varianten der Differentialrente II
werden nun in den Kapiteln 41 bis 43 des 3. Bandes des
„Kapital‘“ ausführlich behandelt. Dabei können zuschüssige
Kapitalanlagen unter der Bedingung gleichbleibender,
fallender und steigender Produktionspreise betrachtet wer-
den. In jedem dieser drei Fälle sind noch drei Varianten
denkbar, je nachdem, ob die zuschüssigen Anlagen im
Vergleich zu den bestehenden proportional, über- oder
unterproportional steigende Produktenmengen hervor-
bringen.
Das Ergebnis der untersuchten Fälle und nre Varanten
läßt sich wie folgt zusammenfassen: Zuschüssige Kapital-
anlagen haben je nach regulierendem Produktionspreis
und je nach Produktivitätsentwicklung unterschiedlich
stark steigende Surplusprofite zur Folge. Lediglich wenn
die Produktion auf den schlechtesten Böden eingestellt
wird, der Marktpreis also fällt, besteht die Möglichkeit,
daß Surplusprofit und Rente auch absolut fallen.
Solange die zuschüssigen Kapitalanlagen mit gleichblei-
bender fallender oder steigender Surplusproduktivität an-
gen Produzenten, die über mehr Kapital verfügen, können
bestimmte vorteilhaftere Produktionsmethoden anwenden,
die erst von einem hohen Kapitalvorschuß an möglich
sind, dann aber überproportional steigende Produkten-
mengen hervorbringen. Der individuelle Produktionspreis
steht hier entsprechend niedrig. 65) Surplusprofit wird
65) Vgl. a.a.O., S. 702, Freisetzung von Kapital.
66) Veg!.a.a.O., 5. 716.
gelegt werden, wächst die Rente, wenn auch nicht unbe-
dingt im Verhältnis zum vorgeschossenen Kapital. Die
Grenze bildet diejenige Anlage, die nur noch den Durch-
schnittsprofit abwirft, für deren Produkt also der indivi-
duelle mit dem allgemeinen Produktionspreis zusammen.
fällt.
In jedem Fall aber schuldet die Differentialrente IT ihr
Entstehen und ihr Ansteigen der Entwicklung der Pro-
duktivkräfte in der Landwirtschaft. Deutlicher als sonst
zeigt sich hier, wie der Fortschritt der Produktion dem
Grundeigentum die Möglichkeit gibt, sich in stets größe
rem Maße an ihr zu bereichern, ohne daß es irgendeine
unmittelbare Funktion in ihr erfüllt.
Differentialrente auch auf dem schlechtesten Boden
Die Darstellung der Differentialrente ging davon aus, daß
der schlechteste Boden (Boden A) keine Rente zahlt, da
auf ihm der individuelle Produktionspreis mit dem wirk-
lichen, marktregulierenden Produktionspreis zusammen-
fällt, die Produktion auf diesem Boden also die Basis bil-
det für die Bestimmung der Surplusprofite auf besseren
Böden. Ob diese Annahme nun richtig ist oder nicht, än-
dert überhaupt nichts an dem Gesetz der Differentialrente;
denn das Gesetz benötigt nur die Basis eines marktregulie-
renden Produktionspreises, ihm ist es aber gleichgültig,
welche Bestandteile den Preis bilden und ob er tatsächlich
auf dem schlechtesten Boden sich gebildet hat.
„Sobald durch sukzessive Kapitalanlage die Differential-
rente II in Wirksamkeit tritt, können die Grenzen des
steigenden Produktionspreises durch besseren Boden regu-
liert sein, und der schlechteste Boden, die Basis der Diffe-
rentialrente I. kann dann ebenfalls Rente tragen.“ 67)
Marx unterscheidet hier drei Möglichkeiten, denen eines
gemeinsam ist: Die steigende Nachfrage nach Bodenpro-
dukten erfordert zusätzliche Kapitalanlage, die jedoch nur
auf den schlechteren oder den schlechtesten Böden statt-
finden kann. Sie erbringt nun nicht die gleiche Menge Pro-
dukt wie die ursprüngliche; auf einem Stück Boden existie-
ren also zwei Kapitalanlagen mit unterschiedlichen Produk-
tionspreisen. Gleichen sich die beiden aus, nachdem der
Markt gesättigt ist, so ergibt sich ein Durchschnittspreis
als neue Basis der Differentialrente. Tun sie es aber nicht,
so bleibt der jeweils höhere Produktionspreis der einen Ka-
pitalanlage marktregulierend, während dann auf dem glei-
chen Bodenstück die Anlage mit niedrigerem Produktions-
preis beständig einen Surplusprofit abwirft
„In diesem Fall wäre es . . . die Verwandlung des Surplus-
profits in Grundrente, d. h. das Dazwischentreten des
Grundeigentümers, welches den Produktionspreis erhöhen
würde, statt daß die Differentialrente bloß Folge der Diffe-
renz zwischen individuellem und allgemeinem Produktions-
preis wäre . . . Es (das Grundeigentum, d. Verf.) würde also
einen höheren Produktionspreis als den nötigen aufrecht-
halten und dadurch Rente schaffen.” 69)
Zwar ist dieser Eingriff von seltenen und ausnahmsweisen
Bedingungen abhängig, doch zeigt er eines ganz deutlich:
Das eigentliche Gesetz der Differentialrente als Gesetz des
Surplusprofits aus Vorzügen bodengebundener Produktions-
bedingungen ist zwar völlig unabhängig von einem Grund-
eigentum; die Verwandlung des Surplusprofits in Grundrente
dagegen setzt die Existenz des Grundeigentums voraus.
Kann es nun schon innerhalb der Differentialrente punk-
tuell seine eigenständige Macht entfalten, so fragt es sich,
ob es nicht auch dort durchweg Rente beansprucht, wo
eine Differentialrente nicht mehr gezahlt werden kann.
Denn, schreibt Marx, „das Monopol des Grundeigentums,
das Grundeigentum als Schranke des Kapitals, ist aber vor-
ausgesetzt in der Differentialrente, denn ohne dasselbe würde
der Surplusprofit sich nicht in Grundrente verwandeln
und nicht dem Grundeigentümer statt dem Pächter zufal-
len, Und das Grundeigentum als Schranke bleibt fortbe-
stehen, auch da, wo die Rente als Differentialrente fort-
fällt. d. h. auf der Bodenart A.” 70)
Mit anderen Worten: Gerade wenn wir die Grundrente
vom Fall der Differentialrente ausgehend untersuchen,
ergibt sich die logische Voraussetzung, die wir zunächst
machen, nämlich daß der schlechteste Boden keine Rente
zahlt (d. h. wir können in diesem Fall von der Existenz
des Grundeigentums abstrahieren), als gleichzeitige 10-
gisch-empirische Unmöglichkeit, da wir die Existenz des
Grundeigentums voraussetzen und zugleich leugnen.
Betrachten wir die Fälle, wo in einem Lande kapitalisti-
scher Produktion Kapitalanlage auf Grund und Boden
ohne Zahlung von Rente stattfinden kann, so werden wir
finden, daß sie alle eine faktische, wenn auch nicht juristi-
sche Aufhebung des Grundeigentums einschließen, eine
Aufhebung, die aber nur unter ganz bestimmten und ih-
rer Natur nach zufälligen Umständen stattfinden kann. 71)
Die politische Ökonomie befaßt sich freilich — wie jede
Wissenschaft — mit dem Zufall nur, soweit er sich als Ge-
setz formulieren läßt. Da dies hier nicht möglich ist, müs-
sen wir also voraussetzen, daß in der Regel auch der
schlechteste Boden eine Rente abwirft, weil ihn das
Grundeigentum sonst nicht zur Bebauung freigeben würde.
Das letztere ist nur der Fall, sobald der Grundbesitzer Zeit
gewinnt, den Surplusprofit, der bis zur Befriedigung der
Nachfrage gemacht wurde, als Rente zu fixieren. 68)
67) a.a.O., S. 748.
68) MVel.a.a.0.,5. 751 f
69) a.a.O., S. 752.
70) a.a.0., 5. 759.
71) Vel.a.a.O.,S. 765.
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Nachdem wir aber gesehen haben, daß als einzige Form
der Rente die Differentialrente entwickelten, kapitalisti-
schen Verhältnissen voll entspricht, stellt sich nun das
Problem, ökonomisch formuliert, folgendermaßen:
„Es handelt sich darum, ob die Rente, die der schlech-
teste Boden zahlt, in den Preis seines Produkts, der der
Voraussetzung nach den allgemeinen Marktpreis reguliert
in derselben Weise eingeht, wie eine Steuer in den Preis
der Ware, auf die sie gelegt ist, d. h. als ein von ihrem
Werte unabhängiges Element.” 72)
Diese Frage ergibt sich auf der Grundlage des nicht be-
griffenen Unterschieds zwischen Produktionspreis und
Wert. Wenn man von der Tatsache des notwendigen
(realen, nicht nur begrifflichen) Unterschieds zwischen
diesen beiden Größen ausgehen, löst sich das Problem von
selbst.
III. DIE ABSOLUTE RENTE
Wir haben gesehen, wie Ricardo, ausgehend von der Auf-
fassung, daß die kapitalistische Konkurrenz den Verkauf
der Waren zu ihrem Wert hervorbringe, zu dem Ergebnis
kommen muß, daß der schlechteste in Bebauung befind-
liche Boden keine Rente tragen kann. Wurden, wie Ricardo
meint, die Waren zu ihren Werten verkauft, zu Preisen
also, die nach der Ricardoschen Konstruktion den Durch-
schnittspreisen (Kostpreis plus Durchschnittsprofit) ent-
sprechen, so könnte der Pächter aus dem Verkauf der Ware
keine Grundrente mehr zahlen, wenn er sein eingesetztes
Kapital durchschnittlich verwerten will. Zahlung von Pacht
auf schlechtestem Boden ist nur aus Abzug vom Lohn, Ab-
zug vom Durchschnittsprofit oder aus Verkauf der Waren
über ihrem Werkterklärbar, also jedesmal aus Verletzung
des Wertgesetzes.
Mit der Marxschen Ableitung der Durchschnittsprofitrate
und des Produktionspreises ist das Ricardosche Dogma
der Übereinstimmung von Wert und Produktionspreis ge-
fallen. Die Konkurrenz, d. h. der freie Fluß der Kapitale
zwischen den Produktionsbereichen, bewirkt, daß die
Waren nicht zu Preisen, die ihrem Wert entsprechen, ver-
kauft werden, so daß der in ihnen individuell enthaltene
Mehrwert realisiert wird, sondern zu Produktionspreisen
(als neuem Oszillationszentrum der Marktpreise) 73);
jedes Kapital realisiert jetzt Mehrwert im Verhältnis zu
seiner anteiligen Größe am gesellschaftlichen Gesamtka-
pital. Damit existieren drei Klassen von Waren, konstitu-
iert durch das jeweilige Verhältnis von Wert und Produk-
tionspreis:
a) Wert der Ware
b) Wert der Ware







Vgl. a.a.O., 9. Kapitel, S. 164 ff. und den Abschnitt:
Ausgleich der Profitraten und Produktionspreise in
U. Foederrenther u.a., Gesamtwirtschaftliche Grund-
begriffe, in Mehrwert, Heft 1. Erlangen 1972. 5. 59 ff.
Welcher dieser Klassen eine Ware angehört, hängt ab von
der Stellung der durchschnittlich technisch-wertmäßigen
Zusammensetzung der Produktionssphäre zum Durch-
schnitt der Zusammensetzungen aller Sphären, zur Zusam-
mensetzung des Durchschnittskapitals. Die Waren der
Klasse c) werden produziert von Kapitalen unterdurch-
schnittlicher organischer Zusammensetzung; der gleiche
Kapitalvorschuß bringt hier bei gleicher Mehrwertrate
höheren Mehrwert hervor, als sich im Produktionspreis
der Ware realisiert; der Überschuß geht ein in den Ausgleich
der Profitrate.
Bis auf drei Fälle, in denen das Grundeigentum faktisch,
wenn auch nicht juristisch aufgehoben wird (bei Identität
von Eigentümer und Pächter; bei Bebauung eines Grund-
stücks schlechtester Qualität als Teil eines auf einmal ver-
pachteten Bodenareals besserer Qualität; bei zusätzlichen
Investitionen des Pächters auf bereits bebautem Boden,
die nur Durchschnittsprofit abwerfen), ist es offensichtlich,
daß Bebauung schlechteren Bodens vom Eigentümer nur
zugelassen wird, wenn der Marktpreis so hoch steht, dais
der Pächter aus dem Verkauf des Bodenprodukts eine
Rente zahlen kann. Wenn die schlechteste Bodenart, die
keine Differentialrente abwirft, „nicht bebaut werden
kann — obgleich ihre Bebauung den Produktionspreis ab-
werfen würde —, bis sie einen Überschuß über diesen Pro-
duktionspreis, eine Rente abwirft, so ist das Grundeigen-
tum der schöpferische Grund dieser Preissteigerung.
Das Grundeigentum selbst hat Rente
erzeugt” 74). Das Grundeigentum hat die Macht,
„seinen Boden so lange der Exploitation zu entziehen, bis
die ökonomischen Verhältnisse eine Verwertung desselben
erlauben.” 75)
Die Frage, ob der Preis des Produkts des schlechtesten Bo-
dens dann, wenn Rente gezahlt wird (die keine Differential-
rente sein kann), notwendig ein Monopolpreis sein
muß oder ein Preis, in den die Rente nach Art der indirek-
ten Steuern, also unabhängig vom Wert der Waren, eingeht,
diese Frage beantwortet sich nach der obigen Entwicklung
des Produktionspreises von selbst. Es gibt, wie wir gesehen
haben, eine Klasse von Waren, nämlich die von Kapitalen
mit unterdurchschnittlicher Zusammensetzung produzierten,
die mehr immanenten Mehrwert enthalten, als ihr Produk-
tionspreis realisiert; die also den Durchschnittsprofit und
eine Rente abwerfen können, ohne daß sie über ihrem Wert
verkauft werden müßten.
„Es handelt sich nicht mehr darum zu erklären, wie es
kommt, daß der Preis einer Ware außer Profit auch noch
Rente abwirft, also scheinbar das allgemeine Ge-
setz der Werte verlezt und durch Erheben ihres Preises
über ihten immanenten Mehrwert mehr
als die allgemeine Profitrate fürein
Kapital von gegebener Größe abwirft, sondern vielmehr
wie es kommt. daß diese Ware, in der Ausgleichung der
74) a.a.0., 5. 763.
75) 2a.a.0.,5. 765.
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Waren zu Durchschnittspreisen, nicht so viel von ihrem
immanenten Mehrwert an andere Waren ab-
zugeben hat, daß sie nur den Durchschnitts-
profit abwirft, sondern auch noch einen Teil ihres
eigenen Mehrwerts realisiert, der ein Surplus über
dem Durchschnittsprofit bildet, so daß es daher möglich.
daß ein Farmer, der Kapital in dieser Produktionssphäre
anlegt, die Ware zu solchen Preisen verkauft, daß sie
ihm den gewöhnlichen Profit abwirft und ihn zugleich
befähigt, den realisierten Überschuß des Mehrwerts der
Ware über diesen Profit hinaus an eine dritte Person
den Landlord. zu zahlen.” 76)
Soll die Rente, die auf den schlechtesten landwirtschaft-
lichen Böden gezahlt wird, in diese Kategorie fallen, so
muß unterstellt werden, daß die organische Zusammen-
setzung des Agrakapitals unterdurchschnittlich ist; nur
unter dieser Voraussetzung kann der Wert über dem Pro-
duktionspreis stehen.
„Ob in einem bestimmten Lande kapitalistischer Produk-
tion, in England z. B., die Zusammensetzung des agrikolen
Kapitals niedriger ist als die des gesellschaftlichen Durch-
schnittskapitals, ist eine Frage, die nur statistisch zu ent-
scheiden ist, und worauf es für unsern Zweck überflüssig,
im Detail einzugehn, (. . .) Es genügt also für die Form der
Rente, die wir hier untersuchen und die nur unter dieser
Annahme stattfinden kann, die Annahme zu machen. Wo
die Hypothese wegfällt, fällt auch die ihr entsprechende
Form der Rente weg.” 77)
Die einfache Existenz des Überschusses des Wertes über
den Produktionspreis reicht aber nicht aus, die wirkliche
Zahlung der Rente zu erklären. Dieser Wertüberschuß
mag bei einer Reihe von Manufakturwaren, wie Marx
meint, existieren, ohne daß deshalb ein höherer Mehr-
wert realisiert werden kann, als im Produktionspreis ent:
halten ist. Das Kapital muß auf eine fremde Macht sto-
ßen, „die es nur teilweise oder gar nicht überwinden
kann und die seine Anlage in besonderen Produktions-
sphären beschränkt, sie nur unter Bedingungen zuläßt,
welche jene allgemeine Ausgleichung des Mehrwerts zum
Durchschnittsprofit ganz oder teilweise ausschließen.” 78)
Eben diese Schranke der freien Anlage von Kapital bil-
det das Grundeigentum, das die Nutzung des Bodens
erst zuläßt, wenn Rente gezahlt wird; und diese Rente
kann unter den Eingangsvoraussetzungen nur gezahlt
werden, wenn der Preis der Produkte über dem Produk-
tionspreis steht. „Ob diese absolute Rente aber gleich
dem ganzen Überschuß des Werts über den Produktions-
preis oder nur gleich einem Teil desselben, die Agrikultur-
produkte würden immer zu einem Monopolpreis verkauft,
nicht weil ihr Preis über ihrem Wert. sondern weil er
76) MEW 26.2.,a.a.O0.,5. 31.
77) MEWZ2S5,a.a.O., 5.768 f.
78) a.a.0.. 5.770.
gleich ihrem Wert oder weil er unter ihrem Wert, aber
über ihrem Produktionspreis stände, Ihr Monopol be-
stände darin, nicht wie andre Industrieprodukte, deren
Wert über dem allgemeinen Produktionspreis steht, zum
Produktionspreis nivelliert zu werden.” 79) Daß der Über-
schuß des Werts der Landbauprodukte über ihren Produk-
tionspreis zu einem „bestimmenden Moment” ihres Markt-
wertes werden kann, ist also eine Folge des Monopols des
Grundeigentums; nicht die Verteuerung des Produkts ruft
die Rente (oder die Möglichkeit der Rente) hervor, sondern
die Rente ist die Ursache ihrer Verteuerung.
„Obgleich das Grundeigentum den Preis der Bodenprodukte
über ihren Produktionspreis hinaustreiben kann, hängt es
nicht von ihm, sondern von der allgemeinen Marktlage ab,
wie weit der Marktpreis über den Produktionspreis hinaus
sich dem Wert annähert ( . . .). Auf jeden Fall ist diese ab-
solute, als dem Überschuß des Werts über den Produktions-
preis entspringende Rente bloß ein Teil des agrikolen Mehr-
werts, Verwandlung dieses Mehrwerts in Rente, Abfangung
desselben durch den Grundeigentümer; ganz wie die Diffe-
rentialrente entspringt aus Verwandlung von Surplusprofit
in Rente, Abfangung desselben durch das Grundeigentum,
bei allgemein regulierenden Produktionspreis. Diese beiden
Formen der Rente sind die einzig normalen.” 80) Diese so
abgeleitet, von der unterdurchschnittlichen organischen
Zusammensetzung des agrarischen Kapitals abhängige
Rente, die nicht Differentialrente ist und gleichzeitig we-
der aus Abzug vom Lohn des Landarbeiters oder vom
Durchschnittsprofit gezahlt wird noch voraussetzt, daß der
Preis der Ware über ihren Wert steigen muß, um Rente ab-
zuwerfen.
Die Einwände, die z. B. Hofmann in den „Sozialökonomi-
schen Studientexten” 81) gegen die „Theorie der absoluten
Rente” erhebt, werden hinfällig, wenn man sich diese Be-
deutung innerhalb des Gesamtaufbaus des, Kapital” verge-
genwärtigt. Es geht überhaupt nicht darum, wie Hofmann
meift, eine Hypothese als „bewiesen” oder „einzig mög-
liche” zu belegen. In der Tat reflektiert Marx das tatsäch-
liche Verhältnis der organischen Zusammensetzung der
Agrikultur- und Industriekapitale an mehreren Stellen 82)
Wir haben gesehen, daß eine Beschreibung der wirklichen
Verhältnisse nicht Marx‘Absicht war. Eine solche Beschrei-
bung hätte statistische Untersuchungen vorausgesetzt, läßt
aber im übrigen Marx Ableitung gänzlich unberührt. „Das
einzige, wasich theoretisch zu beweisen habe, ist
die Möglichkeit der absoluten Rente, ohne das Ge-
setz des Werts zu verletzen.” 83) ‚Jedenfalls steht theore-
79) a.a.0.,5. 771.
80) a.a.0.,5.772.
81) Vgl. W. Hofmann, Einkommenstheorie, in Sozialökono-
mische Studientexte, Bd. 2, Göttingen 1965, S. 145. f.
82) Vgl. MEW 26.2, a.a.O., S. 12 f. und S. 103 f.
83) K. Marx, Brief an Engels v. 9.8.1862, MEW 30, S. 274,
hier zit, nach K. Marx/F. Engels, Briefe über das „Kapital’””.
Berlin, DDR 1954.5S. 111.
tisch das fest, daß nur unter dieser Voraussetzung der Wert
der Agrikulturprodukte über ihrem Produktionspreis
stehen kann. (...) Es genügt also für die Form derRente,
die wir hier untersuchen, und die nur unter dieser Annahme
stattfinden kann, die Annahme zu machen.” 84)
„Wäre die Durchschnittszusammensetzung des agrikolen
Kapitals dieselbe oder höher als die des gesellschaftlichen
Durchschnittskapitals, so fiele die absolute Rente, immer
in dem entwickelten Sinn, fort; d. h. die Rente, die ebenso
von der Differentialrente wie von der auf eigentlichem
Monopolpreis beruhenden Rente verschieden ist.” 85)
„Das Wesen der absoluten Rente besteht also darin: gleich
große Kapitale in verschiedenen Produktionssphären pro-
duzieren, je nach ihrer verschienen Durchschnittszusam-
mensetzung, bei gleicher Rate des Mehrwerts oder gleicher
Exploitation der Arbeit, verschiedne Massen von Mehrwert
In der Industrie gleichen sich diese verschiednen Massen
von Mehrwert zum Durchschnittsprofit aus und verteilen
sich auf die einzelnen Kapitale gleichmäßig als auf aliquote
Teile des Gesellschaftskapitals. Das Grundeigentum, so-
bald die Produktion Grund und Boden braucht, sei es
zur Agrikultur, sei es zur Extraktion von Rohstoffen, hin-
dert diese Ausgleichung für die im Boden angelegten Kapi-
tale und fängt einen Teil des Mehrwerts ab, der sonst in
die Ausgleichung zur allgemeinen Profitrate eingehn würde.
Die Rente bildet dann einen Teil des Werts, spezieller des
Mehrwerts, der nur statt der Kapitalistenklasse, die ihn aus
den Arbeitern extrahiert hat, den Grundeigentümers zu-
fällt. die ihn aus den Kapitalisten extrahieren.” 86)
Die Schranke, die das Grundeigentum für die Kapitalanlage
bildet, hört natürlich nicht auf am Rande der Äcker oder
mit der Ausgleichung der Entwicklungshöhe zwischen
Landwirtschaft und Industrie. Treibt die absolute Rente
den Marktwert der Agrikulturprodukte auf ein monopoli-
stisches Niveau zwischen Produktionspreis und Wert, des-
sen bestimmte Höhe abhängt vom Stand der Marktver-
hältnisse, so kann die Macht des Grundeigentums bei den
anderen zwei Klassen von Waren bewirken, daß die Rente
eingeht in den Preis als ein Bestandteil, der vom Wert der
Ware genauso unabhängig ist wie eine indirekte Steuer.
Die „absolute Rente” senkt die Durchschnittsprofitrate
des Kapitals dadurch, daß sie Mehrwert abschöpft, der in
der Sphäre der Agrikultur, die an der Ausgleichung der
Profitrate nicht oder nur teilweise teilnimmt, geschaffen
wurde, Die hier betrachtete Rente, die aus eigentlichem
Monopolpreis fließt, schöpft Mehrwert aus anderen Pro-
duktionssphären ab, wenn auch mit der gleichen Wirkung
auf den Durchschnittsprofit. Abgesehen von den genannten
Fällen, in denen sich das Grundeigentum faktisch aufhebt,
hat dieser Zuschlag auf den Preis seine ökonomischen
Schranken: die obere ist, bei jeder Art von Produkten,
84) MEW 25, a.a.O., 5. 768 f.
85) 28a.a.0.,5.773(f.
86) a.a.0..5.779.
bestimmt durch die Konkurrenz der Grundeigentümer
untereinander, das Bedürfnis und die Zahlungsfähigkeit
der Konsumenten und die Möglichkeit zuschüssiger Ka-
pitalanlage auf bereits genutztem Boden; die untere
durch die Renthöhe auf konkurrierendem Boden, letzt-
lich also durch die agrarische Rente.
IV. DER MONOPOLCHARAKTER DER RENTEN
UND DIE RENTE AUS EIGENTLICHEM
MONOPOLPREIS
Innerhalb der Ableitung der verschiedenen Formen der
Grundrente verwendet Marx wiederholt den Begriff des
Monopols. Der gleiche Terminus, den Marx verwendet,
taucht in der Sekundärliteratur 87) im Zusammenhang
mit der Grundrente auf, Da die Bedeutungen, für die
dieser Terminus steht, offensichtlich verschiedenartig
sind, erscheinen uns einige Bemerkungen zum Monopol-
charakter der Grundrenten, zu ihrem Einfluß auf die
Verteilung des gesellschaftlichen Mehrwerts und die
Preisbildung der Waren angebracht.
Der Begriff des Monopols kennzeichnet zuerst und all-
gemein die alleinige oder überwiegende Verfügungsge-
walt einer einzelnen Person, einer Gruppe oder einer
ganzen Klasse über Bedingungen, die in dem Prozeß der
gesellschaftlichen Produktion einen Machtfaktor dar-
stellt. In diesem allgemeinen Sinne fungiert der Begriff
zum Beispiel als das Monopol des privaten Eigentums
an Produktionsmitteln, ein ausgesprochenes Klassen-
monopol, ein konstituierendes Moment der kapitalisti-
schen Produktionsweise, die nur existiert, wenn sich die-
sem Monopol gegenüber die Klasse der freien Lohnarbeite:
befindet, die von aller Verfügung über Produktionsmittel
entblößt ist.
Der Begriff des Monopols wird modifiziert und spezifiziert,
wenn wir uns den ökonomischen Auswirkungen von Mono-
polen auf der Basis der kapitalistischen Produk-
tionsweise zuwenden. Das oben benannte Monopol des Pri-
vateigentums an Produktionsmitteln bleibt also immer
Grundlage der folgenden Betrachtung, da es ja praktisch
synonym ist mit dieser historischen Produktionsweise, also
Grundlage der Konkurrenz ebenso wie der folgenden spe-
ziellen Formen von Monopvolen.
Monopole innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise
sind gekennzeichnet durch die ökonomische Macht, die
Konkurrenz der Käpitale zu behindern, einzuschränken
oder gar auszuschalten mit dem Ziel bzw. der Wirkung, daß
der Preis der Waren, die das Monopol produziert, einen
höheren Mehrwert realisiert, als in seinem Produktionspreis
als Zentrum der Marktpreise enthalten ist.
87) Vgl. z. B. W. S. Wygodski, Die Geschichte einer großen
Enteckung, Berlin, DDR 1967
Wir haben gesehen,wie Marx den Preis der Waren, den er
den „Eigentlichen Monopolpreis” nennt, methodisch aus
seiner Untersuchung ausschließt. Grundrente, die aus die-
sem Preis gezahlt wird, gehört nicht zu den „normalen For-
men”, Der „eigentliche Monopolpreis” ist ein Preis, der be-
liebig weit vom Wert und, auf entwickelter kapitalistischer
Grundlage, vom Produktionspreis abweicht; nur von der
Höhe des zahlungsfähigen Bedürfnisses, also vom Stand von
Angebot und Nachfrage hängt seine Entwicklung ab. Aus
diesem Grund nennt Wygodski diesen „eigentlichen Mono-
polpreis” auch „Marktmonopolpreis”. Der überdurchschnitt-
liche Profit oder, in verwandelter Form, die Grundrente,
die dieser Preis abwirft, resultiert aus der Übertragung eines
Teiles des immanenten Mehrwerts.der Waren, gegen die sich
die monopolisierten Waren austauschen, in die Tasche des
Monopolisten. Marx gibt als Beispiel für einen solchen „ei-
gentlichen Monopolpreis” den Preis einer exklusiven Wein-
sorte, die nur auf einer begrenzten Lage wächst, also nur in
begrenzter Quantität hergestellt werden kann. In diesem
Fall schafft der Monopolpreis die Rente: der überdurch-
schnittliche Profit verwandelt sich in Rente und fällt dem
Grundeigentümer der Lage zu.
„Man muß unterscheiden, ob die Rente aus einem Monopol-
preis fließt, weil ein von ihr unabhängiger Monopolpreis der
Produkte oder des Bodens selbst existiert, oder ob die Pro-
dukte zu einem Monopolpreis verkauft werden, weil eine
Rente existiert. Wenn wir von einem Monopolpreis sprechen.
so meinen wir überhaupt einen Preis, der nur durch Kauflust
und Zahlungsfähigkeit der Käufer bestimmt ist, unabhängig
von dem durch den allgemeinen Produktionspreis wie von
dem durch den Wert der Produkte bestimmten Preis.” 88)
Wie sieht im Gegensatz zu dieser „eigentlichen Monopolrente”
die dem „eigentlichen Monopolpreis” entspringt, der Mono-
polcharakter der beiden „normalen Formen der Grundrente”
aus?
a) absolute Rente
Es ist vollständig normal, daß gleiche Kapitalvorschüsse
in verschiedenen Sphären der Produktion ungleiche Mas-
sen von Mehrwert produzieren. Alle anderen Bedingun-
gen gleichgesetzt (diese Voraussetzung gilt hier durch-
weg), ist die Masse des Mehrwerts nur abhängig von der
durchschnittlichen organischen Zusammensetzung der
Sphäre, Die Konkurrenz der Kapitale bewirkt, wie schon
mehrfach behandelt, daß alle Kapitale mit Profit bedacht
werden, gemäß ihrem Anteil am gesellschaftlichen Ge-
samtkapital, also die gleiche Rate des Profits erreichen.
In diese Konkurrenze greift das private Grundeigentum
da ein, wo es den alleinigen Besitz einer entscheidenden
Produktionsbedingung geltend machen kann. Es kann
dies in der Agrikultur; es verhindert historisch vom Be-
ginn der Entwicklung des Kapitalismus an, daß die Werte
als Oszillationszentrum der Marktpreise von den Produk-
88) MEW 235, a.a.0)., S. 783.
tionspreisen abgelöst werden, indem es mittels des Mono-
pols des Grundeigentums den Pächtern nur den durch-
schnittlichen Profit zugesteht und Neuanlage von Kapi-
tal auf bisher nicht bebauten Böden nur zuläßt, wenn
seine Forderungen erfüllt werden.
Das Grundeigentum reißt den Teil des immanenten Mehr-
werts der Agrikultur an sich, der ohne seine Existenz in
den großen Topf des gesamtgesellschaftlichen Mehrwerts
zur allgemeinen Verteilung eingegangen wäre. Ohne die
Existenz des privaten Grundeigentums würde also die
Durchschnittsprofitrate und damit der Preis der Indu-
strieprodukte höher, der Preis der Agrikulturprodukte
niedriger sein. Die absolute Rente hat, da sie aus einem
Surplusprofit entspringt, der ohne die Existenz des pri-
vaten Grundeigentums nicht in dieser fixierten Form
bestehen würde, feudalen Charakter; die Nationalisierung
ist darum die konsequenteste Maßnahme des bürgerlichen
Staates in Bezug auf den Boden.
Man kann folgende Frage stellen, und Marx stellt sie
selbst: „Wenn das Grundeigentum die Macht gibt, daß
das Produkt über seinem Kostpreis (lies, Produktions-
preis, d, Verf.) zu seinem Wert verkauft wird, warum gibt
es nicht ebensogut die Macht, daß es über seinem Wert,
also zu einem beliebigen Monopolpreis, verkauft wird? ”
Er antwortet: „Das Grundeigentum (kann) nur so weit
die Aktion der Kapitalien, ihre Konkurrenz, affizieren
und paralysieren, als die Konkurrenz der Kapitalien die
Bestimmung der Werte der Waren modifiziert. Die Ver-
wandlung der Werte der Waren in Kostenpreise ist nur
Folge und Resultat der kapitalistischen Produktion.
Das Ursprüngliche ist (für den Durchschnitt), daß die
Waren zu ihren Werten verkauft werden. Die Abweichung
hiervon in der Agrikultur durch das Grundeigentum ver-
hindert.” 89)
Das Grundeigentum hat aufgrund seiner Position nur die
Macht, diese für die kapitalistische Konkurrenz typische
Wertmodifikation zu verhindern. Darüberhinaus vermag
es selbständig gar nichts. Nur in diesem Sinne hat die ab-
solute Rente einen Monopolcharakter, ist der Preis der
Agrikulturprodukte ein Monopolpreis. Nur in diesem
Sinne spricht Wygodski vom „Monopol des kapitalisti-
schen Grundeigentums”, Auch wenn Marx den Begriff
Monopolpreis .doppelt gebraucht, darf der grundlegende
Unterschied zwischen der Monopolnatur der absoluten
Rente und einer Rente, die aus „eigentlichem Monopol-
preis‘ fließt, nicht übersehen werden.
b) Differentialrente
Während die absolute Rente in die Bildung des Durch-
schnittsprofits und der Produktionspreise eingreift, setzt
die Differentialrente eben diesen Vorgang voraus.
89) MEW 26.2, a.a.0., 5. 330 t.
In allen Produktionssphären wird es zu jedem Zeitpunkt
Produzenten geben, deren Kostpreis durch irgendwelche
günstigen Bedingungen, zum Beispiel neue, bessere Maschi-
nen, niedriger liegt als der durchschnittliche Kostpreis der
gesamten Produktionssphäre, Diese Produzenten realisieren
einen Surplusprofit bei Verkauf der Ware zu ihrem gesell-
schaftlichen Produktionspreis. Dieser Surplusprofit aber
hat flüchtigen Charakter, solange die ausnahmsweise gün-
stige Produktionsbedingung von allen Kapitalisten erlangt
werden kann, wie das bei Maschinen der Fall ist. Die Kon-
kurrenz hat dann, wenn die besseren Bedingungen die all-
gemeinen werden, zur Folge, daß der Kostpreis sich in der
gesamten Sphäre senkt, der Produktionspreis sich neu auf
tieferem Nivcau einstellt. Diese ständige Bewegung und
die Verheißung der gleichen Chance für alle Kapitalisten,
einmal einen Surplusprofit realisieren zu können, bilden
den Stachel der Konkurrenz, der der Kapitalist mit Haut
und Haar verfallen ist.
Sind aber die besseren Produktionsbedingungen, die den
Surplusprofit möglich machen, dem Kapital nicht allge-
mein zugänglich, sondern nur begrenzt vorhanden, fixiert
sich dieser Surplusprofit bei den Produzenten, die die besse-
ren Bedingungen nutzen. Die Waren werden nämlich zu dem
Preis verkauft, bei dem der Produzent mit den schlechtesten
Bedingungen, entsprechende Nachfrage vorausgesetzt, noch
den Durchschnittsprofit erzielen karin: dieser Produzent re-
guliert den gesellschaftlichen Produktionspreis, alle besserge-
stellten erzielen Surplusprofite. Befinden sich die vorteilhaften
Produktionsbedingungen in der Verfügungsgewalt von Pri-
vateigentümern, können diese den ganzen oder einen Teil
des Surplus als Tribut für die Nutzung verlangen.
Der auf diese Art geregelte Produktionspreis hat eine mo-
nopolistische Höhe, da er nicht von der gesellschaftlich
durchschnittlichen, sondern der schlechtesten Produktions-
bedingung bestimmt wird. Die Differentialrente erzeugt
einen „falschen sozialen Wert”, der aus dem in anderen Wa-
ren enthaltenen Mehrwert ersetzt werden muß. Dieser
falsche soziale Wert ist aber eine notwendige Folge der ka-
pitalistischen Produktionsweise, die für ihre Waren einheit-
liche Marktpreise bilden muß und daher gezwungen ist, auf
die schlechtesten Bedingungen zurückzugreifen, wo Aus-
gleich zum Durchschnitt nicht möglich ist. Die Maßnahme
der Nationalisierung des Bodens durch den bürgerlichen
Staat 1äßt die Preise der Waren, soweit sie durch derartige
Produktionspreise bestimmt sind, völlig unverändert, die
Surplusprofite bleiben weiterhin fixiert, fließen allenfalls
in die Staatskasse anstatt in die Taschen der vorherigen
Grundeigentümer.
V. DER BODENPREIS UND DIE PREISBILDUNG
AUF DEM BODENMARKT
Der Preis des Bodens entspricht, wie wir bereits wissen,
nicht irgendeinem Wert des Bodens, er ist vielmehr die
Kapitalisierung der Rente, die ein bestimmtes Boden-
stück trägt, der Kaufpreis also nicht des Bodens, son-
dern seiner Rente. Die Rente wird als Zins auf ein ima-
ginäres Kapital aufgefaßt, dessen Größe sich dann nach
dem üblichen Zinsfuß berechnen läßt.
Sehen wir zunächst einmal ab von Konkurrenzschwan-
kungen, Bodenspekulation und dem Zwang einzelner
Nutzer, den Boden um jeden Preis, d. z. zu Monopol-
preisen, kaufen zu'müssen, so ergibt sich aus der Abhän-
gigkeit des Bodenpreises von der Rente, daß der Preis
steigen kann, ohne daß die Rente steigt, „nämlich durch
das bloße Fallen des Zinsfußes, welches bewirkt, daß die
Rente teuer verkauft wird, und daher die kapitalisierte
Rente, der Bodenpreis, wächst.” 90) Da die Höhe des
Zinsfußes abhängt von der allgemeinen Profitrate, diese
jedoch eine Tendenz zum Fallen hat, folgt daraus für
den Bodenpreis eine Tendenz zum Steigen, die von der
eigentlichen Bewegung der Rente völlig unabhängig
ist. 91) Der Bodenpreis kann weiter steigen, ohne daß
die Rente wächst, wenn der Zins des dem Boden ein-
verleibten Kapitals wächst, denn der Zins wird als
Rente mitgezahlt, ohne zunächst selbst Rente zu sein 92).
Aus der Abhängigkeit von Bodenpreis und Rente folgt
selbstverständlich, daß der Preis steigt mit dem Anwach-
sen der eigentlichen Rente. Dabei sind im einzelnen ver-
schiedene Fälle denkbar, die Marx folgendermaßen zu-
sammenfaßt:
„Diese verschiedenen Bedingungen des Steigens der
Rente und daher des Bodenpreises überhaupt oder für
einzelne Bodenarten können z. T. konkurrieren, z. T.
s chließen sie einander aus und können nur abwech-
selnd wirken. Es folgt aber aus dem Entwickelten, daß
aus einem Steigen des Bodenpreises nicht ohne weiteres
auf ein Steigen der Bodenprodukte geschlossen werden
kann.’ 93)
Wir hatten bisher, abgesehen von Konkurrenzschwankun-
gen und anderen Markteinflüssen, von allem also, was
nicht in kategorialem Sinne Rente darstellt, besonders
von den eigentlichen Monopolpreisen des Bodenprodukts
oder des Bodens selbst. Für eine genaue Analyse der
Bewegungen des Bodenpreises auf dem Bodenmarkt
muß diese Abstraktion freilich aufgegeben werden, denn
„praktisch erscheint alles als Grundrente, was in Form
90) MEW 25, a.a.O., S. 785.
91) Vel. a.a.O., S. 637.
92) Vel. Einleitendes.
93) MEW 25. a.a.O.. 5. 788.
von Pachtgelt dem Grundeigentümer vom Pächter gezahlt
wird für die Erlaubnis, den Boden zu bewirtschaften. Aus
welchen Bestandteilen dieser Tribut zusammengesetzt
sei, aus welchen Quellen er herrühren möge, . . . er hat
das mit der eigentlichen Grundrente gemein, daß er den
Bodenpreis bestimmt, der, wie oben gezeigt, nichts ist
als die kapitalisierte Einnahme von der Verpachtung des
Bodens.” 94)
Die Pacht als eine Form der Rente verdeckt also die Be-
sonderheiten der Bestandteile, die in sie eingehen. Der
Bodenpreis als kapitalisierte Form der Rente verdeckt
zusätzlich noch das Gemeinsame aller Rententeile, näm-
lich Aneignung eines Teils des Mehrprodukts der Gesell-
schaft durch einen Monopolisten zu sein. Denn mit dem
Bodenpreis kann der Boden verkauft werden, und „für
den Käufer erscheint daher sein Anspruch auf Rente nicht
umsonst erhalten, und ohne die Arbeit, das Risiko und
den Unternehmungsgeist des Kapitals umsonst erhalten,
sondern als zu seinem Äquivalent bezahlt. Ihm erscheint,
wie schon früher bemerkt, die Rente nur als Zins des Kapi-
tals ‚womit er den Boden und den Anspruch auf die
Rente erkauft hat.” 95)
Wir sind hier in der Tat auf der obersten Oberfläche der
bürgerlichen Gesellschaft angelangt. Der Boden ist eine
Ware geworden wie jedes andere Produktions- und Kon-
sumtionsmittel als Ware auftritt. Der Preis des Bodens be-
stimmt sich also auf dem Warenmarkt nach dem „Wert“
im Spiel von Angebot und Nachfrage, d. h. nach der Höhe
der Rentenbestandteile. Es macht die Besonderheit des
Bodenmarktes aus, daß sein Marktartikel nicht Wert im
üblichen Sinne (Wert als vergegenständlichte menschliche
Arbeit) besitzt, sondern dieser Wert nur der irrationelle
Ausdruck ökonomischer Verhältnisse ist. Zwar sind diese
Verhältnisse marktunabhängig bestimmt, doch können
sie ihre Gesetzmäßigkeit nur in der Form des Bodenpreises
zum Ausdruck bringen und überlagern daher ihre Eigenge-
setzlichkeit mit den Konkurrenzerscheinungen des Boden-
marktes. Um den Bodenmarktalso richtig einschätzen zu
können, müßte die Entwicklung der kategorialen Renten
und der übrigen Rentenbestandteile in der Konkurrenz
aller, nicht nur der landwirtschaftlichen, Nutzungsarten
um den für sie günstigen Boden verfolgt werden. Die Bo-
denpreisbildung auf dem Bodenmarkt abzuhandeln, setzte
nicht nur das Verständnis der Rente, sondern auch genaue
Kenntnis der Standortanforderungen aller Nutzungen vor-
aus und müßte Funktion und Formen der Konkurrenz und
ihre Einschränkung durch Monopolisierung berücksichtigen.
Nach dem gegenwärtigen Stand unserer Arbeit ist daher
eine gründliche Ableitung der Erscheinungen des Boden-
markts, in dem sich heute wesentlich die Wirksamkeit des
Grundeigentums manifestiert, noch nicht in befriedigender
Weise möglich.
94) aa.a.O., S. 638.
95) a.a.O., S. 784.
Nötig wäre diese Arbeit vor allem deshalb, weil der Boden-
markt unter kapitalistischen Verhältnissen den Mechanis-
mus der Bodenzuteilung an die verschiedenen wirtschaft-
lichen Nutzungen darstellt. Denn die Rente erscheint als
der Preis einer Produktionsvoraussetzung (eines „Faktors’
im Sinne der bürgerlichen Ökonomie). Je nötiger und sel-
tener, also „„wertvoller”” diese Voraussetzung für verschie-
dene Nutzungen, desto höher auch der Preis, den einzelne
Nutzungen bieten können. Da der Boden aber dem meist-
bietenden zufällt, zeigt sich im Bodenpreis der Anspruch
bestimmter Nutzungen an Boden bestimmter Qualität
(Güte und besondere Lage). In den verschiedenen Höhen
der Rente drücken sich so die Notwendigkeiten der räum-
lichen Zuordnung der Nutzungen aus, solange diese Zuor«
nung „frei”” über den Markt geregelt werden soll und muß
Angenommen z. B., ein Grundstück sei in bestimmter
Weise genutzt, und diese Nutzung werfe eine Rente be-
stimmter Höhe ab. Die Rente bestimmt den Preis, solange
für dieses Grundstück nicht eine Intensivierung der gleicher
Nutzung oder eine andere Nutzungsart höhere Renten ve:
sprechen, und sich diese Renten auf dem Bodenmarkt in
Form der Nachfrage bemerkbar machen. Die tatsächliche
Rente entspricht dann nicht mehr der möglichen Rente,
wie sie im Marktpreis des Grundstücks erscheint, und die
Intensivierung bzw. Änderung der Nutzung ist fällig.
(Dabei ist es gleichgültig, ob die Zusammensetzung der
Rente in beiden Fällen die gleiche ist oder nicht, es kommt
nur auf die absolute Höhe der Rentenmasse an. Freilich
stehen einer Nutzungsänderung auch schwerwiegende Hin-
dernisse entgegen: Eine gewisse Menge konstantes Kapital
ist auf dem jeweiligen Grundstück gebunden und kann
nicht ohne weiteres verlagert werden; sobald der Nutzer
des Bodens selbst auch der Eigentümer ist, ist er nicht un-
bedingt auf eine höhere Rente aus, die ihn von seinem
Grundstück vertreiben würden. Aus diesem Grund wer-
den gerade die kleineren Grundeigentümer zunehmend ein
Hemmschuh der „frei” sich entfaltenden Nutzungsord-
nung). Sehen wir das Problem nun von der Seite der
Nachfrage nach Boden, so ist klar, daß eine Nutzungsart
den ihr entsprechenden Standort nur erwerben kann,
wenn sie mindestens die Rente der dort augenblicklich
stattfindenden Nutzung zu zahlen bereit ist. Dazu kommt
jetzt die Konkurrenz zwischen den Bewerbern der glei-
chen Nutzungsart. Sie findet ihre Grenzen freilich in den
Marktpreisen der jeweiligen „Bodenprodukte”, in der
Möglichkeit der Produzenten also, differentiale Surplus-
profite oder eigentliche Monopolprofite zu erzielen. Wie
weit die Bodenrente von sich aus Monopolpreise erzwin-
gen kann, sei hier noch dahingestellt. (Am einfachsten
denkbar ist dieser Fall bei der Verwendung des Bodens zu
individuellem Konsum — z. B. Einfamilienhäuser —, da
hier ein Markt für den Boden ohne nähere Bindung an
den Markt eine Bodenprodukts besteht.)
Die ganze Problematik des Bodenmarkts sollte hier nur
grob umrissen werden, um Ansatzpunkte und Zielrich-
tungen für die weitere Arbeit zu geben, soweit sie aus der
bisherigen heraus formulierbar sind.
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Wir betrachten nun die Folgen dieser Art der Bodenzutei-
lung unter der Herrschaft des kapitalistischen Privateigen-
tums an Grund und Boden. Es sind dies nicht nur künst-
liches Zurückhalten und Verteuerung des Bodens, sondern
auch Planlosigkeit in der räumlichen Zuordnung der Nut-
zungen, die sich erschwerend für die Entwicklung des Ka-
pitals auswirkt. Zusätzlich wird eine sinnvolle Planung
durch die Vielzahl einzelner Besitzer und die Höhe des
Bodenpreises behindert. In jedem Falle aber belastet das
Grundeigentum mit seinen Rentenforderungen (heute
meist in Form der Baulandpreise) die Produktion auch
unmittelbar. Fortschrittliche Teile des Kapitals waren
daher seit je der Meinung, die Bodennutzung selbst und
ihre bestmögliche Ordnung könnten ohne das private
Grundeigentum billiger und effektiver zu haben sein.
Diese Frontstellung gegen das Grundeigentum zeigt die
mehr oder weniger bewußte Einsicht in den Ursprung
der Rente aus einem ökonomischen Verhältnis zweier
Klassen. Die Klasse der Kapitalisten versucht nämlich,
die Last der Renten dadurch abzuschaffen, daß sie die
Klasse der Grundeigentümer ökonomisch entmachtet.
Mit diesem Versuch wurde freilich aus gesellschaftspoli-
tischen Gründen nie ernst gemacht. Und da inzwischen
die großen Grundeigentümer Kapitalisten und umgekehrt
eine Menge Kapitalisten Grundeigentümer geworden
sind, ist eine Klassenauseinandersetzung nicht über die
Bereinigung der allernötigsten Streitpunkte hinaus denk-
bar. Vielmehr wird der irrationelle Bodenpreis in der
„notwendigen Funktion” des Bodenmarktes rationali-
siert, Zuteilungsinstanz des knappen Faktors Boden zu
sein. Die Reglementierung des Grundeigentums muß
sich dann darauf beschränken, den Bodenmarkt funk-
tionsfähig zu erhalten oder zu machen. Die außerge-
wöhnlichen Bedingungen dieses Marktes liefern auch stets
genügend Möglichkeiten und Rechtfertigungen von Ein-
griffen, deren Erfolge fast immer fragwürdig sind. Denn
dem bürgerlichen Ökonomen müssen die Gesetze des Bo-
denmarkts rätselhaft bleiben, da er ihren eigentlichen
Ursprung nicht anerkennen und vor allem nicht antasten
kann und darf. Seine Maßnahmen erscheinen aus diesem
Grunde ausgesprochen hilflos. Absicht, Wirkungsmög-
lichkeit und Scheitern bestimmter bodenreformerischer
Details aus den ökonomischen Kategorien und den
Marktgesetzen nachzuweisen, übersteigt vorerst auch un-
sere Kräfte, abgesehen davon, daß diese Arbeit nur sinn-
voll wäre, wenn man Grundlagen der Bodenordnung und
Nutzungsverteilung unter entwickelten kapitalistischen
Verhältnissen und darüber hinaus unter den Verhältnissen
der Übergangsgesellschaften erforschen wollte
Eigene Reformkonzeptionen sind nicht das Ziel dieser Ar-
beit. Vielmehr diskutieren wir im folgenden die Rolle des
Grundeigentums und die Rolle der Bodenreformer in der
kapitalistischen Gesellschaft, ausgehend vom allgemeinen
Begriff der Renten als ökonomische Realisierung des kapi-
talistischen Grundeigentums und ausgehend von ihrem Be-
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Erste Angriffe gegen das kapitalistische
Grundeigentum aus naturrechtlichen
Vorstellungen
I Die Weiterentwicklung der Reform gedanken;
ihre wissenschaftliche Begründung durch die
Ökonomie
IH Die Bodenreformgedanken im Zeichen der
bedrohlich entwickelten Widersprüche
des Kapitalismus
IV Die radikale kleinbürgerliche Bodenrefor-
merei auf dem Weg in die Utopie
Die Kleinbürgerreform als Hebelarm und
Motorder Sozialpolitik
VI Die wissenschaftliche Grundlegung der
Bodenpolitik in der Nationalökonomie
In Gesellschaften, die auf den Boden als einziges oder
hauptsächliches Produktionsmittel angewiesen sind, mani-
festiert sich im Bodenbesitz die Machtstruktur dieser Ge-
sellschaft. Deshalb muß auch jeder, der die Machtstruktur
zur Gleichheit aller Menschen nivellieren oder wenigstens
jedem sein unabhängiges Auskommen sichern will, zum
Bodenreformer werden, undaus dem gleichen Grund
wird er im allgemeinen scheitern. So erging es den Prophe-
ten des alten Testaments kaum besser als den Idealisten
der römischen Republik (Gaius und Tiberius Gracchus)
und den großen Utopisten der Neuzeit (Morus).
Sobald das Grundeigentum nicht mehr die Basis der gesell-
schaftlichen Macht bildet, erscheinen sowohl die realen
Beweggründe wie die idealistischen Züge der Bodenreform
in einem anderen Licht. Sind mit der Entfaltung bürger -
licher Produktionsweise die älteren Formen des Grund-
eigentums (feudales und Gemeineigentum) in kapitali-
stisches Grundeigentum übergegangen, dann hat der Grund-
besitz seine ehemals beherrschende Stellung in Produktion
und Gesellschaft verloren. Das kapitalistische Grundeigen-
tum bildet weder das entscheidende Agens noch den zen-
tralen Widerspruch der kapitalistischen Prduktion; gerade
deshalb wird es aber ein Ärgernis ganz besonderer Art
und Gegenstand ebenso besonderer Abwehrmaßnahmen.
Als Hemmnis ungehinderter Kapitalverwertung steht das
Grundeigentum im Widerspruch zur bürgerlichen Wirklich-
keit und der ihr entsprechenden Theorie. Als Eigentum
aus Besitz, nicht aus Erwerb, steht es im Widerspruch zum
bürgerlichen Ideal und der entsprechenden Ideologie. Die
Entfaltung bürgerlicher Produktion wird den ersten Wider-
spruch verschärfen, die gleichzeitige Entfaltung des Wider-
spruchs ven Ideal und Wirklichkeit wird das Grundeigen-
tum zum naheliegenden Ansatzpunkt sozialreformerischen
Denkens machen. Denn dieses Denken fließt aus dem Glau-
ben an die Identität von Ideal und Wirklichkeit und kann,
falls sich der Glaube nicht bewahrheitet, als Ursache nur
ein Faktum finden, das beiden gleichermaßen widerspricht.
Je mehr dieses Denken im weiteren seine ideologische Be-
fangenheit überwindet, um so näher muß cs demeigent-
lichen Widerspruch des Kapitalverhältnisses kommen und
und ihn schließlich erklären. Je mehr es aber seiner Befan-
genheit verhaftet bleibt, um so hartnäckiger muß es an
der Institution des Grundeigentums als dem Hauptübel
festhalten.
Die Bodenreform wird auf diese Weise zur Domäne und
letzten Zufluchtsstätte des kleinbürgerlichen Sozialismus,
während sie stets auch ein Programmpunkt der Bourgeoisie
bleibt. Ka:m eine andere Spielart kleinbürgerlicher Welt-
verbesserei besitzt daher so viel Realitätsgehalt und prak-
tische Verwertbarkeit wie die Bodenreform; nirgends sonst
scheint die bürgerliche Ideologie ihre Funktion besser er-
füllt zu haben als auf dem Territorium des privaten Grund-
besitzes.
Die folgende kleine Ideengeschichte der Bodenreformge-
danken und der Reformbewegung will diesen Nachweis füh-
A
ren. Sie steht dabei vor der Schwierigkeit, daß sie die Bo-
denreform als Teil der Gesamtentwicklung der bürgerlichen
Produktion und der sie begleitenden ökonomischen und
sozialen Theorien erklären muß, ohne diese Entwicklung
erschöpfend darstellen zu können. Da sie andererseits auch
nicht einfach vorausgesetzt werden darf, ist sie grob zusam-
menfassend mit skzziert, soweit sie zum Verständnis der
jeweiligen Frontstellungen gegen das Grundeigentum un-
bedingt erforderlich schien.
Nur die wichtigsten Positionen sind ihrer Eigenart nach
unterschieden und in ihren hervorragendsten Vertretern
dargestellt und erläutert. Für die Grundlegung wurde auf
die englische Entwicklung zurückgegriffen, wo der Wider-
spruch zwischen Grundeigentum und Kapital sich zuerst
entfaltete, da sich hier eine gesonderte Klasse großer Grund-
besitzer schon frühin aller Schärfe ausgebildet hatte. Die
Schilderung der eigentlichen Bodenreformbewegung um
die Jahrhundertwende, die fast alle kapitalistischen Staaten
ergriff, beschränkt sich dagegen auf Deutschland. Denn
einmal zeigt sich der für uns wichtige Übergang der klein-
bürgerlichen Reformerei in der Sozialpolitik hier deutlicher
als anderswo, und zum zweiten ist für die Beurteilung der
aktuellen Bodenreformdiskussion in der BRD die Kennt-
nis der spezifischen deutschen Entwicklung nötig.
I. Erste Angriffe gegen das kapitalistische Grund-
eigentum aus naturrechtlichen Vorstellungen
Gegen Ende des 18. Jahrhunderts waren in England die
„enclosers‘“ nahezu abgeschlossen. Die großen Grundherren
hatten es verstanden, ursprüngliches Gemeineigentum in
Privatbesitz zu überführen, die freie Bauernschaft war fast
vollständig verschwunden und hatte dem Pachtsystem Platz
gemacht. Ausdehnung und Fortschritt der Agrikultur im
Gefolge der Umwandlung des feudalen Grundeigentums
in kapitalitisches konnten aber nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß die Grundrenten ständig stiegen, während sich
die Lage der „unteren Volksklassen“‘‘ verschlechterte, denen
die neue Form des Grundeigentums ihre unmittelbare Sub-
sistenzquelle geraubt hatte. Daß die Bereicherung einzelner
notwendig das Wohl der Gesamtheit fördere, war unter
diesen Umständen zweifelhaft geworden.
Die Kritik beschränkte sich zunächst auf praktische De-
tails und Verbesserungen in Einzelfällen. bis L775 Thomas
Spence, „Handwerker, Lehrer und Pamphlet‘‘ 1) in
einem Vortrag vor der „humanistischen Gesellschaft“ in
Newcastle die Rückgabe des gesamten Bodens an das Volk
forderte
Spence entwickelte seine Forderung aus dem Naturrecht
und der naturrechtlichen Auffassung von Staat und Gesell-
schaft, wie sie die Philosophie der europäischen Aufklä-
rung ausgeprägt hatte. Der Staat fungiert als Institution,
die eine freie und gleiche Entfaltung aller von Natur aus
N Walter, F.: Ideen zur Sozialisierung des Bodens, Diss.
Zürich, 1967, S. 9.
gleichberechtigten Individuen in der Gesellschaft garan-
tieren soll. Zur Verwirklichung seines Lebens bedarf jedes
Individuum des Eigentums an den „Lebensmitteln‘‘ im
weitesten Sinne. „,Da es“, nach Spence, „keine andere
Lebensmöglichkeit gibt als durch den Boden und seine
Erzeugnisse, so haben wir folglich an dem, ohne das wir
nicht leben können, das gleiche Eigentumsrecht wie an
unserem Leben“ 2). Daraus zog Spence die sozialen und
politischen Konsequenzen. Das Anrecht eines jeden Bür-
gers auf den Boden als seiner unmittelbaren Lebensgrund:
lage wollte er verwirklichen, indem er den Gemeinden
das Eigentum am Boden übertrug. Die Gemeinde sollte
ihn verpachten, die Pacht aber zu Staats- und Gemeinde-
ausgaben heranziehen und den verbleibenden Rest unter
die Gemeindemitglieder verteilen. Diese Vorschläge zielen
keineswegs auf kollektive Bewirtschaftung eines Gemein-
besitzes; Spence wollte vielmehr die „individualistische
Wirtschaftsordnung auf republikanischer Basis aufrecht-
erhalten” 3). Ähnlich müssen daher später alle Reform-
geister argumentieren, die das Wesen des Kapitalismus in
der „individualistischen Wirtschaftsordnung” erblicken.
In der Tat ist das private Grundeigentum ein wesentliches
Hemmnis für die Entfaltung dieser Art von Individualität.
Hätten die Bodenreformer ein Jahrhundert später nicht so
viel Mühe gehabt, ihren Individualismus mit den Tatsachen
des Kapitalismus in Einklang zu bringen, so wäre die Auf-
hebung des privaten Grundeigentums als Allheilmittel der
Gesellschaft genauso vordergründig einsichtig und un-
kompliziert gewesen wie zu Spences Zeiten, wenn auch
kaum wirkungsvoller. Spence hatte die Philosophie auf sei-
ner Seite und konnte auf ein erst jüngst begangenes Unrecht
hinweisen, doch begriff er das Wesen dieses „Unrechts”
nicht, unterschätzte die Macht der Herrschenden und blieb
zeitlebens ein „.Idealist” 4).
1782 erscheint anonym der „Essay on the right on pro-
perty in land”. Der Verfasser, William Ogilvie, Professor
für Humanität an der Universität Aberdeen, systematisiert
und verfeinert die naturrechtlichen Bedenken gegen das
private Grundeigentum. Nach ihm steht jedem Bürger eines
Landes sein Anteil an der Bodenfläche zu. Er kann nur die-
sen Teil vom Staat als Eigentum fordern, muß ihn aber dann
zum Besten der Gesamtheit nutzen.
2) Adler, Georg: Bodenreformer früherer Zeiten, in: Haupt-
werke des Sozialismus und der Sozialpolitik. Heft 7
Leipzig 1904.
Adler, Georg: Der ältere englische Sozialismus und Th.
Spence, in: Hauptwerke ..., Heft 1.
Erst zwei Jahre nach seinem Tode errangen einige hundert
seiner Anhänger traurige Berühmtheit, als sie im Hand-
streich die Regierung stürzen und eine soziale Republik
einführen wollten (1816). William Cobett, selbst ein be-
kannter Führer der englischen Radikalen, urteilt folgender-
maßen: „So. monströs die niedere Gesinnung, die Bosheit
und Grausamkeit dieser Leute auch sein mag, das wird
noch übertroffen durch ihre Torheit”. (Zitiert bei: Weber,
Adolf: Über Bodenrente und Bodenspekulation in der
modernen Großstadt, Leipzig 1904,58. 1)
Der Vorschlag bedeutet ebenfalls Verstaatlichung und Ver-
pachtung des Bodens an die Bürger. Dahinter steht die Vor-
stellung, daß die „natürliche Beschäftigung des Menschen
als selbständiger Bebauer des Bodens” die Grundlage eines
gesunden Gemeinwesens sei und das Glück der Nation nach
der Zahl ihrer „unabhängigen Ackerbauern” bemessen wer-
den müsse 5).
Die intensivste Nutzung des Bodens kann durch das Ei-
gentum des Nutzers am Boden gewährleistet sein, jedoch
mit der Einschränkung, daß der Eigentümer für sich behält
was er selbst dem Boden an Wert zugefügt hat, der Gesell-
schaft aber alle übrigen, nur durch sie verursachten Wert-
anteile zurückerstattet.
„Ogilvie verlangt, daß man unterscheide zwischen 1. dem
ursprünglichen Bodenwert, 2. dem durch menschliche Ar-
beit verbesserten Bodenwert, 3. dem Bodenwert, der sich
für die Gegenwart aus der zukünftigen Wertsteigerungs-
möglichkeit ergebe. Nur der unter 2. genannte Wert komme
dem Eigentümer zu, alles andere gehöre der Gesellschaft” 6)
Diese Thesen über Bodenrente bzw. Bodenwert entsprechen
genau den Angriffen gegen das Grundeigentum, die radikale
Bourgeoisieökonomen des frühen 19. Jahrhunderts vortra-
gen, wie man im nächsten Kapitel sehen wird, Das Grund-
eigentum wird hier bereits als Parasit entlarvt, und zwar nicht
aus der Position der Ökonomen, sondern vom Katheder der
bürgerlichen Philosophie, die ökonomisch gesehen den Stand-
punkt des freien unmittelbaren Produzenten (Kleinbürger,
hier vor allem Kleinbauer) einnimmt. Damit erweist sie sich
als Rückgrat bürgerlicher Ideologie und bildet das Rüstzeug
aller Reformideen, die sich aus dem Widerspruch des Grund-
eigentums zum ideologischen Leitbild der Wirtschaftsordnung
entwickeln, daraus also, daß die ausschließliche Verfügungs-
gewalt einiger weniger über den Boden die freie wirtschaft-
liche Entfaltung eines jeden Individuums verhindert. Ande-
rerseits behindert das Grundeigentum auch die freie Entfal:
tung der Kapitalisten und verträgt sich so nur bedingt mit
der Wirklichkeit kapitalistischer Produktion; schließlich
decken sich Ideal und Wirklichkeit nicht im geringsten, so
daß es schwierig wird, das Gewirr von Absichten, Motiva-
tionen und Begründungen der Bodenreformer verschieden-
ster Schattierung zu durchschauen. Fest steht im allgemei-
nen nur das Mittel zum Zweck: Die Vergemeinschaftung des
Bodens, und sei es auch nur in der schwächsten Form der
Rentenabgabe an den Staat.
Es ist sehr verständlich, daß in dieser frühen Phase die
Kritik am Kapitalismus als Kritik am kapitalistischen
Grundeigentum erscheint, denn die sozialen Wirkungen
des Systems zeigen sich vorerst hier am deutlichsten, be-
sonders in England. Gerade dieser Ansatzpunkt der Kri-
tik führt aber auf den Weg zurück zu vorkapitalistischen
Zuständen, wenn er überhaupt einen gewissen Reali-
tätsgehalt wahren will. So versucht auch Ogilvie nicht,
dem englischen Parlament die Durchsetzung seiner Re-
form zuzumuten. Er hält vielmehr „Friedrich den Großen
für den Mann, der von der Vorsehung für diese Reform
bestimmt sei”. (Adler, G.: Bodenreformer früherer Zeiten.
a.a.0.)
6) Weber, A., a.a.O., S. 3.
Die Rentenabgabe ist auch zunächst der einzige Punkt, in
dem Ogilvies Gedanke praktisch zur Wirkung kommt. Tom
Paine benutzt sie in seiner Agitation ohne Umschweife als
Heilmittel der sozialen Not. Während seinen konkreten Vor-
schlag — eine Art Volksversicherung aus Mitteln der Grund-
besitzer — jedoch niemand aufnahm, soll seine Theorie eine
Menge gläubiger Anhänger gefunden haben. Er schreibt
1797 („Agrarische Gerechtigkeit”), „in Wirklichkeit schulde
jeder Grundbesitzer der Gesellschaft einen Grundzins für das
Land, welches er inne habe. Deshalb, weil dieser Grundzins
der Gesellschaft vorenthalten wurde, sei der Gegensatz von
Armut und Reichtum entstanden, der unserem Auge bestän-
dig gegenübertritt und es beleidigt, als wenn tote und lebende
Körper aneinandergekettet sind.” 7)
II. Die Weiterentwicklung der Reformgedanken;
ihre wissenschaftliche Begründung durch die
Ökonomie.
Hatte die neue Form des kapitalistischen Privateigentums
an Grund und Boden bisher moralisierende Kritik entfacht,
so fanden bodenreformerische Gedanken ihre erste wissen-
schaftliche Basis in der klassischen Grundrententheorie, die
am Anfang des 19. Jahrhunderts mit Ricardo ins Bewußt-
sein der Fachwelt drang.
Nach Ricardo entsteht Rente, weil die unterschiedliche
Fruchtbarkeit der Böden bei gleichem Einsatz von Kapital
und Arbeit auf Flächen gleicher Größe unterschiedlichen
Ertrag einbringt, der Preis des Agrarproduktes aber den
Marktgesetzen zufolge einheitlich ist. Dieser Preis wird re-
guliert von den Kosten der Produktion auf dem schlechte-
sten Boden, die ja noch profitabel sein muß, soll sie über-
haupt stattfinden. Der Überschuß des Markterlöses über die
Produktionskosten, der auf den besseren Böden anfällt, bil-
det die Rente (Differentialrente). Je schlechtere Böden be-
baut werden, desto höher also die Rente auf den besseren,
Ricardo meint nun, daß jeder erweiterte Anbau,-erzwungen
durch gesteigerte Nachfrage, auf jeweils schlechteren Böden
vor sich gehe und erklärt damit die Steigerung der Grund-
renten.
In dieser Konzeption erscheint die Rente völlig unabhängig
von einem Grundeigentümer. Sie entsteht aus der Herrschaft
der kapitalistischen Produktionsweise im Agrarsektor, ihre
Steigerung entspringt der fortschreitenden Entwicklung der
Gesellschaft. Der Grundeigentümer streicht die Rente zwar
ein, doch hat er sie weder bewirkt noch verdient; ökono-
misch funktionslos und überflüssig, bereichert er sich vor-
dergründig auf Kosten der Agrarkapitalisten und letztlich
zu Lasten der Allgemeinheit.
Es lag auf der Hand, Ricardos theoretische Leugnung des
Grundeigentums in der bürgerlichen Gesellschaft in prak-
tische Politik gegen die Grundeigentümer auszumünzen,
Neben anderen Ökonomen wirft ihnen vor allem James
Mill vor. sie beanspruchten unverdientes Einkommen, das
7) Weber, A., a.a.0., 5. 8/9.
a
im Grunde der Allgemeinheit zustehe und für die Ausga-
ben des Gemeinwesens heranzuziehen sei, um die übrige
Wirtschaft von Steuern zu entlasten. Obwohl er prinzi-
piell dem Grundeigentum jede Daseinsberechtigung ab-
spricht, schont er es in seinem praktischen Reformvor-
schlag. In Anbetracht der einst wohl erworbenen Rechte
der Grundeigentümer will er nicht die gesamte Rente,
sondern nur den ständigen unverdienten Rentenzuwachs
als Steuer einfordern.
„Der beständige Wertzuwachs, der sich herleitet von den
Verhältnissen, in denen sich die Gesellschaft befindet und
von nichts, woran die Grundeigentümer einen besonderen
Anteil haben, scheint . . . besonders geeignet zu sein, für
Staatszwecke Verwendung zu finden.” 8)
„Wir begreifen, daß Ökonomen wie Mill, Cherbuliez,
Hilditch und andere die Forderung gestellt haben, daß die
Rente dem Staate überwiesen werden behufs Aufhebung
der Steuern. Es ist dies der unverhüllte Ausdruck des Has-
ses, den der industrielle Kapitalist gegen den Grundbesit-
zer hegt, der ihm ein nutzloses, überflüssiges Ding in dem
Getriebe der bürgerlichen Produktion ist.” 9)
James Mills Gedanken baute sein Sohn John Stuart Mill
aus zu seiner Theorie vom „unverdienten Wertzuwachs”
(„unearned increment””), die des Vaters Vorschlag auf eine
neue Weise begründet. Der ältere Mill zog gegen das Grund
eigentum zu Felde, weil es für ihn der Parasit einer natur-
gegebenen Wirtschaftsordnung war, der in der Produktion
nichts leistete, während er in der Distribution sein Teil
forderte. Unklar bleibt dabei, wie in eine natürliche Ord-
nung eine gesellschaftliche Macht so unnatürlich eingreifen
kann. J. S. Mill hält nun zwar weiter an der Naturnotwen-
digkeit der Produktionsverhältnisse fest, gesteht jedoch den
gesellschaftlich entwickelten Charakter der Verteilungsver-
hältnisse zu 10), So bleiben die Produktionsverhältnisse un-
antastbar und jenseits aller Fragen nach Recht und Gerech-
tigkeit, die Verteilung hingegen wird vom Menschen gestl-
tet, hier kann Unrecht entstehen und Gerechtigkeit geschaf-
fen werden. Das hauptsächliche Unrecht findet Mill ver-
ständlicherweise im „unverdienten Wertzuwachs’”” des Bo-
dens, denn die Grundrente erweckt noch am ehesten von
allen Einkommensarten den Eindruck, sie sei bloße Vertei-
lungsform, „weil das Grundeigentum als solches keine oder
wenigstens keine normale Funktion im Produktionsprozeß
selbst versieht” 11). Indem Mill die Rente dem rechtmäßi-
gen Empfänger zuwies, glaubte er alle Widersprüche der
bürgerlichen Produktionsweise zu lösen.
„Die Ansicht, die nur die Verteilungsverhältnisse als histo-
risch betrachtet, aber nicht die Produktionsverhältnisse,
ist einerseits nur die Ansicht der beginnenden, aber noch
befangenen Kritik der bürgerlichen Ökonomie.
8) Mill, James: Elements of political economy, 1. Ed, 1821,
3.Ed. 1826, 5. 248 ff.; zitiert bei Weber, A., a.a.O., S.10
9) Marx, Karl: Das Elend der Philosophie, MEW 4, S. 171.
10) Vgl. Marx, Karl, Das Kapital, Bd. III, MEW 25, S. 885
11) a.a.0., 5. 890.
Andererseits aber beruht sie auf einer Verwechslung und
Identifizierung des gesellschaftlichen Produktionsprozesses
mit dem einfachen Arbeitsprozeß, .. . ” 12).
In der Verwechslung liegt die große Gefahr der Kritik, da
die bürgerliche Ökonomie sehr bald den gleichen Fehler
macht und die gegebene Wirtschaftsordnung, geregelt von
wirtschaftlicher Notwendigkeit, auf die eine Seite stellt,
auf die andere aber die historische Gesellschaftsordnung,
die von sozialer Verantwortung getragen sein soll. Eine
Rückwirkung von der Gesellschaft auf die Wirtschaft im
Mill’schen Sinne ist dann nicht mehr möglich, die Kritik
ist mit ihrer eigenen Waffe geschlagen.
Beispielhaft sei eine Beurteilung Mills aus jüngster Zeit
zitiert: „Auf der einen Seite stand er unter dem Einfluß
der Klassiker und erkannte die Vorteile einer liberalen
Wirtschaftsordnung für die bestmögliche Güterproduk-
tion, auf der anderen Seite ließ ihn seine von einem star-
ken sozialen Verantwortungsgefühl geprägte Persönlich-
keit nach einer möglichst gerechten Ordnung der Güter-
verteilung suchen, die nicht rein liberale Züge tragen
konnte. So suchte er denn eine Lösung, welche die Besitz-
verhältnisse an Grund und Boden derart geregelt hätte,
daß die Produktion nach Nützlichkeits-, die Verteilung
hingegen nach Gerechtigkeitsprinzipien organisiert gewe-
sen wäre”, und weiter: „Die Theorie, welche das Faktor-
einkommen des Bodens erklärt, kann keine Antwort auf
die Frage liefern, ob die . . . Rente ein nach sozialen Maß-
stäben gerechtes oder unverdientes Einkommen ist.”
„Mills Behauptung erhält ihren Sinn erst aus seiner Eigen-
tumstheorie, (die für uns den Charakter eines Werturteils
hat)... .” 13)
So wenig freilich die Distributionsverhältnisse unabhängig
sind von den Produktionsverhältnissen, so wenig erklärt
sich das Gerechtigkeitsprinzip aus sozialem Verantwor-
tungsbewußtsein. Es weist vielmehr ebenfalls zurück in die
Produktionsweise, aus der das Bürgertum sein Weltver-
ständnis und seine Ideale destilliert: den Liberalismus,
philosophisch untermauert durch das Naturrecht. Gerech-
tigkeit ist demnach, jedem nur das zu belassen, was er sich
selbst erarbeitet hat, nämlich Verdienst und Ersparnisse
(Kapital). Gerechtigkeit heißt aber auch, jedem gleicher-
maßen die Möglichkeit zu geben, seine wirtschaftlichen
Fähigkeiten ungehindert zu entfalten. Dem steht für den
bürgerlichen Verstand wieder das Grundeigentum im Wege,
da es den Boden als unerläßliche Produktionsgrundlage der
freien Nutzung vorenthält. Mills Reformvorschläge sollen
also sowohl die gerechte Verteilungsordnung herstellen als
auch die Zuteilung des Bodens als Produktionsfaktor ver-
bessern. Beide Ziele sind im Grunde zwei Seiten eines Pro-
blems, denn die Gebundenheit des Bodens stellt sich dar
im ungerechten Renteneinkommen; oder anders herum:
Die Ungerechtigkeit in der Verteilung scheint die freie
Wirtschaftsordnung an ihrer Vollkommenheit zu hindern.
12) a.a.0., S. 890.
13) Walter, F., a.a.O., S. 11 und S. 24.
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Wir werden später sehen, daß alle eigentlichen Bodenrefor-
mer diesen Gedanken verabsolutieren und mit der Boden-
reformjene gerechte Distribution schaffen wollen, die alle
Segnungen der kapitalistischen Produktion erst voll entfaltet
Verhältnismäßig spät setzt Mill seine Erkenntnisse in die
praktisch reformerische Tat um. 1871 gründet er die „Land
Tenure Reform Association” (L.T.R.A.), die sich für freien
Handel mit Grund und Boden einsetzt, in der Hauptsache
aber für die Wegsteuerung des Rentenzuwachses (Increment
Value Tax), wobei dem Eigentümer das Recht vorbehalten
bleibt, sein Land dem Staat zum Verkehrswert zu überlassen,
der es seinerseits an den direkten Nutzer verpachtet. Auch
Mill schwebt das Ideal des freien ländlichen Produzenten vor.
Mit dem Tode Mills 1873 stellt die Gesellschaft jedoch ihre
Arbeit ein.
Mill gewinnt seine Forderungen aus kritischer Fortführung
der politischen Ökonomie, begründet sie jedoch schon vor-
wiegend moralisch. Wie man die gleiche Forderung wieder
rein ökonomisch ableiten kann, nachdem man aus der Mo-
ral des Liberalismus sein System der Ökonomie erstellt hat
zeigt H. H. Gossen. Bei ihm folgt die gerechte Verteilungs-
ordnung aus der gerechten Produktionsordnung, unu beide
sind naturgegeben und gottgewoll. Grundprinzip des Wirt-
schaftens ist das Gleichgewicht von Genuß und Beschwerde
(Gossen wird damit zum Vater der Grenznutzentheorie),
das in der freien Konkurrenz gewährleistet wird, während
diese selbst auf dem Privateigentum beruht. Daß sich das
natürliche System noch nicht durchgesetzt hat, lastet Gos-
sen den menschlichen Institutionen an, unter anderem auch
dem Grundeigentum 14).
Seine politischen Vorschläge zielen deshalb darauf ab, alle
Voraussetzungen von Freiheit und Gleichheit, das heißt
alle Produktionsmittel durch die Gemeinschaft zu gewähr-
leisten. Der Staat soll den Boden aufkaufen und demje-
nigen zur Nutzung überlassen, der die höchste Rente zu
zahlen bereit ist; er soll das Kapital in einer Darlehnskasse
sammeln, die jeden Bewerber auf Lebenszeit beleiht; er
soll durch ausreichende Bildungsmöglichkeit für alle einem
jeden die Qualifikation seiner eigenen Arbeitskraft sichern.
An der Durchführbarkeit dieser Maßnahmen zweifelt Gossen
im übrigen so wenig, daß er zum Beispiel für den Ankauf des
Bodens ausführlich die anfallenden Kosten berechnet.
Gossen scheint als einer der Ersten die restlose Harmonisie-
rung der bürgerlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
theoretisch wie auch praktisch bewältigt zu haben. Seine
Theorie wird zum Vorläufer der ökonomischen Rechtfer-
tigungslehren, die wissenschaftlich beweisen, daß die Ideale
der Freiheit und Gleichheit aller Menschen im Kapitalismus
verwirklicht sind; seine praktischen Vorschläge umreißen
das Leitbild jener kleinbürgerlichen Kritiker der bürgerlichen
Der Widerspruch zwischen einer naturgesetzlichen Ordnung
und der menschlichen Macht, sie zu verhindern oder herbei-
zuführen, löst sich in Gossens Christentum, nach dem der
Mensch berufen ist, durch eigenes Wollen die Absichten des
Schöpnfers zu verwirklichen
Ökonomie, die sich der Differenz von 1deal und Wirklich-
keit zwar bewußt sind, sie jedoch von ihrem Standpunkt
aus nicht anders überbrücken können als durch die Flucht
in ein harminisches Utopia. (Freiwirtschafts- und Freiland-
theorien)15).
II. Die Bodenreformgedanken im Zeichen der
bedrohlich entwickelten Widersprüche des
Kapitalismus.
Daß die Grundrente der Allgemeinheit gehöre und an den
Staat gezahlt werden müsse, sei es in Form einer Steuer
oder in Form der Pacht nach der Verstaatlichung des Bo-
dens, dies ist er Kern aller Überlegungen, die sich mit dem
Grundeigentum in der bürgerlichen Gesellschaft kritisch
auseinandersetzen, Dennoch fanden diese Vorschläge kaum
ein Echo in der Öffentlichkeit, wurden nicht einmal in den
Kreisen der Bourgeoisie ernsthaft diskutiert und blieben
ohne praktische Folgen. Der Grund ist nicht schwer zu fin-
den, wenn man die widersprüchliche Stellung des privaten
Grundeigentums betrachtet. Es erfüllt in der Produktion
unmittelbar keine Funktion und bildet hier nur einen über-
flüssigen Fremdkörper, mittelbar jedoch ist es eine der Vor-
aussetzungen der kapitalistischen Produktionsweise über-
haupt. Denn es schuf den aller Produktionsmittel ledigen
Menschen, der seine Arbeitskraft verkaufen muß, um zu
leben, und es hält diese Trennung vom grundlegenden Pro-
duktionsmittel Boden ständig aufrecht. Zwar würde ein
Grundeigentum in den Händen des bürgerlichen Staates
dengleichen Zweck erreichen — insofern ist das Private
Grundeigentum auch in dieser Hinsicht, überflüssig —, doch
müßte diese Maßnahme an einem Grundpfeiler des Sy-
stems rütteln, nämlich am Privateigentum überhaupt und
damit allen Besitzlosen ein gefährliches Beispiel geben.
Denn der Bourgeois weiß, was seinen radikalen ökonomi-
schen Theoretiker offenbar wenig kümmert, daß die bür-
gerliche Gesellschaft nicht nur aus freien unternehmenden
Individuen und untätigen Grundeigentümern besteht, son-
dern auch aus der Masse besitzloser Froletarer.
Kritische Geister kamen an dieser Tatsache nicht vorbei,
doch blieben sie im Anspruch ihrer Ideologie befangen,
in der es eben nur Bürger gab und betrachteten den Pro-
letarier nicht als Proletarier, sondern als einstmals fakti-
schen, jetzt immer noch potentiellen Bürger, dessen Chance
zur selbständigen Unternehmung einer Ungerechtigkeit der
Grundeigentümer zum Opfer gefallen war. Dieses Unrecht
könne wieder gut gemacht werden, indem man allen vom
Lande Vertriebenen ihr ursprüngliches Eigentum zurück-
gäbe. Eine solche Reform greift weder das Eigentum an
sich noch den Kapitalismus als solchen an, vielmehr leug-
net sie dessen Wirklichkeit in dem Versuch, sie zugunsten
5 Gossens Hauptwerk: „Entwicklung der Gesetze des mensch-
lichen Verkehrs und der daraus fließenden Regeln für
menschliches Handeln” erschien 1854 in Braunschweig,
blieb jedoch völlig unbeachtet. Es wurde erst Jahrzehnte
später wiederentdeckt und kam durch die Grenznutzentheo-
retiker zu Ruhm und Ehren. (Nach dem Vorwort von Dr. A.
Hayek zur 3. Aufl, Berlin 1927)
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der Idealvorstellung außer Kraft zu setzen oder besser ge-
sagt, rückgängig zu machen (Umkehrung der ursprünglichen
Akkumulation). Man sieht, die Theorie ist bestens geeignet,
die wahren Verhältnisse des Kapitalismus zu verschleiern,
ohne daß praktische Folgen aus ihr zu befürchten wären.
Gerade deshalb ist sie aber nicht imstande, beim Lösen der
tatsächlichen Widersprüche zwischen Grundeigentum und
Kapital zu helfen und bleibt für den theoretischen und
praktischen Kampf des Bürgertums gegen das Grundeigen-
tum wie gegen das Proletariat bestenfalls eine ideologische
Stütze.
Den Proletarier kann eine solche Theorie in der Tat wenig
überzeugen. Der Traum vom freien Bauerntum findet kei-
nen Platz im täglichen Elend des Arbeitstages, Freiheit und
Gleichheit werden in der Produktion augenfällig Lügen ge-
straft. Der Arbeiter sieht sich unmittelbar vom Kapitalisten
ausgebeutet und interessiert sich wenig für dessen Händel
mit dem Grundeigentum, um so mehr aber für seine eige-
ne Unterdrückung. Die erstarkende Arbeiterbewegung und
die Enthüllung des Kapitalverhältnisses durch den wissen-
schaftlichen Sozialismus decken die eigentlichen Wider-
sprüche des Systems auf.
Im Gegenzug macht die Bourgeoisie nicht allein ihren theo-
retischen Frieden mit dem Grundeigentum (praktisch be-
stand er ohnehin), sie versucht, alle Widersprüche des Sy-
stems einzuebnen. Um dies zu erreichen, abstrahiert die neue
bürgerliche Ökonomie geflissentlich von allen gesellschaft-
lichen Bezügen, in denen die Antagonismen des Kapitalismus
zum Vorschein kommen, um durch „reine Ökonomie” jene
Harmonie der Verhältnisse zu fundieren, die dem gesell-
schaftlichen Ideal des Bürgertums wirtschaftlich entsprechen.
Gemäß dem liberalen Grundkonzept des Individualismus
kann nun jeder nach Kräften und Begabung frei und gleich
wirtschaften, sei es in Sachen Kapital, Arbeit oder Boden.
Er kann auch überall Rente einstreichen, denn die „Renten-
erscheinung” erweist sich derart „allgemein”, daß sie ähn-
lich dem Einkommen allen drei Produktionsfaktoren zu-
kommt, je nachdem, ob ein einzelnes Kapital, eine indivi-
duelle Arbeit oder ein bestimmtes Stück Boden mehr leistet
als im jeweiligen Bereich allgemein üblich. Jeder Produktions-
faktor erhält sein Faktoreinkommen, und dieses ist, ob
durchschnittlich oder nicht, ökonomisch gerechtfertigt, weil
es der Leistung des Faktors entstammt. Es ist also begrün-
det durch die natürlichen Gesetze der Produktion und der
entsprechenden Distribution. Soweit wirtschaften Arbeit,
Kapital und Boden ganz problemlos, bis der Mensch als Ei-
gentümer der Produktionsfaktoren auftaucht. Dieses Eigen-
tum aber ist überhaupt die Voraussetzung, ohne die er
nicht wirtschaften würde und daher auch ökonomisch ge-
sehen in jeder Form voll und ganz berechtigt. Ergeben sich
aus dem Eigentumsrecht Verwicklungen, so sind sie nicht
Gegenstand der Ökonomie, sondern der Soziologie und der
Jurisprudenz und müssen von der gemeinsamen rechtlichen
Instanz der Gesellschaft, dem Staat, gelöst werden. In die-
sem Weltverständnis darf ein Vorgehen gegen das Eigentum
einzelner nicht das private Eigentum als solches angreifen,
es kann nur deklariert werden als die Korrektur von Aus-
wüchsen des Eigentumrechtes, um Schaden von der Allge-
meinheit abzuwenden.
Einen der hervorstechendsten Auswüchse lieferte das Grund-
eigentum verstärkt seit den 70er Jahren’ des 19. Jahrhunderts,
Betrachtet man einen Auswuchs des Eigentumsrechts als
Einschränkung der Rechte anderer mit den besonderen
Machtmitteln, die das eigene Recht gewährt, dann bietet das
Privateigentum an Boden diese Möglichkeit zwar weit weniger
ausgiebig als das Privateigentum an Kapital, dafür aber um so
auffallender. Weiter entferntvom wesentlichen Widerspruch
des Kapitalverhältnisses, kann es an dessen Oberflächeleich-
ter erkennbar in Erscheinung treten, nicht nur für den Theo-
retiker, sondern auch für den Laien, der selbst Pächter oder
Mieter ist und Steuern zahlt, aus denen unter anderem auch
die hohen Bodenpreise für ständig umfangsreichere Infra-
struktureinrichtungen finanziert werden. Pacht oder Kauf-
preis für den Boden als Produktionsgrundlage, der Einfluß
hoher Mieten auf den Wert der Arbeitskraft und die Erschwer-
nis einer rationell geplanten Infrastruktur, diese drei Punkte
kennzeichnen von dieser Zeit an die Form des Widerspruchs
zwischen Kapital und Grundeigentum. Gerade diese Formen
legen es auch nahe, sie als einen Widerspruch zwischen allen
Produzierenden und dem Grundeigentum aufzufassen, zu-
mal die Harmonie des Wirtschaftslebens ja theoretisch vor-
geprägt ist. Steuern und Mieten zeigen sich nicht nur als Be-
lastung des Lohnempfängers, sie sind es zum Teil auch real
(das Kapital wird nicht selbstverständlich mit den Mieten
die Löhne erhöhen); sie treffen überdies Arbeiter genauso
wie den Mittelstand, und Pacht schließlich zahlen neben ka-
pitalistischen Betrieben auch Kleinbürger und Bauern, Vor
dem Grundeigentum, scheint es, sind alle gleich, die private
Verfügungsgewalt über den Boden als elementarer Existenz-
bedingung der Gesellschaft muß zum Mißbrauch des Eigen-
tumsrechts geradezu herausfordern. Das Eigentum an die-
sem Punkte einzuschränken ist deshalb nicht nur notwen-
dig, sondern kann auch ohne große Gefahr für das Eigentum
als ganzes durchgeführt werden, dessen rechtmäßige Anwen-
dung durch diese Maßnahme gerade gestärkt wird. Das Kapi-
tal zieht aus der Lage der Dinge zwei Vorteile: Einmal rückt
es aus der Schußlinie der heftigen Angriffe gegen das Eigen-
tum überhaupt, zum andern kann es den wesensmäßigen
Widerspruch zum Grundeigentum auf der Ebene einer har-
monisierenden Theorie neu formulieren und, falls nötig,
nach praktischen Lösungen suchen.
Die Frage des agrarischen Grundeigentums, an der sich bis-
lang ausschließlich die Kritik entzündet hatte, setzte sich
fort in den sozial- und wirtschaftspolitischen Debatten um
die Agrarreform, die wir hier jedoch außer Acht lassen wol-
len. Zum entscheidenden Stein des Anstoßes wurde das
Grundeigentum durch die Baubodenrente in den schnell
wachsenden Großstädten. Man konnte die Rente unmittel-
bar mit der sozialen Not in Verbindung bringen, so daß es
nicht schwer fiel, hier einen Ansatzpunkt zu ihrer Beseiti-
gung und zur Stabilisierung der Verhältnisse zu finden.
Adolph Wagner, einer der bedeutenderen Ökonomen der
Zeit, hatte 1870 der Forderung, den gesamten Grund und
Boden zu verstaatlichen, mit einer „vernichtenden Kritik
des Agrarkommunismus geantwortet („Über die Abschaf-
fung des privaten Grundeigentums”, Leipzig 1870). An-
dererseits erkannte er als einer der ersten in Deutschland
die „ökonomisch persönlich unverdienten” Wertzuwachse
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zum städtischen Boden. „Ich bin keiner Art von Grund-
eigentum gegenüber hinsichtlich seiner volkswirtschaftli-
chen und sozialpolitischen Funktion so skeptisch wie in
Bezug auf das großstädtische. Aber die mindeste Forde-
rung ist jedenfalls eine angemessene Besteuerung der Bau-
stellen wie der Häuser. Ich vermag es wenigstens nicht zu
rechtfertigen, daß jemand, der ein Grundstück wohlfeil
erwirbt, es jahrelang ruhig liegen läßt, es zu nichts benutzt.
wohl aber es der Benutzung anderer und der Gemeinschaft
entzieht, mithin ohne jede entsprechende persönliche
Leistung, riesige Konjunkturgewinne für diesen Boden als
Baustelle einstreicht.” So äußerte sich Wagner im Oktober
1877 in der Versammlung des Vereins für Sozialpolitik 16).
Als einzige Möglichkeit, dem durch „private Gewinnsucht”
entstandenen Übel beizukommen, bleibt den Ökonomen,
die Verbesserung der Grundsteuergesetze zu empfehlen, die
den neuen Erscheinungen der städtischen Grundrente offen-
sichtlich nicht gewachsen waren. Sie bezog sich mehr auf
die agrarische Nutzung, bei der die Möglichkeiten spekula-
tiver Wertsteigerung des Bodens und deutlich hoher Mono-
polrenten weniger hervortreten und nicht so unmittelbar
zu KonfliktenführenwiebeistädtischerB nutzung.
Zudem hatt nsichd eGrundeigentümerrchih eMa t-
stellung innerhalbderG sellschaftni d igeSt u r ätze
sichern könne ,d eumoka dalöserersch inenmußt
je höherdieBod nwertestiegen;(inE gla dbeispielsweise
gingen d eLandlordsan äherndst u rf eius).G zb-
gesehen abervondSt uersätzenstanda yst m
der WerterhöhungprivatenBodenbesitzesu chöffent-
liche Investitionenhilflosgeg nüber.
Karl Braun kritisiert 1866: „Die Gemeindesteuersysteme
haben das miteinander gemeinsam, daß die Masse der Be-
völkerung besteuert, d. h. wirtschaftlich ausgebeutet wird
zugunsten der Inhaber der ‚praedia urbana’”, also zugunsten
der Eigentümer von Bauplätzen und Häusern und nament-
lich zugunsten der Bauspekulanten . . . Zur Aufmunterung
der Baulust wird eine Reihe gemeinschädlicher Mittel an-
gewandt. Die Regierung zwingt die Gemeinde, Opfer zur
Erbauung neuer Bauquartiere zu bringen, dem Bauspeku-
lanten die Straßenfläche, das Trottoir, das Pflaster, die
Kanäle, die Gaseinrichtung für die Straße usw. aus Ge-
meindemitteln zu stellen, die Gemeinde also trägt 20 %
der Baukosten ohne Ersatz und Anteil am Profit.” 17)
Vielen Ökonomen schien aus solchen wirtschaftlichen Er-
wägungen eine gewisse „Bodenreform” unumgänglich.
Gleichzeitig sahen sie auf ihre Weise und oft unausgespro-
chen die sozialpolitische Funktion der Reform, die ihre
kleinbürgerlichen Reformkollegen in den Mittelpunktei-
ner weltverbessernden Theorie stellten.
„Professor Adolph Wagner gibt in seiner Grundlegung zu:
‚Die unbefangene Würdigung der Polemik gegen das private
Grundeigentum fordert dann nur das Zugeständnis, daß
16) Weber, A., a.a.0., S. 18.
17) Weber, A... a.a.0., S. 36/37
schon die bisherige Geschichte und die heutige Praxis und
die aus ihnen abstrahierende nationalökonomische Wissen-
schaft der häufig so einseitig verurteilten Forderung des
Sozialismus gerade hinsichtlich des Grund und Bodens
auf halben Wegen entgegenkommen. Nicht das Ob, sondern
nur das Wie weit und das Wann, Wo und Wie ist in Bezug
auf diese Forderung noch streitig: es ist eine Streitfrage in
Betreff des Maßes.’ Ähnliche Gedanken finden sich in den
Schriften vieler bedeutender nationalökonomischer Schrift-
steller zerstreut vor. George sagt in Bezug hierauf, daß es
merkwürdig sei, wie die Menschen seit Jahren über diese
Theorie stolperten, ohne sie zu erkennen, so daß dieselbe
sie unfehlbar gebissen hätte, wenn sie ein Hund gewesen
wäre.” 18)
IV. Die radikale kleinbürgerliche Bodenreformerei
auf dem Weg in die Utopie
Der Sozialpolitik trauten viele Reformgeister nicht zu, daß
sie die Gesellschaft aus ihrer tiefen Not und Zerrüttung ret-
ten könne. Sie machte Zugeständnisse, um die vorab postu-
lierte Harmonie der Interessen zu beweisen, bemühte sich
aber nicht einmal ansatzweise um die Erklärung und die
grundlegende Beseitigung der bestehenden Disharmonien,
Dies war auch nicht die Aufgabe einer Politik, die den Sta-
tus quo unter dem Deckmantel eines Ideals erhalten sollte,
es wurde dagegen zum welterlösenden Lebensinhalt jener
wackeren Männer, denen das Ideal der Gleichheit und Frei-
heit für bare Wirklichkeit galt. Erschrocken und erbittert
konstatierten sie mangelnde Freiheit und krasse Ungleich-
heit in einem solchen Ausmaß, daß der weitere Bestand der
Gesellschaft und des in ihr verkörperten Ideals gefährdet
war. Die Freiheit des Unternehmers führte zu Reichtum
und Kapitalmacht, die Freiheit des Proletariers nur zu bit-
terster Not und die Freiheit des Kleinbürgers immer mehr
zur Freiheit des Proletariers. Das Unternehmen eigene Ar-
beit erbrachte offensichtlich nicht das Nötigste zum Leben;
kein Wunder also, daß dem Proletariat nichts an der Frei-
heit des Individuums lag, daß es zu allem bereit war, um sie
und mit ihr die ganze ideale Gesellschaftsordnung loszu-
werden.
Die Größe der Gefahr schildert Michael Flürschein sehr ein-
dringlich in vielen Aussprüchen geistreicher Männer, ent-
nommen den Werken seines Freundes Agathon de Potter.
Es folgt eine kleine Auswahl 19):
„Wenn das Volk nichts mehr zu essen haben wird, wird
es die Reichen auffressen.” J. J. Rousseau.
„Die Proletarier, eine zahlreiche Klasse, unbemerkt unter
den theokratischen, despotischen und aristokratischen Re-
gierungen, wo sie im Schutze der Mächte leben, welche
den Boden eignen und wenigsten ihre Existenzgarantien
in ihrer Schutzherrschaft besitzen; eine Klasse. die heute.
18) _Flürscheim, Michael, Der einzige Rettungsweg, Dresden und
Leipzig 1890.
19) Zitiert bei Flürschein, M., a.a.0., S. 550 ff.
sich selbst überliefert durch die Unterdrückung ihrer
Schutzherren und durch den Individualismus, in einer
schlimmeren Lage ist, wie sie je gewesen, unfruchtbare
Reste wiedererobert hat, ohne das Nötige zu haben, und
welche die Gesellschaft bewegen wird, bis der Sozialis-
mus dem verhaßten Individualismus gefolgt ist .. . Es ist
aus der Lage der Proletarier, daß eine Frage des Eigen-
tums entstanden ist, die heute überall behandelt wird,
eine Frage, die sich durch den Kampf oder die Plünderung
lösen wird, wenn sie nicht bald durch die Vernunft gelöst
ist.” Lamartine.
„Es bleiben nur zwei Mittel: Das Erste, eine Insurrektion
derer, die nichts besitzen, gegen die, welche besitzen. Das
Zweite, ein sozialer Zustand, welcher der Nation erlaubt,
fortschreitend zu einem Eigentum (Bodeneigentum, d.
Verf.) wiederzugelangen, das ihr gehört, ohne den Indi-
viduen zu schaden . . . Seine Unwissenheit bekennen ist
eine für die Individuen sehr schwierige Sache: um so viel
mehr für die Gesellschaften, Man muß trotzdem dahin
gelangen oder sterben. Eine schreckliche Metzelei naht
sich und faßt euch schon bei den Fetzen eurer Institu-
tionen. Gesellschaft! Willst du warten, bis sie dich trifft
und ehe du einsiehst, daß du eine Blödsinnige bist? ”
Colins.
„Auf hundert Individuen, welche die Gesellschaft bilden,
kommen 99, welche ihre Organisation ändern wollen.
Wenn wir uns nicht gutwillig zu dieser Veränderung her-
geben, wenn wir nicht die Hand dazu leihen, sind wir ver-
loren!” A. de Potter.
Abhilfe tat not, sollte nicht das Elend der in den Städten
zusammengepferchten Massen über den Köpfen auch der
besser gestellten Bürger zusammenschlagen. Die Angst
vor der sozialen Umwälzung macht schnell zum Philan-
thropen und doch kommt hier noch ein zweites Moment
hinzu: Die „ungerechten” gesellschaftlichen Verteilungs-
verhältnisse trafen nicht nur das Proletariat. Besonders
die Wohnungsnot, in der die „soziale Ungerechtigkeit”
ihren augenfälligsten Ausdruck fand, war auch für die
kleinbürgerlichen Schichten erfahrbar, so daß sie weltver-
bessernden Vorschlägen, die gerade am Grundeigentum
ansetzten, recht aufgeschlossen gegenüberstanden und bo-
denreformerischen Gedanken eine immer breitere Wirkung
sicherten.
1874 gründete der Arzt Dr. A. Th. Stamm in Berlin den
„Verein für Humanismus”, aus dem 1880 die „Deutsche
Landliga” hervorging. In ihrem Programm vom 4. Juli
1886 heißt es: „Die deutsche Land-Liga tritt zur Beseiti-
gung des sozialen Notstandes, zur Begegnung des wirt-
schaftlichen Niedergangs, zur Befreiung der Arbeit — gei-
stiger und körperlicher — aus den Fesseln des Kapitalis-
mus — für das Gemeineigentum an Grund und Boden, den
natürlichen Gemeinbesitz aller Menschen, ein.”
Die Land-Liga konstituierte sich 1888 neu als „Allwohls-
Bund”, „Der Allwohls-Bund erstrebt die Erlösung vom
wirtschaftlich-sittlichen Unrecht und Elend, Er ringt da-
her nach der Beseitigung jedes arbeitslosen gemeinschäd-
lichen Erwerbs, und unter Wahrung aller Volksrechte,
Aufklärung des gesamten Volkes über die Bundesziele und
Verbreitung veredelnder Bildung, vor allem nach der-Rück-
wandlung des privaten, arbeitslosen gemeinschädlichen
Grundzinses in der Grundzinsgemeinschaft.”” Mit dem
Tode Stamms 1892 löst sich dieser Bund auf,
Den eigentlichen Beweis zu der Behauptung des Allwohls-
Bundes, der Grundzins sei die Ursache der sozialen Not,
lieferte der „Deutsche Bund für Bodenbesitzreform””,
1888 gegründet von Michael Flürscheim, dem ehemaligen
Besitzer der Eisenwerke in Gaggenau (Baden). Dieser
Bund, später Sammelbecken aller Reformgeister und
tragende Kraft der Reform, vertrat zunächst das reine,
welterlösende Reformprogramm. Nach dem Beschluß der
ersten Hauptversammlung vom 16. Sept. 1888 ist der
Zweck des Bundes: „Die Aufklärung der öffentlichen
Meinung über die wirkliche Grundursache des wirtschaft-
lichen Notstandes und die Beratung der Mittel zu seiner
Beseitigung. Die erstere erblickt der Bund in der im ar-
beitslosen Zins- und Grundrentengenuß wurzelnden Auf-
häufung von ungeheuren Reichtümern in Einzelhänden,
deren Besitzer ihre Einkommen nicht aufbrauchen . . .”
„Als Mittel sind ins Auge gefaßt: Verstaatlichung oder
Kommunalisierung des Grund und Bodens oder der
Grundrente.”
Jedoch schon 1890 wird der Bund reorganisiert (Wahl
Heinrich Freese’s zum Vorsitzenden) und orientiert sich
mehr in Richtung „Realpolitik”. Die allgemeinen Mittel
der Reform bleiben die gleichen, werden aber bedeutsam
spezifiziert: „Als zunächst zu verwirklichende Forderung
gelten dem Bunde: 1. Die Unveräußerlichkeit und tun-
lichste Vermehrung des jetzigen Staats- und Gemeinde-
grundbesitzes; 2. eine geeignete kommunale Besteuerung
des vom Besitzer nicht erzeugten Wertzuwachses des Bo-
dens; 3. die Beseitigung des privaten Pfandrechts an
Grund und Boden.20)
Die grundsätzlichen wie die daraus abgeleiteten realpoli-
tischen Forderungen und die Wirkungskraft, die man sol-
chen Maßnahmen zutraute, werden freilich nur auf dem
Boden der reformerischen Theorie verständlich.
Die Theorie der Reform wie die Reformbewegung selbst
gehen aus von der brennenden „sozialen Frage”, deren
Urgrund ein wahres Mysterium ist: Die „natürlichen” Prin-
zipien der Produktion waren durch ihre sozialen Folgen
in ihrem Bestand gefährdet, obwohl sie, in der herrschen-
20) Die geschichtlichen Daten sind entnommen aus:
Diehl, Karl: Art. Bodenbesitzreform, in: Hdwb. der Staats-
wiss. Bd. 2, S. 934 - 954;
Meyers Konversationslexikon, 5. Aufl., Leipzig und Wien
1896, Stichwort Bodenbesitzreform, Bd. 3, S. 170/71;
Die Auszüge aus den Programmen der Reformvereine sind
entnommen aus:
Freese, Heinrich: Nationale Bodenreform, Berlin 1926, aus-
zugsweise nachgedruckt in: Boden. Eine Dokumentation,
hrsg. vom deutschen Verband für Wohnungswesen, Städtebau
und Raumplanung, Bonn 1968, Bd. 3,5. 61 ff
70
den Wirtschaftsordnung voll verwirklicht, ihre Fort-
schrittlichkeit und ihr Produktivvermögen täglich neu be-
wiesen. Trotzdem hatte der wachsende Reichtum nur
wachsende Armut im Gefolge. Die gleichen Prinzipien,
die sich in der Produktion so vorteilhaft zeigten, schienen
in der Verteilung des erzeugten Reichtums alle Vorteile
eingebüßt zu haben. Der Fehler konnte nicht im an sich
richtigen System dieser Prinzipien liegen, er mußte durch
ein systemfremdes, störendes Element hineingetragen
worden sein. Wir wissen bereits, daß es nur ein solches
Element gibt: Das private Grundeigentum, das unnatür-
liche Monopol an einem Produktionsmittel, das die Frei-
heit einschränkt und Ungleichheit hervorruft. Das private
Grundeigentum, seit je im Kreuzfeuer der Kritik als ein
letztes unzeitgemäßes Überbleibsel im Gefüge der kapi-
talistischen Gesellschaft, wird nun emporgehoben zum
verderblichen Ferment ihrer Zersetzung.
„Der Kapitalismus ist, derart betrachtet, ein Bastard von
Freiheit und Gewalt. Alles was er an großartigem geleistet
hat, dankt er der Freiheit, der freien Konkurrenz, die alle
Kräfte entfesselt und anspornt; alles was an ihm betrüblich
ist, ist die Schuld der im Grundeigentum (an Grund und
Boden, d. Verf.) noch lebenden und wirkenden Gewalt.
Sie verdirbt alle Wirtschaft ...” 21)
Quasi-feudale Gewalt greift ein in das bürgerliche Wirt-
schaften und läßt alle Vorzüge des Systems so heimtük-
kisch in ihr Gegenteil umschlagen, daß die soziale Revo-
lution die letzte Chance eines vollendeten Individualis-
mus zu beseitigen droht. Diese Vollendung aber wollen
sich verantwortungsbewußte Männer nicht nehmen lassen
Ihrer Meinung nach garantiert allein die Freiheit des Indi-
viduums Fortschritt und wachsenden Reichtum der Ge-
sellschaft, während die Behinderung der Gleichheit zu
wachsender Armut der Massen führt und der Forderung
des Sozialismus nach absoluter Gleichheit Anhang ver-
schafft, auch wenn dabei alle: Freiheit aufgegeben wer-
den muß. Das eine Extrem ist jedoch so töricht wie das
andere, da erst Freiheit und Gleichheit zusammen das
Wesen des wahren Individualismus ausmachen.
„Wer Freiheit und Gleichheit zusammen verspricht, ist
ein Phantast oder Scharlatan”, sagte Goethe 22).
Dem hält Oppenheimer entgegen: „Es ist eben nicht
wahr, daß die Menschheit nur die Wahl hat zwischen Ka-
pitalismus und Kommunismus, zwischen Gleichheit mit
wirtschaftlicher Unfreiheit und Freiheit mit wirtschaftli-
cher Ungleichheit.” 23)
Auch Flürscheim meint, Goethe kannte wohl wie so viele
andere ‚, offenbar jene Versöhnung des Individualismus
mit dem Sozialismus nicht, die sich Bodenverstaatlichung
nennt” 24)
21) _Oppenheimer, Franz: Der dritte Weg, Potsdam 1933, S. 60.
22) Zitiert bei Oppenheimer, F., a.a.O.
23) _Oppenheimer, F., a.a.O.
24) Flürscheim. M.. a.a.O., S. 550.
„Die Bodenbesitzreform ist ein versöhnendes Mittelglied
zwischen den Gegensätzen des Sozialismus und des Indi-
vidualismus. Sie läßt die persönliche Schaffenskraft frei,
was dies heute nicht ist, wo ihr die Grundlage aller Arbeit,
die freie Benutzung des Erdbodens und der Naturkräfte
fehlt und wo die durch Monopolisierung entstandenen
künstlichen Schranken sich immer schroffer zwischen Ar-
beitswilligkeit und Arbeitsfähigkeit stellen. Sie erfüllt in
dieser Weise die Ideale des Individualisten in heute unge-
ahnter Weise, ebenso aber auch die des Sozialisten, indem
sie dem Arbeiter den vollen Ertrag seiner Produkte sichert,
bei voller Freiheit des persönlichen Schaffens. Was er in
Gestalt der Grundrente der Gemeinschaft davon abgeben
muß, ist überhaupt nicht der Ertrag seiner Arbeit, sondern
der der Natur und Gesellschaft, und kehrt in anderer Form
in seine Tasche zurück, die ihm mehr nutzt als die der di-
rekten Verwendung, weil in gesellschaftlicher Verwaltung
der betr. Beträge bedeutende Mehrleistungen gegenüber
der Einzelverwendung zu erzielen sind.” 25)
So ist denn aus der Verstaatlichung des Bodens bzw. der
Zahlung der Grundrente an den Staat das Allheilmittel
zur Lösungaller in der kapitalistischen Gesellschaft ent-
haltenen Widersprüche geworden, aus „diesem desidera-
tum der radikalen englischen Bourgeoisökonomen die
sozialistische Panacea” 26). Marx schreibt diese Leistung
als erstem dem Belgier Hippolyt de Colins zu, wir be-
schränken uns hier jedoch auf die Theoretiker der deut-
schen Bodenreform,M. Flürscheim, Th. Hertzka und F.
Oppenheimer sowie auf ihren großen amerikanischen Vor-
gänger und Initiator der internationalen Reformbewegung,
Henry George, der in seinem 1879 erschienenen Werk
„Progress and Poverty“ die „Theorie” umfassend dar-
legte.
Die geniale Einfachheit der Verstaatlichungsthese ver-
schwindet bei dem Versuch der Bodenreformer, sie theo-
retisch nachzuweisen. Die ökonomischen Gedankenge-
bäude sind in der Tat so verwirrend und kompliziert, wie
man es von der nachträglichen wissenschaftlichen Begrün-
dung einer höchst unwissenschaftlich vorgefaßten „Lösung
des Welträtsels”” erwarten kann. Die Reformer sehen sich
gezwungen, mit dem theoretischen Rüstzeug der Vulgär-
ökonomie die Schädlichkeit der Grundrente für Lohn und
Zins nachzuweisen, obgleich jene Ökonomie ihren ganzen Sinn
erst daraus erhält, daß sie die Ebenbürtigkeit und Gleich-
berechtigung aller Produktionsfaktoren und Faktorein-
kommen behauptet. Es bleibt nur die Flucht zu Ricardos
Definition der Grundrente, die in den Grundwahrheiten
der Grenznutzenlehre einige Verwirrung stiftet. Stünde
das Ergebnis der Untersuchung nicht schon fest, wäre
diese Verwirrung kaum noch lösbar.
H. George definiert die Rente folgendermaßen: Obwohl
der Boden nichts zum Wert des Bodenproduktes beiträgt,
hat sein Besitzer durch seine Monopolstellung die Macht,
sich aus dem Wert des Produkts soviel Rente anzueignen,
25) a.a.0.; 5. 580.
26) Marx, Karl: Brief an F. A. Sorge vom 20. Juni 1881 in:
Marx/Engels; Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, 5. 413.
daß dem Kapital und der Arbeit nur das bleibt, was sie
auf dem ärmsten genutzten Boden, der keine Rente trägt,
erhalten. Die Rente ist also eine Differentialrente und als
solche der Tauschwert eines Monopols.
„Der Mann ist theoretisch total arriere (zurückgeblieben).
Von der Natur des Mehrwerts hat er nichts verstanden
und treibt sich daher, nach englischem Vorbild, in dabei
noch hinter den Engländern zurückgebliebenen Spekula-
tionen über die verselbständigten Stücke des Mehrwerts
um — über das Verhältnis von Profit. Rente. Zins etc.” 27)
Wie widersprüchlich diese Kritik der Vulgärökonomie auf
der Basis ihrer eigenen Leitsätze auch ausfallen muß, am
Ende zeigt sich eines ganz klar: aller Fortschritt der Gesell-
schaft, jede Erhöhung der Produktivität, kann nur auf dem
vom Grundeigentum monopolisierten Boden stattfinden.
Das Grundeigentum wird den Fortschritt der Produktion
ganz abschöpfen, so daß Kapital und Arbeit leer ausgehen.
Von hier aus entwickelt sich alles weitere Unheil wie Wirt-
schaftskrisen etc.
Im Vergleich zu George steigern sich die Schwierigkeiten
ökonomischer Theorie bei Flürscheim, Hertzka und Oppen-
heimer beträchtlich. Denn der Gegensatz von Lohnarbeit
und Kapital, bekannt aus täglicher Anschauung und der
Lektüre der Kritik der politischen Ökonomie, muß jetzt
ebenfalls aus dem Widerspruch des Grundeigentums zur
Wirtschaftsordnung hergeleitet werden, Ausgerüstet mit
Ricardos Grundrente und Marxens Kapitalzins gelingt
Flürscheim der Nachweis der doppelten Schädlichkeit des
Grundeigentums: Direkt schöpft es die unverdiente Rente
ab und, viel wichtiger noch, indirekt ist es zur „Mutter
des Kapitalzinses” geworden, der nun, groß und erwach-
sen. die Gesellschaft knechtet mit Zins und Zinseszins.
„Die Unzerstörbarkeit, Unbeweglichkeit des Bodens ent-
hebt seinen Besitzer der Notwendigkeit, Erhaltungsarbeit
leisten zu müssen oder sich leisten zu lassen. Seine Unver-
mehrbarkeit und Unentbehrlichkeit zur Existenz, sowie
seine selbsttätige Hervorbringung wertvoller Rohstoffe
gibt seinem Eigentümer die Macht, eine Miete für seine
Herleihung zu beanspruchen. Seine Verkäuflichkeit gibt
jedem,der Güter besitzt, mit denen er Land kaufen, resp.
eintauschen kann, die Macht, eine entsprechende Miete,
also Zins für die Herleihung der betreffenden Güter zu
beanspruchen, weil er eine solche Miete erlangen könnte,
wenn er die betreffenden Güter in Landbesitz verwandeln
würde.
In dieser Weise ist die private Aneignung der Grundrente
die Mutter des Kapitalzinses geworden und wird dieser
mit ihr verschwinden.” 28)
Hertzka 29) verläßt sich nicht auf den trügerischen Zu-
27) 328.23.0.,5. 412.
28) _Flürscheim, M., a.a.O., S. 569.
29) Die ganze schöne Utopie findet sich, romanhaft breit ge-
schildert, in: Hertzka, Theodor: Freiland. Ein soziales Zu-
kunftsbild. Dresden/Leipzig/Wien, 10. Aufl. 1896.
sammenhang der Flürscheimschen Theorie. Er glaubt an
eine natürliche Ordnung der Wirtschaft, die im Prinzip
Gossens Idealvorstellung ähnelt, allerdings ganz ohne Zins
und Rente auskommt, Beides ist so unnötig, wie unmög-
lich in Hertzkas origineller Utopie, die in einer und gerade
erst durch diese vergesellschaftete Produktion die freie
wirtschaftliche Betätigung des Individuums sichert. Alles
was er braucht, ist ein Stück herrenloses Land, auf dem
diese Gesellschaft durch eigene Einsicht und gegenseitige
Übereinkunft der Individuen ihr Paradies auf Erden er-
richtet. Bei dem Versuch, dieses Land in Zentralafrika zu
finden, tritt ihr jedoch — neben Unstimmigkeiten in den
eigenen Reihen — in Form der britisch-ostafrikanischen
Kompagnie jene „Bodensperre” entgegen, die den zentralen
Punkt der Oppenheimerschen Theorie bildet.
Das private Eigentum an Grund und Boden vertreibt die
Menschen von ihrer unmittelbaren Existenzgrundlage
und hält sie weiterhin entfernt, so daß ihnen nichts wei-
ter übrig bleibt als ihre Arbeitskraft zu verkaufen, und
zwar auch zu Bedingungen, die ihnen nicht den vollen
Gegenwert ihrer Produkte als Lohn sichern. Je mehr
Menschen der Zugang zum Boden versperrt ist, desto hö-
her das Angebot an Arbeitern und desto niedriger der
Lohn. Oppenheimer verabsolutiert die Ursprüngliche
Akkumulation und die Reservearmee, erklärt den Kapi-
talzins bzw. den Mehrwert auf diese Weise aus der Kon-
kurrenz der Arbeiter und diese aus der Existenz des
Grundeigentums. Daraus folgt logisch, daß die Wirtschaft
ins rechte Lot kommt, sobald wieder alle Menschen Zu-
gang zum Boden haben. Als „Sozialist”” zieht Oppenhei-
mer allerdings nicht wie Hertzka zum Kilimandscharo,
er fordert die politische Machtergreifung aller antikapita-
listischen Kräfte, um die „innere Kolonisation”” durchzu-
führen. Auf ihre Art, indem sie die eigene Ideologie beim
Wort nahmen, entdeckten die Reformer die Widersprüch-
lichkeit des Kapitalismus und die Unzulänglichkeit der
bürgerlichen Ökonomie, Doch mußte die Kritik fehlschla-
gen, weil sie in ihrer Anschauung befangen, die Wider-
sprüchlichkeit nicht im Kapitalverhältnis begründet fin-
den konnte, sondern nur im Widerspruch der bürgerlichen
Ideologie zur kapitalistischen Wirklichkeit. Unter der un-
verhohlenen Drohung der Ausgebeuteten griffen sie auf
ihre ideologisierende Philosophie und Ökonomie zurück
und proklamierten das Rechtfertigungsideal des Systems
als dessen reale Vollendung. Dies Ziel war ohne gewalti-
gen Umsturz zu erreichen, wenn man nur den allein-
schuldigen Grundeigentümern die Möglichkeit nahm, in
der Distribution im Trüben zu fischen. Sofern die Refor-
mer nicht nach Utopia auswandern wollten, wo es be-
kanntlich kein privates Grundeigentum gibt, rückten sie
also der Grundrente in irgendeiner Form zu Leibe. Die
ungeheure Kluft zwischen dem Ziel der vollendeten Ge-
sellschaft und dem Mittel der Wegsteuerung der Rente
(H. George) oder gar nur ihrer Besteuerung (Dtsche. Bo-
denreform) existierte nicht für die hohe Theorie.
„Als vorläufiges Ziel mag sich Amerika die Verschiebung
der bestehenden Steuern auf den Boden, England die Be-
steuerung der städt. Grundrente und die Wiederauflage
der 4 Schill., Deutschland die Wegsteuerung des städti-
schen Grundrentenzuwachses, die schon Professor Wagner
vorschlug, setzen. Der deutsche Bund für Bodenbesitz-
reform hat ebenfalls letzteres System auf sein Programm
genommen.” 30)
So angenehm die Idealvorstellungen für den Kleinbürger,
so praktikabel sind die Reformvorschläge für die Boden-
politik des Kapitals, die dem von furchtlosen Idealen ge-
schwächten Bodenreformer ein reales Wirkungsfeld eröff-
net. Seine Ideale werden ihm bald eine „halb heitere,
halb bittere Erinnerung an jene Zeit des Suchens und Tastens,
des idealen Überschwangs und des mangelnden Realitäts-
sinns.’”” 31) Heute dagegen trägt er sein Ziel im Herzen,
verabsolutiert seine Mittel und geht in die Realpolitik.
Vv
T Die Kleinbürgerreform als Hebelarm und
Motor der Sozialpolitik.
„Die Sonne wollen wir der Welt bieten, und da sie nicht
schnell genug aufgeht, so zünden wir eine Talgkerze an.”
M. Flürscheim 32)
Flürscheim entlarvt die Ära Damaschke, deren Hauptten-
denzen sich schon in der Reorganisation von Flürscheims
Bund 1890 abzeichneten. Zwei Jahre später übernimmt
Adolf Damaschke die Leitung des 1890 gegründeten Bun-
desorgans „Frei Land” 33). 1898 wird er Vorsitzender des
Bundes, der in seinem Programm vom 2. April des gleichen
Jahres die aktuell praktikable Seite der allerlösenden
Grundidee deutlich in den Vordergrund rückt:
„Der Bund der deutschen Bodenreformer sieht in der
Grund- und Bodenreform den wesentlichen Teil des sozia-
len Problems. Er tritt dafür ein, daß der Grund und Boden
unter ein Recht gestellt werde, das seinen Gebrauch als
30) Flürscheim, M., a.a.O., S. 585. Die „4 Schill.” sind die in
England bestehende Steuer auf landwirtschaftlich genutzte
Böden aus dem Jahre 1592 (4 sh. von 1 Pfund Sterling
Grundrente), die damals von den englischen Landlords als
Entgelt für die auf die Regierung abgewälzte Militärlast über-
nommen worden war. Diese Steuer wurde seither von den
Rentenwerten des Jahres 1692 bezahlt, die sich inzwischen
natürlich vervielfältigt hatten. „Wiederauflage der 4 Schill.”
bedeutet in diesem Zusammenhang die Erhebung der
Grundsteuer von den aktuellen Bodenrenten. Für städtische
Grundstücke, die bisher ganz steuerfrei waren, sollte eine
Neuregelung geschaffen werden. (vgl. Flürscheim, M., a.a.O.,
S. 381ff. und S. 584 sowie Weber, A., a.a.O., S. 23).
Harteck, Max: Damaschke und die Bodenreform, Berlin
1929.58. 21
31)
37) Zitiert bei: Diehl, K.: a.a.0.
„Frei Land” erscheint in Berlin als „Fortsetzung“ von der
1887 von M. Flürscheim begründeten Zeitschrift „Deutsch
Land“‘, nicht zu verwechseln mit der in Wien erscheinenden
Halbmonatsschrift „Freiland”, dem Organ der österreichi-
schen Freilandvereine, herausgegeben von Hertzka . . .
Ähnliche Vereine bestehen in der Schweiz (Freiland, schwei-
zerische Gesellschaft für Bodenbesitzreform) .. ., einer in
Holland: Der Nederlandsche Bond voor Landnationalisatie,
welcher eine Zeitschrift: „Der Grond van Allen herausgibt ”
Meyers Konversationslexikon, a.a.0O
33)
Werk- und Wohnstätte befördert, das jeden Mißbrauch
mit ihm unmöglich macht und das die Wertsteigerung, die
er ohne Arbeit des einzelnen erhält, möglichst dem Volks-
ganzen nutzbar macht.” Nun folgt ein Forderungskatalog,
der von der Erweiterung des Gemeindegrundbesitzes über
Erlaß eines Wohnungsgesetzes bis zur Besteuerung des un-
bebauten städtischen Bodenbesitzes reicht und weiter zur
Heranziehung der Bodenbesitzer zu den Infrastrukturaus-
gaben, die private Bodenwerte erhöhen (Brücken-, Schul-,
Museumbauten, Straßenbahn-, Parkanlagen usw.), zum
Vorkaufsrecht der Gemeinden bei ländlichen Zwangsver-
käufen und schließlich zur „planmäßigen inneren Koloni-
sation durch den Staat, und zwar in einer Form, die eine
spekulative Verwendung und eine Überschuldung des neu-
geschaffenen Besitzes ausschließt”
Diese und andere Zielsetzungen waren nicht allen Mitglie-
dern gleichermaßen lieb und teuer. Vor diesem Hinter-
grund erhält auch die Umbenennung aus „Deutscher Bund
für Bodenbesitzreform” in „Bund deutscher Bodenrefor-
mer” einen sicher unbeabsichtigten ironischen Akzent. Aus
dem Bund für Reform einen Bund der Reformer zu machen,
entsprach ganz gewiß einer neuen, höheren Einsicht in die
Realität. Die Meinungen der vereinigten Reformer über Art
und Umfang der Reform gingen in der Tat soweit ausein-
ander, daß Damaschke jede Grundsatzdiskussion vermied,
um durch derart kluge und geschickte „realitätsbezogene”
Politik den Bund zusammenzuhalten und so der großen
Sache weiter zu dienen34),
„Mir hat immer das Motto des bergischen Vereins für Ge-
meinwohl gut gefallen: Stets hab ich mir ein nahes Ziel
gewählt. doch hat ein fernes mich dazu beseelt!” 35)
Wie bewußt auch Damaschke sich von der Utopie distan-
ziert, in seinen praktischen Forderungen fehlt doch nie
die Begründung durch das Fernziel, die „Heimholung der
Grundrente”, Zwar bleibt die theoretische Grundlegung
die alte, und nach wie vor führt die wiedergewonnene
Grundrente eine ideale Gesellschaft herbei, aber das Ideal
hat sich unter Damaschkes Händen dem Begriff nach
kaum, der Sache nach iedoch bedeutend verändert.
„Bezöge die Gesamtheit die von ihr erzeugte Grundrente
in irgendeiner Form, etwa durch Pachten, Renten, Hypo-
thekenzinsen, Erbbau- oder Heimstättenabgaben, Steuern
usw., so fiele jede Ursache, ja auch die Möglichkeit, den
Boden und seine Schätze zu monopolisieren.
Natürlich würde dadurch auch das Verhältnis zwischen
Kapital und Arbeit wesentlich berührt.
Die Besitzer des Kapitals gewönnen als Leiter des Pro-
duktionsprozesses, ebenso wie Staat und Gemeinde, den
folgenreichen Vorteil, daß nicht mehr jede Lohn- oder
Gehaltserhöhung von steigender Grundrente zum großen
Teil in Form erhöhter Wohnungs-, Werkstatts- und Laden:
miete aufgesogen würde, so wie es im reichen Frieden bei
„freier Wirtschaft” zumeist geschah. In gesunden und ge-
34) Zum Nachweis der Materialien vgl. Anmerkung 20.
35) Dieser Ausspruch Damaschkes ist zitiert bei: Weber, A..
a.a.0., S. 39.
sicherten Heimstätten allein können auch die Qualitätsar-
beiter sich bilden und behaupten, die die Voraussetzung
sind zu der Qualitätsarbeit, mit deren Erzeugnissen allein
die deutsche Fein- und Fertigindustrie ihren Platz auf dem
Weltmarkt gewinnen und behaupten kann!
Die Vertreter der Arbeit aber ständen erst nach Durchfüh-
rung der Bodenreform auf gleicher Ebene den Vertretern
des Kapitals, den Leitern des Produktionsprozesses, gegen-
über. Um nutzbar zu werden, bedürfen auch die besten
Werkzeuge und Maschinen der menschlichen Arbeitskraft:
„Alle Räder stehen still, wenn dein starker Arm es will!”
Die Grundrente aber — heut meist ängstlich getarnt —
kann keine Arbeiterorganisation direkt beeinflussen. Ihre
Ausscheidung als Machtmittel einzelner ermöglicht erst
ein faires Spiel der Kräfte zwischen Kapital und Arbeit,
in dem die organisierte Arbeit ihren gerechten Anteil am
Produkt der Arbeit erhoffen und im Notfall erkämpfen
kann.
Aber wie auch in einer bodenreformerischen Gesellschaft
Arbeit und Kapital sich auseinandersetzen oder vereini-
gen — es wird jedem möglich bleiben, in Freiheit seine
Kräfte zu entfalten. Die bewußte Wahrung dieser Freiheit
aber scheint eine Notwendigkeit in der heute vielfach dro-
henden Entwicklung zur Zwangswirtschaft auch des Kapi-
tals und der Arbeit — wobei es natürlich nichts ändert,
ob man solche Entwicklung Staatskapitalismus oder
Staatssozialismus nennt! Es gilt, die Grenzlinien klar und
fest zu ziehen, damit der Gesellschaft das Ihre zuteil wird
damit sie reich genug werde, alle ihre Aufgaben, auch auf
dem Gebiet der Erziehung und der Fürsorge, vollkommen
zu erfüllen, und daß Raum bleibt zur Entfaltung freischaf-
fender. selbstverantwortlicher Persönlichkeiten! 36)
Die Reformtheoretiker von George bis Oppenheimer woll-
ten die Realität zugunsten des Ideals überwinden. Für Da-
maschke gibt es nur die Realität, die er im Glanz idealisti-
schen Vokabulars erstrahlen läßt. Kleine Korrekturen der
Tagespolitik wirken als Politur. Das hohe Ideal bleibt
stets die sittliche Grundlage und Rechtfertigung sozialpo-
litischen Handelns und erweckt den Anschein, als könne
es in der tatkräftigen Initiative der „Idealisten”” durchge-
setzt und bewahrt werden. Damaschke scheint damit eine
Pionierleistung vollbracht zu haben, denn immer noch
werden Maßnahmen zugunsten des Kapitals bevorzugt als
Erfüllung bürgerlicher, d. h. allgemein menschlicher Ideale
angepriesen, und der Konflikt zwischen Anspruch und
Wirklichkeit löst sich heute wie damals in salbadernder
Rhetorik.
Damaschke integrierte die Bodenreformbewegung auf
zweifache Weise: Er stellt praktische Forderungen auf,
die auch das Kapital gegen das Grundeigentum durchzu-
setzen bestrebt ist und er liefert die ideologische Absiche
rung, die das Kapital im allgemeinen und erst recht beim
Angriff gegen eine Eigentumsform gut brauchen kann.
Programmpunkt 1 der Bodenreform, die Wiedergewinnung
36) Damaschke, Adolf: Deutsche Bodenreform, Leipzig 1929
der Grundrente, erschöpft sich im Kampf um die Grund-
steuer nach dem gemeinen Wert und um die Wertzuwachs-
steuer. Beide haben mit den Zielen der Bodenreform we-
nig gemein, sie wollen eine Verbesserung der Wohnverhält-
nisse erreichen auf Wegen, wie sie von Wohnungs- und So-
zialpolitikern aller Schattierungen empfohlen werden 37).
Dem fügen sich nahtlos an sonstige Maßnahmen zur Ver-
besserung der Wohnungsverhältnisse, Unterstützung von
Baugenossenschaften, Ausnutzung des Erbbaurechts, Bes-
serung der Lage der Bauhandwerker, des Hypothekenrechts
usw.
Ein Gesetzentwurf „über erleichterten Erwerb und besse-
ren Gebrauch des deutschen Bau- und Wirtschaftslandes”
erhält den Zwang der Gemeinden zur Bodenvorratswirt-
schaft. Für diese Aufgabe werden sie ausgerüstet mit einem
Vorkaufsrecht (Kauf zu frei vereinbartem Preis), mit ei-
nem Ankaufsrecht (Kauf zu „angemessenem” Preis) und
einem Enteignungsrecht. Enteignet werden sollte vorzüg-
lich für öffentliche Anlagen, für Heimstätten, Nutzgärten
und sonstige Siedlungszwecke. Die Aufzählung ist typisch
für den ambivalenten Charakter der Bodenreform. Einer-
seits erfüllt sie die kühnsten Träume der Bodenpolitik, in-
dem sie billiges Land für Infrastruktur, insbesondere für
Wohnbauten fordert. Auf der anderen Seite hängt sie ih-
ren ‘Kleinbürgeridealen nach, wo sie jeder Etagenwohnung
ihren Nutzgarten zuordnen will und Siedlungen am lieb-
sten nur in der Form von Heimstätte sehen möchte.
Die Heimstätte stand nach Meinung der Bodenreform.ei-
ner jeden deutschen Familie zu, entweder als „Wohn-
heimstätte” (Kleinhaus mit Nutzgarten) oder als „‚Wirt-
schaftsheimstätte (kleines bäuerliches Anwesen). Sie war
unveräußerlich und unpfändbar, wurde von eigens ge-
gründeten öffentlichen Instituten ausgegeben und zurück-
genommen. Die Sicherheit des Besitzes war mit einer Un-
freiheit des Besitzers verbunden, die nicht nur die Kritik
liberaler Ökonomen herausfordern mußte, sondern auch
die ursprünglichen Prinzipien der Bodenreform in ihr Ge-
genteil verkehrte. Die freie Verfügbarkeit aller Individuen
über den Boden auf der Grundlage des Gemeinbesitzes
stellte sich nun dar als ängstliche Verklammerung des
Bürgers mit den anteilmäßig auf ihn entfallenden Quadrat-
metern Vaterland.38)
37) nach Diehl, K., a.a.0.
38) _Damaschke konnte 1916 zwei Entschließungen betreffs
einer Kriegerheimstätte durchsetzen und 1920 ein
„Reichsheimstättengesetz”, dem 1927 ein „Beamten-
heimstättengesetz” folgte. Das erwähnte Gesetz zur
Landbeschaffung für Heimstätten wurde dagegen nicht
angenommen. 1937 wurde das Reichsheimstättengesetz
neu gefaßt und 1940 dazu eine Ausführungsbestimmung
erlassen, Die Idee der Heimstätte wird heute weiterge-
tragen vom „Deutschen Volksheimstättenwerk”. „Der
praktische Erfolg wird von F. Lütge mit ca. 80.000
Reichsheimstätten und ca. 12.000 Beamtenheimstätten
beziffert, die für das Jahr 1945 (!) geschätzt sind.”
Nach Dreier, Wilhelm: Raumordnung als Bodeneigentums-
nd Bodennutzungsreform. Köln 1968.58. 59 ff.
In dieser Verballhornung erlebte Oppenheimers „innere
Kolonisation” ihre Minimalverwirklichung als soziale Maß-
nahme: Die „Volksheimstätte für jeden Volksgenossen”.
An Zahl bescheiden, waren sie doch ein Sieg der Ideologie.
die sich, scheint es, in der etwas elastischeren Fassung des
„Eigenheims für jeden Bundesbürger” auch nach dem zwei,
ten Weltkrieg noch auszahlte.
Freilich war die Beseitigung des Privateigentums am Bo-
den in der Heimstätte nur eine Randerscheinung, wenn
man die Wirkung der Reform insgesamt einschätzen will.
Wichtiger ist ihre umfangreiche Polemik gegen das private
Haus- und Grundeigentum, mit der sie durch geschickte
Propaganda und wirklichkeitsnahe Verbesserungsvor-
schläge große Teile der Öffentlichkeit auf ihre Seite zog.
Damit verschaffte sie dem sozialpolitisch immer nötigeren
Eingriff in das private Eigentumsrecht breite Unterstüt-
zung und machte ihn gewissermaßen ‚‚salonfähig” 39),
„Welch wachsenden Einfluß die deutschen Anhänger, oder
vielleicht besser gesagt Nachfolger von Henry George, die
namentlich im Bunde der deutschen Bodenreformer ver-
einigt sind, ausüben, ist so bekannt, daß ich ein weiteres
Wort kaum darüber zu verlieren brauche. Adolf Damschke
schrieb jüngst: „Im allgemeinen dürfen wir sagen: Jeder
alte Rat, der in den Ruhestand tritt, bedeutet für uns einen
Gegner weniger. Und jeder Begabte, jede arbeitsfreudige
Kraft, die hineintritt in den Organismus der Staatsverwal-
tung, bedeutet für uns einen Freund mehr . . . Mit der Bo-
denreform ist die steigende Flut.” 40)
„Der heutige (gemeint ist die Zeit vor dem ersten Welt-
krieg, d. Verf.) Zug des öffentlichen Lebens bewegt sich
gegen den Privatbesitz an Grund und Boden. Gesetzgebung
und Rechtsprechung werden überwiegend von sozialen An-
schauungen getragen. Beide sehen in dem städtischen
Grundbesitzer nur den Mann, der mit dem zunehmenden
Wert des Bodens ohne eigenes Zutun ein Vermögen ge-
winnt, und während die erstere in dieser Anschauung be-
müht bleibt, durch fortgesetzte Steigerung der Steuern
und persönlichen Lasten die vermeintlichen Vermögens-
vorteile des städtischen Grundbesitzes zugunsten der
nicht ansässigen Bevölkerung zu paralysieren, folgt auch
die Rechtsprechung einer Richtung, die die Annahme nahe
legt, als ob auch sie den Privatgrundbesitz als die Ursache
39) „Im allgemeinen erweist sich ausschließliches oder vor-
herrschendes Vorkommen von großen Gütern für die
Dauer unhaltbar, wie überhaupt der Gegensatz zwischen
ginem kleinen Teil von Überreichen und einer großen
Masse Besitzloser. Wo das feste Bindeglied eines gedie-
genen Mittelstandes fehlt, wird die Gesellschaft immer
leicht der Gefahr einer sozialen Umwälzung ausgesetzt
sein. Insbesondere ist der Grundbesitz ein echter Hort
einer bestehenden gesellschaftlichen Ordnung. Eine tüch-
tige Vertretung des kleinen und mittleren Besitzes mit
seiner meist echt konservativen Haltung wird immer allen
Anfechtungen der bestehenden Besitzordnung kräftigen
Widerstand entgegensetzen. Solche Anfechtungen erfol-
gen von sozialistischer Seite.“
Meyers Konversationslexikon, a.a.O., Stichwort Grund-
eigentum, Bd, 8, S. 20.
Weber. A... a.a.0., 5. 23.40)
an den sozialen Mißverhältnissen betrachtet, und daß dieser
es sei, der der Allgemeinheit Opfer bringen müsse.‘ (Hervor-
hebung vom Verf.) 41)
Die Bodenreform hatte der teilweisen Eigentumsbeschrän-
kung nicht nur ihren sozialistischen Anstrich genommen,
der ihr notwendig anhaften mußte, sie hatte sich selbst als
die einzige Alternative zum Sozialismus etabliert, die ihm
den Wind aus den Segeln nehmen wollte, indem sie bewies,
daß die Mißstände des Systems auch durch friedliche Re-
formen zu beseitigen waren. Die Bodenreform lenkte den
Unmut über die kapitalistische Wirklichkeit für die Masse
der Kleinbürger und wohl auch für manchen Arbeiter in
die denkbar günstigste Bahn: Weg von einer Gefährdung
des Kapitals hin zu dessen altem Widersacher, dem Grund-
eigentum. Auf vielfach vermittelte Weise unterstützte sie
objektiv das Kapital in seiner aktuellen Auseinanderset-
zung mit Grundeigentum und Proletariat.
„Für die Erfolge der Bodenreformer kamen freilich noch
andere Gründe in Betracht; der aufmerksame Beobachter
kann sich insbesondere des Eindrucks nicht erwehren, daß
namentlich Freunde des „mobilen” Kapitals angesichts
der durch den Sozialismus drohenden Gefahr, die Boden-
reformbewegung — wenn auch vielleicht ganz unbewußt —
als eine Art Blitzableiter betrachten. Einen ähnlichen Ge-
danken spricht Herkner aus, wenn er meint, daß für die
Bodenreformbewegung fördernd gewesen sei, die „indi-
vidualistische Abneigung gegen eine Bürokratisierung und
Verstaatlichung des ganzen Wirtschaftslebens, wie sie als
Konsequenz des Kommunismus erscheint!”” Arbeiterfrage
Il. Aufl... S. 354 42)
Marx faßt Webers Andeutung konsequenter: „Alle diese
‚Sozialisten’ seit Colins haben das gemein, daß sie die
Lohnarbeit, also auch die kapitalistische Produktion, be-
stehen lassen, indem sie sich oder der Welt vorgaukeln
wollen, daß durch Verwandlung der Grundrente in Steuer
an den Staat alle Mißstände der kapitalistischen Produktion
von selbst verschwinden müssen. Es ist das ganze also nur
ein sozialistisch verbrämter Versuch, die Kapitalistenherr-
schaft zu retten und in der Tat auf noch weiterer Basis als
der jetzigen neu zu begründen.” 43)
41) Rönitz, U,: Der Haus- und Grundbesitz und seine Organi-
sation 1879 - 1954, Düsseldorf 1954, 5. 19
42) Weber, A. aa.0 , 5. 46
43) Marx.K.. Bzief an F. A, Sorge, a‚a.0.
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VI. Die wissenschaftliche Grundlegung der Boden-
politik in der Nationalökonomie.
Die Bodenreform hatte am Boden nicht das geringste refor-
miert, Sie hatte den Weg aktiver Bürgerbeteiligung im Rah-
men der Sozialpolitik gewiesen, die Ideale des Kleinbürgers
„entschärft”” und für die Realpolitik nutzbar gemacht. Ihr
eigentliches Verdienst bestand darin, daß sie die allgemei-
nen Reformbetrebungen an den Boden fixierte und das Ka-
pital aus der Schußlinie weltverbessernder Reformerei rückte
während sie gleichzeitig dem Angriff gegen das kapitalisti-
sche Grundeigentum die ideologische Absicherung lieferte:
Das Einbetten der Reform in den bürgerlichen Eigentums-
begriff durch die „Sozialgebundenheit”” des Eigentums mit
dem letzten Ziel, das ganze Volk durch Eigentum am Bo-
den in diesem selbst und vor allem in der gültigen Eigen-
tumsordnung zu verwurzeln. Sobald die Reform solche Ziele
praktisch ansteuerte, wurden sie freilich illusionär, da sie in
Kollision mit den Notwendigkeiten der kapitalistischen Ent-
wicklung geraten mußten. So sehr das Kapital für die gesell-
schaftliche und politische Hilfe der Bodenreform dankbar
sein konnte, so wenig half sie ihm sachlich weiter. Denn
die bodenreformerischen Vorschläge waren zu sehr vom
idealen Wunschbild beeinflußt, und zu wenig ökonomisch
durchdacht, als daß sie ein brauchbares und sicher wirken-
des Instrument für die Lösung der anstehenden Bodenpro-
bleme abgegeben hätten.
Diese Probleme waren bereits um die Jahrhundertwende
voll ausgeprägt. Die Expansion der Wirtschaft unter libera-
1cm Vorzeichen hatte einen katastrophalen Wildwuchs der
Produktionszentren zur Folge. Die unkontrollierte Ausdeh-
nung der Städte allein durch unternehmerische Privatinitia-
tive erforderte einen immer stärkeren Ausbau der Infra-
struktur und machte ihn zugleich weitgehend unmöglich;
insbesondere das Wohnungswesen schien vom freien Bo-
denmarkt völlig paralysiert. Wenn auch die Bodenreform
diesen wichtigen Punkt etwas überbetonte, so war doch
insgesamt eine geordnete Stadtentwicklung im Interesse
des Kapitals unerläßlich geworden, eine Ordnung, die wohl
oder übel am zentralen Punkt, dem städtischen Grundbe-
sitz, ansetzen mußte. Die Formen des Widerspruchs zwi-
schen Kapital und Grundeigentum hatten auf dem städti-
schen Grund und Boden eine Schärfe erreicht, die zu ei-
ner Lösung drängte, so vorübergehend und kompromiß-
haft sie auch ausfallen mochte. Wer aber sollte diesen
Kompromiß aushandeln, wenn nicht die Theoretiker der
Bourgeoisökonomie. Der klassischen bürgerlichen Öko-
nomie, die von vornherein für das Kapital kämpfte, hatte
die Polemik gegen das Grundeigentum wenig oder nichts
gekostet, da reale Angriffe offensichtlich nicht opportun
und gesellschaftliche Folgen nicht zu befürchten waren.
Dagegen fand sich die bürgerliche Ökonomie am Ende des
19. Jahrhunderts, nachdem sie den ewigen Frieden aller
„Produktionsfaktoren”” bewiesen hatte, in der unschönen
Lage, den realen Angriff des Kapitals gegen das Grundei-
gentum wissenschaftlich anleiten zu müssen. Es nimmt
nicht Wunder, daß sie zunächst einmal an ihrem Selbst-
verständnis zweifelte.
„Der wissenschaftliche Kampf um die Boden- und Woh-
nungsfrage ist zum Teil zurückzuführen auf erhebliche
Meinungsverschiedenheiten über Aufgabe und Methode
der Volkswirtschaftslehre.” 44)
Gegen die „reine””, deduktiv forschende Ökonomie mit
ihrer „naturwissenschaftlich-mathematischen Methode”
setzen vor allem die Mitglieder des „Vereins für Sozial-
politik” historisch-statistische und soziologische Unter-
suchungen, nicht zuletzt über Fragen der Bodenrente,
des Bodenwuchers, der Spekulation und der Preisent-
wicklung. A. Weber wirft ihnen vor, sie sähen vor lauter
Bäumen den Wald nicht und hätten den eigentlichen
Gegenstand der Wissenschaft, die Volkswirtschaft, aus
den Augen verloren, da es ihnen im Grunde weniger um
wissenschaftliche Erkenntnis gehe als um einen Ausgangs
punkt zu politischem Handeln. Die deutsche National-
Ökonomie stehe am „Scheidewege von Gefühlspolitik
und Wissenschaft” 45).
„Wissenschaft hat uns Wahrheit und Erkenntnis zu ge-
ben, ob sie dabei menschliches Glück oder menschliche
Zufriedenheit — übrigens sehr unklare Ziele — aufbaut
oder zerstört, ist demgegenüber eine Frage von unterge-
ordneter Bedeutung.” 46) Für die Gegenseite betont
Gustav v. Schmoller, „daß ausschließlich mathematisch-
naturwissenschaftliche Studien in der Regel zum poli-
tisch-volkswirtschaftlichen Urteilen verunfähigen.” 47)
(G. v. Schmoller, Über einige Grundfragen der Social-
politik und der Volkswirtschaftslehre, Leipzig 1898,
S. 298. zitiert bei W. Dreier. a.a.0.. S. 65).
Der Streit um die Methode ist ein Streit um die Aufga-
ben und spiegelt nur die objektive Verlagerung dieser
Aufgaben wider. Die reine Ökonomie als Rechtfertigung
des „natürlichen”” Systems gerät in eine Sackgasse, wo sie
gezwungen wird, praktisch-politisch diese Natürlichkeit
aufrechtzuerhalten und feindet zunächst jeden an, der
mit neuen Methoden der neuen Situation gerecht werden
will. Letzten Endes aber werden beide Forschungsrich-
tungen anerkannt, weil sie beide nötig sind und sich so
ergänzen, daß die erste als „Theorie des Wirtschaftsab-
laufs’”” die Grundgesetze des Wirtschaftens erforscht, wäh-
rend die zweite als „Theorie der wirtschaftlichen Institu-
tion” Ausprägung und Verlauf der Gesetze verfolgt und
Ansätze zu notwendigen Korrekturen im Sinne der
Grundgesetze erarbeitet.
„Mag man also immerhin zwischen Nationalökonomie
im überkommenen engeren Sinn und Wirtschaftssozio-
44) Weber, A.: Boden und Wohnung, Acht Leitsätze zum
Streite um die städtische Boden- und Wohnungsfrage,






Schmoller, Gustav v.: Über einige Grundfragen der
Socialpolitik und der Volkswirtschaftslehre, Leipzig 1898,
S. 298; zitiert bei Dreier. W., a.a.0., 5. 65.
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logie unterscheiden — besser allerdings zwischen Theorie
des Wirtschaftsablaufs und Theorie der wirtschaftlichen
Institutionen im weitesten Sinne innerhalb der theoreti-
schen Nationalökonomie. Aber Wert und Haltbarkeit
der Scheidewand darf man nicht überschätzen.” 48)
Die Neuorientierung der Ökonomie auf die praktischen
Probleme der Wirtschaftslenkung zeichnet sich in der
Diskussion um die Bodenordnung deutlich ab. Ihr Stel-
lenwert in der Entwicklung und im Gesamtsystem der
Lenkungsmaßnahmen soll hier nicht näher bestimmt wer-
den. Für sich allein betrachtet, müßte nun die ideale
wissenschaftlich-ökonomische Grundlegung einer Boden-
ordnung zuerst die Natur der städtischen Rente erklären
und den Mechanismus untersuchen, mit dem die Rente
auf die Wirtschaft einwirkt, denn nur mit solchen Vor-
arbeiten kann eine Bodenpolitik gezielt ordnend in den
Bodenmarkteingreifen. Freilich steckten die Standort-
und die Rentenlehre noch in den Anfängen, ganz abge-
sehen davon, daß sie als reine Wissenschaft jeder Politik
abholt waren. Die praktsche Bodenpol1iK Tunt au den
Schultern der zweiten theoretischen Richtung, die sich
dafür noch den Vorwurf der Bodenreformerei gefallen
lassen mußte. In Wahrheit diskutierte sie zwar mit der Bo-
denreform, übernahm aber nur die Errungenschaft der
Eigentumsbindung, versah dagegen die realen Vorschläge
mit einer ganz anderen Zielrichtung und rückte sie mehr
und mehr von den ideologischen Leitlinien der Reform ab
Eine erste geschlossene Konzeption zeitgerechter Boden-
ordnungspolitik in diesem Sinne stellte Karl Theodor v.
Inama-Sternegg kurz nach der Jahrhundertwende vor.
„Den Ausgangspunkt . . . bildet bei v. Inama-Sternegg die
These von der „relativen Berechtigung‘ des Grundeigen-
tums. Der Boden werde in steigendem Maße in seiner Nut-
zung gesetzlichen Schranken unterworfen, aber gerade
dadurch auchals privates Eigentum gesichert. Ebenso
schließt aber, „nach Inama-Sternegg”, die höhere Staats-
und Gesellschaftsverfassung gemeinschaftliches Eigentum
und bestimmte Rechte der Gemeinschaft über das indivi-
duelle Eigentum in sich.” 49)
Die Prinzipien seiner Agrarreform entsprechen dabei noch
am ehesten bodenreformerischen Zielen, wenn auch mit
der Erhaltung eines freien Bauernstandes nicht der Um-
schwung der Gesilschaft eingeleitet, sondern die Bauern-
frage in einer landwirtschaftlichen „Struktur- und Stüt-
zungspolitik” (Dreier) gelöst werden sollte. Hauptziele
waren die Entschuldung und Sicherung eines möglichst
breit gestreuten bäuerlichen Bodenbesitzes, um die gefähr
liche Mobilität zu verhindern. Die Bedeutung und Behand-
lung der Bauernfrage in der Sozialpolitik ist jedoch hier
48) Schumpeter, J. A.: G. v. Schmoller und die Probleme von
heute, in: Schmollers Jahrbuch Bd. 50, 1926, S. 337 ff.:
zitiert bei Dreier, W., a.a.O., S. 67
Dreier, W., a.a.0., S. 68; zitiert aus: Inama-Sternegg, K.Th.
v.: Theorie des Grundbesitzes und der Grundrente in der
deutschen Literatur des 19. Jahrhunderts, Leipzig 1908.
49}
nicht weter zu erläutern, obwohl sie den widersprüchli-
chen Charakter dieser Politik insgesamt vielleicht beispiel
hafter erhellt als manch anderes Reformprojekt. Für uns
aber steht nicht die Sozialpolitik als solche, sondern ihre
Ausprägung in der städtischen Bodenpolitik im Vorder-
grund.
Als Grundlage städtischer Bodenpolitik fordert Inama-
Sternegg getreu seiner Wissenschaft, erst einmal den inne-
ren Zusammenhang der Übel in Wohnungs- und Mietver-
hältnissen mit der Preis- und Rentenbildung des Bodens
theoretisch zu klären, Da diese Frage noch ungelöst ist,
geht er selbst vorläufig von der These eines „deutlichen
Monopolcharakters der städtischen Grundstücke” aus und
empfiehlt folgerichtig als,,erste Forderung der städtischen
Bodenpolitik: Vermehrung des Angebots von Baustellen
und Häusern, bessere Verteilung der Nachfrage, um eine
Ausgleichung der Rente und eine möglichste Einschrän-
kung der monopolistischen Wirkungen des Bodens zu er-
reichen”. 50) Für die Durchführung stützt er sich auf Ein-
gemeindungen, gute Bauordnungen, freihändige Boden-
eigentumspolitik der Gemeinden und rüstet sie aus mit
dem bekannten Instrumentarium von Vorkaufs-, Rück-
kaufs- und Erbbaurechten sowie der „Expropriation” ge-
gen Entschädigung als „ultima ratio”. Auch eine wohlab-
gewogene Rentenabschöpfung sollte zur Abrundung des
Konzepts nicht fehlen.
Die ökonomische Wissenschaft konnte gegen diese sozial-
politische Hilfestellung für den Bodenmarkt wenig ein-
wenden (abgesehen von extrem liberalen Positionen),
denn sie bewahrte das Eigentum und fügte es gleichzeitig
besser in die freie Marktwirtschaft ein. Die Bodenrefor-
mer fanden freilich alle ihre Mittelchen zur Vollendung
der idealen Gesellschaft plötzlich vereint in einer kommu-
nalpolitischen Hausapotheke gegen die Wechselfieber der
Stadtentwicklung. Ihr Ideal, selbst in der stark reduzierten
Fassung Damaschkes, war in den Mitteln seiner Durchset-
zung aufgehoben. Trotzdem mußte die Realitätsnähe ihrer
Vorschläge der Reform als eine weitere Bestätigung des
eingeschlagenen Weges erscheinen.
Inama-Sterneggs Konzeption umschreibt in der Tat die rea-
len Eingriffsmöglichkeiten. Sobald sie allerdings in den er-
sten Bau - und Planungsgesetzen verwirklicht werden konn-
ten, erwiesen sie sich genauso wirkungslos, wie zeitgenös-
sische Kritiker vorausgeahnt hatten. Um die Bodenordnung
samt der Rentenentwicklung planerisch in den Griff zu be-
kommen, sah R. v. Mangoldt um die gleiche Zeit wie Inama-
Sternegg bereits kein anderes Mittel mehr als die Kommuna-
lisierung des Bodens. Er fordert, die Stadterweiterungen aus
einer privatwirtschaftlichen in eine öffentlichrechtliche Ange-
legenheit zu überführen. Mangoldt bemerkt richtig, daß
das ganze bodenrechtliche und planerisch-ordnende In-
strumentarium nur dann sinnvoll eingesetzt werden kann,
wenn es auf das Obereigentum der Kommune am Boden
hinzielt bzw. mit ihm verbunden ist. Mangoldts Vorschlag
50) Dreier, W., a.a.O., S. 71; zitiert aus: Inama-Sternegg, a.a.0.
S. 80.
entzieht den Boden der privaten Verfügungsgewalt der
Grundeigentümer, um ihn dem freien Unternehmertum
wohlgeordnet zur Verfügung zu stellen, zu einem Zeitpunkt
wo die freie Betätigung des Kapitals ohne diese Ordnung
nicht mehr auskommt.
„Mit anderen Worten: Die Stadterweiterung muß aus einer
Sache überwiegend der privaten Terrainunternehmung und
ähnlicher Stellen zu einer Aufgabe mehr oder minder öf-
fentlicher Stellen werden. Die Hauptrolle hierbei würden
die Gemeinden und Gemeindeverbände zu spielen haben;
neben ihnen und unter ihrer Führung wäre auch die ge-
meinnützige und genossenschaftliche Initiative, und unter
Umständen sogar die private, möglichst weitgehend zur
Durchführung der öffentlichen Stadterweiterungen mit
heranzuziehen, ebenso wäre auch der Staat an ihr zu be-
teiligen.” 51)
Diese radikale Lösung bedeutet freilich die wirtschaftliche
Entmachtung des städtischen Grundeigentums, die sich
das Kapital, von ideologischen Erwägungen einmal abge-
sehen, um so weniger leisten wird, je mehr die Einzelkapi-
tale selbst Grund und Boden besitzen. Daß die Grenzen
des ideologisch Tragbaren ebenfalls überschritten sind,
signalisiert die Reaktion der Bodenreformer. Denn ob-
wohl Mangoldt stets beteuert, er habe nur das Wohl der
Gesamtheit im Auge, und Heimstätten und Kleingärten
dazu verspricht, durchschaut Damaschke die stereotype
Begründung der Sozialpolitik, die er selbst mitprägte.
Nach Mangoldts Art hat er sich „gesunde Beziehung der
Bevölkerung zum Boden” nicht vorgestellt.
Damaschke meint, wenn vernünftige Bestimmungen Miß-
brauch verhindern, „kann der einzelne ruhig freier Besit-
zer bleiben, der kauft, verkauft, erbt, schenkt, im Gefühl
voller Unabhängigkeit von Behörden und Verwaltungen.” 52)
Ähnliche Argumente bringt die Nationalökonomie, unter
anderem K. Diehl, der von einem „bedenklichen Kommu-
nalsozialismus” spricht. Solange die Produktion Privat-
sache sei, könne man nicht einen Teil der Wirtschaft‘
kommunstisch ordnen. Vom Standpunkt der zeitgenös-
sischen Ökonomie ist ein Stück „Planwirtschaft”” innerhalb
einer freien Wirtschaftsordnung ein zum Scheitern verur-
teiltes Unding. Als Resultat wäre das Unternehmen Kom-
mune selbst den Gesetzen der kapitalistischen Wirtschaft
und ihrer Konjunkturschwankungen unterworfen und
müßte seinerseit nicht weniger spekulieren als es die Pri-
vatwirtschaft vorher tat.
Die massive ideologische und ökonomische Kritik weist
den ordnungspolitischen Vorstoß des Kapitals in seine
Grenzen; sie umschreibt im Groben die Widersprüchlich-
keit planender Eingriffe in das kapitalistische System und
bezeichnet den immer noch gültigen Weg realer Lösungen,
auch wenn die ökonomische Wirtschaft inzwischen ge-
lernt hat, ordnende und lenkende Eingriffe besser zu
rechtfertigen. Wie sich diese Eingriffe heute ausnehmen,
auf welchen gewandelten und verschärften Formen des
Widerspruchs zwischen Grundeigentum und Kapital sie
basieren, bleibt einer eigenen, ausführlichen Untersuchung
vorbehalten.
Man sieht, wie die Realpolitik auch einen gutwilligen Idea-
listen engherzig werden läßt. Während andere Mitglieder
des Bundes der Bodenreformer die Kommunalisierung be-
fürworten, sieht Damaschke zwar, daß das Gemeindeei-
gentum am Boden die Gewinnung der Zuwachsrente am
besten garantieren würde, findet aber, dies läge „für die
nächste Gegenwart außerhalb des Rahmens einer prakti-
schen Sozialpolitik.” 53) Außerdem würde der Boden der
Gemeindebürokratie und der dort herrschenden Partei in
die Hände fallen.
Mangoldt, R. v.: Die städtische Bodenfrage. Eine Unter-
suchung über Tatsachen, Ursachen und Abhilfe.
Göttingen 1907, S. 548 ff;
auszugsweise nachgedruckt in: Boden. Eine Dokumenta-
tion, a.a.0., Bd. 3,5. 159.
Damaschke, A.: Aufgaben der Gemeindepolitik, S. 148:
zitiert bei Diehl, K., a.a.O.
53) a.a.0.
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